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155. Sitzung 

Bonn, den 13. Februar 1968 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 14.32 Uhr 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: D ie Sitzung 
ist eröffnet. 

Folgende amtlichen Mitteilungen werden ohne 
Verlesung in  den  Stenographischen Bericht aufge-
nommen:  

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 9. Februar 1968 den 
nachfolgenden Gesetzen zugestimmt bzw. einen Antrag gemäß 
Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes nicht gestellt: 

Gesetz zu dem Assoziierungsabkommen vom 16. Juli 1966 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Republik Nigeria sowie dem Internen Durchführungsabkom-
men 

Gesetz über die Gebäude- und Wohnungszählung 1968 
(Wohnungszählungsgesetz 1968) 

Gesetz zur Änderung des Entwicklungshilfe-Steuergesetzes 

Gesetz zu dem Übereinkommen vom 15. Dezember 1960 
gegen Diskriminierung Im Unterrichtswesen und zu dem 
Protokoll vom 18. Dezember 1962 über die Errichtung einer 
Schlichtungs- und Vermittlungskommission 

Pflanzenschutzgesetz 

Gesetz zu dem Vertrag vom 22. September 1966 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich der 
Niederlande über die Regelung der Grenzübergänge der 
Eisenbahnen. 

Zum Gesetz zur Änderung des Durchführungsgesetzes EWG- 
Richtlinie Frisches Fleisch und des Fleischbeschaugesetzes — 
Drucksachen V/1795, V/2477 — hat der Bundesrat in seiner 
Sitzung am 9. Februar 1968 die Einberufung des Vermittlungs-
ausschusses verlangt. Sein Schreiben ist als Drucksache V/2566 
verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär des Bundesministers für 
Wirtschaft hat am 12. Februar 1968 die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Wieninger, Burgemeister, Schmidhuber, Gewandt, 
Stücklen, Dr. Frerichs und Genossen betr. Vereinbarkeit koope-
rativer Werbemaßnahmen mit dem Kartellrecht — Drucksache 
V/2487 — beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 
V/2565 verteilt. 

Der Parlamentarische Staatssekretär des Bundesministers für 
Wirtschaft hat am 12. Februar 1968 die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Wieninger, Stücklen, Schlager, Dr. Frerichs, 
Burgemeister und Genossen betr. Gewerbeförderungsmittel für 
die mittelständische Wirtschaft — Drucksache V/2486 — beant-
wortet. Sein Schreiben wird als Drucksache V/2571 verteilt. 

Der Präsident des Bundestages hat entsprechend dem Be-
schluß des Bundestages vom 23. Februar 1962 die  nachstehenden 
Vorlagen überwiesen: 

Dreiunddreißigste Verordnung zur Änderung der Einfuhr-
liste — Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz —
— Drucksache V/2537 — 

an  den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
15. Mai 1968 

Neunundzwanzigste Verordnung zur Änderung des Deut-
schen Zolltarifs 1967 (Erhöhung der Zollkontingente für 
Rohmagnesium und Ferrosiliziummangan) 
— Drucksache V/2545 — 

an  den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
15. Mai 1968 

Einundzwanzigste Verordnung zur Anderung des Deutschen 
Zolltarifs 1967 (Verlängerung des Handelsabkommens EWG-
Iran) 
— Drucksache V/2501 — 

an  den Ausschuß für Wirtschaft und Mittelstandsfragen mit der 
Bitte um Vorlage des Berichts rechtzeitig vor dem Plenum am 
10. Mai 1968. 

Zu den in der Fragestunde der 149. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 23. Januar 1968 ge-
stellten Fragen des Abgeordneten Dr. Imle, Druck-
sache V/2492 Nrn. 12 und 13 *), ist inzwischen die 
schriftliche Antwort des Bundesministers Dr. h. c. 
Strauß vom 8. Februar 1968 eingegangen. Sie lautet: 

Bei Betriebsprüfungen, die allerdings noch nicht völlig ab-
geschlossen sind, sind die Preise, die deutschen Mineralölgesell-
schaften von ihren ausländischen Mutter- oder Schwestergesell-
schaften für Rohölimporte in Rechnung gestellt worden sind, 
und die Höhe der dabei berechneten Frachten untersucht und 
die steuerlichen Folgerungen daraus gezogen worden. Das wird 
auch in Zukunft der Fall sein. 

Ich bin jedoch nicht in der Lage, Einzelheiten der Prüfungs-
ergebnisse bei den verschiedenen Gesellschaften bekanntzu-
geben. Die dabei getroffenen Feststellungen unterliegen dem 
Schutz ds Steuergeheimnisses nach § 22 AO. 

Wir kommen zu Punkt 1 der Tagesordnung: 

Fragestunde 

— Drucksachen V/2564, zu V/2564 — 

Zunächst die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes. Ich 
rufe die Frage 1 des Herrn Abgeordneten Geldner 
auf: 

Wie vereinbart sich die Behauptung, „die Zahl der Arbeits-
losen geht zurück" in der Schrift der Bundesregierung „Zwei 
Männer — eine Aufgabe — Die Richtung stimmt" mit dein 
Höchststand von 672 617 Arbeitslosen Ende Januar 1968, 51 500 
mehr als im Januar 1967 und 403 800 mehr als 1966? 

. Zur Beantwortung der Herr Staatssekretär im 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung. 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Herr 
Präsident! Herr Abgeordneter, zur Entwicklung auf 
dem Arbeitsmarkt im Januar 1968 ist folgendes zu 
bemerken. Es ist in der Tat richtig, daß die Arbeits-
losenzahl gegenüber dem Vorjahr höher ist. Die 
Ursache ist darin zu suchen, daß der ungünstige 
Witterungsverlauf die saisonbedingte Winterar-
beitslosigkeit früher und stärker ansteigen ließ. Die-
ser Vorgang verstellt verständlicherweise den Blick 
dafür, daß dennoch eine Verbesserung der konjunk-
turellen Arbeitsmarktlage eingetreten ist, wie das 
übrigens auch Herr Sabel vor kurzem ausgeführt 
hat. Ein wichtiges Konjunkturindiz des Arbeitsmark-
tes ist die Zahl der Kurzarbeiter. Sie betrug im De- 

*) Siehe 149. Sitzung, Seite 7700 B 
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Staatssekretär Diehl 
zember 1966 90 000, im Dezember 1967 31 000, im 
Januar 1967 240 000, im Januar 1968 34 000. 

Ein weiteres wichtiges Kennzeichen der Ent-
wicklung ist die Zahl der offenen Stellen. Sie be-
trug Ende Dezember 1966 252 000, im Dezember 
1967 250 000, im Januar 1967 25.5 000, im Januar 
1968 303 000. 

In der Zeitungsbeilage „Zwei Männer — eine Auf-
gabe" wurde ein Bericht über die Entwicklung in 
den ersten drei Quartalen des Jahres 1967 gegeben 
und dabei nicht behauptet, sondern zutreffend fest-
gestellt, daß die Zahl der Arbeitslosen zurückgegan-
gen war. Formal gesehen wurde keine Prognose 
gegeben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage. 

Geldner (FDP) : Herr Staatssekretär, stimmen Sie 
mit mir darin überein, daß keine echte Aussage über 
den Rückgang der Arbeitslosenzahl zu machen ist, 
wenn man die Zahlen von Januar und Juni gegen-
überstellt? Da die Aussage nicht in dem Sinne 'stich-
haltig sein dürfte, möchte ich Sie weiter fragen: 
Welcher Eindruck herrscht nach Meinung der Bun-
desregierung bei den jetzt zum Teil arbeitslosen 
Lesern dieses Prospektes vor angesichts solcher Be-
hauptungen, die hier aufgestellt worden sind und 
die ich hinsichtlich ihrer Glaubwürdigkeit kritisiert 
habe? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Herr 
Abgeordneter, ich bin davon überzeugt, daß die 
Leser dieser Beilage die Aussage so  verstehen, wie 
sie gegeben worden  ist.  

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Die Überschrift lautet: „67 — In einem Jahr ge-
schehen keine Wunder". Das ist keine verschönende, 
sondern eine nüchterne Aussage. Es wird dann ge-
sagt — im Präsens —: „Die Zahl der Arbeitslosen 
geht zurück". Es wird ein Bericht über die drei 
ersten Quartale gegeben und zutreffend dargestellt, 
wie der Ablauf gewesen ist. Ich darf noch einmal 
sagen: es ist richtig, daß im Augenblick die Zahl 
höher ist; aber normalerweise liegt die Spitze 
der Saisonarbeitslosigkeit Ende Februar, und wir 
werden dann sehen, wie sich die Dinge entwickelt 
haben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine zweite 
Zusatzfrage. 

Geldner (FDP) : Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung bereit, in ihrer Werbung mit Steuer-
geldern künftig mehr sachlich zu informieren, statt 
mit solchen Behauptungen wie dieser zur Frage 
der Arbeitslosigkeit mehr und mehr in den Geruch 
von Propaganda zu kommen? 

(Oh-Rufe in der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, Herr Staatssekretär, Sie brauchen die Frage  

nicht zu beantworten, weil sie nicht den Vorschrif

-

ten der Geschäftsordnung entspricht: sie enthält eine 
Kritik und eine Feststellung; das ist beides nicht 
statthaft. 

Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Mertes. 

Mertes (FDP) : Herr Staatssekretär, läßt sich aus 
Ihrer Antwort schließen, daß die Beschäftigungs-
lage im Winter 1966/67 von der Bundesregierung 
dramatisiert wurde, um vermeintliche Erfolge, die 
theoretisch errechnet wurden, vor diesem schwarz in 
schwarz gemalten Hintergrund um so leuchtender 
strahlen zu lassen? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef : Ich 
wüßte nicht, wer ein Interesse an einer Drama-
tisierung gehabt haben sollte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der FDP: Na, na!) 

Präsident D.  Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
nicht bekannt, daß das Interesse an einer Dramati-
sierung einfach bei denen gelegen hat, die diese 
Koalition geschlossen haben, weil sie diese Koali-
tion ihren eigenen Anhängern anders gar nicht 
hätten klarmachen können? 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick, Herr Abgeordneter Moersch. Bei allem Wohl-
wollen: ich schätze das Vorlesen gar nicht, auch 
dann nicht, wenn es der Bundestagspräsident tut, 
aber da steht doch ausdrücklich etwas in unseren 
Richtlinien, Herr Kollege Moersch; das sollten Sie 
auch selbst einmal lesen. 

(Zurufe rechts.) 

Da heißt es also: „Zusatzfragen dürfen keine Fest-
stellungen oder Wertungen enthalten." 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU. — Ver

-

einzelter Beifall.) 

— Ich bin auch gelegentlich für Beifall dankbar, 

(Heiterkeit) 

aber klatschen Sie nicht zu früh; denn es ist natürlich 
nahezu unmöglich, diese Vorschrift ganz objektiv 
durchzuhalten. Wie soll man manchmal eine Frage 
stellen, ohne daß sie eine Kritik impliziert? Das ist 
klar. Wie soll außerdem der Bundestagspräsident im 
voraus wissen, was in den Zusatzfragen gebracht 
wird? 

Aber, Herr Kollege Moersch, das geht zu weit. Ich 
muß hier ja wenigstens Annäherungswerte an 
unsere Geschäftsordnung erzielen. 

Moersch (FDP) : Darf ich die Frage anders stel-
len? 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ja, versuchen 
Sie es mal; das ist aber dann die zweite Zusatzfrage, 
die wird angerechnet. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
unbekannt, daß es in beiden Koalitionsparteien 
starke Kräfte gegeben hat, die daran interessiert 
sein konnten, die Dramatisierung vorzunehmen, um 
ihr Handeln zu rechtfertigen? 

(Heiterkeit.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wollen Sie 
antworten? 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Ich 
möchte gerne antworten. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gut, gut, 
bitte sehr! 

Diehl, Staatssekretär, Bundespressechef: Herr 
Abgeordneter Moersch, ich glaube, daß es im Sinne 
der Zielsetzung, eine Belebung der Konjunktur und 
des allgemeinen Vertrauens in die Aufwärtsent-
wicklung der Wirtschaft zu erzeugen, war, in der 
Tat Daten zu liefern, keine Behauptungen, die deut-
lich machten, daß die Indikatoren, wie Herr Bles-
sing  gesagt hat, nach oben zeigten. 

Ich darf mir erlauben, folgendes hinzuzufügen: 
Ich weiß, daß die Meinungsumfragen eine gewisse 
Fehlermarge von ± 2% haben. Aber es ist ganz 
deutlich, daß die überwiegende Mehrheit der Be-
völkerung der Meinung ist, daß das in der Tat ge-
schehen ist, daß eine Aufwärtsbewegung in Gang 
gebracht worden ist. Es ist nicht ohne Reiz, festzu-
stellen, daß nach den Meinungsumfragen auch ein 
hoher Prozentsatz der FDP-Wähler diese Auffas-
sung teilt. 

(Heiterkeit und Hört! Hört! in der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zu einer Zu-
satzfrage Herr Abgeordneter Genscher. 

Genscher (FDP) : Herr Staatssekretär, nachdem 
Sie die Frage der Kurzarbeit hier zu einem wich-
tigen Indiz für die Beschäftigungslage erklärt haben, 
darf ich Sie fragen: Wie beurteilen Sie den Beschluß 
der Ford-Werke in Köln, Kurzarbeit einzuführen, 
was im vergangenen Jahr nicht geschah, im Blick 
auf die Erklärung in Ihrem in schwarzen und roten 
Lettern gehaltenen Flugblatt? 

Diehl Staatssekretär, Bundespressechef: Ich 
kann mir, Herr Abgeordneter, offen gestanden, kein 
Urteil über die Geschäftspolitik der Ford-Corpora-
tion erlauben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine zweite 
Zusatzfrage! 

Genscher (FDP) : Herr Staatssekretär, ich wieder-
hole meine Frage. Ich habe nicht gefragt, wie Sie  

diesen Beschluß insgesamt beurteilen, sondern im 
Hinblick auf die Feststellungen in dem in schwar-
zen und roten Buchstaben gedruckten Flugblatt „Die 
Richtung stimmt". Ich will damit fragen, ob Sie die 
Behauptungen, die darin enthalten sind, noch auf-
rechterhalten wollen. 

Diehl,  Staatssekretär, Bundespressechef : Natür-
lich. Ich hatte schon in meiner Antwort gesagt, daß 
nach allgemeiner Auffassung die Kurzarbeiterbe-
wegung ein wichtiges Indiz für die Beurteilung der 
konjunkturellen Lage ist. Ich darf noch einmal 
sagen: Normalerweise ist gegen Ende Februar die 
Spitze der saisonal bedingten Arbeitslosigkeit er-
reicht. Ich denke, daß wir in Kürze, Anfang März, 
sehen werden, ob das Bild, das die Fachleute — ich 
glaube, Herrn Sabel darf man dazu rechnen — von 
der Lage auf dem Arbeitsmarkt haben, zutreffend ist 
oder nicht. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die Frage 2 
des Abgeordneten Dr. Schulze-Vorberg 

Wie erklärt die Bundesregierung den Ausfall ihrer zuständi-
gen Stellen in den ersten beiden Tagen nach der — und in 
bezug auf die — Ravensburger Rede des Bundesaußenministers? 

wird im Einverständnis mit dem Fragesteller schrift-
lich beantwortet. Die Antwort des Staatssekretärs 
Diehl vom 12. Februar 1968 lautet: 

Die verspätete Unterrichtung des Bundesaußenministers Brandt 
über die dpa-Meldung zu seiner Ravensburger Rede und die 
daraus folgende Verspätung des Dementis ist nicht auf einen 
Ausfall der zuständigen Organe  der  Bundesregierung, sondern 
auf eine Reihe unglücklicher Umstände zurückzuführen. 

Dem diensthabenden Redakteur der Nachrichtenzentrale des 
Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung lagen zu-
erst nur die UPI- und AP-Meldungen über Ravensburg vor. 
Als dann später die dpa-Meldung, die in keiner Weise als 
besonders wichtig gekennzeichnet worden war, eintraf, hat der 
diensthabende Redakteur diese Meldung zunächst nicht weiter 
beachtet. Er ging davon aus, daß auch diese Meldung nichts 
enthielte, was sein Eingreifen erforderlich machen würde. 

Am Abend wurde der Redakteur von Herrn Ahlers gebeten, 
festzustellen, aus welcher Quelle eine Meldung des WDR 
stammte, in der die angebliche Äußerung des Bundesaußen-
ministers wiedergegeben worden war. Nachdem er als Quelle 
die Deutsche Presse Agentur ermittelt hatte, wurde er von 
Herrn Ahlers, der Grund zu der Annahme hatte, daß der 
Außenminister erst in der Nacht von Ravensburg nach Bonn 
zurückkehren würde, aufgefordert, bei dpa in Hamburg nach-
zufragen, was es mit der Meldung auf sich habe. dpa er-
klärte, die Meldung stamme von zwei vom Stuttgarter dpa-
Büro nach Ravensburg entsandten „zuverlässigen Leuten", die 
nach Rückfrage aus Hamburg ihre Version bestätigt hätten. 
Daraufhin bemühte sich der diensthabende Redakteur nach 
Absprache mit Herrn Ahlers und dem diensthabenden Chef 
vom Dienst den Pressereferenten des Auswärtigen Amtes zu 
erreichen. Dies war nicht möglich. Das Presse- und Informa-
tionsamt der Bundesregierung hat dann versucht, Anfragen der 
Journalisten bis zum Vorliegen eines Dementis des Ministers 
zurückzustellen. 

Am Sonntag vormittag sah es zunächst so aus, als würde 
es gelingen, die Angelegenheit ohne Aufsehen aus der Welt 
zu schaffen. Sobald jedoch deutlich wurde, daß dies in Paris 
nicht möglich war, bemühten sich der Sprecher der SPD, Herr 
Frank Sommer, und Herr Ahlers nach Absprache mit Bundes-
außenminister Brandt darum, dpa zu einem klaren Dementi 
ohne den Zusatz zu veranlassen, daß die dpa ihre Version 
aufrechterhalte. Dazu war dpa nicht bereit. Die Deutsche 
Presse Agentur hielt ihre Meldung bis zum Montag vormittag 
aufrecht, obwohl im Verlauf des Sonntag und auch des Montag 
vormittag zahlreiche Bemühungen unternommen worden waren, 
der Chefredaktion von dpa klarzumachen, daß der fragliche 
Satz auf einer irrtümlichen Berichterstattung beruhen müsse. 

Sobald am Sonntag vormittag das Dementi des Bundesaußen-
ministers vorlag, wurde es vom Chef vom Dienst des Presse- 
und Informationsamtes der Bundesregierung der Deutschen Bot-
schaft in Paris, deren Presseattaché sich bereits mit dem Presse-
referat des Auswärtigen Amtes in Verbindung gesetzt hatte, 
per Fernschreiber übermittelt. Auch über den Fortgang der 
Auseinandersetzungen mit dpa, in deren Verlauf die erste 
auszugsweise Tonband-Niederschrift der betreffenden Stelle aus 
der Rede des Bundesaußenministers eine Rolle spielte, wurde 
die Botschaft in Paris unterrichtet. Ein Überspielen des Ton-
bandes nach Paris war am Sonntag nicht möglich, weil das 
Tonband erst in der Nacht vom Sonntag auf Montag in Bonn 
eintraf. Es konnte aus technischen Gründen nicht früher be- 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier 
schafft werden, da nicht bekannt war, daß auch der Südwest- 
funk die Rede des Bundesaußenministers mitgeschnitten hatte. 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers der Finanzen. 

Ich rufe die Frage 3 des Abgeordneten Peiter auf: 
Welche Anteile hatte das Land Rheinland-Pfalz im Jahre 1967 

am Ersten Investitionsprogramm, Zweiten Investitionsprogramm, 
an der Ergänzungszuweisung an finanzschwache Länder, an der 
Erhöhung der Mnteralölsteuer und an der Senkung des Bundes-
anteils an der Einkommen- und Körperschaftsteuer von 39 % auf 
37 %? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort liegt 
noch nicht vor. Sie wird nach Eingang im Sitzungs-
bericht abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 4 des Abgeordneten Opitz auf: 
Worauf führt die Bundesregierung den Rückgang des Neuab-

schlusses von prämienbegünstigten Sparverträgen im Jahre 1967 
gegenüber 1966 um 43 % bei den Ratensparverträgen sogar um 
50 %, zurück? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich darf die Frage 
des Herrn Kollegen Opitz wie folgt beantworten: 
Der Rückgang der Zahl der Neuabschlüsse von 
prämienbegünstigten Sparverträgen im Jahre 1967 
gegenüber 1966 hat mehrere Ursachen. 

Einmal ist zu berücksichtigen, daß in den Jahren 
1963 bis 1965 die Neuabschlüsse von Sparverträgen 
nach dem Sparprämiengesetz mit jährlichen Zu-
wachsraten von fast 30 bis 45 v. H. eine Rekordhöhe 
erreichten. Soweit es sich hierbei um Ratensparver-
träge handelte, konnten die betreffenden Sparer in 
den folgenden Jahren in der Regel keine neuen 
Verträge abschließen, weil sie mit den bereits ab-
geschlossenen Sparverträgen ihre prämienbegün-
stigten Höchstbeträge für die Dauer von sechs Jah-
ren im Rahmen ihrer Sparfähigkeit mehr oder 
weniger voll ausgeschöpft hatten. Der Rückgang der 
Vertragsneuabschlüsse in den Jahren 1966 und vor 
allem 1967 erklärt sich also zum Teil als natürliche 
Folge eines früheren Abschlußbooms. 

Als weitere Ursachen des Rückgangs der Zahl der 
Neuabbschlüsse von prämienbegünstigten Verträgen 
sind zu nennen der ab 1966 einsetzende Konjunk-
turrückgang sowie die Auswirkungen des soge-
nannten Kommulationsverbots durch das Steuerän-
derungsgesetz 1966. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage. 

Opitz (FDP) : Herr Staatssekretär, glaubt ,die Bun-
desregierung, daß bei dieser Entwicklung die Aus-
gabe eines Sparbriefs der öffentlichen Hand erfolg-
versprechend ist? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Herr Kollege, über 
einen Sparbrief hat man sich Gedanken gemacht. 
Aber ob er kommt, steht noch nicht fest. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zu einer Zu-
satzfrage Herr Abgeordneter Ott. 

Ott (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, sind Sie 
mit mir der Meinung, daß der Rückgang der Spar-
verträge im Jahre 1967 entscheidend daher kommt, 
daß ab Januar 1966 bis zum 9. Dezember 1966 durch 
die damalige Spitze des Bundesfinanzministeriums 
in der Öffentlichkeit immer wieder erklärt worden 
ist, daß eine Beschränkung, zum Teil eine Beseiti-
gung dieser Sparverträge kommen wird, was ent-
scheidenden Einfluß darauf ausgeübt hat, daß 1966 
alle noch vor Toresschluß das machen wollten, was 
sie nachher nicht mehr tun konnten? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Das habe ich bereits 
bei der Antwort auf die Frage des Kollegen Opitz 
als einen der Gründe genannt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Josten. 

Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, bleibt 
es das Ziel der Bundesregierung, die Eigentums-
bildung durch prämienbegünstigte Sparverträge 
weiter zu fördern? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Daran hat sich nichts 
geändert. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Rutschke. 

Dr. Rutschke (FDP) : Herr Staatssekretär, sind 
Sie nicht der Überzeugung, daß, wenn das der Fall 
wäre, was Sie in der Antwort auf die Frage des 
Herrn Kollegen Ott gesagt haben, das genaue Ge-
genteil hätte eintreten müssen? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Nein, das glaube ich 
nicht. Das, was Herr Kollege Ott angesprochen hat, 
hat zum Boom geführt. Das war einer der Gründe, 
die ich auf die Frage dès Herrn Kollegen Opitz, 
warum heute ein so starker Rückgang zu verzeich-
nen sei, angeführt habe. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Opitz. 

Opitz (FDP) : Herr Staatssekretär, darf ich aus 
Ihrer Antwort entnehmen, daß der im Jahreswirt-
schaftsbericht 1968 angekündigte Sparbrief nicht 
mehr zur Diskussion steht? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Das habe ich nicht 
gesagt, Herr Kollege. Ich habe nur gesagt: es wird 
geprüft; es steht noch nicht fest, ob er kommt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Josten. 
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Josten (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, ange-
sichts Ihrer positiven Einstellung zum prämienbe-
günstigten Sparen darf ich Sie fragen: wird die 
Bundesregierung dafür sorgen, daß eingezogenen 
Wehrpflichtigen bei abgeschlossenen prämienbegün-
stigten Sparverträgen keine Nachteile gegenüber 
den Wehrpflichtigen entstehen, die im Arbeitsver-
hältnis bleiben und ihre Sparraten weiter zahlen 
können? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Die Frage wird ge-
prüft werden, Herr Kollege Josten. Wenn Sie dar-
auf anspielen, daß das eine der Möglichkeiten sein 
könnte, um unter Umständen Ungerechtigkeiten 
auszubügeln, dann weiß ich nicht, ob das der richtige 
Weg ist. Aber geprüft wird es. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, darf ich aus 
Ihrer Antwort auf die Frage nach den Sparbriefen 
— das sei noch ungeklärt — schließen, daß doch 
nicht die Absicht besteht, die private Spartätigkeit 
und die private Kapitalbildung zugunsten der Be-
dürfnisse der öffentlichen Hand einzuschränken? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Ich glaube, da kann 
ich ein Ja sagen, Herr Kollege Moersch. Es besteht 
also nicht die Absicht, einzuschränken. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage 5 des 
Abgeordneten Opitz: 

Welche Auswirkungen auf ihre Politik — notwendige ver-
stärkte Eigentumsbildung hei möglichst breiten Bevölkerungs-
kreisen auf der einen und wachsender Kreditbedarf der öffent-
lichen Hand auf der anderen Seite — erwartet die Bundesregie-
rung bei Andauern der in der Frage 4 skizzierten Entwicklung? 

Leicht, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen: Die zweite Frage des 
Herrn Kollegen Opitz darf ich dahin gehend beant-
worten, daß die Bundesregierung keine fühlbaren 
Auswirkungen auf ihre Politik der breiten Eigen-
tumsstreuung und auf ihre Anleihepolitik erwartet, 
selbst wenn sich wider Erwarten die von Ihnen 
skizzierte Entwicklung im Jahre 1968 noch in ge-
wisser Weise fortsetzen sollte. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wir kom-
men zu den Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Gesundheitswesen. Frage 7 des 
Abgeordneten Dr. Rutschke: 

Gibt es keinerlei Möglichkeit einer vorbeugenden Gesundheits-
fürsorge gegen derartige Grippewellen, wie wir sie zur Zeit 
wieder erleben? 

Dr. von Manger-Koenig: Staatssekretär im 
Bundesministerium für Gesundheitswesen: Herr Ab-
geordneter, mit dem Ausdruck Grippe wird fälschlich 
eine große Anzahl ursächlich völlig differenter Er-
krankungen der oberen Luftwege bezeichnet, die 
von der Erkältung bis zur Lungenentzündung rei-
chen und von denen nur der kleinste Teil wirklich 

Grippeerkrankungen sind. Gegen letztere ist eine 
Impfung möglich, die aber nur bis zu einem ge-
wissen Grade gegen Erkrankungen durch die vier 
Influenzavirustypen, nicht aber gegen die ungleich 
viel häufigeren Infektionen durch andere Viren — 
wir kennen deren über hundert — schützt. Gegen 
letztere gibt es zur Zeit noch keine spezifische Vor-
beugung. Vorerst bleibt aber daher als vorbeugende 
Gesundheitspflege nur eine Stärkung der körper-
eigenen Abwehrkräfte durch alles das, was man 
unter dem Begriff „gesunde Lebensführung" zu-
sammenfaßt. 

Alle diese Maßnahmen können natürlich eben-
sowenig wie die Impfung einen absoluten Schutz 
gewähren, sind aber sicherlich geeignet, die Zahl 
der Erkrankungen und auch die Schwere des Ver-
laufs in Grenzen zu halten. Möglicherweise könnte 
man sich in sogenannten Grippezeiten auch durch 
das Tragen eines Mund-Nasenschutzes vor Anstek-
kung schützen. Solche Schutzmasken haben sich je-
doch, wie ich betonen möchte, in Europa im Gegen-
satz zu fernöstlichen Ländern nicht einbürgern kön-
nen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Rutschke 

Dr. Rutschke (FDP) : Welche Maßnahmen hat  die 
 Bundesregierung bei der Grippewelle vorgeschla-

gen, die auf uns zugekommen ist, oder was hat sie 
auf dem Gebiet getan? 

Dr. von Manger-Koenig: Staatssekretär im 
Bundesministerium für Gesundheitswesen: Es ist 
auch von den Landesgesundheitsbehörden auf die 
Bedeutung des Schutzes vor Infektionen hingewie-
sen worden. Die öffentliche Empfehlung von Schutz-
impfungen, an die auch gedacht werden könnte, ist 
Sache der obersten Gesundheitsbehörden der Län-
der. Eine generelle Empfehlung wird man allerdings 
angesichts des von mir eben dargelegten begrenzten 
Schutzes kaum geben können. Einzelne Länder haben 
solche Empfehlungen allenfalls für bestimmte be-
sonders gefährdete Personenkreise ausgesprochen, 
besonders Schalterpersonal, oder auch für besonders 
wichtige Gruppen in Verkehrsbetrieben. Darüber 
hinaus haben auch einzelne Betriebe zur Vermeidung 
des in diesen Wochen ja immer erheblichen Ausfalls 
von Arbeitstagen vorsorglich Impfaktionen in ihren 
Betrieben durchgeführt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage. 

Frau Stommel (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, 
haben Sie ungefähre Vorstellungen, wie hoch die 
Zahl der Grippeerkrankungen bis zum heutigen Tage 
oder bis zum letzten Monat war? 

Dr. von Manger-Koenig: Staatssekretär im 
Bundesministerium für Gesundheitswesen: Frau Ab-
geordnete, da wir in der Bundesrepublik im Gegen-
satz zu vielen anderen Ländern keine Morbiditäts-
statistik, also keine statistische Erfassung der Er- 
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Staatssekretär Dr. von Manger-Koenig 
krankungen haben, kann ich Ihnen auf ihre Frage 
keine Auskunft geben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe die 
Frage 8 des Herrn Abgeordneten Picard auf: 

Binnen welcher Frist werden nach Auffassung der Bundes-
regierung die technischen und wirtschaftlichen Probleme der Her-
stellung klopffester Treibstoffe ohne Bleizusatz gelöst sein? 

Dr. von Manger-Koenig: Staatssekretär im 
Bundesministerium für Gesundheitswesen: Herr Ab-
geordneter, auf Ihre mündliche Frage im Oktober des 
vergangenen Jahres zu dem auch aus unserer Sicht 
gesundheitspolitisch bedeutsamen Problem der Blei-
zusätze im Benzin hatte ich Ihnen mitgeteilt, daß hier 
schwierige Fragen technischer und wirtschaftlicher 
Art auftreten. Ich hatte deshalb darauf hingewiesen, 
daß Verhandlungen mit den betroffenen Wirtschafts-
kreisen erforderlich sind. Diese Verhandlungen — 
das kann ich Ihnen heute sagen — sind nunmehr in 
Gang gekommen. Die Treibstoffhersteller haben sich 
in einem umfangreichen im Ausland erstellten Gut-
achten zunächst selbst einmal ein Bild über die ge-
sundheitspolitische Situation verschafft. In den näch-
sten Tagen, Herr Abgeordneter, wird in unserem 
Hause auf der Grundlage dieses Gutachtens mit Ver-
tretern der Verbände verhandelt. 

Bitte, haben Sie dafür Verständnis, daß ich heute 
noch nicht in der Lage bin, Ihre Frage, binnen wel-
cher Frist eine Lösung der Probleme zu erwarten ist, 
nun vorweg zu beantworten. Ich bin aber gern be-
reit, Ihnen eine Mitteilung darüber zu geben, zu wel-
chem Ergebnis unsere Verhandlungen, die in acht 
Tagen stattfinden werden, geführt haben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage. 

Picard (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, können 
Sie heute schon sagen, ob diese Verhandlungen ohne 
einen gesetzlichen Zwang erfolgversprechend sein 
können? 

Dr. von Manger-Koenig: Staatssekretär im 
Bundesministerium für Gesundheitswesen: Man 
sollte nicht durch Gesetz zu erreichen versuchen, was 
sich durch freiwillige Übereinkunft zuwege bringen 
läßt. Wir glauben an die Einsicht, und wir fühlen 
uns dabei, um nun einen Begriff aus der Treibstoff-
chemie zu gebrauchen, als Katalysator. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage. 

Picard (CDU/CSU) : Darf ich dann darum bitten, 
Herr Staatssekretär, daß Sie mich auf dem laufen-
den halten? 

Dr. von Manger-Koenig: Staatssekretär im 
Bundesministerium für Gesundheitswesen: Wir sind 
gern bereit, Ihrem Informationsbedürfnis laufend zu 
entsprechen, Herr Abgeordneter. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe nun 
die Fragen aus dem Geschäftsbereich des Bundes-

ministers für Arbeit und Sozialordnung auf, zu-
nächst die Frage 24 des Abgeordneten Ruf: 

Billigt die Bundesregierung das Übereinkommen von Vertre-
tern des Bundesarbeitsministeriums, des Bundesversicherungs-
amtes und der Bundesversicherungsanstalt für Angetellte, wo-
nach die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte ihre bis-
herige Verwaltungspraxis aufgeben und einen Verzicht auf eine 
Befreiung von der Versicherungspflicht nicht mehr zulassen wird? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident, ich bitte, die beiden Fragen 
wegen des Sachzusammenhangs gemeinsam beant-
worten zu dürfen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe dann 
auch die Frage 25 des Abgeordneten Ruf auf: 

Auf welche gesetzliche Bestimmung stützt sich diese in Frage 
24 erwähnte Vereinbarung? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege Ruf, zu Beginn dieses Jahres 
ist in der Öffentlichkeit das Problem unterschied-
licher Auffassungen über die Zulässigkeit eines Ver-
zichts auf die Befreiung von der Versicherungspflicht 
erörtert worden. Um für die Betroffenen die nötige 
Klarheit zu schaffen, haben sich Vertreter meines 
Hauses, des Bundesversicherungsamtes und der Bun-
desversicherungsanstalt für Angestellte zusammen-
gesetzt und diese Frage 'eingehend erörtert. Dabei 
wurde übereinstimmend festgestellt, daß kein Befrei-
ungsantrag von der Versicherungspflicht in der Er-
wartung gestellt werden könne, nach dem 30. Juni 
1968 wieder auf die Befreiung verzichten zu können. 

Diese übereinstimmende Auffassung, die von der 
Bundesregierung gebilligt wird, dient in erster Linie 
dem Interesse der betroffenen Angestellten. Sie er-
gibt sich auch aus dem Charakter der sozialen Ren-
tenversicherung als einer umfassenden Solidarge-
meinschaft. Hiernach kann es einzelnen nicht freige-
stellt sein, sich je nach Lage ihres individuellen 
Risikos von der Versicherungspflicht befreien zu las-
sen oder wieder in die Solidargemeinschaft zurück-
kehren zu können. Allen Betroffenen ist bis zum 
30. Juni dieses Jahres, also während eines halben 
Jahres, ausreichend Zeit gegeben, sorgfältig zu 
prüfen und zu überlegen, ob sie eine Befreiung von 
der  Versicherungspflicht wünschen oder nicht. Sie 
müssen bis dahin aber auch endgültig entscheiden, 
welche Form der Alterssicherung sie wählen. 

Zur Rechtslage im einzelnen darf ich darauf hin-
weisen, daß es sich bei der Befreiung von der Ver-
sicherungspflicht um einen Verwaltungsakt handelt, 
durch den der Betroffene in seinem jetzigen und in 
allen künftigen Beschäftigungsverhältnissen von der 
Versicherungspflicht befreit wird. Die Vorausset-
zungen, unter denen ein Verwaltungsakt widerrufen 
werden kann, sind im Recht der gesetzlichen Ren-
tenversicherung abschließend geregelt. Es ist also 
nicht zulässig, eine rechtmäßig ausgesprochene Be-
freiung zu widerrufen, selbst wenn der Betroffene 
es wünscht. Auch ein Verzicht auf die Befreiung 
durch den Betroffenen ist nur bei bestimmten, im 
Gesetz genau festgelegten Voraussetzungen mög-
lich, die hier nicht vorliegen. Die Bundesregierung 
hält daher den Verzicht auf eine einmal ausgespro-
chene Befreiung für unzulässig. 
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Bundesminister Katzer 

Für diese Ansicht spricht auch die durch das 
Finanzänderungsgesetz 1967 eingeführte Vorschrift 
über die Dreivierteldeckung. Diese Vorschrift könnte 
durch die Zulassung eines Verzichts entgegen dem 
Willen des Gesetzgebers umgangen werden. Sonst 
könnte nämlich z. B. ein Versicherter, der am 31. De-
zember 1967 die Halbbelegung für jeden denkbaren 
Versicherungsfall noch nicht erreicht hatte, sich zu-
nächst von der Versicherungspflicht befreien lassen, 
um später, je nach dem Umfang der ihm an der 
Halbbelegung fehlenden Zeiten, in die Versiche-
rungspflicht zurückzukehren. 

Das Bundessozialgericht hat in einer Entscheidung 
vom 13. August 1965 die Auffassung vertreten, daß 
es einen Verzicht auf eine Befreiung nicht für zu-
lässig erachtet. Im Hinblick auf die Rechtsauffassung 
der Bundesregierung, wie ich sie hier dargelegt 
habe, und der erwähnten Auffassung des Bundes-
sozialgerichts muß es als im Interesse der Ver-
sicherten angesehen werden, wenn Befreiungsan-
träge nicht in der Erwartung gestellt werden, spä-
ter auf die Befreiung wieder verzichten zu können. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage. 

Ruf (CDU/CSU) : Herr Minister, ist es umgekehrt 
nicht im Interesse der Angestellten gelegen, daß 
ihnen der Weg zur Rückkehr in die Sozialversiche-
rung offengelassen wird, falls sich etwas in ihren 
persönlichen wirtschaftlichen Verhältnissen ändert, 
und würden Sie nicht bereit sein, unter diesem Ge-
sichtspunkt — des Interesses der Angestellten sel-
ber — dem Präsidenten der Bundesversicherungs-
anstalt für Angestellte zuzustimmen, der noch im 
Januar-Heft 1968 der Zeitschrift „Die Angestellten-
versicherung" geschrieben hat, man müsse die 
Möglichkeit schaffen, auch in Zukunft auf die Be-
freiung zu verzichten? Diese Möglichkeit, sagt er 
wörtlich, muß stets — wie auch bisher — aus sozial-
politischen Gründen zugelassen werden, denn es 
wäre, so sagt er wörtlich, meines Erachtens nicht 
vertretbar, den Verzicht auf die Befreiung in spä-
teren Jahren nicht mehr zuzulassen. Hier hat sich 
also offensichtlich der Standpunkt geändert. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Einen Augen-
blick! Herr Kollege Ruf, Ihre Frage ist meine Frage. 
Aber so lange darf sie nicht gestellt und so lange 
darf auch nicht zitiert werden. 

Ruf (CDU/CSU) : Aber das Fragezeichen war ganz 
am Schluß, Herr Präsident. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Warum ma-
chen Sie eigentlich keine Aktuelle Stunde aus die-
ser hochaktuellen Sache? 

Ruf (CDU/CSU) : Ich wollte  die  Aktuelle Stunde 
damit nicht strapazieren. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Aber ich muß 
eben hier auf die Geschäftsordnung sehen, und die 
ist ein Prokrustesbett. 

Ruf (CDU/CSU) : Ich verspreche, Herr Präsident, 
daß die nächste Frage kürzer sein wird. 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege Ruf, ich teile Ihre Ansicht 
nicht. Ich nehme auch nicht Bezug auf diesen Auf-
satz, sondern ich nehme Bezug auf das, was zwi-
schen den drei Stellen Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung, Bundesversicherungsamt und 
BfA gemeinsam in der Erklärung festgestellt worden 
ist. Ich glaube, es dient in der Tat dem Interesse 
des Angestellten, damit Klarheit herrscht und er 
nicht in Unkenntnis eines Tatbestandes eine Be-
freiung eingeht, weil er hofft, er könne zurückkeh-
ren, was dann später eventuell durch Gerichtsurteil 
nicht realisiert werden kann. 

Ruf (CDU/CSU) : Herr Minister, Klarheit entsteht 
erst dann, wenn diese strittige Frage durch die 
Rechtsprechung entschieden ist. Sind Sie bereit, 
das zuzugeben? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege Ruf, ich bin selbstverständ-
lich bereit, das zuzugeben. Das ist der Sinn eines 
Rechtsstaates. 

(Abg. Ruf:  Ich habe noch eine zweite Zu
-

satzfrage!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Sekunde, 
Herr Kollege Ruf! Sie sind jetzt bei der dritten! 

(Abg. Ruf: Er hat mich unterbrochen! — 
Heiterkeit.) 

Fragen müssen kurz gefaßt werden. Sehen Sie, das 
ist der Vorteil der Aktuellen Stunde. Das .ist auch 
eine Prokrustes-Geschichte. Neulich war auch die 
Aktuelle Stunde eigentlich viel zu kurz, um es offen 
zu sagen, für diese wichtigen Sachen, die wir be-
handelt haben. Aber es ist besser als die Frage-
stunde. 

Ruf (CDU/CSU) : Herr Minister, sehen Sie nicht 
eine Schwierigkeit darin, daß wir einerseits dem 
Angestellten die Möglichkeit geben, sich zwischen 
der privaten Rentenversicherung und der Sozialver-
sicherung zu entscheiden, daß er diese Entscheidung 
bis zum 30. Juni 1968 treffen muß, daß aber anderer-
seits eine für die Beurteilung der Frage, wie er sich 
entscheiden soll, wichtige Klärung unter Umstän-
den erst in einigen Jahren erfolgt, wenn der Rechts-
weg erschöpft ist? Ist das nicht eine Schwierigkeit? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und 'Sozial-
ordnung: Herr Kollege Ruf ich gebe unumwunden zu, 
daß das eine Schwierigkeit ist. Das trifft aber, egal 
wie wir die Entscheidung treffen, in jedem Fall zu, 
auch für den Fall, daß wir so entschieden hätten, 
wie Sie es offenbar für wünschenswert halten. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Sie haben 
noch eine Frage, aber nachher. 

Eine Zusatzfrage des Herrn Abgeordneten Spitz-
müller. 
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Spitzmüller (FDP) : Herr Minister, sind Ihre 
Ausführungen, die Sie eben gemacht haben, daß es 
kein Zurück in die Angestelltenversicherung mehr 
gibt, so zu verstehen, daß Sie der Meinung sind, 
daß auch dann, wenn eine Befreiung für eine mit-
arbeitende Ehefrau ausgesprochen ist, die Ehe in 
die Brüche geht und die Ehefrau ein Arbeitsverhält-
nis als kleine Angestellte eingeht, diese Ehefrau 
nicht mehr in die Angestelltenversicherung zurück-
kehren kann? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege Spitzmüller, diesen Fall 
habe ich noch nicht geprüft. Ich werde das aber gern 
tun lassen und Ihnen eine schriftliche Antwort zu-
kommen lassen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Geiger. 

Geiger (SPD) : Herr Minister, gibt es auch für 
solche Beschäftigte, die heute im Ausland sind und 
erst nach dem 30. Juni 1968 aus dem Ausland zu-
rückkehren und hier eine Beschäftigung aufnehmen, 
keine Befreiungsmöglichkeit? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Auch diese Frage muß ich im Hause 
prüfen lassen. Ich werde Ihnen gern eine schriftliche 
Mitteilung zukommen lassen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Minister, weil Sie eben 
die Frage des Kollegen Geiger nicht beantworten 
konnten: Stimmen Sie mit mir darin überein, daß 
eine Fülle ungelöster Fragen zu einer großen Un-
ruhe bei den Betroffenen geführt haben? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Ich stimme darin überein, daß, was bei 
einem solchen großen Gesetzgebungswerk natur-
gemäß ist, eine ganze Reihe von offenen Problemen 
entstanden sind. Diese werden wir im nächsten 
halben Jahr zu klären versuchen, und wir werden 
die Öffentlichkeit rechtzeitig informieren. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Letzte Zu-
satzfrage des Herrn Kollegen Ruf. 

Ruf (CDU/CSU) : Herr Minister, wie ist es zu 
erklären, daß es der Gesetzgeber für notwendig ge-
halten hat, in demselben Gesetz, im Finanzände-
rungsgesetz 1967, bei der Krankenversicherung 
expressis verbis auch die Möglichkeit eines späteren 
Verzichts auszuschließen, während das bei der Ren-
tenversicherung nicht der Fall ist? Hier hat der 
Gesetzgeber geschwiegen. 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege Ruf, ich habe Ihnen schon 
gesagt: Sie sind der Gesetzgeber, der geschwiegen 
hat. Ich bemühe mich jetzt, Ordnung in die Dinge  

hineinzubekommen und Klarheit für die Angestell-
ten zu schaffen. Das war, glaube ich, das Gebot der 
Stunde in diesen Dingen. Das haben wir versucht 
und, glaube ich, erreicht. 

(Abg. Ruf:  Vielen Dank für die Retour

-

kutsche! Aber ich habe leider keine Frage 
mehr!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Geiger. 

Geiger  (SPD):  Herr Minister, würden Sie in den 
Bereich Ihrer Prüfungen auch mit einbeziehen, ob 
die Frage . eventuell durch eine gesetzliche Ände-
rung zu regeln ist? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Ich will das selbstverständlich gern in den 
Bereich der Überprüfung einbeziehen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Minister, sind Sie mit mir 
der Meinung, daß durch die bisherige Behandlung 
dieser ganzen Fragen ein wenig der Eindruck einer 
gewissen Willkür bei den Betroffenen entstanden 
ist? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Nein, dieser Auffassung bin ich keines-
wegs, Herr Kollege. Ich glaube, ich habe hinreichend 
deutlich gemacht, daß es gerade darum ging, wider-
sprechende Auffassungen zu klären und klarzu-
stellen, wie die Rechtsauffassung der Bundesregie-
rung ist. Wenn jemand damit nicht einverstanden 
ist, hat er die in einem Rechtsstaat gegebenen 
gerichtlichen Möglichkeiten, um dagegen anzugehen. 
Dann werden die Dinge endgültig entschieden. Ich 
glaube, anders kann man nicht verfahren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage 26 des 
Herrn Abgeordneten Bauer (Würzburg). 

Der Herr Abgeordnete Bauer (Würzburg) ist nicht 
im Saal? — Dann wird die Frage schriftlich beant-
wortet. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr! 
Herr Staatssekretär, diese Fragen überschneiden sich 
alle miteinander nicht mit den Vorlagen, die wir 
nachher behandeln? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Nein, Herr Präsident. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gut. Dann 
können wir starten. Frage 33 des Herrn Abgeord-
neten Picard: 

Wann wird die Bundesregierung die vorn Bundesverkehrs-
minister laut Protokoll des Deutschen Bundestages vom 13. Ok-
tober 1967 angekündigte Verordnung zur Entgiftung der Auto-
abgase erlassen? 
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Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, der Ent-
wurf einer Rechtsverordnung mit dem ersten Teil 
von Vorschriften zur Verminderung der Luftverun-
reinigung durch Kraftfahrzeugabgase liegt zur Zeit 
dem Bundesminister der Justiz zur Prüfung der 
Rechtsförmlichkeit vor und wird anschließend dem 
Bundesrat zur Zustimmung zugeleitet werden. 

Ein weiterer Vorschriften-Entwurf, mit dem das 
Abgasverhalten der Kraftfahrzeuge bei wechselnden 
Fahrzuständen festgelegt werden soll, wird gegen-
wärtig mit  den  Bundesländern abgestimmt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage. 

Picard (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, finden 
Sie es angesichts der Tatsache, daß sich Ihr Haus 
seit Jahren mit diesen Fragen beschäftigt, nicht un-
befriedigend, daß wir in der Bundesrepublik diesem 
Problem noch lange nicht so nahegekommen sind 
wie das eine oder andere Land? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, die Dinge 
sind technisch außerordentlich schwierig. Aber die 
Bundesregierung teilt Ihre Auffassung, daß sie bald 
einer Lösung zugeführt werden müssen, und ich kann 
Ihnen sagen, daß im Sommer dieses Jahres mit dem 
Erlaß dieser Vorschriften zu rechnen sein wird. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage. 

Picard (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, im 
November 1966 hat Ihr Haus diese Vorschrift für 
den 1. Januar 1968 in Aussicht gestellt. Darf ich Ihre 
jetzige Zusicherung so aufnehmen, daß man einen 
entsprechenden Toleranzraum auch jetzt wird in 
Rechnung stellen müssen? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, da in 
diesen Dingen nicht unser Haus allein zuständig ist, 
sondern auch andere Häuser beteiligt werden müs-
sen, und da hier mit den Ländern gewisse Abspra-
chen zu treffen sind, möchte ich diese Toleranz in 
Anspruch nehmen. Aber ich möchte unterstreichen, 
daß sich die Bundesregierung der besonderen Be-
deutung dieses Problems bewußt ist und alles tun 
wird, um die Dinge möglichst bald zu regeln. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Nun die 
Frage 34 des Herrn Abgeordneten Jung: 

Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn Mittel aus dem 
Investitionshaushalt, die zur Konjunkturbelebung der deutschen 
Wirtschaft bestimmt sind, dafür verwendete, Holz aus dem Aus-
land anzukaufen? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, die 
Deutsche Bundesbahn hat im Rahmen des Sonder-
investitionsprogramms sämtliche Aufträge für Holz-
schwellen über ca. 3 Millionen DM ausschließlich  

an deutsche Firmen erteilt. Diese lieferten deutsches 
Holz mit Ausnahme einer geringen Menge von 5 %, 
die aus Termingründen — der deutsche Schwellen-
markt war bereits weitgehend aufgekauft — aus 
dem Ausland bezogen werden mußte. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage? 
— Keine Zusatzfrage. Nächste Frage 35 des Herrn 
Abgeordneten Jung: 

In welchem Umfang wurde bei der Ausschreibung des Bundes-
bahn-Zentralamtes in München am 14. Dezember 1967 über 1450 
cbm Kiefern- und 1900 cbm Laubholz die deutsche Sägeindustrie 
berücksichtigt? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Der Umfang der Auf-
tragserteilung auf Grund der Ausschreibung des 
Bundesbahn-Zentralamtes München vom 14. 2. 1967 
wurde nachträglich erhöht. Aufträge über 1985 cbm 
Nadelholz und 3220 cbm Buchenholz wurden an 
deutsche Händler und die deutsche Sägeindustrie 
erteilt. Das Verhältnis ist etwa 93 und 7' 0/0. Das 
Holz wurde vollständig aus dem Inland geliefert. 
Lediglich ca. 900 cbm von insgesamt 1275 cbm Pap-
pelholz kamen aus dem Ausland, da der deutsche 
Markt nicht liefern konnte. Vertragspartner waren 
zu 22 % die deutsche Sägeindustrie und zu 78 % 
deutsche Händler. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine Zu-
satzfrage. Frage 36 des Herrn Abgeordneten Ramms: 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, im Bedarfsfall 
auch in der Nähe der Autobahn Hinweisschilder auf nahegele-
gene Motels bzw. Raststätten anzubringen, die nicht der Ge-
sellschaft für Nebenbetriebe der Bundesautobahnen mbII ge-
hören? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, die Bun-
desregierung sieht keine Möglichkeit, an der Bun-
desautobahn Hinweisschilder auf Gaststätten und 
Motels anzubringen, die in der Nähe der Autobahn 
liegen. Die noch immer wachsenden Unfallzahlen 
zwingen dazu, auf der Autobahn jede unnötige Be-
schilderung zu vermeiden. Wird durch Autobahn-
schilder auf Gaststätten und Motels hingewiesen, 
die abseits der Schnellverkehrsstraße in der Nähe 
einer Ausfahrt liegen, könnte eine solche Vergün-
stigung nach dem Gleichheitsgrundsatz keinem 
Gaststättenbetrieb im Einzugsbereich solcher Aus-
fahrten verweigert werden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage! 

Ramms (FDP) : Gilt diese Auffassung auch dann, 
wenn vom Parkplatz aus dieses Motel einen eige-
nen Anfahrtsweg hat? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Ja, ich würde das be-
jahen. Ich muß aber darauf hinweisen, daß wir uns 
mit der Frage beschäftigen, ob nicht auf Parkplätzen 
diese Hinweisschilder auf nahe gelegene Motels in 
naher Zukunft angebracht werden sollen. Wir sind 
nur der Meinung, daß keine den Verkehr störende 
Beschilderung an der Straße direkt aufgestellt wer- 
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Parlamentarischer Staatssekretär Börner 
den sollte. Aber diese Frage, die Sie gestellt haben, 
werden wir in unseren Überlegungen zu diesem 
Punkt mit einbeziehen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Leisler Kiep. 

Kiep (CDU/CSU) : Hält die Bundesregierung, 
Herr Staatssekretär, es nach wie vor für sinnvoll, 
sozusagen schematisch am 1. Oktober an bestimm-
ten Stellen der Autobahn Glatteiswarnschilder auf-
zustellen und sie dann am 1. Mai wieder abzubauen, 
nachdem Sie gerade auf die unnötige Aufstellung 
von Schildern hingewiesen haben? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Ja, Herr Kollege, die 
umgekehrte Situation wäre dann gegeben, wenn 
wir das nicht tun würden und plötzlich in der Nacht 
durch einen Witterungsumschwung Glatteis käme 
und kein Schild stände. Dann ergäben sich bedeu-
tende haftungsrechtliche Probleme. Ich gebe zu, daß 
diese von Ihnen genannte Tatsache nicht immer sehr 
wünschenswert ist; aber wenn Sie berücksichtigen, 
daß dabei Personalfragen eine Rolle spielen, daß es 
auch nicht ganz leicht ist, unter fließendem Verkehr 
dauernd die Schilder auszuwechseln, daß das eine 
hohe Unfallgefahr für die Bediensteten bedeutet, 
würde ich sagen: Eine solche Beschilderung, wie sie 
jetzt durchgeführt wird und innerhalb der Zeit, in 
der Glatteis möglich ist, den Fahrer auf besondere 
Vorsicht in bestimmten Gebieten der Autobahn 
aufmerksam macht, ist besser als die andere Lösung. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage, Herr Abgeordneter Leisler Kiep. 

Kiep (CDU/CSU) : Dann darf ich unterstellen, 
Herr Staatssekretär, daß die Schilder hauptsächlich 
aus Haftungsgründen aufgestellt werden? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Nein, zur Vorsorge für 
Kraftfahrer. Ich bin mit Ihnen sicher einer Meinung, 
Herr Kollege, daß es wünschenswert wäre, wenn 
auch auf der Autobahn noch weniger Unfälle pas-
sierten, als ,es heute der Fall ist. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Freiherr von Gemmingen. 

Freiherr von Gemmingen (FDP) : Herr Staats-
sekretär, ist Ihnen bekannt, daß der ADAC von sich 
aus bei Auftreten von Glatteis diese Warnschilder 
aufstellen wollte? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, das ent-
bindet uns nicht von unseren Verpflichtungen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine wei-
tere Zusatzfrage. 

Frage 37 des Abgeordneten Ramms: 
Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß es zur Ersparnis 

von Verwaltungsaufwand und Kosten beitragen würde, wenn 
außer den vier an der Küste gelegenen Wasser- und Schiff-
fahrtsdirektionen Hamburg, Bremen, Aurich und Kiel auch die 
sogenannten Binnendirektionen, die ja z. B. an Rhein und 
Ruhr auch Fahrpatente für die Berufsschiffahrt erteilen, .mit der 
Beaufsichtigung der Prüfungen für den Motorbootführerschein 
durch einen nautischen Beauftragten betraut würden? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, ich be-
antworte die Frage mit Nein. Die gegenwärtige Re-
gelung wird für rationell gehalten. Die vier für das 
Küstengebiet zuständigen Wasser- und Schiffahrts-
direktionen sind nach § 5 der Motorbootführer-
scheinverordnung nicht nur mit den Aufsichtsaufga-
ben betraut, sondern haben auch für jeden Prüfungs-
ausschuß einen der beiden Beisitzer zu stellen. De-
zernenten mit den dazu erforderlichen Kenntnissen 
und Erfahrungen gibt es gegenwärtig nur bei den 
genannten vier Direktionen. Nennenswerte Reise-
kosten entstehen im übrigen nur bei der Wasser-
und Schiffahrtsdirektion Bremen, der die beiden 
Prüfungsausschüsse München und Wiesbaden zuge-
wiesen worden sind; die Kosten werden durch Zu-
sammenlegung einer möglichst großen Zahl von Be-
werberprüfungen gering gehalten und durch die dem 
Bund zufließenden Gebührenanteile gedeckt. Die 
Entwicklung der Prüfungstätigkeit wird genau beob-
achtet, damit später entschieden werden kann, ob es 
sich lohnt, auch mindestens einer Wasser- und Schiff-
fahrtsdirektion des Binnenbereichs einen Dezernen-
ten mit dem erforderlichen Fachwissen zuzuweisen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage. 

Ramms (FDP) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, daß an der Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
Münster ein Nautiker, nämlich Herr Kapitän Denker, 
sitzt, der die Prüfungen für die Benutzung der unte-
ren Ems und des Dollart für die Frachtschiffahrt ab-
nimmt? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Ja, das ist mir bekannt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage. 

Ramms (FDP) : Sind Sie nicht auch meiner Mei-
nung, daß auch hier die Möglichkeit bestehen könnte, 
die Motorbootführerschein-Prüfung abzunehmen? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, wir wol-
len das gern prüfen. Ich habe ja in meiner ersten 
Antwort deutlich gemacht, daß wir nach der Einfüh-
rung dieses Führerscheins mit einem gewissen, wie 
wir meinen, kostensparenden Schema arbeiten wol-
len, daß wir aber bereit sind, nach einer gewissen 
Erfahrungszeit die Dinge zu ändern. Ich bitte Sie um 
Verständnis, wenn wir heute einen solchen Vor-
schlag noch nicht verwirklichen können. Aber ich 
möchte Ihre Überlegung mit in unsere zukünftigen 
Bemühungen einbeziehen. 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage 38 des 
Herrn Abgeordneten Ramms: 

Warum läßt das jetzt von der Bundesregierung vorgelegte 
Gutachten der „Treuarbeit" über Möglichkeiten zur Verbesse-
rung der Wirtschaftlichkeit im Omnibusbetrieb von Bahn und 
Post entgegen dem Antrag auf Drucksache V/701 die privaten 
Omnibusunternehmen völlig unberücksichtigt, die rund 30 % 
aller Orts-, Nachbarorts- und Überlandlinien und ca. 80 % aller 
Berufsverkehre besitzen? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, es trifft 
nicht zu, daß das Gutachten der „Treuarbeit" die pri-
vaten Omnibusunternehmen unberücksichtigt läßt. 
Bei den mehrfachen Besprechungen mit der „Treuar-
beit" ist ihr im Hinblick auf die Bundestagsdruck-
sache V/301 aufgegeben worden, die Interessen der 
privaten Omnibusunternehmen zu berücksichtigen, 
soweit dies im Zusammenhang mit dem Omnibus-
dienst der Deutschen Bundespost und der Deutschen 
Bundesbahn erforderlich ist. 

Die „Treuarbeit" hat diesem Auftrag entsprochen. 
Sie stellt fest, daß die Zusammenarbeit zwischen der 
Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bundes-
post einerseits und den privaten Unternehmen an-
dererseits für beide Seiten erhebliche Vorteile bringt. 
Sie schlägt vor, den Einsatz privater Unternehmer-
fahrzeuge noch weiter zu verstärken. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage. 

Ramms (FDP) : Sehen Sie eine Möglichkeit, uns 
dieses Gutachten in seiner ganzen Breite zur Kennt-
nis zu bringen? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, ich darf 
darauf hinweisen, daß der Herr Bundesminister für 
Verkehr das Gutachten dem federführenden Ver-
kehrsausschuß und dem Postausschuß des Bundesta-
ges übersandt hat. Der Postausschuß hat sich mit 
dem Gutachten bereits in mehreren Sitzungen be-
schäftigt. Außerdem werden der Bundesminister für 
Verkehr und der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen einen gemeinsamen Bericht an 
beide Ausschüsse erstellen. Die Bundesregierung 
wird sich mit diesem Bericht demnächst befassen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die Frage 39 
des Herrn Abgeordneten Dr. Schulze-Vorberg wird 
im Einverständnis mit dem Fragesteller schriftlich 
beantwortet: 

Ist es nach Kenntnis der Bundesregierung gesichert, daß mit der 
Verkehrsübergabe des Schweinfurter Kreuzes auch die Orts-
umgehung Schwebheim im Zuge des Autobahnzubringers nach 
Gerolzhofen—Wiesentheid fertig sein wird und damit der ge-
samte Zubringer dem Verkehr übergeben werden kann? 

Die Antwort liegt noch nicht vor. Sie wird nach 
Eingang im Sitzungsbericht abgedruckt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage 40 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Enders: 

Welche Mengen Auftausalze werden durchschnittlich im Winter-
dienst auf den deutschen Straßen verbraucht? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, im Win-
ter 1966/67 wurden je Kilometer Bundesstraße 
durchschnittlich 4,56 Tonnen und je Kilometer dop-
pelbahniger Autobahn einschließlich der Neben-
fahrbahnen und Anschlußstellen 16,9 Tonnen Auf-
tausalz verbraucht. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Nächste 
Frage, Frage 41 des Abgeordneten Dr. Enders: 

Teilt die Bundesregierung die Befürchtungen von Gemeinden 
an Steigungsstrecken der Bundesautobahn, daß durch die Ver-
wendung von Auftausalzen eine Erhöhung des Chloridgehaltes 
im Trinkwasser der Schürfquellen auftritt und Versalzung des 
Grundwassers droht? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, die Bun-
desregierung ist nicht der Auffassung, daß durch 
die Verwendung auftauender Stoffe zur Glätte-
bekämpfung der Chloridgehalt des Grundwassers 
erhöht wird, weil das von der Autobahn ablaufende 
Wasser nur einen minimalen Salzanteil enthält und 
in besondere Entwässerungen abgeleitet wird. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage des Abgeordneten Dr. Enders. 

Dr. Enders (SPD) : Herr Staatssekretär, wird die-
ses von den Bundesautobahnen abfließende Was-
ser geklärt, bevor es in den fließenden Wasserstrom 
gerät? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Nein, es wird durch 
normale Dränage in die Vorfluter und von dort in 
die entsprechenden Oberflächengewässer abgeleitet. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Nächste 
Frage des Herrn Abgeordneten Dr. Enders, Frage 42: 

Mit welchen Maßnahmen werden schädliche Folgen von Auf-
tausalzen verhindert? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, es sind 
bisher keine Maßnahmen getroffen worden, um 
schädliche Folgen auf das Grundwasser zu verhin-
dern, weil sie nach unserer Auffassung nicht zu 
befürchten sind. 

Präsident D.  Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage des Abgeordneten Dr. Enders. 	 

Dr. Enders (SPD) : Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung sicher, daß auch keine Folgen für 
Mikroflora oder Mikrofauna entstehen können? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Nach unseren gegen-
wärtigen wissenschaftlichen Erkenntnissen möchte 
ich die Frage bejahen. 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage des Abgeordneten Dr. Enders. 

Dr. Enders (SPD): Sind  Sie  bereit, Herr Staats-
sekretär, oder ist die Bundesregierung bereit, wenn 
sich doch eine Erhöhung des Chloridgehalts im 
Trinkwasser als Folge der Verwendung der Auftau-
salze herausstellen sollte, Maßnahmen zu ergreifen, 
um diese Schäden zu beseitigen? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Wenn sie durch unsere 
Maßnahmen, von denen Sie sprachen, also durch 
Auftausalze auf den Autobahnen verursacht werden 
sollten, selbstverständlich! Aber wir müssen auf 
Grund der heutigen wissenschaftlichen Erkenntnisse 
eindeutig verneinen, daß das der Fall ist. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage des Abgeordneten Dr. Müller (München). 

Dr. Müller (München) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, in welcher Millionenhöhe entstehen durch die 
Verwendung von Auftausalzen Schäden an Kraft-
fahrzeugen? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundeminister für Verkehr: Herr Kollege, jedes 
Kraftfahrzeug hat im Laufe seines Lebens — wenn 
Sie bei einer technischen Vorrichtung diesen Ver-
gleich gestatten — mancherlei Belastungen auszu-
halten. Sie entstehen nicht nur durch Salz oder durch 
holprige Straßen, sondern manchmal auch durch die 
Fahrweise des betreffenden Führerscheininhabers. 

(Beifall.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Müller (Mün-
chen) . 

Dr. Müller (München) (SPD) : Herr Staatssekre-
tär, sind Sie mit mir der Meinung, daß durch die 
verstärkte Verwendung von Salzen in dien letzten 
Jahren ein wesentlicher Beitrag zur Konjunktur-
stützung der Automobilindustrie geleistet worden 
ist? 

(Heiterkeit.) 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, wir kön-
nen uns in unseren Maßnahmen, was die Sicherheit 
betrifft, nicht von den Wünschen einzelner Industrie-
zweige leiten lassen. Die einzige Alternative, die es 
hier gäbe und die sicher mit Recht sehr umstritten 

 ist, wäre die stärkere Verwendung von Splitt auf 
den Autobahnen. Ich bin nicht sicher, daß das eine 
geringere Wirkung auf das Fahrzeug und auf die 
Fahrsicherheit hätte als die Verwendung von Salz. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage 43 des 
Abgeordneten Dr. Friderichs: 

Nach welchen Kriterien erfolgt die Auftragserteilung von 
Druckerzeugnissen durch Bundesministerien? 

Die Fragen des Abgeordneten Dr. Friderichs wer-
den von dem Abgeordneten Mertes übernommen. 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Die Druckwerke wer-
den auf vertraglicher Grundlage unter Beachtung 
der Verdingungsordnung für Leistungen vergeben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine Zu-
satzfragen. 

Nächste Frage des Abgeordneten Dr. Friderichs, 
Frage 44: 

Hat das Bundesverkehrsministerium mehrere Angebote einge-
holt und daraufhin das kostengünstigste berücksichtigt, indem es 
Druck und Verlegung der Broschüre „Das verkehrspolitische 
Programm im Spiegelbild der öffentlichen Meinung" dem „Neuen 
Vorwärts-Verlag" in Auftrag gab? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, das Bun-
desverkehrsministerium hatte zum Druck der Bro-
schüre „Das Verkehrspolitische Programm im Spie-
gelbild der öffentlichen Meinung" fünf voneinander 
unabhängige Unternehmer zur Angebotsabgabe auf-
gefordert. Der Zuschlag wurde auf das Angebot des 
„Neuen Vorwärts-Verlags" erteilt, da .es das wirt-
schaftlichste war. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Mertes. 

Mertes (FDP) : Herr Staatssekretär, erfolgt in 
allen diesen Fällen immer nur eine beschränkte 
Ausschreibung? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Ja, es ist in diesem 
Falle eine beschränkte Ausschreibung erfolgt. Es 
sind u. a. drei Unternehmen mit Sitz im Zonenrand-
gebiet aufgefordert worden, sich zu bewerben, weil 
es der Politik der Bundesregierung entspricht, auch 
solche Betriebe bei Angeboten mit heranzuziehen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage des Herrn Abgeordneten Mertes. 

Mertes (FDP) : Nach welchen Gesichtspunkten ist 
die Auswahl der Unternehmen bei diesen be-
schränkten Ausschreibungen erfolgt, Herr Staats-
sekretär? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Sie ist nach dem Ge-
sichtspunkt erfolgt, daß sie genügend leistungsfähig 
sein müssen, um einen solchen Auftrag einschließ-
lich des Versandes in kurzer Zeit zur Zufriedenheit 
abwickeln zu können. Dabei wird zurückgegriffen 
auf frühere Angebote oder auch auf bestimmte Be-
werbungen von bestimmten Betrieben. 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Staatssekretär, können Sie 
bestätigen, daß die abgegebenen Angebote, vor 
allem das des Anbieters, der dann den Zuschlag 
bekommen hat, vollständig gewesen sind? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Ja, das kann ich bestä-
tigen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Nächste 
Frage, Frage 45 des Abgeordneten Picard: 

Ist die Bundesregierung bereit, den baldigen Bau einer zwei-
ten Main-Brücke in Hanau vorzusehen, um die bis jetzt einzige 
Brücke zwischen Offenbach und Aschaffenburg zu entlasten? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, die Bun-
desregierung ist, sofern die finanziellen Vorausset-
zungen gegeben sind, zum baldigen Bau einer neuen 
Mainbrücke in Hanau bereit. Hierzu muß jedoch 
zuvor mit der Stadt und den Gemeinden im Raume 
Hanau Klarheit über die Lage der Brücke und die 
Linienführung der beiderseits anschließenden Stra-
ßen bestehen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage! 

Picard (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, trifft es . 
zu, daß die Stadt Hanau schon eine konkrete Vor-
stellung entwickelt hat, wo ihrer Auffassung nach 
die Brücke über den Main gebaut werden soll? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, es ist 
richtig, daß ein Ingenieurbüro beauftragt wurde, die 
mögliche Linienführung der in Frage kommenden 
Straßen, die an die Brücke angebunden werden sol-
len, zu untersuchen. Es ist aber noch nicht sicher, 
welcher der beiden Vorschläge der engeren Wahl, 
wenn ich das einmal so definieren darf, nun hinsicht-
lich seiner technischen Möglichkeiten und der finan-
ziellen Konsequenzen in Aussicht genommen wer-
den kann. Wir stützen uns dabei auf Informationen 
der Auftragsverwaltung in Hessen, die sich bemüht, 
die Dinge in Zusammenarbeit mit der Stadt Hanau 
bald zum Abschluß zu bringen. Es ist aber keines-
falls so, daß ich Ihnen hier heute schon bestimmte 
Termine nennen könnte. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage 46 des 
Herrn Abgeordneten Schmidt (Kempten). 

Kann die Bundesregierung nunmehr konkretes Zahlenmate-
rial darüber vorlegen, ob und, wenn ja, welche dauernden 
Kosteneinsparungen für die Auflösung der Bundesbahndirek-
tion Augsburg unter Abzug der sich durch die Zusammenlegung 
mit der Bundesbahndirektion München ergebenden Mehrkosteni 
und Mehrbelastungen zu erwarten sind? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Sehr geehrter Herr 
Kollege, Ihre Frage beantworte ich mit „Nein, noch  

nicht", obwohl das etwas eigenartig klingen mag. 
Wie wir Ihnen auf Ihr Fernschreiben vom 2. Januar 
dieses Jahres mit Schreiben vom 10. Januar mitge-
teilt haben, liegt uns zur Zeit noch kein vollstän-
diges, abschließendes Zahlenmaterial vor. Der Bun-
desminister für Verkehr wird sich als der zuständige 
Fachminister für die Deutsche Bundesbahn mit der 
Frage der Kosten bei einer Auflösung der Bundes-
bahndirektion Augsburg erst befassen, wenn ihm 
ein entsprechender Antrag vom Vorstand der Deut-
schen Bundesbahn vorgelegt wird. Bisher ist noch 
kein Verfahren zur Auflösung einer Bundesbahn

-

direktion nach dem Bundesbahngesetz vom Vorstand 
der Deutschen Bundesbahn eingeleitet worden. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage! 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Staatssekretär, 
können Sie mir dann Aufklärung darüber geben, wie 
es möglich ist, daß auf der einen Seite nun zum 
drittenmal vom zuständigen Ministerium diese Ant-
wort erteilt wurde, daß aber auf der anderen Seite 
seit Monaten seitens der Hauptverwaltung der Deut-
schen Bundesbahn Äußerungen über eine Auflösung 
zum 1. April oder 1. Juli abgegeben werden und 
darüber hinaus bereits Sozialpläne und Versetzungs-
verfügungen für Beamte von Augsburg nach Mün-
chen bestehen? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, der 
Bundesminister für Verkehr wird im Anschluß an 
diese Fragestunde einige Grundsatzbemerkungen 
über die Zukunft der Deutschen Bundesbahn im 
Rahmen des verkehrspolitischen Programms der 
Bundesregierung machen. Ich möchte deshalb die 
Zusatzfrage, die Sie gestellt haben, so beantworten: 
Bis jetzt liegen solche Weisungen des Bundesver-
kehrsministers nicht vor. Allerdings hat sich die 
Bundesbahn — und das ist gut so — in den vergan-
genen Monaten schon eine Reihe von internen 
Überlegungen über ihr zukünftiges Leistungsbild 
und auch über die Reorganisation ihrer Verwaltung 
machen müssen. Es ist möglich, daß durch unautori-
sierte Kräfte eine solche Darstellung in die. Öffent-
lichkeit gegeben worden  ist,  die aber noch keines-
falls als abgeschlossen betrachtet werden kann. 

Präsident D.  Dr. Gerstenmaier: Zweite Zu-
satzfrage! 

Schmidt (Kempten) (FDP) : Herr Staatssekretär, 
muß ich das so verstehen, daß der  Präsident der 
Deutschen Bundesbahn eine unautorisierte Kraft 
ist? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Nein, das müssen Sie 
nicht so verstehen, weil die Äußerungen, die Herr 
Professor Oeftering gemacht hat, in ihrem Wesens-
gehalt nicht dem entsprechen, was Sie in Ihre Zu-
satzfrage hineingelegt haben. 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Ott. 

Ott (CDU/CSU) : Herr Staatssekretär, was kann 
daraus geschlossen werden, daß in der Öffentlich-
keit bereits — entgegen Ihren vorigen Ausführun-
gen, daß bezüglich der Bundesbahndirektion Augs-
burg noch keine Entscheidungen getroffen sind --
von seiten des Präsidiums der Bundesbahn disku-
tiert wird, das Beschaffungsamt von Minden nach 
Augsburg zu verlegen? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, ich habe 
eben darauf hingewiesen, daß der Bundesminister 
für Verkehr im Anschluß an diese Fragestunde dem 
Hohen Hause einige sehr ernste Bemerkungen zur 
Lage der Deutschen Bundesbahn vortragen wird. 
Darin sind auch die Überlegungen, die Sie jetzt an-
sprechen wollen, eingeschlossen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage 47 des 
Herrn Abgeordneten Graaff! 

Teilt die Bundesregierung die Feststellung des ADAC, daß die 
Wegweisung an den Straßen der Bundesrepublik mangelhaft 
und fast jedes zweite Schild und jede zweite Hinweistafel an 
wichtigen Kreuzungen und Abzweigungen zu beanstanden ist? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, die Be-
schilderung an den Straßen bedarf einer ständigen 
Anpassung an die Bedürfnisse des Straßenverkehrs. 
Um den zunehmenden Verkehrsbelastungen und den 
höheren Fahrgeschwindigkeiten Rechnung zu tra-
gen, wurde gerade die wegweisende Beschilderung 
in den letzten Jahren laufend verbessert. 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Be-
schilderung der Straßen an manchen Stellen noch 
verbesserungsbedürftig ist. Das Aussehen, die Be-
schaffenheit und die Anbringung der Verkehrszei-
chen sind in der Anlage der Straßenverkehrs-Ord-
nung und in dem vom Bundesminister für Verkehr 
herausgegebenen Verzeichnis der Fern- und Nah-
ziele an den Bundesautobahnen bzw. an den Bun-
desstraßen bundeseinheitlich geregelt. Wo und 
welche Verkehrszeichen anzubringen sind, bestim-
men nach § 3 Abs. 4 der Straßenverkehrs-Ordnung 
die Straßenverkehrsbehörden, die, wie Sie wissen, 
Organe der Länder sind. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage. 

Graaff (FDP) : Herr Staatssekretär, ist Ihnen be-
kannt, daß die betroffenen Länder, über die der 
ADAC gerade Auskunft gegeben hat, selber erklärt 
haben, sie würden sich freuen, wenn eine bundes-
einheitliche Richtlinie auch für ihre Weisungen 
vorläge? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, wir wer-
den diese „Freude" in unseren praktischen Bera-
tungen in den nächsten Wochen dringend gebrau-
chen können. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe die 
nächste Frage auf — Frage 48 des Abgeordneten 
Graaff: 

Ist die Bundesregierung bereit, als Konsequenz aus der Unter-
suchung des ADAC bundeseinheitliche Richtlinien für die Stra-
ßenbeschilderung zu erwägen, etwa auch in Form des Schweizer 
Systems der Fernstraßenauszeichnung? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, Einzel-
heiten der Beschilderung werden in der neuen Stra-
ßenverkehrs-Ordnung mehr als bisher behandelt. Für 
die Wegweisung an den Bundesfernstraßen sind neue 
Richtlinien in Arbeit. Sobald die Arbeiten abge-
schlossen und mit den Länderverwaltungen beraten 
worden sind, werden die Richtlinien eingeführt. Da-
mit ist noch im Laufe dieses Jahres zu rechnen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die letzte 
Frage des Herrn Abgeordneten Graaff —Frage 49—: 

Wie steht die Bundesregierung zu der Frage der Aufnahme 
von reflektierenden Schildern in die Straßenverkehrs-Ordnung? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Nach geltendem Recht 
sind für alle Verkehrszeichen reflektierende, leuch-
tende oder beleuchtete Schilder zulässig. Für Warn-
zeichen ist diese Ausführung erwünscht. Es ist nicht 
beabsichtigt, diese Regelung zu ändern. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Frage 50 des 
Herrn Abgeordneten Balkenhol: 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um den überbe-
zirklichen Charakter der Oberen Ruhrtalbahn, die in Hagen 
und auch später in Warburg den elektrifizierten Strecken an-
gebunden ist, zu erhalten? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Präsident, ich 
bitte, die drei Fragen des Herrn Kollegen Balkenhol 
zusammen beantworten zu können, wenn er damit 
einverstanden ist. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Bitte sehr. — 

Ich rufe dann zugleich die Fragen 51 und 52 des 
Herrn Abgeordneten Balkenhol auf: 

Wie wird sichergestellt, daß die Obere Ruhrtalbahn ihre bis-
herige Bedeutung als Verbindungsstrecke Köln—Kassel nach 
Mitteldeutschland behält? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß man Halte-
stellen für D-Züge in Gemeinden von zentralörtlicher Bedeutung 
(Neheim-Hüsten und Meschede an der Oberen Ruhrtalbahn) 
aufgeben sollte? 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, nach den 
hier bekannten Planungen der Deutschen Bundes-
bahn wird sich an dem überbezirklichen Charakter 
der Oberen Ruhrtalbahn nichts ändern. Es besteht 
deshalb für die Bundesregierung kein Anlaß, tätig 
zu werden. Dies gilt auch im Hinblick auf die Bedeu-
tung der Strecke als Verbindung Köln—Kassel nach 
Mitteldeutschland. 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 155. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 13. Februar 1968 	7945 

Parlamentarischer Staatssekretär Börner 
Die Deutsche Bundesbahn ist darüber hinaus be-

müht, ihr Verkehrsangebot auch auf dieser Strecke 
zu verbessern. So werden ab Fahrplanwechsel Mai 
1968 einige Fernzüge beschleunigt, und damit wird 
eine beachtliche Verkürzung der Reisezeiten er-
reicht. Die Bundesbahn strebt diese Verbesserungen 
unter weitgehender Beibehaltung der bisherigen 
Zughalte an. Die Planungen hierüber sind noch nicht 
abgeschlossen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage! 

Balkenhol (CDU/CSU) : Hält die Bundesregie-
rung den Abbau von zweigleisigen auf eingleisige 
Strecken und das Aufheben von Haltestellen an zen-
tralen Orten für Maßnahmen, die den raumordne-
rischen Vorstellungen der Bundesregierung entspre-
chen? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, man muß 
in diesem Fall davon sprechen, ob dem Verkehrsauf-
kommen auf dieser Strecke auch mit einer einglei-
sigen Führung entsprochen werden kann und ob es 
in den nächsten Jahren auch mit  dieser eingleisigen 
Strecke ausreicht. Das ist das Kriterium, um das es 
geht: Ich glaube nicht, daß die Verkehrsentwicklung 
in diesem Gebiet so ist, daß die nach dem Abbau des 
einen Gleises noch immer vorhandene Kapazitäts-
reserve in den nächsten Jahren ausgeschöpft werden 
müßte. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Schultz. 

Schultz (Gau-Bischofsheim) (FDP) : Herr Staats-
sekretär, können Sie sagen, wie groß die Unterhal-
tungskosten bei eingleisigen und zweigleisigen 
Strecken — gerade in diesem Verhältnis — sind, 
d. h. mit anderen Worten: würde der Abbau des 
einen Geleises so viel einbringen, daß die schlech-
tere Bedienung der Bevölkerung damit gerechtfer-
tigt wäre? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, das kann 
ich so generell nicht mit Ja oder Nein beantworten. 
Ich bin gern bereit, wenn Sie eine bestimmte Strecke 
im Auge haben oder wenn Sie die eben von Herrn 
Kollegen Balkenhol genannte Strecke meinen, 

(Abg. Schultz [Gau-Bischofsheim] : Diese!) 

Ihnen schriftlich einige Angaben über die Möglich-
keiten der Einsparung der Bundesbahn sowohl im 
personellen als auch im technischen Bereich mitzu-
teilen. 

(Abg. Schultz [Gau-Bischofsheim] : Dafür 
wäre ich Ihnen sehr dankbar!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe die 
 Fragen des Herrn Abgeordneten Kulawig auf. 

— Herr Staatssekretär, einen Augenblick! Ich sehe, 
daß unter den Mündlichen Anfragen der Drucksache  

zu Drucksache V/2564 die Frage 136 des Herrn Ab-
geordneten Brück (Holz) völlig den gleichen Sach-
verhalt anspricht. Können Sie sie gleich mit beant-
worten, oder wollen Sie die Antwort anschließend 
geben? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Präsident! Wir 
waren im einzelnen auf die Beantwortung dieser 
Frage des Herrn Kollegen Brück heute noch nicht 
vorbereitet. Ich bin aber, da sie den gleichen Sach-
verhalt betrifft, bereit, sie anschließend zu beant-
worten. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe also 
zunächst die Frage 53 des Herrn Abgeordneten 
Kulawig auf: 

Ist es zutreffend, daß durch Urteil des Gerichtshofs der Euro-
päischen Gemeinschaften der Klage des Königreichs der Nieder-
lande gegen die Entscheidung der Hohen Behörde betreffend 
die Genehmigung von Als-ob-Tarifen der Deutschen Bundesbahn 
zugunsten der Saarwirtschaft stattgegeben worden ist? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, der Ge-
richtshof der Europäischen Gemeinschaften hat am 
8. Februar 1968 die von der niederländischen Regie-
rung angefochtene Entscheidung der Hohen Behörde 
der Montangemeinschaft vom 20. Juli 1966 über die 
Als-ob-Tarife der Deutschen Bundesbahn aufge-
hoben, weil die Genehmigung nicht befristet war. 
Das Gericht hat die Sache an die Kommission als 
Rechtsnachfolgerin der Hohen Behörde zurückver-
wiesen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage. 

Kulawig (SPD) : Herr Staatssekretär, wird die 
Deutsche Bundesbahn, falls die Europäische Kom-
mission das von ihr verlangen sollte, die Tarife zeit-
lich begrenzen? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, Sie wer-
fen hier eine sehr schwierige Frage auf, in der die 
Bundesregierung — das wollte ich Ihnen auf die 
nächste Frage antworten — noch mit den zwei be-
troffenen Landesregierungen sprechen muß, so daß 
ich heute ergänzende Fragen zu diesem Sachverhalt 
mit Rücksicht auf die möglichen Verhandlungen an 
sich nicht beantworten möchte. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine weitere 
Zusatzfrage. 

Kulawig (SPD) : Teilen Sie nicht trotzdem meine 
Auffassung, Herr Staatssekretär, daß der von der 
früheren Bundesregierung und von der Regierung  
des Saarlandes bisher an den Tag gelegte Optimis-
mus hinsichtlich der Dauerhaftigkeit der Als-ob-
Tarife und der standortverbessernden Wirkung für 
die Saar-Wirtschaft sich offensichtlich als unbegrün-
det herausstellt? 
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Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Präsident, viel-
leicht darf ich auf die nächste Frage eingehen; dann 
wird das klarer. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe die 
Frage 54 des Herrn Abgeordneten Kulawig auf: 

Welche Konsequenzen ergeben sich aus diesem Urteil? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, ich 
möchte auf Ihre zweite Frage folgende Antwort 
geben. Das Urteil des Gerichtshofs gibt der Bundes-
regierung keine Veranlassung, die Als-ob-Tarife 
aufzuheben. Welche Konsequenzen sich letzten 
Endes ergeben, läßt sich gegenwärtig noch nicht 
übersehen. Die Bundesregierung prüft zur Zeit die 
Sach- und Rechtslage und wird das weitere Vor-
gehen mit allen Beteiligten, insbesondere mit den 
Regierungen des Saarlandes und von Rheinland

-

Pfalz abstimmen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage. 

Kulawig (SPD) : Wird die Bundesregierung, wenn 
sich eine zeitliche Begrenzung der von der Bundes-
bahn eingeräumten Tarife als unausweichlich er-
weisen sollte, andere Maßnahmen zur Verbesserung 
der Standortlage des Saarlandes ins Auge fassen 
und ebenfalls zum Gegenstand der Gespräche mit 
der Regierung des Saarlandes machen, Herr Staats-
sekretär? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Herr Kollege, die 
Bundesregierung ist sich der schwerwiegenden wirt-
schaftspolitischen Problematik dieser Frage bewußt, 
und sie weiß, welche Zusammenhänge zwischen der 
Wettbewerbsfähigkeit der Saar-Wirtschaft und einer 
befriedigenden Lösung der Fragen, die Sie auf-
geworfen haben, bestehen. Sie wird das in ihren 
Bemühungen berücksichtigen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Brück, betrachten Sie damit Ihre Frage als 
beantwortet? 

Brück (Holz) (SPD) : Nicht ganz, Herr Präsident. 
Ich wäre auf die Antwort gespannt. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe  die 
 Frage 136 des Herrn Abgeordneten Brück .(Holz) 

auf: 
Was will die Bundesregierung unternehmen, um nach der 

Entscheidung des Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaf-
ten vom 8. Februar 1968 die Als-ob-Tarife der Deutschen Bundes-
bahn für das Saarland dauerhaft zu gestalten?  

Bitte sehr! 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesmintsier für Verkehr: Herr Kollege, ich darf 
auf das verweisen, was ich soeben dem Kollegen 
Kulawig deutlich gemacht habe, nämlich• daß die 
Beantwortung dieser Frage noch von einer sehr  

eingehenden Prüfung auch des offiziellen Textes 
sowie der Sach- und Rechtslage abhängt, die sich 
durch dieses Urteil ergeben hat. Wir sind gern 
bereit, dem Hohen Hause in absehbarer Zeit unsere 
Meinung darüber mitzuteilen. Wir halten es aber 
nicht für zweckmäßig, in einer solchen Situation, wie 
sie jetzt gegeben ist, vor der Beratung mit der 
Landesregierung an der Saar und mit der Landes-
regierung Rheinland-Pfalz hier öffentliche Erklä-
rungen abzugeben. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Eine Zusatz-
frage! 

Brück (Holz) (SPD) : Ist sich 'die  Bundesregierung 
bewußt, daß hier Eile geboten ist, einfach deshalb, 
weil diese Entscheidung neue Unsicherheiten an der 
Saar geschaffen hat und den Bemühungen der Bun-
desregierung, eine bessere Wirtschaftsstruktur an 
der Saar zu schaffen, nicht gerade förderlich ist? 

Börner, Parlamentarischer Staatssekretär beim 
Bundesminister für Verkehr: Das ist eine Frage, die 
weit über das Ressort des Verkehrsministers hinaus-
geht. Aber ich möchte hier für die Bundesregierung 
erklären, daß natürlich die Frage der Investitions-
tätigkeit an der Saar in engem Zusammenhang mit 
der befriedigenden Lösung der von Ihnen aufgewor-
fenen Frage gesehen werden muß. Wir werden uns 
deshalb bemühen, sobald wie möglich die angedeu-
teten Gespräche zu führen und zu einem befriedi-
genden Abschluß zu kommen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Die Frage-
stunde ist beendet. 

Ich rufe den Punkt 2 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Sammelübersicht 27 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
von Ausschüssen des Deutschen Bundestages 
zu Petitionen 
— Drucksache V/2509 (neu) — 

Ich frage, ob zu diesen Anträgen das Wort ge-
wünscht wird. — Wird das Wort zur Einbringung 
gewünscht? — Das ist nicht der Fall. Wird sonst 
das Wort gewünscht? — Wer dem Antrag des Aus-
schusses auf Drucksache V/2509 (neu) zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Antrag ist 
angenommen. 

Die Punkte 3, 4 und 5 werden morgen, Mittwoch, 
um 15 Uhr aufgerufen. 

Ich rufe den Punkt 6 und die Punkte 7 und 8 auf: 

6. a) Beratung des. von der Bundesregierung 
beschlossenen Verkehrspolitischen Pro-
gramms für die Jahre 1968 bis 1972 
— Drucksache V/2494 — 

b) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset- 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier 
zes über die Besteuerung des Straßen-
güterverkehrs 
— Drucksachen V/2494, zu V/2494 — 

c) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Sech-
sten Gesetzes zur Änderung des Güter-
kraftverkehrsgesetzes 
—- Drucksachen V/2494, zu V/2494 — 

d) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Änderung des Gesetzes über den 
gewerblichen Binnenschiffsverkehr 

" — Drucksachen V/ 2494, zu V/2494 — 

e) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Personenbe-
förderungsgesetzes 
— Drucksachen V/2494, zu V/2494 — 

7. Beratung der Anträge der • Fraktion der 
CDU/CSU 
betr. verkehrspolitische Vorschläge 
— Drucksache V/ 2524 — 

a) Beratung des Antrags 
betr. Sanierung der Deutschen Bundesbahn 
— Drucksache V/2524, Teil I — 

b) Erste Beratung des Entwurfs eines Geset-
zes zur Änderung des Bundesbahngesetzes 
— Drucksache V/2524, Teil II — 

c) Erste Beratung des Entwurfs eines Geset-
zes zur Änderung des Handelsgesetz-
buches 
— Drucksache V/2524, Teil III — 

d) Beratung des Antrags 
betr. Änderung der Eisenbahn-Verkehrs-
ordnung 
— Drucksache V/2524, Teil IV — 

e) Erste Beratung des Entwurfs eines Geset-
zes über eine Straßenbenutzungsgebühr 
für schwere Lastfahrzeuge 
— Drucksache V/2524, Teil V — 

f) Beratung des Antrags 
betr. Beseitigung von Autobahn-Engpässen 
— Drucksache V/2524, Teil VI — 

g) Beratung des Antrags 
betr. Ausweitung des Sonntagsfahrver-
botes 
— Drucksache V/2524, Teil VII — 

h) Erste Beratung des Entwurfs eines Geset-
zes zur Änderung des Güterkraftverkehrs-
gesetzes 
— Drucksache V/ 2524, Teil VIII —  

i) Beratung des Antrags 
betr. Kleingutverkehr 
— Drucksache V/2524, Teil IX — 

j) Erste Beratung des Entwurfs eines Geset-
zes zur Änderung des Personenbeförde-
rungsgesetzes 
— Drucksache 2524, Teil X — 

k) Beratung des Antrags 
betr. Sanierung der Binnenschiffahrt 
— Drucksache V/2524, Teil XI — 

1) Beratung des Antrags 
betr. Finanzierung des Verkehrswege-
baues in den Gemeinden 
— Drucksache V/2524, Teil XII 

m) Erste Beratung des Entwurfs eines Geset-
zes zur Änderung des Straßenverkehrsge-
setzes 
— Drucksache V/2524, Teil XIII — 

n) Beratung des Antrags 
betr. Anpassung der Parkordnung an die 
Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden 
— Drucksache V/2524, Teil XIV — 

o) Beratung des Antrags 
betr. baldige Verbesserung der Straßen-
verkehrsregelung 

— Drucksache V/2524, Teil XV — 

p) Erste Beratung des Entwurfs eines Geset-
zes zur Änderung des Kraftfahrzeugsteuer-
gesetzes 
— Drucksache V/2524, Teil XVI — 

8. Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Haage (München) und Genossen eingebrach-
ten Entwurfs eines Gesetzes über die Ertei-
lung einer Erlaubnis zur Beförderung von 
Gütern im Werkverkehr 
— Drucksache V/2556 — 

Meine Damen und Herren, wir haben im Ältesten-
rat vereinbart, daß zunächst die Einbringung bzw. 
die Begründung der Vorlagen zu Punkt 6 durch die 
Bundesregierung, und zwar durch den Herrn Bundes-
verkehrsminister, erfolgt, danach die Begründung 
der Anträge der Fraktion der CDU/CSU und dann 
die Begründung zu Punkt 8. Daraufhin soll die ge-
meinsame Aussprache erfolgen. 

Also Punkt 6. Das Wort zur Einbringung hat der 
Herr Bundesminister für Verkehr. 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Einige Wochen, 
nachdem ich mein Amt übernommen hatte, war mir 
klar, daß wir in der Lage, in der wir uns befanden, 
die Probleme unseres Verkehrswesens nicht mehr 
mit partikularen Lösungen bewältigen konnten. Die 
Bundesregierung hat mir dann auch bald nach der 
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Bundesminister Leber 
Aufnahme ihrer Tätigkeit den Auftrag zur Vorlage
eines alle Verkehrsträger umfassenden Programms 
gegeben. Wir waren uns bewußt, daß bei dem Vier

-

such  einer Reform nicht nur erhebliche Allgemein-
interessen im Spiele sind, sondern auch menschliche 
Schicksale und wirtschaftliche Existenzen berührt 
werden. Das verpflichtet zu Sorgfalt und zu gewis-
senhafter Überlegung. 

Das Programm ist nun seit September im Ge-
spräch. Es hat die große Debatte der Verkehrs-
probleme nicht nur in unserem Lande, sondern auch 
in Europa — das steht heute schon fest — nicht nur 
ausgelöst, es hat ihr auch neue Impulse gegeben. 
Bei der Bedeutung der Maßnahmen ist es nicht ver-
wunderlich, daß die Auseinandersetzung auch mit 
Leidenschaft und mit dem finanziellen und organisa-
torischen Rückgrat großer und kampfkräftiger Grup-
pen geführt wird. 

Des Zusammenhanges wegen ist es sicher gut, 
wenn ich dem Hohen Haus einen kurzen Überblick 
über die Lage unseres Verkehrswesens gebe. 

Die Deutsche Bundesbahn hat von Jahr zu Jahr 
Verkehr verloren. Ihre Kapazität ist nicht ausge-
lastet. Viele Strecken erbringen nicht einmal einen 
Betrag, der die Hälfte der Kosten trägt. Die Gesamt-
schuldenlast betrug am 31. Dezember 1967 rund 
18,5 Milliarden DM. 

Die Leistungen des Bundes an die Deutsche Bun-
desbahn stiegen von 882 Millionen DM 1960 auf 
3095 Millionen DM im Jahre 1967. Die Ursachen für 
diese Entwicklung liegen in der Hauptsache erstens 
in den großen Strukturveränderungen unserer Wirt-
schaft. Die Deutsche Bundesbahn ist besonders von 
der Kohlenkrise betroffen und hat durch ihre eige-
nen Elektrifizierungsmaßnahmen subjektiv sogar 
dazu beigetragen. Zweitens ist die Entwicklung we-
sentlich begründet durch die Abwanderung vieler 
Leistungen auf den Lkw- und den Pkw-Verkehr auf 
der Straße. 

Demgegenüber hat der Straßenverkehr von Jahr 
zu Jahr zugenommen. Der Bestand an Personenkraft-
wagen stieg auf rund 11 Millionen, der Bestand an 
Lastkraftwagen stieg auf rund 900 000 Fahrzeuge. 

Wir haben unter den großen Nationen der Welt 
den Weltrekord an Unfällen und haben diesen Re-
kord auch 1967 wieder erhöht. Was das neben dem 
menschlichen Leid auch ökonomisch bedeutet —
17 500 Unfalltote, 475 000 Körperschäden mit zum 
Teil schlimmen Folgen und 7 Milliarden DM Sach-
schaden pro Jahr, der durch diese Unfälle auf unse-
ren Straßen hervorgerufen wird —, brauche ich dem 
Hohen Haus nicht besonders darzustellen. 

Ich vermag nicht zu glauben, daß eine solche 
schlimme Bilanz zuerst darin ihre Ursachen hat, daß 
unsere Autofahrer schlechter fahren, daß unsere 
Verkehrsregeln schlechter sind oder weniger beach-
tet werden als anderswo oder daß unsere Autos 
weniger gut konstruiert sind als die Kraftfahrzeuge 
in anderen Ländern. Was uns von anderen Ländern 
zuerst unterscheidet, ist die Tatsache, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland über einen Kilometer 
Straße im Jahr rund 400 000 Fahrzeuge fahren, wäh-

rend sich z. B. in Frankreich nur 100 000 Fahrzeuge 
über die gleiche Straßenstrecke bewegen. Dabei hat 
die Bundesrepublik Deutschland in den letzten zwei 
Jahrzehnten neben den Vereinigten Staaten von 
Amerika an der Spitze aller Straßenbau treibenden 
Länder der Welt gelegen. Wenn man in Frankreich 
heute trotzdem von einer Verkehrsmisere spricht, 
ist das Wort „Notstand" im Verhältnis zu dem, was 
in Frankreich ist, zur Kennzeichnung unserer Situ-
ation sicher nicht unangemessen. 

Bei allen Vergleichen mit dem Ausland und bei 
aller Betrachtung unserer Maßnahmen vom Ausland 
her muß man diese typisch deutsche Situation, die 
es in keinem anderen Land so gibt, mit betrachten. 

Ich möchte das, was ich zur Lage zu sagen habe, 
so zusammenfassen: 

Wir leisten uns in der Bundesrepublik einen aus-
gesprochenen Verkehrsluxus. Auf der einen Seite 
haben wir leerstehende Eisenbahnkapazitäten mit 
hohen defizitären Auswirkungen, die durch Zu-
schüsse der öffentlichen Hand jährlich in Milliarden-
größe abgedeckt werden müssen. Auf der anderen 
Seite haben wir einen ständig wachsenden Güter-
verkehr auf unseren Straßen, der Straßenbaumaß-
nahmen ebenfalls in Milliardengröße auslöst, ohne 
daß eine Aussicht besteht, daß wir damit jemals das 
Problem der Ordnung auf unseren Straßen bewälti-
gen können. 

Ich darf nun die von der Bundesregierung für not-
wendig erachteten, im einzelnen vorgeschlagenen 
Maßnahmen erläutern. 

Ein weiteres Abwarten ist angesichts der Ihnen 
allen bekannten Entwicklungen nicht mehr zu ver-
antworten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dabei müssen wir den Güterverkehr der Eisenbahn, 
der Straße und der Binnenschiffahrt in seiner Proble-
matik als eine Einheit ansehen. 

Zunächst zur Deutschen Bundesbahn. Solange die 
Eisenbahn nicht auf eine gesunde wirtschaftliche und 
finanzielle Basis gestellt ist, werden sich auf dem 
Binnenverkehrsmarkt geordnete Verkehrsverhält-
nisse nicht herausstellen. Deshalb muß einer der 
Schwerpunkte der zu treffenden Maßnahmen bei 
der Deutschen Bundesbahn liegen. 

Die Bundesregierung schlägt im einzelnen vor: 

Erstens. Bis zum Jahre 1972 wird der Personal-
bestand der Deutschen Bundesbahn im Vergleich 
zum 1. Januar 1967 um 82 000 Beschäftigte vermin-
dert werden. Dies ist eine Zurückführung des Perso-
nalstandes, saldiert um 82 000 Personen; das heißt, 
in Wirklichkeit wird das, was von der Bundesbahn 
abzugehen hat, höher sein als 82 000, weil in den 
gleichen Jahren, in denen sich diese Entwicklung 
vollzieht, auch junge, auf die spezifischen künftigen 
Bedürfnisse der Bundesbahn geschulte Kräfte neu 
aufgenommen werden müssen. Das soll geschehen, 
ohne daß es zu Entlassungen kommt. Ich kann aber 
nicht verschweigen, daß es im Einzelfall zu Härten 
kommen wird und daß den Eisenbahnern Opfer zu-
gemutet werden. Global wird die Verminderung 
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der Beschäftigtenzahl durch Nichtwiederbesetzung 
von Dienstposten, die durch Pensionierung oder 
Fluktuation frei werden, erreicht. Im einzelnen wird 
es nicht zu vermeiden sein, daß Tausenden von Be-
schäftigten Umsetzungen und Ortswechsel mit allen 
familiären Folgen zugemutet werden. Ich habe die 
Bundesbahn aufgefordert, bei personellen Umsetzun-
gen Sozialpläne zu entwickeln, die mit den Personal-
vertretungen und den Gewerkschaften abgestimmt 
sind, damit auf diese Weise erreicht wird, daß so-
ziale Härten soweit wie möglich vermieden wer-
den. 

Die Deutsche Bundesbahn vollbringt den größten 
Teil ihrer Verkehrsleistungen heute auf elektrifizier-
ten Strecken. Sie braucht also bei weitem nicht mehr 
alle Werkstätten, die einstmals Dampflokomotiven 
repariert haben. Das bedeutet, daß alle Werkstätten, 
die nicht mehr benötigt werden, geschlossen wer-
den müssen. 

In der Verwaltung, in Direktionen und Ämtern 
sind einschneidende Maßnahmen zum Zwecke der 
Verringerung des Verwaltungsaufwands und der 
Rationalisierung erforderlich. Im Zuge einer Neu-
einteilung der Direktionsbereiche sollen daher von 
16 Bundesbahndirektionen zunächst sechs geschlos-
sen werden. Nach der mir vorliegenden Planung 
sind dies die Direktionen Augsburg, Regensburg, 
Mainz, Kassel, Wuppertal und Münster. Die beiden 
Bundesbahnzentralämter sollen zusammengelegt 
werden, wobei nach Auffassung der Deutschen Bun-
desbahn das Zentralamt Minden mit dem Zentralamt 
in München vereinigt wird. In diese Maßnahmen 
wird auch die Hauptverwaltung der Deutschen Bun-
desbahn einbezogen werden. 

Neben dieser organisatorischen Konzentration soll 
das Netz der Deutschen Bundesbahn verkleinert 
werden. Auf rund 6500 km Schienenstrecke soll der 
Betrieb im Güter- und Personenverkehr entweder 
ganz oder teilweise eingestellt werden. Bei der 
Streckenstillegung wird das im Bundesbahngesetz 
vorgesehene Verfahren eingehalten. 

Im Zonenrandgebiet werden durch ein besonderes 
Vorgehen diejenigen Strecken ausgesondert, die, 
obwohl sie nie wirtschaftlich geworden sind, aus 
übergeordneten politischen Gründen aufrechterhal-
ten werden müssen. Die Deutsche Bundesbahn er-
hält in diesen Fällen ohne den bürokratischen Vor-
gang der Vergangenheit die notwendigen finanziel-
len Ausgleichszahlungen. 

Es wird keine Strecke stillgelegt, die noch halb-
wegs wirtschaftlich ist. Es werden nur solche Strek-
ken zur Stillegung vorgesehen, bei denen die Ver-
laderschaft und die Fahrgäste selbst die Entschei-
dung schon heute dadurch getroffen haben, daß sie 
von der Bundesbahn abgewandert sind. Der Deut-
schen Bundesbahn verbleiben auf diesen Strecken 
nur spärliche Restverkehre, die ein mit hohen 
Kosten verbundenes Vorhalten von baulichen An-
lagen, Material und menschlicher Arbeitskraft nicht 
länger rechtfertigen. 

Die Stillegung der Strecken vollzieht sich in drei 
Stufenplänen, die bis zum 31. Dezember 1968 
entweder durchgeführt sind, oder für die die Stil

-

legungsverfahren bis zu diesem Datum eingeleitet 
worden sind. Insgesamt sollen rund 3000 km Strek-
ken im Reisezugverkehr und etwa 3500 km Strecken 
im Reisezug- und Güterverkehr stillgelegt wer-
den. Zur Zeit sind davon bereits 1000 km stillgelegt. 
Leider handelt es sich dabei nicht nur um soge-
nannte Nebenstrecken; vielmehr sind in die Strek-
kenauswahl dabei auch schon verkehrsschwache 
Hauptstrecken miteinbezogen worden. 

Diese Maßnahmen schneiden tief in den Körper 
der Deutschen Bundesbahn ein. Ich bin mir bewußt, 
daß das, was ich hier ausspreche, eine Fülle von 
Veränderungen in den Lebens- und Arbeitsbedin-
gungen, in den Lebens- und Arbeitsgewohnheiten 
für zirka 20 000 Eisenbahner bedeutet. Ich muß alle 
Bediensteten der Deutschen Bundesbahn bitten zu 
verstehen, daß es sich nicht um eine leichtfertige 
und unüberlegte und vielleicht auch nicht nötige 
Entscheidung handelt, sondern um unabweisbare 
Erfordernisse, um die Deutsche Bundesbahn aus der 
Sackgasse, in die sie geraten ist, herauszubringen. 
Operationen sind nun einmal schmerzhaft, aber 
ohne sie gibt es keine Gesundung, auch keine Ge-
sundung bei der Deutschen Bundesbahn. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Auf den Einwand, solche Pläne gebe es schon seit 
vielen Jahren und das seien zum Teil „olle Kamel-
len", kann ich vor dem Hohen Hause nur sagen: 
wenn vor fünf Jahren — oder wielange es solche 
Pläne gibt — solche Entscheidungen getroffen wor-
den wären, wäre es wahrscheinlich weniger schmerz-
voll gewesen, sie durchzuführen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Solche Entscheidungen jetzt nicht treffen, heißt 
nicht, sie endgültig vermeiden, denn in wenigen 
Jahren würden sie dann unter noch viel schwieriger 
gewordenen Bedingungen getroffen werden müssen. 
Wer die Einsicht zum Handeln an diesem Punkt 
jetzt nicht aufbringt, riskiert eines Tages in einer 
unabweisbar gewordenen Lage schwarze Fahnen 
auf Bahnhöfen und Dienststellen unserer Eisenbah-
nen. Dafür gibt es Vorbilder in diesem Lande. 

Ich möchte aber nicht nur bei den Eisenbahnern, 
sondern ebenso nachdrücklich bei den Mitgliedern 
dieses Hohen Hauses, bei allen Landesregierungen 
und Parlamenten und bei allen Behörden um Ver-
ständnis bitten. Ich möchte Sie um aktive Mithilfe 
und um aktives Zusammenwirken bei der Lösung 
dieser Probleme bitten. Wir kommen nicht damit 
weiter, daß man allgemein eine Korrektur an der 
Deutschen Bundesbahn fordert, aber im Konkreten 
das, was in der eigenen Stadt, im eigenen Wahl-
kreis vor sich gehen soll und was das eigene Land 
betrifft, ablehnt und bekämpft. 

(Beifall.) 

Wenn die Eisenbahn wirtschaftlicher werden soll, 
muß sie sich entsprechend den veränderten Bedin-
gungen den wirtschaftlich veränderten Tatbeständen 
anpassen können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 



7950 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 155. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 13. Februar 1968 

Bundesminister Leber 
Ich sage das nicht allgemein, sondern aus dem Er-
leben der letzten Monate. 

Die letzte Strecke, für die ich vor ein paar Tagen 
die Genehmigung zur Stillegung gegeben habe, ist 
20 km lang. Die Aufwendungen der Deutschen Bun-
desbahn für den Betrieb dieser Strecke betragen 
pro Tag 2000 DM. Die zuständige Landesregierung 
hat ihre Zustimmung nicht erteilt. Auf der Strecke 
werden in Kleinwaggons 5,6 Wagenladungen pro 
Tag gefahren, zum Teil Tonerde und ähnliche Pro-
dukte. Wenn ich den Wert dieser Wagenladungen 
ins Verhältnis setze zu den Zuschüssen der Deut-
schen Bundesbahn für das Fahren dieser Güter, dann 
habe ich den Eindruck, daß die Zuschüsse zum Teil 
höher sind als der Warenwert, der befördert wird. 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Die Landesregierung hat nicht zugestimmt. Sie 
wird es daher auch leichter haben, wenn die lokale 
Kritik kommt, und sie wird nach Bonn zeigen kön-
nen. Ich bin aber sicher, daß die gleiche Landes-
regierung genauso handeln würde wie die Bundes-
regierung und genauso handeln müßte, wie wir es 
tun, wenn das Defizit für den Weiterbetrieb einer 
so unwirtschaftlich gewordenen Strecke von dieser 
Landesregierung getragen werden müßte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich sage das nicht mit kritischem Unterton, sondern 
verbunden mit der Bitte, daß wir uns bei der Lö-
sung dieser schweren Aufgabe das Leben nicht 
schwer machen, sondern uns gemeinsam dabei etwas 
helfen. 

Die Deutsche Bundesbahn wird gleichzeitig ihr 
Leistungsangebot in kommerzieller, betrieblicher 
und technischer Beziehung nachhaltig verbessern. 
In der Auseinandersetzung um das Programm ist 
von manchen Seiten bewußt die Skepsis verbreitet 
worden, die Eisenbahn sei zu unmodern und zu un-
beweglich, um die ihr zugedachten Aufgaben mei-
stern zu können. Diejenigen, die das behaupten, 
dürfen dabei aber nicht übersehen, daß dieses Un-
ternehmen durch seine hohen Modernisierungsin-
vestitionen in den letzten Jahren ein Leistungsan-
gebot entwickelt hat, das an der Spitze aller euro-
päischen Eisenbahnen steht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Deutsche Bundesbahn hat sich damit meiner 
Auffassung nach eine relativ gute Ausgangsbasis 
für die weiteren Anpassungsvorgänge an die Struk-
turveränderungen in Wirtschaft und Verkehr ge-
schaffen. Das erfolgt alles unter der Formel: Die 
Eisenbahn muß wirtschaftlicher werden; die Eisen-
bahn muß sich in einer Richtung entwickeln, in der 
sie ein nach modernen unternehmerischen Grund-
sätzen geführtes großes Wirtschaftsunternehmen 
wird. 

An diesem Punkte wird mir immer die Frage ge-
stellt, ob man glauben und hoffen könne, daß 
diese Eisenbahn mit mehr als 200 000 Beamten eine 
solche Entwicklung an sich selbst bewirken und zu 
Ende führen könne. Ich möchte hier über diesen 
Punkt vor dem Hohen Hause ganz offen meine Mei-
nung sagen. Ich bin der Überzeugung, daß die Eisen

-

bahn es fertigbringt, und vertraue darauf, daß sie 
es zustande bringt. 

Ich habe über diesen Punkt aber auch kürzlich 
vor den hohen Beamten der Deutschen Bundesbahn 
in Frankfurt gesprochen. Ich habe den Herren ge-
sagt, wie ich . mir die Rolle beispielsweise eines 
Ministerialrats in der Hauptverwaltung der Deut-
schen Bundesbahn vorstelle. Er hat nicht ein Unter-
nehmen zu verwalten, wie das üblicherweise zu dem 
Charakteristikum einer Beamtentätigkeit gehört, 
sondern ich bin der Auffassung und habe das dort 
auch zum Ausdruck gebracht: ein Ministerialrat in 
der Hauptverwaltung der Deutschen Bundesbahn 
hat etwa die Rolle eines Prokuristen in einem gro-
ßen Wirtschaftsunternehmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und 
bei Abgeordneten der FDP. — Zuruf von 

der CDU/CSU.) 

Im Vorzimmer eines so hohen Beamten wird künftig 
kein Besucher sitzen, der mit zitternden Knien dar-
auf wartet, vorgelassen zu werden, sondern im Vor-
zimmer dieses Beamten sitzt ein Kunde, auf den 
man zugehen muß so wie ein Unternehmer, der sich 
mit einem Geschäftspartner verständigen will. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich habe den Herren gesagt — und weiß, daß sie da-
bei sind, sich entsprechend zu verhalten —: Alle Füh-
rungskräfte der Eisenbahn und auch alle Beamten 
der Deutschen Bundesbahn haben sich nicht nur wäh-
rend des Dienstes, sondern vorher schon,. ehe sie ihn 
antreten, und nach Feierabend noch darüber Gedan-
ken zu machen, wie ihre Firma Geld verdient. Das 
ist die Formel, mit der die Eisenbahn an ihre Tätig-
keit herangehen soll. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dazu gehören eine ganze Reihe von Voraussetzun-
gen. Hierzu gehören die Einrichtungen von General-
vertretungen, die sich in erster Linie der Kunden-
werbung und der Kundenbetreuung zu widmen ha-
ben. Dies erfolgt unter dem Motto: Heraus aus den 
Bahnhöfen und heraus aus den Ämtern, in Zivilan-
zügen unter die Bevölkerung dort, wo die Kundschaft 
sitzt, und mit ihnen sprechen und um Leistungen für 
die Bundesbahn werben! 

Dazu gehört eine verbesserte kaufmännische Aus-
bildung, vor allem der in der Werbung und im Ver-
kauf tätigen Mitarbeiter des Unternehmens. In fünf 
Tagen beginnt das erste Seminar einer Verkaufs-
leiterakademie, in der sonst die Verkaufsleiter der 
Wirtschaft geschult werden. Die Bundesbahn hat das 
für viele Monate gemietet und wird dort ihr Ver-
kaufspersonal künftig nach den Regeln, hinter denen 
Erfahrung steht, auch schulen. 

(Zurufe von. der CDU/CSU: Das wird Zeit! — 
Sehr notwendig!) 

Hierzu gehört eine verstärkte Förderung des Gleis-
anschlußverkehrs, insbesondere im Rahmen der Er-
schließung neuer Industriegebiete. Dies ist regional-
politisch erforderlich. 
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Hierzu gehört eine Umrüstung und der Ausbau 

des Wagenparks und der Anlagen auf die Anforde-
rungen des kombinierten Verkehrs. 

Die intensive Förderung des kombinierten Ver-
kehrs ist auch im Hinblick auf die den Straßengüter-
fernverkehr beschränkenden Maßnahmen von beson-
derer Bedeutung, um der verladenden Wirtschaft 
mindestens gleichwertige Verkehrsdienste anbieten 
zu können. 

Seit einigen Tagen verbindet ein Container -
Schnellgüterzug die deutschen Seehäfen Bremen und 
Hamburg mit den ersten Inland-Terminals in Frank-
furt am Main, Ludwigsburg bei Stuttgart und Mann-
heim. Dieses ist nur ein erster Anfang. 

Im Investitionsplan 1968 hat die Deutsche Bundes-
bahn rund 200 Millionen DM für die Beschaffung 
von Universal-Tragwagen und Großbehältern sowie 
für die Errichtung der nächsten Container-Terminals 
in Basel, München und Nürnberg eingesetzt. Im End-
zustand ist an 100 bis 150 solcher Terminals gedacht. 
Die Investitionsraten werden in den nächsten Jahren 
entsprechend dem Bedarf für diese Zwecke erheb-
lich steigen. 

Außerdem sind 25 Umschlagplätze für den kombi-
nierten Verkehr — das sind Containerverkehr, 
Wechselpritschen und Huckepackfahrzeuge — vor-
gesehen, die voraussichtlich im Jahre 1968 in Betrieb 
genommen werden, und zwar in den Städten Augs-
burg, Braunschweig, Bremen, Dortmund/ Bochum, 
Düsseldorf, Essen, Fulda, Gießen, Göppingen, Göt-
tingen, Hagen, Hamburg, Hannover, Ingolstadt, 
Karlsruhe, Kassel, Köln, Lübeck, Neuwied, Osna-
brück, Regensburg, Saarbrücken, Siegen, Wuppertal 
und Würzburg. 

Die Deutsche Bundesbahn muß sich durch wirk-
same kaufmännische Anreize und stärkere Bereit-
schaft zur Kooperation mit dem Straßenverkehrs-
gewerbe intensiver als bisher in den Großcontainer-
verkehr einschalten. Daneben wird auch der Hucke-
pack- und der Palettenverkehr weiter auszubauen 
sein; dem Werkfernverkehr werden im Huckepack-
verkehr die gleichen Bedingungen einzuräumen sein 
wie dem gewerblichen Güterfernverkehr. Im ganzen 
kommt den verschiedenen Formen des kombinierten 
Verkehrs Schiene/ Straße eine zentrale Bedeutung 
zu. Sie sind geeignet, Straßenferntransporte ohne 
staatliche Zwangsmittel über die weite Strecke auf 
die Schiene zu bringen. Wesentlich in diesem Zu-
sammenhang ist, daß die Deutsche Bundesbahn im 
kombinierten Verkehr Schiene /Straße die Haus-
Haus-Beförderung in keinem Fall teurer als im rei-
nen Straßenverkehr vornehmen wird. Eine scho-
nende Beförderung der Waren während des Schie-
nentransports kann durch Einsatz von Container-
tragwagen mit Stoßdämpfereinrichtung gewährlei-
stet werden. 

Ich möchte Ihnen ein Beispiel aufzeigen für das, 
was hier gemeint ist: Da fährt von Düsseldorf bis 
nach München in jeder Woche eine Kolonne von 
zehn bis zwölf Fernlastzügen täglich, von einem 
Unternehmer betrieben. Das Ziel, das wir uns nun  

setzen, lautet, diese zwölf Lastzüge, die jeden Tag 
von Düsseldorf nach München fahren, nicht über die 
Straße laufen zu lassen, sondern eine Möglichkeit 
zu entwickeln, daß sie über die weite Strecke von 
der Eisenbahn gefahren werden können. Hinzu 
kommt ein zweites Ziel, nämlich neben der Ent-
lastung der Straßen um diesen Verkehr und der Zu-
führung dieser Beförderungsleistung an die Deut-
sche Bundesbahn auch die wirtschaftliche Existenz 
des betreffenden Fuhrunternehmers zu sichern. Das 
gelingt dadurch, daß dieser Fuhrunternehmer, der 
seinen Kontrakt mit seinem Verlader hat, auch 
künftig der Frachtführer bleibt. Er bleibt der Auf-
tragnehmer des Verladers. Er erhält seinen Tarif 
vergütet, der nach dem Reichskraftwagentarif auch 
bisher an ihn vergütet worden ist. Er bringt nun 
seine Güter, seine Sendung, in Containern im Nah-
verkehr auf die Schiene. Die Eisenbahn befördert 
diese Güter nach München. Dort gehen sie im Nah-
verkehr von der Schiene herunter bis zum Empfän-
ger. Dieser Umladevorgang — das ist jetzt durch

-

experimentiert — dauert mit den modernen Ge-
räten, die vorhanden sind, etwa drei bis dreieinhalb 
Minuten. Es ist also keine Zeitverzögerung. Und 
was wesentlich ist, das ist die Tatsache: Die Deut-
sche Bundesbahn berechnet diesem Fuhrunterneh-
mer, der die Container auf die Schiene bringt und 
nicht einen, sondern 40, 50 am Tag von ihr beför-
dern läßt, durch die Zusammenpoolung einen Preis, 
der identisch ist mit den Selbstkosten, die der Fuhr-
unternehmer hätte, wenn er mit seinem Lastzug bei 
Nacht und Nebel oder am Tage über die Straßen 
fahren würde. Die Eisenbahn muß dabei trotzdem 
noch einen Gewinn machen, weil sie nicht mit 
einem Container über die Schiene fährt, sondern 
40 oder 50 Container mit einer Kraft nach Mün-
chen bewegt. Aus der Differenz zwischen dem, was 
der Fuhrunternehmer bei der Eisenbahn zu bezahlen 
hat, und dem Tarif, den er nach wie vor seinem 
Verlader berechnet, bleibt die Gewinnspanne für 
ihn, die er auch bisher hatte, wenn er mit Glück nach 
München gefahren ist. Die ganze Geschichte wird 
nur viel bequemer, auch für ihn. Seine unternehme-
rische Existenz bleibt dabei voll gesichert. 

Zur Durchführung dieser notwendigen Moderni-
sierungs- und Rationalisierungsmaßnahmen hat die 
Deutsche Bundesbahn für die Jahre 1968 bis 1972 
einen Investionsplan mit einem Volumen von jähr-
lich 2,55 Milliarden DM aufgestellt. Die Finanzie-
rung dieses Investitionsplans wird erfolgen durch 
Leistungen des Bundes im Rahmen der mittelfristi-
gen Finanzplanung, jährliche Abschreibungen der 
Deutschen Bundesbahn in Höhe von 1,4 bis 1,5 Mil-
liarden DM und bis zu 500 Millionen DM Anleihen, 
die von der Deutschen Bundesbahn auch künftig 
jährlich aufzunehmen sind. 

Ich habe den Vorstand der Deutschen Bundesbahn 
bereits am 16. November vergangenen Jahres auf-
gefordert, unverzüglich die Planungen und Arbeiten 
aufzunehmen, die erforderlich sind, um die Zielset-
zungen des Programms für den Bereich der Deut-
schen Bundesbahn zu verwirklichen. Die am Pro-
gramm geübte Kritik, die Bundesregierung habe sich 
gegenüber der Eisenbahn mit unverbindlichen Ab- 



7952 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 155. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 13. Februar 1968 

Bundesminister Leber 
sichtserklärungen begnügt, trifft daher in keiner 
Weise zu. 

Alle Maßnahmen in den verschiedenen Sachbe-
reichen des Unternehmens, die hier nicht in den 
Einzelheiten aufgeführt werden können, sind im Zu-
sammenhang zu sehen und werden im Ergebnis zu 
einer Grundkonzeption für die Eisenbahn der Zu-
kunft, für die Eisenbahn des Jahres 1980 oder des 
Jahres 2000 führen. 

In der Auseinandersetzung der letzten Monate ist 
der Bundesregierung vorgehalten worden, diese 
Maßnahmen reichten nicht aus; bei der Bahn müsse 
mehr geschehen, um sie den veränderten Struk-
turen anzupassen. Wir haben uns aus diesem 
Grunde, weil wir diese Anregung aus der Öffentlich-
keit ernst genommen haben, hypothetisch mit sol-
chen Zielvorstellungen auseinandergesetzt. Was 
würde geschehen, wenn man bei der Eisenbahn 
mehr reduzierte? 

Da gibt es die erste Überlegung: Die Deutsche 
Bundesbahn verkleinert ihr Netz noch weiter als 
vorgesehen und zieht sich auf die jetzt noch rentab-
len Strecken und Dienste zurück. Das würde wahr-
scheinlich ein Privatunternehmer tun. Das würde 
die Stillegung von weiteren ca. 6000 bis 8000 km 
Eisenbahnstrecke über das jetzige Stillegungspro-
gramm hinaus bedeuten. Praktisch, meine Damen 
und Herren, gäbe es Bahnhöfe dann nur noch in 
Städten über 20 000 Einwohner. Das würde bedeu-
ten, daß sie z. B. den unrentablen Stückgutverkehr 
aufgeben würde. 

Die Folgen wären: 

Erstens. Damit würden die Nebenflüsse, die die 
Leistungen zum den Hauptströmen des Verkehrs 
bringen, trockengelegt, was nicht ohne Folgen auch 
für die Wirtschaftlichkeit der Hauptstrecken der 
Eisenbahn wäre. 

Zweitens. Ich habe erhebliche Zweifel, ob es 
politisch durchsetzbar wäre, das Netz der Deutschen 
Bundesbahn praktisch auf die Hälfte zu reduzieren. 
Es müßte mit erheblichem Widerstand aus der Be-
völkerung, die auf die Eisenbahn angewiesen ist — 
denn nicht alle haben Personenkraftwagen —, und 
mit Widerstand aus der Wirtschaft, von seiten der 
Länder, des Verteidigungsministeriums, der Regio-
nal- und Strukturpolitiker und vieler anderer Ge-
genkräfte gerechnet werden. 

Drittens. Ich habe erhebliche Zweifel, ob eine so 
verkleinerte Eisenbahn dann im zurückgeschnitte-
nen Zustand rentabel bliebe. Ich bezweifle, daß die 
Bahn nach einer solchen Selbstverstümmelung eine 
Chance hätte, jemals rentabel zu werden. Ein Arzt, 
der zuviel amputiert, amputiert damit auch die 
Chance, daß sich der Operierte jemals wieder selbst 
aus eigener Kraft erhalten kann. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Der in Verkehrssachen bekannte Professor Predöhl 
hat zu dem Problem, ob man eine Eisenbahn 
braucht, kürzlich ausgeführt: Erstens. Der Kraft-
wagen kann die Eisenbahn niemals ersetzen. Also  

darf er sie auch nicht so stark schädigen, daß sie zur 
Erfüllung ihrer unentbehrlichen Funktionen in Wirt-
schaft und Gesellschaft unfähig oder zum dauern-
den Zuschußbetrieb wird. Zweitens. Die Ordnung 
des Verhältnisses von Eisenbahn und Kraftwagen 
kann niemals nach dem einen oder anderen Prinzip 
vor sich gehen. Eine Lösung kann nur in einem für 
alle Beteiligten gesunden Kompromiß bestehen. 

Der zweite Gedanke dieser Hypothese lautet — 
und auch das ist konkret vorgeschlagen; es liegen 
dem Hause solche Vorstellungen vor —: Die 
Deutsche Bundesbahn muß über eine Aufstockung 
ihres Eigenkapitals die Möglichkeit zu zusätzlichen 
Investitionen erhalten, um auf diese Weise wett-
bewerbsfähig zu werden. Das heißt praktisch, mit 
zusätzlichen Geldern des Staates die Bahn so wett-
bewerbsfähig zu machen, daß die Güter von der 
Straße auf die Schiene zieht und so stark wird, daß 
sie mit ihrer verbesserten Wettbewerbsposition alle 
anderen Faktoren, die gegen sie wirken, überspielen 
kann. 

Die Verwirklichung dieser Vorstellung würde 
erstens bedeuten, daß die Eisenbahn ihre Kosten 
durch höheren Kapitaleinsatz um etwa 8 bis 10% 

senken könnte. Sie würde von einem lohnintensiven 
zu einem kapitalintensiven Unternehmen, — eine an 
sich begrüßenswerte Entwicklung. 

Zweitens: Als Voraussetzung dazu wären viele 
Milliarden zusätzlich nötig. Damit würden aber ca. 
100 000 Eisenbahner durch technische Apparaturen 
abgelöst. Das scheitert schon daran, daß der Bund 
im Rahmen der mittelfristigen Finanzplanung nicht 
dazu in der Lage ist. Die Mittel müßten außerdem 
zunächst ohne Zinserwartungen gegeben werden. 
Fremdmittel scheiden aus. 

 Drittens: Auch in diesem Falle wären als Folge 
weitere Korrekturen am Streckennetz notwendig, 
was aus den Gründen, die  ich schon dargelegt habe, 
nicht unbedenklich wäre. 

In beiden Fällen müßte mit zusätzlichen Lastkraft-
wagen auf der Straße, nicht nur im Schienenersatz-
verkehr, sondern auch auf weiten Strecken gerech-
net werden; denn das, was von den Strecken auf den 
Lkw käme, die nun zusätzlich stillgelegt würden, 
würde auch nachher nicht den Hauptströmen der 
Eisenbahn zufließen, sondern zum großen Teil auf 
der Straße bleiben. 

Beide Möglichkeiten, eine halbe Demontage der 
Bundesbahn und eine schneller herbeigeführte Kapi-
talintensität, scheiden also aus. 

Es wäre auch völlig unmöglich, innerhalb der ge-
setzten Fünfjahresfrist zusätzlich zu den vorgesehe-
nen 82 000 Bediensteten noch einmal 100 000 durch 
Entlassungen und vorzeitige Pensionierung einzu-
sparen. Abgesehen von den Schwierigkeiten, Be-
amte vorzeitig zu pensionieren, wären erhebliche 
volkswirtschaftliche Schäden die Folge. Es ist nicht 
damit zu rechnen, daß diese zusätzlich freizusetzen-
den 100 000 Bediensteten in nennenswertem Umfang 
anderweitig beschäftigt werden könnten. Der Bund 
müßte daher in allen Fällen auch eine Antwort auf 
die Frage geben, wer die Pensionslasten für 100 000 
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zusätzlich aus den Eisenbahndiensten ausscheidende 
Beamte, Angestellte und Arbeiter zu tragen hätte. 
Das würde Lohnfortzahlungs- oder Pensionskosten 
auslösen, die meiner Schätzung nach — es ist nicht 
exakt — 700 Millionen bis 1 Milliarde DM im Jahr 
wahrscheinlich ausmachen würden. Wenn man diese 
Kosten der Bahn auflastete, wäre das eine weitere 
Quelle für Unwirtschaftlichkeit, und trotz höheren 
Kapitaleinsatzes würde die Bahn dadurch nie auf die 
Beine kommen. 

Aus diesen Gründen hat die Bundesregierung in 
ihrem Programm eine Linie verzeichnet, die so ist: 
Angemessener Rückzug der Eisenbahn aus der Flä-
che — das sind etwa 20 °/o des jetzigen Netzes —, 
Verringerung des Personalbestandes um 20 % plus 
Maßnahmen zur Verbesserung der Wettbewerbsfä-
higkeit im Rahmen der vorhandenen und verfügba-
ren Mittel einschließlich Maßnahmen zur Änderung 
im inneren Gefüge der Eisenbahn. 

Meine Damen und Herren, gestatten Sie, daß ich 
an dieser Stelle folgendes feststelle. Ich weiß, das tut 
alles weh, nachdem ich die Prozentzahlen genannt 
habe, um die die Eisenbahn reduziert werden wird, 
daß dies für Zehntausende von Menschen die Auf-
lage bedeutet, ihre häusliche Umgebung zu verlas-
sen und an einer anderen Stelle bei der Eisenbahn 
ihre Tätigkeit aufzunehmen. Wenn die Bundesregie-
rung mit Zustimmung des Parlaments Zehntausen-
den von Eisenbahnern zumutet, sich anderswo eine 
Tätigkeit zu suchen, und sie aus ihren persönlichen 
Strukturen herauslöst, und ihnen das zumutet, dann 
muß diese Regierung und dann muß auch der Bundes-
tag am Ende die Bereitschaft aufbringen, 8000 oder 
10 000 Fuhrunternehmern, die jetzt Fernverkehr be-
treiben, zuzumuten, sich auch auf etwas Zusammen-
arbeit mit der Eisenbahn einzustellen. Ich meine, 
das wäre nicht zuviel verlangt. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Nicht nur in unserem Lande, sondern auch bei 
unseren europäischen Partnern hat sich mehr und 
mehr die Erkenntnis durchgesetzt, daß der Eisen-
bahnkrise mit betriebsinternen Maßnahmen allein 
ohne komplementäre Maßnahmen beim Straßenver-
kehr nicht beizukommen ist. Die Engländer haben 
ihr Streckennetz in  den letzten Jahren um mehr als 
25 % reduziert und sind dabei, es noch einmal um 
25% zu reduzieren, also auf 50% des Standes zu 
kommen, den die englischen Eisenbahnen nach dem 
Kriege hatten. Das Netz war genauso groß wie das 
der Bundesrepublik. England hat die gleiche Forma-
tion  wie die  Bundesrepublik, es hatte ein Strecken-
netz, das dem unserer Eisenbahn ähnelte, hatte 
genauso viele Bahnhöfe wie die Deutsche Bundes-
bahn, hatte eine ähnliche Personalstärke wie die 
Deutsche Bundesbahn. Und obwohl die Engländer 
diese Maßnahmen am Körper der englischen Eisen-
bahn durchgeführt haben, ist das Defizit heute ge-
nauso groß wie das  der Deutschen Bundesbahn auch. 
Dies ist ein Beweis dafür, daß man mit Maßnahmen 
nur am Körper der Deutschen Bundesbahn, nur am 
Körper einer Eisenbahn nicht weiterkommt. 

Ich will Ihnen der Zeit wegen das holländische 
Modell nicht darstellen. Es ist genauso verlaufen  

wie das englische, und auch das deutsche wird nicht 
anders verlaufen. Das heißt: Alle Maßnahmen, die 
die Eisenbahn betreffen, bleiben bei dem Spielraum, 
der dort ist, erfolglos, wenn sie nicht durch Maß-
nahmen auf der Straße ergänzt werden. Im Aus-
land wird das zur Zeit nur noch nicht so offen aus-
gesprochen. Aus dieser realistischen Einsicht haben 
wir uns zu ergänzenden verkehrspolitischen Schrit-
ten  entschließen müssen. Wir müssen durch eine 
Eindämmung des Straßengüterfernverkehrs, insbe-
sondere des Werkfernverkehrs, den Wettbewerb 
zwischen Schiene und Straße auf eine andere Basis 
bringen und gleichzeitig Verkehrsfluß und auch 
Verkehrssicherheit auf unseren Fernstraßen erhö-
hen. 

Ich komme zum Straßengüterverkehr. 

Mit Einführung der Mehrwertsteuer ist am 
31. Dezember 1967 die bisherige erhöhte Beförde-
rungsteuer für den Werkfernverkehr weggefallen. 
Dies bedeutet, daß die Kosten des Werkfernver-
kehrs im Durchschnitt um 20 % sinken. Über diese 
Zahl sollte man nicht streiten; sie ist selbst von den 
Verbänden und von den Werkverkehr treibenden 
Unternehmen in den letzten Jahren, als es noch 
kein verkehrspolitisches Programm gab, immer wie-
der öffentlich dargestellt und behauptet worden. Bei 
großen Fahrzeugeinheiten ist die Kostenminderung 
etwas größer, bei Schnellastwagen etwas kleiner. 
Eine Kostenminderung in diesem Umfange, wenn 
diese drei Pfennige, die bis zum 31. Dezember gegol-
ten haben, ersatzlos fortfallen, würde zu einer er-
heblichen Ausdehnung des Werkfernverkehrs füh-
ren. Wenn dies bisher — sie sind seit dem 31. De-
zember schon fortgefallen — noch nicht geschehen 
ist, so ist das in der Hauptsache auf die Ankündi-
gungswirkung der neuen Steuer für den Straßen-
güterfernverkehr zurückzuführen. Wir wissen, daß 
die entsprechenden Dispositionen schon im Gange 
waren und daß im Verlaufe der Automobilausstel-
lung, als durchsickerte, die Regierung plane im 
Programm eine Fortsetzung dieser Beförderung-
steuer, schongetätigte Bestellungen wieder annul-
liert worden sind. 

In Anzeigenkampagnen ist mir vorgehalten wor-
den, das sei doch gar nichts — es steht auch heute 
wieder in einer sehr verbreiteten, aber sonst gar 
nicht so teuren Zeitung —, 

(Heiterkeit bei der SPD) 

nur 10 000 Fernlastzüge von den Straßen zu brin-
gen. Dazu, meine Damen und Herren, habe ich zu 
sagen: zuerst geht es darum, zu verhindern, daß als 
Folge des Fortfalls der Beförderungsteuer eine 
Welle neuer Lastzüge auf unsere Straßen kommt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Seit der Senkung dieser Beförderungsteuer von 5 
auf 3 Pfennige hat sich der Werkverkehr erheblich 
vermehrt. Er würde sich bei einem Fortfall der ver-
bliebenen 3 Pfennig noch einmal stark vermehren; 
denn der Fortfall der 3 Pfennige je Tonnenkilometer 
bedeutet eine Kostensenkung von 20%. Ein An-
wachsen des Werkverkehrs auf den Straßen würde 
alle Maßnahmen bei der Deutschen Bundesbahn 
rückwirkend wieder zunichte machen, die Straßen 
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würden um einige zehntausend Lastzüge zusätzlich 
belastet. Das erste Ziel muß also sein, eine weitere 
Vermehrung des schweren Güterfernverkehrs auf 
unseren Straßen zu verhindern. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir haben eine weitere Ausnahme statuiert, die 
sehr umstritten ist: Um Wettbewerbsverzerrungen 
zu Lasten der deutschen Seehäfen zu vermeiden, 
soll auch der grenzüberschreitende Güternahverkehr 
für den deutschen Streckenabschnitt der Steuer un-
terliegen, weil er hinter der Grenze auf dem Weg 
in ausländische Häfen zum Fernverkehr wird. Außer-
dem ist für Import- und Exportverkehre von und zu 
den deutschen Seehäfen eine Steuerfreizone von 
170 km festgelegt worden. Zu der Frage: warum 
170 km und warum die Besteuerung des Nahver-
kehrs bis an die Grenze? möchte ich hier ohne Um-
schweife sagen: Diese 170 km sind die Strecke von 
Rotterdam bis nach Kaldenkirchen, auf die die Steuer 
auch nicht gilt. Sie ist eingeführt worden, um nicht 
durch die Maßnahmen, die zur Ordnung des deut-
schen Verkehrs nötig sind, eine zusätzliche Diskrimi-
nierung der Position unserer Häfen im Verhältnis 
zu anderen Häfen, vor allen Dingen in den Benelux

-Ländern, zu schaffen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Als zweite Maßnahme zur Beschränkung des 
Straßengüterfernverkehrs ist in der Ihnen vorliegen-
den Novelle zur Änderung des Güterkraftverkehr-
gesetzes für bestimmte Massen- und Schwergüter im 
Fernverkehr ein Beförderungsverbot über die Nah-
zone hinaus vorgesehen. Dieses Verbot soll am 
1. Juli 1970 in Kraft .treten. Diese relativ lange 
Übergangszeit ist notwendig, damit sich die Ver-
kehrsunternehmer und die verladende Wirtschaft 
auf die veränderte Situation einstellen können. Bis 
dahin wird auch die Deutsche Bundesbahn ihr Lei-
stungsangebot im kombinierten Verkehr so weit 
verbessert haben, daß diese Transporte für die wei-
ten Entfernungen auf die Schiene übergehen können 
und nur im Zu- und Ablauf auf der Straße befördert 
werden müssen. 

Dieses Beförderungsverbot, diese Verbotsliste ist 
naturgemäß in der öffentlichen Diskussion am heftig-
sten umstritten gewesen. Ich bin der Auffassung, bei 
der Situation auf unseren Straßen — ich theoretisiere 
jetzt nicht, sondern das habe ich selbst beobachtet 
und weiß das auch statistisch nachzuweisen — ist 
es nicht nötig und auch volkswirtchaftlich nicht sinn-
voll, Blockmarmor von Carrara durch Oberitalien, 
durch die Schweiz und durch die ganze Bundesrepu-
blik auf Lastwagen nach .Holland zu fahren, mit 
einem Tempo von ungefähr 20 bis 30 km/h. 

(Beifall bei der SPD.) 

Bei dieser Situation, in der unsere Straßen sind, ist 
es meines Erachtens auch nicht nötig, Stammholz, 
das in Österreich oder der Tschechoslowakei gekauft 
wird, bis an die Grenze auf Eisenbahnwagen zu fah-
ren, es an der ersten deutschen Grenzstation auf 
Lastwagen umzuladen und es dann nach Nord-
deutschland zu fahren, um es dort auf Sägewerks

-

plätzen abzuladen, bis man es nach sechs Monaten, 
weil es dann getrocknet ist, verschneiden kann. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Miserable 
Tarifpolitik! — Zuruf von der CDU/CSU: 

Darüber kann man streiten!) 

— Ja, darüber kann man streiten. Ich sage Ihnen 
nur: Bei der Situation, in der unsere Straßen sind, 
sind solche Verkehre erstens betriebswirtschaftlich 
nicht nötig, und sie sind zweitens ein volkswirt-
schaftlicher Unfug, denn wir wissen nicht, wo wil 
das Geld hernehmen sollen, um die Zerstörungen zu 
beseitigen, die von diesen Fahrzeugen ausgehen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Ich sage Ihnen auch eines — das Haus ist ja frei, 
wie es entscheiden will —: Wir haben von Karls-
ruhe oder vom Rhein bis nach Stuttgart, bis nach 
Plochingen mit Hunderten von Millionen einen Ka-
nal gebaut, und jeder, der die Strecke von Karlsruhe 
bis Stuttgart fährt, fährt hinter Lastzügen her, die 
Rheinkies und Rheinsand aus dem Rheinbett holen 
und nach Stuttgart fahren, mit Wassertropfen, die 
im Winter zu Eisflächen werden, mit den sich daraus 
entwickelnden Unfallgefahren. Der Kies wird viel 
billiger vom Rhein über den Kanal nach Plochingen 
gefahren und dort mit modernen Aufladegeräten im 
Nahverkehr auf die Baustellen gebracht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Außerdem ist das volkswirtschaftlich vernünftiger. 
— Das ist die Begründung für die Verbotsliste. 

Diese Verbotsliste ist nun heftig umstritten. Es 
gibt zwei Einwände dagegen. 

In der Hauptsache und vor allem wird behauptet: 
Diese Verbotsliste bringt nichts ein, es bleibt so-
wieso viel Gut auf der Straße. Ich möchte dazu 
sagen: Erstens ist die Verbotsliste das wirksamste 
Mittel, solche Güter, die nicht zwingend auf der 
Straße sein müssen, von der Straße wegzubringen; 
das ist das erste Ziel. Zweitens wird auf diese Weise 
auch Leistungsangebot auf die Eisenbahn zukommen, 
und sie hat es bitter nötig, denn sie braucht von der 
öffentlichen Hand Geld zum Ausgleich ihres Defizits. 
Drittens ist diese Verbotsliste ein Respektsfaktor, 
der alle Beteiligten, auch den Güterferverkehr, dazu 
anhält, sich vernünftig mit der Eisenbahn an den 
Tisch zu setzen und darüber zu sprechen, ob man 
nicht doch im kombinierten Verkehr — Nahverkehr 
auf der Straße, Fernverkehr über die Schiene — 
eine bessere Lösung findet, die dann auch im Inter-
esse des Allgemeinwohls vernünftig ist. 

Es wird gesagt, dieser Entlastungseffekt für die 
Straße sei nicht groß. Wir haben das durch unab-
hängige Leute untersuchen lassen. Das Deutsche 
Institut für Wirtschaftsforschung in Berlin hat mir 
gestern das Ergebnis seiner Analyse zugeschickt. 

Aus dem Gutachten des Instituts können folgende 
Schlußfolgerungen gezogen werden: Der Entla-
stungseffekt des Beförderungsverbotes beträgt unter 
den Bedingungen des Jahres 1966 9 % des gesamten 
Pkw-Verkehrs. Dies bedeutet, daß der Pkw-Verkehr 
etwa eineinhalb Jahre mit der gleichen Wachstums-
rate wie im vergangenen Jahr ohne zusätzliche 
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Investitionen in Straßenbauten rechnen kann, ohne 
daß sich die Verkehrsverhältnisse von heute wieder 
verschlechtern. 

Dies ist eine ungeheuer wichtige Situation, die 
wir sehen müssen, meine Damen und Herren. Wir 
müssen, wenn unsere Wirtschaft wieder Tritt faßt, 
als Ausfluß einer normalen Wirtschaftstätigkeit 
damit rechnen, daß wir im Jahre 1980 20 Millionen 
Personenkraftwagen statt gegenwärtig 11 Millio-
nen auf unseren Straßen haben werden. Mit Straßen-
baumaßnahmen allein können wir es nicht so weit 
bringen, daß die Voraussetzungen dafür erfüllt 
sind. 

Zweitens sagt dieses Institut, der Entlastungs-
effekt würde nur unwesentlich geringer werden, 
wenn man das Beförderungsverbot auf diejenigen 
Gütergruppen, auf die zusammen zirka 90 % des 
gesamten vom Transportverbot betroffenen Ver-
kehrs entfallen, beschränken wollte. — Also auch 
noch eine hohe Wirkung, wenn man einige Positio-
nen von dieser Verbotsliste streicht. 

Meine Damen und Herren, die Deutsche Bundes-
bahn wird für diese Transporte im Haus-Haus-Ver-
kehr durchgerechnete Tarife anbieten. Damit begeg-
net sie allen Vorwürfen, durch die Verbotsliste wür-
den Kosten- und Unkosteneffekte in Milliardenhöhe 
in der Wirtschaft ausgelöst werden. Die Deutsche 
Bundesbahn garantiert für alle von der Verbots-
liste betroffenen Güter und auch für andere, die im 
kombinierten Verkehr von Schiene und Straße 
befördert werden, einen Preis, der sich an dem Tarif 
orientiert, der zu zahlen gewesen wäre, wenn die 
Güter nur auf der Straße befördert worden wären. 
Sie muß also intern — dazu schafft sie die Voraus-
setzungen — alle Kosten verkraften, die sich aus der 
Umladung, aus dem Übergang von Straße auf 
Schiene und von Schiene auf Straße ergeben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Geschwindig

-

keit?) 

— Die Geschwindigkeit wird im Knotenpunktver-
kehr — die Knoten werden so eingerichtet, daß 
von jedem Knoten aus jeder Empfänger im Nahver-
kehr erreicht werden kann; das ist ja das Neue an 
dieser Idee bei der Deutschen Bundesbahn — mit 
Sicherheit so groß sein,  als wenn die Güter über die 
Straße gingen. Sie können sich das einmal ansehen, 
meine Damen und Herren. Lassen Sie sich einmal 
die Fahrzeiten des ersten Zuges, den wir als Mo-
dellzug gedacht haben, von Hamburg und Bremen 
nach Ludwigsburg und nach Mannheim nennen. Es 
war ein Tag mit Nebel und Glatteis. Dieser Zug ist 
in wenigen Stunden von unseren Häfen in den mitt-
leren und südlichen Teil der Bundesrepublik ge-
fahren, und die Preise waren so wie die Preise 
für die Beförderung auf der Straße. Dies ist ein 
Modellfall. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das geht nur, weil die Deutsche Bundesbahn durch-
gerechnete Tarife bietet. Ich gebe zu, das ist neu. 
Deshalb müssen Sie sich das Modell der neuen 
Eisenbahn ansehen. Ich nehme es niemandem übel, 
wenn er diese Einzelheiten noch nicht wußte und 

so in den letzten Wochen Kritik an diesen Maßnah-
men bei der Eisenbahn geübt hat: Der Verkehrsmini-
ster macht der Eisenbahn nur pauschale Auflagen 
und drückt nur auf den Straßengüterverkehr. — 
Das hier sind die Neuerungen bei der Eisenbahn. 
Damit ist allen Vorwürfen, wie ich sie auch heute 
wieder gelesen habe, daß das nämlich zu erheblichen 
Verteuerungen führen würde, der Boden entzogen. 

(Zurufe von der Mitte: Das ist Ihre Be

-

hauptung!) 

Soweit jedoch Güter, die dem Beförderungsverbot 
unterliegen, in einzelnen Fällen und in bestimmten 
Verbindungen nicht auf die Schiene verlagert wer-
den können, sieht der Gesetzentwurf Ausnahme-
regelungen vor, durch die Härtefälle vermieden 
werden können. Diese Ausnahmeregelungen laufen 
ebenfalls auf eine Begünstigung von Betrieben hin-
aus, die ihren Standort in schwach strukturierten 
und verkehrsmäßig nicht ausreichend aufgeschlos-
senen Gebieten haben. Außerdem hat auch die Bun-
desbahn zugesichert, daß sie gerade in diesen Ge-
bieten unter Einschaltung der Möglichkeiten des 
kombinierten Verkehrs eine verbesserte Verkehrs-
bedienung sicherstellen wird. 

Meine Damen und Herren, an diesem Punkt ist 
die Frage aufgetaucht, ob man, wenn Ausnahmen 
nötig sind — und ich weiß, daß solche Ausnahmen 
für periphere Gebiete, für unterstrukturierte Ge-
biete nötig sind auch angesichts der Tatsache, daß 
die Eisenbahn ihr Netz reduziert —, diese nicht 
jetzt schon in das Gesetz übernehmen könnte. Ich 
bin  der  Auffassung, daß man das natürlich tun 
kann. Aber ich halte es für besser, die Ausnahmen, 
wenn wir uns darüber einig sind, daß sie eingeführt 
werden müssen, erst im Jahre 1970 mit dem Institut 
der Rechtsverordnung vorzunehmen. Ich habe dafür 
zwei Gründe. 

Erstens. Wir werden in den nächsten zwei Jahren 
im Rahmen der Umorganisierung bei der Eisenbahn 
noch Erfahrungen machen, die wir dann bei der 
Rechtsverordnung nutzen können. Sonst müßten 
wir im Jahre 1970 ein zweites Gesetz mit Ausnah-
men machen, das auch noch die Erfahrungen ein-
schließt, die wir jetzt noch nicht haben. 

Zweitens. Ich sage es hier vor diesem Hohen 
Hause in aller Offenheit — ich weiß, daß es taktisch 
nicht das klügste ist, aber ich will hier offen und 
klar sagen, was ich darüber denke —: Wenn wir 
diese Ausnahmen für unterstrukturierte, periphere 
Gebiete jetzt durch Gesetz machten, dann hätten 
wir, davon bin ich überzeugt, mindestens unsere 
holländischen Nachbarn in Brüssel als Kläger, die 
von uns verlangten, daß durch Gesetz die gleichen 
Ausnahmen für die Provinz Zeeland oder wer weiß 
wen gemacht würden, wie sie dann vielleicht für 
Nordschleswig Gültigkeit hätten. Wir würden wahr-
scheinlich in Brüssel, nachdem wir verklagt wären, 
verlieren. Ich möchte deshalb diesen Weg des Ge-
setzes nicht gehen und nicht in Brüssel verlieren, 
sondern mir ist es sympathischer, mein holländischer 
Kollege kommt nach Bonn und besucht mich und 
fragt mich, ob wir nicht auch für die Holländer durch 
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Rechtsverordnung Ausnahmen machen können. Das 
ist mir lieber, als in Brüssel verurteilt zu werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das ist das, was ich zu der Verbotsliste zu sagen 
hatte. 

Mit der Novelle zum Binnenschiffsverkehrsgesetz 
wird eine verbesserte Funktionsfähigkeit der Bin-
nenschiffahrtsmärkte durch Übergangsmaßnahmen 
zur Strukturbereinigung und Umstellung des Frach-
tenbildungs- und Genehmigungsverfahrens ange-
strebt. Da für diesen Bereich in unserem Lande weit-
gehende Übereinstimmung mit den Vorschlägen des 
Programms besteht, darf ich von näheren Erläute-
rungen absehen. Wir müssen mit allen Kräften dar-
auf hinwirken, daß die Lage unserer Binnenschiff-
fahrt mit Hilfe dieser Gesetzentwürfe stabilisiert 
wird. 

Zum Straßenpersonenverkehr! Mit der Novelle 
zum Personenbeförderungsgesetz soll eine verbes-
serte Nahverkehrsbedienung erreicht werden. Das 
Personenbeförderungsgesetz von 1961 hat sich 
grundsätzlich bewährt. Die Erfahrungen der vergan-
genen Jahre haben es jedoch als nachteilig erken-
nen lassen, daß die Genehmigungsbehörden keine 
hinreichenden Möglichkeiten besitzen, eine im öf-
fentlichen Verkehrsinteresse gebotene Änderung 
oder Erweiterung vorhandener Verkehrsverbindun-
gen oder die Einrichtung neuer Verkehrsanschlüsse 
von Amts wegen zu veranlassen. Ferner hat sich 
gezeigt, daß die im Gesetz enthaltene Regelung über 
die Ausgestaltungsrechte und den Besitzstand zum 
Schutze der vorhandenen Unternehmer in ihrer 
derzeitigen Form den Ermessensspielraum der Ge-
nehmigungsbehörden sehr weit einengt. Schließlich 
erscheint es zweckmäßig, zur weiteren Förderung 
systematisch ausgestalteter Verkehrsnetze im Ge-
setz die Möglichkeit zu eröffnen, die Verkehrsbedie-
nung eines räumlich abgegrenzten Gebietes auf An-
trag einem Unternehmen oder einer Vereinigung 
von Unternehmen zu übertragen. 

Zu diesem Verkehrspolitischen Programm sind 
eine Reihe Anregungen und sind in der deutschen 
Öffentlichkeit natürlich kritische Bemerkungen ge-
macht worden. Wir haben uns in der Antwort auf 
diese Kritik bisher zurückgehalten. Aber ich bin der 
Überzeugung, dies ist der Platz, an dem die Regie-
rung auch zu dem Stellung zu nehmen hat, was sich 
in der Öffentlichkeit ergeben hat. Ich halte Kritik 
nicht für etwas Lästiges, sondern für einen wich-
tigen Bestandteil eines Gestaltungsaktes, auch dann, 
wenn diese Kritik unbequem ist. 

Ein Haupteinwand, der gemacht worden ist, lau-
tet: das Programm der Regierung ist dirigistisch. 
Nun, meine Damen und Herren, diesen Einwand 
habe ich bestimmt erwartet. Dieser Vorwurf bezieht 
sich auf das Transportverbot und auf die Besteu-
erung beim Straßengüterverkehr. 

Gestatten Sie mir zunächst ein Wort zur Per-
son. Ich gehöre zu denen, die sich zu freiheitlichen 
Ordnungsprinzipien in der Wirtschaft bekennen. 
Das habe ich schon so gehalten, als ich noch nicht 
auf die Regierungsbank saß. Es war gar nicht immer  

so leicht in manchen Jahren, das durchzuhalten. Ich 
habe keine Veranlassung, meine Haltung zu ändern. 
Sosehr ich das freie Spiel  der  Kräfte auf dem Markt, 
die ordnende und heilsame Funktion von Wettbe-
werb und Preismechanismus schätze — ich wünschte 
nur, sie würden überall funktionieren —, sosehr 
weiß ich, daß es keine Regel ohne Ausnahme 
gibt, und ich weiß eben auch, daß es leider eine 
deutsche Eigenart ist, aus einer nützlichen und ver-
nünftigen Sache eine perfekte Religion zu machen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich habe hier in diesem Hohen Hause einen Eid 
geleistet. Ich habe mich in diesem Hohen Hause 
verpflichtet, alles zu tun, um den Nutzen des Vol-
kes zu mehren und Schaden von ihm zu wenden. 
Das ist das erste Gebot, dem ich mich unterwerfe. 
Das steht bei mir höher als Prinzipien, wie man die 
Wirtschaft gestalten könnte. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn ich überzeugt sein sollte, wenn ich überzeugt 
sein muß, daß die ordnenden Kräfte des Marktes 
im Verkehr mit diesem Strukturproblem genauso

-
wenig fertig werden, wie sie bei der Kohle damit 
fertig geworden sind, dann müssen wir gemeinsam 
den Mut haben einzugreifen. 

Wer die marktwirtschaftliche Idee nicht diskrimi-
nieren will, der darf ihr auch nicht Aufgaben zu-
muten und auflasten, die sie aus eigener Kraft nicht 
zu lösen in der Lage ist. Den mit Anzeigen die 
Bevölkerung beeinflussenden Güterverkehrsunter-
nehmern möchte ich die Frage stellen — ich stelle 
sie nicht polemisch, sondern ernst —: Wenn ihr mir 
Dirigismus vorwerft, was wollt ihr denn eigentlich? 
Wollt ihr marktwirtschaftliche Regeln? — Wollen 
die Fuhrunternehmer, daß die Kapazitäten nicht 
mehr vom Staat festgesetzt werden und jeder, der 
will, das Recht bekommt, sich einen Lastzug zu 
kaufen? 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Wollen die Fuhrunternehmer, daß der Staat nicht 
mehr die Tarife festsetzt, sondern daß sich die 
Preise nach dem vorhandenen Angebot und der 
Nachfrage auf dem Markt frei einpendeln? 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn die Herren Fuhrunternehmer die Marktwirt-
schaft jetzt schon wollen, dann mögen sie das bitte 
deutlich sagen.  Vielleicht können wir uns da zu 
durchringen, da schon ein paar Schritte weiter zu 
gehen in eine Richtung, die sie dann wahrscheinlich 
aber nicht so sehr begrüßen werden; sie sagen das 
ja nur, weil sie hoffen, daß es nicht dazu kommt, 
daß das. jetzt schon geschieht. 

(Bravo! bei der SPD.) 

Den Interessenten, die da „Dirigismus" schreien, 
möchte ich in aller Klarheit sagen: Wenn Eingriffe 
des Staates dann für zulässig gehalten und sogar 
gefordert werden, wenn ein Nutzen für eine be-
stimmte Gruppe damit verbunden ist, dann sind sie 
mit Sicherheit auch nicht unzulässig, wenn es darum 
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geht, mit solchen Maßnahmen das Allgemeinwohl 
zu verbessern. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Formel „Soviel Dirigismus, wie mir nützlich ist, 
und außerdem noch soviel Freiheit, wie ich nötig 
habe, um Geld zu verdienen" lasse ich nicht gelten. 
Hier geht es um allgemeine Interessen. 

(Erneuter Beifall bei der SPD.) 

Die Herren des gewerblichen Güterfernverkehrs 
haben mich in den letzten Monaten nicht geschont. 
Wir haben geschwiegen. Wir haben nicht Millionen 
für Anzeigen. Das ist das Schicksal einer Regierung. 
Ich halte das, was sie tun, auch für legitim. Wenn 
sie es nicht dürften, würde ich mich dafür einsetzen, 
daß sie es dürften; denn sie geben ja schließlich ihr 
gutes Geld aus in der Absicht, ihre Interessen zu 
vertreten. Ich mache heute hier nur von meiner 
Möglichkeit Gebrauch — und das ist das Recht eines 
Ministers —, dort, wo es darauf ankommt, nämlich 
hier an diesem Platz, dazu meine Meinung zu sagen. 
Ich hoffe im übrigen, daß wir nach diesem Kampf, 
den wir miteinander haben, dann auch wieder 
freundschaftlich miteinander am Tisch sitzen kön-
nen; denn es gibt auch Interessen des Güterfern-
verkehrs, die der Bundesminister für Verkehr gern 
vertreten wird. 

Kürzlich habe ich zu dem Komplex „dirigistisch 
oder nicht", soweit der Verkehr in Betracht kommt, 
eine treffende Aussage gelesen, die ich mit Geneh-
migung des Herrn Präsidenten gern, zitieren möchte. 
Es heißt dort: 

Man muß einfach zugeben: In diesem Bereich 
wird ein Grundprinzip des sogenannten Libe-
ralismus als Regel des Handelns überaus frag-
würdig. Eine Verkehrswirtschaft kann nicht 
mehr allein auf die Gesetze des freien und un-
gezügelten Wettbewerbs gegründet sein ... 

Nun, das stammt nicht von einem Anhänger von 
Karl Marx, sondern das hat Papst Paul VI. in seiner 
Enzyklika Populorum progressio geschrieben. 

(Beifall bei der SPD. — Unruhe in der 
Mitte.) 

— Die FDP stimmt auch zu; sie hat hier ja auch 
schon einmal den Papst zitiert; nur hält sie sich an 
die Päpste, die im vorigen Jahrhundert gelebt 
haben. 

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD.) 

Nun, meine Damen und Herren, nicht nur diese 
Frage hat ein lebhaftes Echo in der Öffentlichkeit 
gefunden. Es sind mir vielmehr zu dem Programm 
und seinen Maßnahmen auch zahlreiche andere 
Stellungnahmen von Verbänden des Verkehrs, der 
Industrie und des Handels sowie von sonstigen 
Institutionen zugegangen. Die meisten zeichnen sich 
dadurch aus, daß sie die Maßnahmen, die den eige-
nen Bereich betreffen, ablehnen, dafür aber stärkere 
Maßnahmen bei dem anderen verlangen. 

Ich bin — das sage ich zu anderen Vorschlägen, 
die gemacht worden sind — weder neidisch noch 
eifersüchtig, wenn neben dem Regierungsprogramm  

auch alternative Pläne entwickelt werden. Im Ge-
genteil, ich habe soviel Selbstbewußtsein, daß ich 
sie sogar auch für eine Anerkennung und eine 
Ehrung der Regierungspolitik halte. Ich nehme so-
gar an, die Herren, die sich seit Wochen  die Köpfe 
mit schwierigen Alternativen zermartert haben, hät-
ten das doch gerne schon früher gemacht, wenn es 
ein Regierungsprogramm gegeben hätte. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn in anderen Vorschlägen bessere Lösungen 
sind — ich sage das hier in aller Offenheit —, bin 
ich persönlich jederzeit bereit, mich dafür einzu-
setzen, 

(Abg. Niederalt: Wir nehmen Sie beim 
Wort!) 

— das können Sie tun — daß sie von der Regierung 
übernommen werden. Daß die Ziele der Politik er-
reicht werden, ist mir wichtiger als irgend etwas 
anderes. Wenn es Vorschläge sind, die mit dem, 
was sie bewegen, denen der Regierung gleichwertig 
sein sollten, werden Sie, meine Damen und Herren, 
einen Minister erleben, der nicht rechthaberisch auf 
seinen Gedanken beharrt, sondern der versucht, 
Courtoisie zu üben und dem anderen möglicher-
weise gleich Guten den Vortritt zu lassen. Wenn es 
sich aber um Vorstellungen handelt, die von den 
Zielen, die allseits für notwendig und richtig er-
kannt werden, weiter entfernt bleiben als die Vor-
stellungen der Regierung oder die gar geeignet sind, 
Sand in die Augen zu streuen, wird das in aller 
Offenheit deutlich gemacht werden müssen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ganz in diesem Sinne hat die Bundesregierung 
auch zu den  verschiedenen Beschlüssen des Bundes-
rates Stellung genommen. Ich freue mich aber auch 
über das weitgehende Einvernehmen, das zwischen 
den Beschlüssen des Bundesrates und den Vorstel-
lungen der Bundesregierung besteht, wie auch über 
diegemeinsame Einsicht, die wir in langen Bera-
tungen gefunden haben. Diese Bereitschaft zur Ver-
ständigung gilt natürlich auch für die parlamenta-
rische Opposition,  die  sich bereits zu dem verkehrs-
politischen Konzept der Bundesregierung geäußert 
hat. Ich vermag nur leider in der Alternative der 
FDP nichts zu !erkennen, das unis weiterhelfen könn-
te. Es ist schade, nehme Herren, daß Ihr früherer 
Kollege von Rechenberg nicht mehr hier im Hause 
ist und seine Meinung sagen kann. Er verstand 
etwas von der Sache. Ganze Passagen seiner Reden 
aus dem Anfang der 50er Jahre könnte ich heute in 
meine Rede übernehmen. 

Die FDP spricht sich sowohl gegen die Besteue-
rung des Straßengüterverkehrs als auch gegen das 
Verbot bestimmter Schwer- und Massengüter im 
Fernverkehr auf dier Straße aus, ohne jedoch Vor-
schläge für wirksame Ersatzmaßnahmen an deren 
Stelle zu setzen. Dem kann ich nicht zustimmen. 
Ich bin nicht der Meinung, daß man die wirtschaft-
liche Lage der Deutschen Bundesbahn mit Vor-
schlägen wie Angleichung der Tarife an die Kosten-
entwicklung, Ausgleich gemeinwirtschaftlicher Ver-
pflichtungen und politischer Lasten und Umwand-
lung der Bundesbahn in  eine unabhängige Körper- 
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schaft des öffentlichen Rechts — es geht dann noch 
weiter his zur Aktiengesellschaft — wesentlich ver-
bessern kann. Die Eisenbahntarife sind heute so-
wohl im Personen- als auch im Güterverkehr Markt-
preise. Nur kann man mit Preisen für die jeweilige 
Verkehrsleistung, auch wenn sie den Kosten ange-
messen ist, nicht ausgleichen, was leerstehende Ka-
pazitäten als Folge auf die Straße abgewanderter 
Leistungen an Belastungen für die Eisenbahn zu-
stande bringen. 

Ich möchte weiter feststellen, daß die anerkann-
ten Tatbestände gemeinwirtschaftlicher und politi-
scher Lasten der Deutschen Bundesbahn über den 
Bundeshaushalt bereits seit vielen Jahren in  gro-
ßem Umfange abgegolten werden. Über die Vor- 
und Nachteile einer Änderung der Organisations-
form der Deutschen Bundesbahn kann man sich erst 
dann unterhalten, wenn sie ihre schlimmsten wirt-
schaftlichen Schwierigkeiten überwunden hat. Man 
kann das Eisenbahnproblem nicht mit Maßnahmen, 
die die Organisationsform betreffen, lösen, wenn 
nicht klar ist, daß dort die Hauptursache für die 
Situation ist, in der sich .die Eisenbahn befindet. Ich 
stelle hier fest, .daß nach dem Stand meiner eigenen 
Erkenntnis und Überzeugung nicht daran zu zwei-
feln ist, daß die Führung der Deutschen Bundesbahn 
ebenso wie ihr gesamtes Personal unser aller Ver-
trauen verdienen. Eine möglichst enge Zuusammen-
arbeit mit dem Bund als ihrem Eigentümer kann 
für .die Deutsche Bundesbahn zur Zeit nur von Vor-
teil .sein, denn allein kann sie ihre schwerwiegenden 
Probleme heute nicht mehr lösen. Das hätte sie 
vielleicht vor zehn Jahren auf einer anderen Basis 
gekonnt. 

Inzwischen sind aber von der CDU/CSU-Fraktion 
unter der „Stabführung" von Herrn Kollegen Dr. 
Müller-Hermann Vorstellungen zur Änderung und 
Ergänzung des Regierungsprogramms vorgelegt 
worden. Ich begrüße das. Ich begrüße, daß der Kol-
lege Müller-Hermann mit  den  Zielen des Ver-
kehrspolitischen Programms übereinstimmt und daß 
wir auch in  der Einschätzung der Lage nicht unter-
schiedlicher Auffassung sind. Ich habe ihm persön-
lich meine Bereitschaft erklärt, wirksame Alter-
nativen vorurteilslos zu prüfen und auch andere 
gute Gedanken aufzunehmen. In diesem Sinne ver-
stehe ich auch die Anträge der CDU/CSU. Über 
einiges wird man sich unterhalten müssen. Wenn 
ich hier ein paar kritische Anmerkungen mache, 
dann nicht um Positionen für einen Streit aufzu-
bauen, sondern weil das Parlament einen Anspruch 
darauf hat, daß sich die Regierung gewissenhaft mit 
Vorschlägen die aus dem Hohen Hause kommen, 
auseinandersetzt. 

(Sehr gut! in dier Mitte.) 

Wer Ziele und Ausgangssituation des Programms 
als realistisch anerkennt, aber wesentliche Mittel, 
mit denen diese Ziele erreicht werden sollen, ab-
lehnt, der  muß für gleichwertigen Ersatz sorgen. 

Hier beginnen meine Sorgen und Zweifel. Lassen 
Sie mich das bitte ganz offen in einigen Hauptpunk-
ten aussprechen: 

Ein Teil der Vorschläge, insbesondere hinsicht-
lich der finanziellen Entlastung und der Kapitalaus-
stattung der Deutschen Bundesbahn, ist mit der mit-
telfristigen Finanzplanung des Bundes, der im ver-
gangenen Herbst beide Koalitionsparteien und damit 
die große Mehrheit dieses Hauses zugestimmt haben, 
nicht zu vereinbaren und sprengt ihren Rahmen. Ich 
weiß keine Antwort auf die Frage, woher der Bund 
Milliarden zusätzlich für die Bundesbahn nehmen 
sollte. Denn mit einigen Millionen und hundert Mil-
lionen ist überhaupt nichts getan. Eine bessere Kapi-
talausstattung der Deutschen Bundesbahn setzt Mil-
liarden, die fließen, voraus. 

13.Die vorgeschlagene Straßenbenutzungsgebühr 
und die Lizenzabgabe erreichen nicht annähernd die 
Wirksamkeit der von der Bundesregierung in Aus-
sicht genommenen Maßnahmen. Sie entfernen sich 
von dem anerkannten Ziel und stellen lediglich eine 
Belastung dar, ohne daß dabei ein verkehrspoliti-
scher Effekt entsteht. Wir haben das umgerechnet, 
Computer trügen nicht, sie haben auch keine Ge-
fühle und nehmen nicht Rücksicht; das haben wir alle 
schon oft erlebt. 

(Abg. Wendelborn: Die sind falsch gefüttert 
worden!) 

— Nein, die sind richtig gefüttert worden; darauf 
können Sie sich verlassen. Der Computer rechnete 
uns vor, Herr Kollege Müller-Hermann, daß wir da, 
wo wir 1, 2, 3, 4 oder 5 Pf nehmen, bei Ihrer Straßen-
benutzungsgebühr, umgerechnet auf einen 38-t-Zug, 
auf 0,22 Pf je Tonnenkilometer kommen, bei einem 
30-t-Sattelzug auf 0,23 Pf. Ich bin davon überzeugt, 
daß das Verkehrsgewerbe dies weiter verkraftet; 
das ist eine kleine Schmälerung. Das Verkehrsge-
werbe wird die Ausweichlösung schon finden und 
auf der Straße bleiben. 

14.Sie sind darüber hinaus mit rechtlichen Folge-
rungen verbunden. Die Straßenbenutzungsgebühr 
setzt eine Änderung des Grundgesetzes voraus, oder 
aber wir müßten hoffen, daß elf Länder solche Ge-
setze verabschieden. Die Lizenabgabe wird in dieser 
Höhe und als jährlich wiederkehrende Gebühr recht-
lich nicht realisierbar sein. Denn Behörden dürfen 
nur Gebühren für Verwaltungsakte, die sie vollzie-
hen, nehmen, und zwar nur in der Höhe der Leistun-
gen, die sie durch Verwaltungsakte vollbringen. Es 
geht nicht an, daß eine Lizenz hergegeben wird und 
dafür nicht nur einmal, bei der Hergabe der Lizenz, 
sondern laufend jährlich 2000 oder 2500 DM genom-
men werden. Auch das würde verfassungsrechtlich 
neu abzusichern sein. Ich stelle das nur dar. 

Wenn Sie, Herr Kollege Müller-Hermann, in der 
Öffentlichkeit erklärt haben: „Der Leber-Plan reicht 
nicht aus, er reicht nicht aus zur Sanierung der Bun-
desbahn und zur Entlastung der Straßen", darf ich 
Ihnen hier in aller Freundschaft sagen: Wenn das, 
was wir an Maßnahmen angesetzt haben, nicht aus-
reicht, dann reicht noch weniger noch weniger aus. 

(Heiterkeit.) 

Darüber sollten wir noch einmal ein bißchen nach-
denken. Wir kommen nicht daran vorbei, meine 
Damen und Herren: Wenn wir eine Verschlechte-
rung verhindern und eine Verbesserung erreichen 
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wollen, müssen wir zur Verhinderung der Ver-
schlechterung einen Damm errichten und Wege fin-
den — ich würde am liebsten sagen: Kanäle bauen; 
aber dann werde ich wieder mißverstanden 
zur Verbesserung führen. Das geht nicht, ohne daß 
spürbare Belastungen ausgelöst werden. Ich bin mir 
im klaren darüber, daß eine Politik, die auch die Zu-
stimmung aller Interessenten erstrebt, am Ende wir-
kungslos ist. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Die Herren wollen fahren und noch mehr fahren 
und mit dem Fahren Geld verdienen. Sie werden 
gegen alles sein, was sie daran hindert, in Zukunft 
mit Lastwagen auf den Straßen mehr und mehr zu 
fahren und dabei Geld zu verdienen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Ich habe mich auf etwas anderes eingelassen. Wir 
standen vor der Frage: Sollen wir ein Programm 
machen, das alle begrüßen? Das habe ich abgelehnt. 
Das braucht man nicht. Das führt zu nichts. Das ist 
nur Arbeit. Sollen wir ein Programm machen; das 
einige wenige hart betrifft und andere dafür schont? 
Auch das habe ich abgelehnt. Ich habe mich auf 
etwas anderes eingelassen. Wenn es gelingt, ein 
Programm zu erstellen, bei dem alle Betroffenen 
gleichermaßen laut schreien, weil man ihnen glei-
chermaßen fest auf die Füße tritt, dann ist das nach 
meiner Auffassung nicht nur gerecht, sondern auch 
wirtschaftlich richtig angelegt. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Das ist hier geschehen. Sie können die ganze Breite 
aller Interessenten sehen. Die sind alle gegen das 
Programm. Das spricht eigentlich für die Qualität 
des Programms und dafür, daß es in sich auch aus-
gewogen ist. 

(Beifall bei der SPD und vereinzelt in der 
Mitte.) 

Der Präsident des Deutschen Industrie- und Han-
delstages — ich zähle den Handelstag nicht zu den 
Pressure groups und nicht zu den Interessenten — 
hat  mir in den letzten Tagen einen Brief geschrie-
ben, aus dem ich trotz mancher unterschiedlicher 
Meinung im Detail nicht diesen Gruppenegoismus, 
sondern Sinn und Verantwortungsbewußtsein auch 
gegenüber der Gesamtheit erkenne. Herr Präsident, 
wenn Sie erlauben, lese ich einige Sätze aus diesem 
Brief vor. Es heißt dort: 

Bei grundsätzlicher Anerkennung der mittel

-

oder auch langfristigen Ziele des verkehrspoli-
tischen Programms fühlt sich der Deutsche Indu-
strie- und Handelstag jedoch verpflichtet, einer-
seits nach dessen Erfolgsaussichten und anderer-
seits nach den Belastungen zu fragen, die sich 
für die Wirtschaft im Zuge seiner Realisierung 
ergeben würden. Die Frage nach dem verkehrs-
politischen Erfolg steht dabei jedoch eindeutig 
im Vordergrund, weil wohl niemand ernsthaft 
damit rechnen kann, daß sich die Schwierigkei-
ten auf dem Gebiet des Verkehrs ohne höhere 
Lasten für die Wirtschaft und die Verbraucher 
oder die Steuerzahler schlechthin beheben las-
sen werden. Unser betontes Interesse am Erfolg 

des verkehrspolitischen Programms — vornehm-
lich der Sanierung der Bundesbahn und der Be-
reinigung der Verkehrsverhältnisse auf den 
Straßen — läßt uns besorgt fragen, ob die Bun-
desregierung nicht die Größenordnung der Pro-
bleme und der zu ihrer Lösung erforderlichen 
Mittel unterschätzt. 

Das ist jedoch nicht Kampf gegen ein Programm, 
das zu hart vorgeht, sondern die Sorge des Deut-
schen Industrie- und Handelstages — das heißt sei-
nes Präsidenten —, ob das, was vorgesehen ist, aus-
reicht, ob es fest genug ist, um die Probleme tatsäch-
lich zu lösen und die Ziele zu erreichen. Das ist 
etwas ganz anderes als leichte Kritik an einem Vor-
schlag der Regierung. 

Lassen Sie mich bitte noch zu der Kritik Stellung 
nehmen, die sich auf die Auswirkungen der Maß-
nahmen im Straßengüterverkehr konzentriert. Es 
ist gesagt worden, das verkehrspolitische Programm 
und besonders die Maßnahmen zur Beschränkung 
des Straßengüterfernverkehrs widersprächen der 
Konjunkturpolitik der Bundesregierung, da sie die 
verladende Wirtschaft mit erheblichen zusätzlichen 
Kosten belasteten. Darauf ist zu erwidern: Die Ge-
samtmehrbelastung der Wirtschaft aus dem vor-
gesehenen Beförderungsverbot bestimmter Massen-
güter und der Straßengüterverkehrsteuer beläuft sich 
nach unseren Berechnungen auf höchstens 430 Mil-
lionen DM im Jahr. Bei zur Zeit rund 16,7 Milliar-
den DM Frachtwert — nicht Warenwert, sondern 
Frachtwert — der Beförderungsleistungen sind dies 
rund 2,4 0/o des Frachtwertes, ein Prozentsatz, von 
dem weder eine Gefährdung der Preisstabilität noch 
der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Wirtschaft ausgehen kann. 

Demgegenüber müssen auch die Impulse berück-
sichtigt werden, die das verkehrspolitische Pro-
gramm zugunsten der deutschen Wirtschaft auslöst. 
Dies gilt insbesondere für die Investitionen im Be-
reich des kombinierten Verkehrs Schiene/ Straße, 
z. B, Container, Fahrgestelle, Umladegerät und vie-
les andere mehr. Darüber hinaus sei darauf hinge-
wiesen, daß nicht zuletzt durch die Maßnahmen des 
Programms die Deutsche Bundesbahn in die Lage 
versetzt wird, einer der größten öffentlichen Auf-
traggeber für die deutsche Wirtschaft zu bleiben. 
Allein im Jahre 1968 wird sie Aufträge in Höhe von 
3,76 Milliarden DM erteilen. Hierdurch werden zwi-
schen 140 000 und 180 000 Arbeitsplätze gesichert. 
Allein die Stahlaufträge, die sich aus dem verkehrs-
politischen Programm ergeben, hat der Vorstand der 
Deutschen Bundesbahn auf 1,2 Milliarden DM be-
ziffert. 

Die Kritiker, die eine Belastung der Wirtschaft 
von mehreren Milliarden DM behaupten, haben ihre 
Globalzahlen bisher nicht belegt. Aber es ist recht 
interessant, festzustellen, wie diese Zahlenangaben 
sich langsam einer realistischen Größenordnung 
nähern. Während der Bundesverband des gewerb-
lichen Güterfernverkehrs wenige Tage nach Ver-
öffentlichung des Programms im September noch 
von 3 Milliarden DM zusätzlicher Lasten sprach und 
der Bundesverband der Deutschen Industrie wenige 
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Wochen später immerhin noch einen Betrag von 2 
Milliarden DM nannte, haben die in der ,Aktionsge-
meinschaft Rationeller Verkehr" zusammengeschlos-
senen Verbände die zusätzliche Kostenbelastung 
aus dem Transportverbot mit rund 450 Millionen DM 
angegeben. Zusammen mit der zusätzlich entste-
henden Steuerlast von etwa 240 Millionen DM sind 
das insgesamt rund 700 Millionen DM, ein Betrag, 
der sich den Zahlenwerten der Bundesregierung 
schon weithin nähert. Wie man gestern den Zeitun-
gen .entnehmen konnte, ist der Bundesverband der 
Deutschen Industrie inzwischen auch bei 350 bis 
400 Millionen DM Mehrkosten aus dem Transport-
verbot angelangt. Die Herren haben gründlich und 
gewissenhaft gerechnet, und wir sind uns schon sehr 
nahe gekommen. 

Es ist weiter gesagt worden, daß die mit dem Ver-
kehrspolitischen Programm beabsichtigte Verlage-
rung des Straßengüterfernverkehrs auf die Schiene 
nicht in dem erwarteten Umfang das Straßennetz 
entlasten würde; die Verlagerung von Ferntrans-
porten müsse vielmehr durch den notwendig wer-
denden Nahverkehr von und zu den Bahnhöfen zu 
zusätzlichen Belastungen des Straßennetzes führen. 
Die Verlagerung der Transporte von den Fernstra-
ßen auf die Schiene wird, insgesamt gesehen, zu 
keinen zusätzlichen Belastungen des gemeindlichen 
Straßennetzes führen. Schon bisher haben sich die 
Ausgangs- und Endphasen der Straßenferntrans-
porte innerhalb der Ballungsgebiete und Ortschaf-
ten abgespielt. Hieran wird sich auch künftig nichts 
ändern. Soweit die Güter künftig von bzw. zu den 
Bahnhöfen gefahren werden, wird durch die Aus-
wahl der dafür geeigneten Verladebahnhöfe und 
eine gut organisierte Ausgestaltung des kombinier-
ten Verkehrs auf die Entlastung der innerstätdti-
schen Straßen und der Stadtstraßen in Randgebieten 
hingewirkt werden. 

Natürlich wird der Straßengüternahverkehr mit 
stetigem Wirtschaftswachstum weiter zunehmen. 
Wir werden uns auf diese Zunahme einstellen müs-
sen. Leistungen des Straßengüternahverkehrs sind 
durch andere Verkehrsmittel nicht zu ersetzen. Da-
bei wird es in Deutschland den kommunalen Stellen 
obliegen — ich sage das hier einmal mit aller Deut-
lichkeit —, die Stadtzentren vom Schwerlastverkehr 
möglichst freizuhalten. Sie haben dazu auch die 
rechtliche Möglichkeit in der Hand. Sie sollen nicht 
nur immer nach Bonn sehen, was von dort kommt, 
sondern sie sollen von ihren rechtlichen Möglich-
keiten Gebrauch machen. In Paris sieht man am Tag 
auch keinen Fernlastwagen, und die 8 oder 10 Mil-
lionen Menschen dort leben und arbeiten auch. Das 
geht auch auf andere Weise. Das geht auch in un-
serem innerstädtischen Bereich, in unseren eigenen 
Städten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Bei der Würdigung des Verkehrspolitischen Pro-
gramms und der zu seiner Durchführung vorgesehe-
nen Gesetze müssen wir auch die Reaktion unserer 
EWG-Partner berücksichtigen, d. h. wir dürfen nicht 
darauf verzichten, uns hier mit ihr auseinanderzu-
setzen. Man hatte sich nachgerade daran gewöhnt,  

daß sich die gemeinsame Verkehrspolitik, zu der sich 
die Sechs im EWG-Vertrag verpflichtet haben, seit 
Jahren auf der Stelle befand. Wir wollen hier nicht 
darüber rechten, wer schuld an diesem bedauerlichen 
Stillstehen war. 

Dieselben Kreise nun, die jahrelang in Brüssel 
jeden Sachfortschritt in der gemeinsamen Verkehrs-
politik durch die Überbetonung ihrer nationalen ver-
kehrspolitischen Interessen verhindert haben, er-
blicken in der verkehrspolitischen Initiative .der Bun-
desregierung eine willkommene Chance, ihr die Ver-
antwortung dafür zuzuschieben, daß auch in Zukunft 
in Brüssel im verkehrspolitischen Bereich kein Fort-
schritt erzielt wird. 

Unter diesen Auspizien trafen die Verkehrsmini-
ster der Sechs am 13./14. Dezember ,des vergangenen 
Jahres nach einer Pause von 14 Monaten unter mei

-

nem Vorsitz in Brüssel zusammen. Was niemand 
zu hoffen gewagt hatte, wurde Wirklichkeit. Die 
sechs Verkehrsminister der Gemeinschaft eini gten 
sich auf ein realistisches Programm, das schon für 
das erste Halbjahr 1968 entscheidende Fortschritte 
in dem für die Bundesrepublik besonders wichtigen 
Bereich der Angleichung der Startbedingungen vor-
sieht. Der Ratsbeschluß vom 14. Dezember 1967 ist 
allseits begrüßt worden, und das erfreulicherweise 
nicht nur in der Bundesrepublik, sondern auch in 
anderen Ländern der Gemeinschaft. 

Mein französischer Kollege hat besonders hervor-
gehoben, daß der Plan seines deutschen Kollegen 
das Verdienst gehabt habe, die Rolle eines neuen 
Antriebs zu spielen. In gleichem Sinne hat sich auch 
mein niederländischer Kollege geäußert. 

Ich glaube, sagen zu dürfen, daß auch die Euro-
päische Kommission den Ratsbeschluß vom 14. De-
zember 1967 mit Befriedigung und Erleichterung auf-
genommen hat. Ich meine, man muß in diesem Lichte 
auch die Empfehlung sehen, die die Kommission am 
31. Januar zu den vier Verkehrsgesetzen verabschie-
det hat. Solche Empfehlungen, in  denen nationale 
Gesetzesvorhaben der Mitgliedstaaten unter allen 
erdenklichen juristischen und verkehrspolitischen 
Gesichtspunkten sorgfältig gewürdigt werden, sind 
durchaus nichts Außergewöhnliches. Entscheidend 
ist,  daß die Kommission die verkehrspolitischen Ziele 
der Bundesregierung voll billigt. Damit hat sie sich 
auch festgelegt. Sie hat wörtlich erklärt: 

Die Kommission stimmt der deutschen Regie-
rung darin zu, daß die ernste Lage der Ver-
kehrswirtschaft des Landes schnelle und wirk-
same Maßnahmen erfordert. Sie erkennt an, daß 
das Programm .ein geschlossenes Ganzes bildet, 
das darauf gerichtet ist,  die gegenwärtigen Ver-
hältnisse zu verbessern. Die Kommission ver-
kennt nicht, daß die Ziele richtig sind, welche 
die deutsche Regierung mit  den verschiedenen 
Maßnahmen ihres Programms zur Gesundung 
des Verkehrs verfolgt. 

Aus der Drucksache zu V/2494 wissen Sie, daß die 
Kommision gegen einzelne der in den Verkehrs-
gesetzen vorgesehenen Maßnahmen Bedenken an-
meldet, die teils rechtlicher, teils verkehrspolitischer 
Natur sind. Wesentliche rechtliche Bedenken richten 
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sich gegen die steuerlichen Maßnahmen im Bereich 
des Straßengüterfernverkehrs. 

Das kommt für uns nicht unerwartet. Die Bundes-
regierung hat sich damit bereits in der Begründung 
des Gesetzes über die Besteuerung des Straßengüter-
verkehrs auseinandergesetzt. Die Antwort auf die 
Empfehlung von Brüssel, meine Damen und Herren, 
steht in Ihren eigenen Unterlagen, in der Begrün-
dung für das Steuergesetz: Sollte sich herausstellen, 
daß einzelne der vorgesehenen Maßnahmen nach 
dem Inkrafttreten der Mehrwertsteuer in der Ge-
meinschaft am 1. Januar 1970 Bedenken begegnen, 
so wird die Bundesregierung rechtzeitig die erforder-
lichen Schritte einleiten, um mit Rat und Kommis-
sion Einvernehmen über eine zumindest vorläufige 
Beibehaltung der Straßengüterverkehrssteuer zu er-
reichen. Die übrigen rechtlichen Bedenken der Kom-
mission richten sich gegen Teilaspekte einzelner 
Gesetze. Sie werden mit der nötigen Sorgfalt zu prü-
fen sein. Das gleiche gilt, soweit die Kommission 
Unvereinbarkeiten mit der verkehrspolitischen Kon-
zeption in Brüssel kritisiert. 

Die Europäische Kommission hat sich in gewiß 
guter Absicht nicht darauf beschränkt, Unvereinbar-
keiten festzustellen. Sie hat der Bundesregierung 
zugleich Vorschläge für Alternativvorschläge unter-
breitet, die den Bereich der Wegekosten, den Stra-
ßenbau und die Deutsche Bundesbahn betreffen. 

Dazu habe ich folgendes anzumerken: 

Ein deutscher Alleingang auf dem Gebiet der 
Wegekosten würde den in Brüssel seit langem in 
Gang befindlichen außerordentlich schwierigen 
Arbeiten im Ergebnis vorgreifen. Auch in Brüssel 
weiß noch niemand, wie hoch die Wegekosten 
eigentlich wären, wenn man alle Kosten jetzt in 
Ansatz brächte. Es wäre gut, wenn man uns von 
dort nicht Ratschläge geben würde mit Fragen, die 
man auch in Brüssel noch nicht beantworten kann. 
Denn wir sind auch nicht gescheiter als die Herren 
in Brüssel. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Die Empfehlung, das deutsche Straßennetz den 
gegenwärtigen und zukünftigen Bedürfnissen anzu-
passen, berücksichtigt nicht, daß selbst eine Ver-
stärkung der hohen deutschen Straßenbauleistungen 
nach dem Kriege nicht ausreichen würde, um der 
drohenden Überlastung der deutschen Straßen zu 
begegnen. Es gibt kein Land in Europa, das in den 
letzten zwanzig Jahren auch nur annähernd soviel 
Straßen gebaut hat wie die Bundesrepublik Deutsch-
land. Deshalb sind wir auf solche Empfehlungen 
nach noch mehr Straßenbau eigentlich gar nicht an-
gewiesen, weil wir selbst soviel bauen, wie wir 
finanziell verkraften können. Und trotzdem sind die 
Straßen bei uns so überlastet wie nirgendwo sonst 
in Europa. Ich möchte mir bei all der Kritik — ich 
weiß um die rechtliche und die politische Bedeutung 
einer Empfehlung auf eine Konsultation — in diesem 
Hohen Hause einmal erlauben zu sagen: Ich bin 
überzeugt davon: Wenn diese besondere Verkehrs-
situation nicht die Deutschen hätten, sondern die 
Franzosen, die würden weniger zimperlich auf die 
Empfehlungen der EWG-Kommission schauen, son-

dern das tun, was in Frankreich nötig wäre. Daran 
sollten wir bei Gelegenheit auch einmal denken. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die von der Kommission im Hinblick auf die 
Deutsche Bundesbahn gemachten Vorschläge sind 
bereits weitgehend durchgeführt worden. Der Erfolg 
entspricht leider nicht den Vorstellungen der Kom-
mission. Das zeigt übrigens auch das Beispiel der 
Niederländischen Eisenbahnen. Die Niederländer 
haben ja ein hohes Interesse an dem Konsultations-
vorgang in Brüssel gehabt. In Holland ist seit lan-
gem verwirklicht, was die Kommission im Hinblick 
auf die Deutsche Bundesbahn fordert. Gleichwohl 
wachsen die finanziellen Schwierigkeiten der Nie-
derländischen Eisenbahnen derart, daß sie denen der 
Deutschen Bundesbahn weitgehend ähnlich sind. 
Dies beweist, daß den gegenwärtigen Schwierigkei-
ten der Deutschen Bundesbahn nur mit einschneiden-
den Eingriffen auf dem gesamten Verkehrsgebiet 
beizukommen ist. 

Ich möchte mit allem Nachdruck unterstreichen, 
daß das Verkehrspolitische Programm der Bundes-
regierung nicht gegen Europa und gegen die euro-
päische Entwicklung gerichtet ist. Es ist eine Maß-
nahme, die auch deswegen nötig ist, weil die euro-
päische Verkehrspolitik noch nicht so weit fort-
geschritten ist, daß sie uns helfen kann. Wenn die 
gemeinsame Verkehrspolitik eines Tages Realität 
geworden ist, dann werden die nationalen verkehrs-
politischen Maßnahmen der Bundesrepublik an die 
gemeinschaftlichen Regelungen angepaßt werden 
müssen. Die Bundesrepublik wird auch künftig mit 
aller Intensität an der Verwirklichung der gemein-
samen Verkehrspolitik in Brüssel mitarbeiten. Wir 
können nur nicht darauf warten, ob tatsächlich in 
einigen Jahren von dort etwas Wirkungsvolles ge-
schieht. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Beim Ringen um die Antwort auf die Konsultation 
durch die Europäische Kommission haben selbstver-
ständlich auch nationale Verkehrsinteressen anderer 
Länder mitgespielt. Das ist natürlich. Die Fürsorge 
geht sogar so weit — wenn meine Informationen 
nicht ganz trügen —, daß die holländische Kammer, 
das holländische Parlament, darum gebeten hat, man 
möge sich in Brüssel beeilen mit dem Abschluß des 
Konsultationsverfahrens, damit der Deutsche Bun-
destag die Empfehlungen noch rechtzeitig vorliegen 
hätte. Ich bin überzeugt, daß der holländische Ver-
treter in der EWG-Kommission den Empfehlungen 
der Kommission zugestimmt hat. Er hätte das be-
stimmt nicht getan, wenn nationale holländische In-
teressen durch die Empfehlungen verletzt worden 
wären. Wir sollten dabei in aller Freundschaft auch 
an. unsere Interessen denken. Das Ergebnis liegt 
Ihnen vor. Alles in allem hat die französische Zei-
tung „Le Monde" — auch eine liberale Zeitung — 
treffsicher und nicht ohne Humor die weisen Emp-
fehlungen der Kommission so charakterisiert: 

Es ist, wie das manchmal vor einem Militär

-

gericht vorkommt; ein kühner Beschuldigter, 
der sich nicht genau an die Spielregeln hält, 
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wird zwar bestraft, aber man sagt ihm auch zu-
gleich eine Beförderung zu. 

Die Zeitung sagt weiter: 

Viele Sachen werden dem deutschen Plan ver-
ziehen — in dem Moment, in dem die Sechs 
endlos über die Verdienste einer ultraliberalen 
Transportpolitik oder über eine organisierte 
Zwangspolitik diskutieren —, da der deutsche 
Plan den Finger auf eine Situation gelegt hat, 
die, so denkt man in Brüssel, als unhaltbar von 
jedermann angesehen werden muß. 

Im Zusammenhang mit den internationalen Fra-
gen möchte ich noch kurz ein Wort zu der Situation 
unserer Seehäfen sagen. Die Bundesregierung hat 
hier besonders aktiv gewirkt. Zur Beseitigung der 
Wettbewerbsverzerrungen, die zwischen .den deut-
schen Seehäfen und vor allem den Rheinmündungs-
häfen bestehen, sind folgende Schritte unternom-
men worden: 

1. Senkung der Treibstoffmenge von 100 auf 50 1 
im grenzüberschreitenden Güterkraftverkehr; 

2. eine straffere Überwachung der Einhaltung der 
bilateralen Kontingente durch Anwendung einer 
entsprechenden EWG-Richtlinie. Die Holländer hat-
ten im September nach unserer Zählung, die mit 
ihrer Zählung übereinstimmt; rund 2300 Lastzüge in 
der Bundesrepublik pro Tag.  Sie  stellten sich die 
Genehmigungen dafür selbst aus. Die Lösung, die 
wir gefunden haben, lautet: Ab 1. April wird die 
Lizenz von der Bundesregierung ausgestellt. Es 
kommt kein Fahrzeug über die Grenze, das nicht im 
Besitz einer in Deutschland ausgestellten Lizenz ist. 
Es werden 1950 Genehmigungen — einschließlich 
des Transitverkehrs — ausgegeben. Ich bin froh, 
daß wir ,das in Freundschaft mit der holländischen 
Regierung hingebracht haben; 

3. Aufhebung der einseitigen Rückerstattung bei 
der Kraftfahrzeugsteuer im Rahmen einer EWG-
Regelung; 

4. Neutralisierung der geplanten Straßengüterver-
kehrsteuer für Fahrten zu und von ,den deutschen 
Seehäfen durch eine 170-km-Freigrenze; 

5. Einbeziehung des grenzüberschreitenden Güter-
nahverkehrs in die Besteuerung. 

Außerdem ist wichtig, ,daß in Brüssel vorgesehen 
ist, solange es noch .keine Angleichung der  Kosten-
elemente gibt, das sogenannte Territorialitätsprin-
zip anzuwenden. Das heißt, jedes Kraftfahrzeug 
zahlt im Güterkraftverkehr die Steuer des Landes, 
in dem es gegenwärtig ist, und bekommt zurück-
erstattet, was es in dem Land, das es verlassen hat, 
bereits gezahlt hat. 

Ich habe vor allem unsere niederländischen Part-
ner auf die Unhaltbarkeit der bestehenden Wett-
bewerbsverzerrungen durch konkrete Schritte hin-
gewiesen. In den letzten Monaten habe ich intensive 
Verhandlungen mit meinem niederländischen Kol-
legen geführt. Es konnte auch schon eine Annähe-
rung der Standpunkte erreicht werden. Die Atmo-
sphäre der bisherigen Gespräche mit den Nieder-
landen war real, war zum Teil hart, aber im ganzen  

auch freundschaftlich. Nicht zuletzt diese Verhand-
lungen haben zu dem unerwartet guten Ausgang 
der Ministerratstagung vom 14. Dezember beigetra-
gen. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum Schluß. 
Meine Aufgabe war es, das Programm der Regie-
rung in seinen wichtigen, vor allem auch in den 
umstrittenen Punkten zu erläutern und zu der in 
der Öffentlichkeit sichtbar gewordenen Kritik Stel-
lung zu nehmen. 

Ich glaube, daß ich die öffentlich geführte Diskus-
sion der letzten Monate und alles, was an Beiträgen 
dazu geleistet worden ist, richtig deute, wenn ich hier 
feststelle, daß die Ziele, die im Verkehrspolitischen 
Programm gesetzt sind, von niemandem angefoch-
ten, sondern von allen bejaht werden. Das ist, 
glaube ich, am Anfang eine der wichtigsten Fest-
stellungen. 

Die zweite Feststellung, die ich nach der bisheri-
gen Auseinandersetzung treffen darf, ist die.: Es 
handelt sich um ein Gesamtprogramm, das eine 
Fülle von Maßnahmen enthält, die zum überwiegen-
den Teil auch in der öffentlichen Diskussion bisher 
nicht bestritten worden sind. Der größte Teil des 
Programms ist unbestritten. Es wird nur über das 
geredet, was strittig ist. Churchill hat einmal ge-
sagt: Über 80% aller Dinge sind sich alle Eng-
länder einig; aber die 20% genügen, daß wir in 
Streit miteinander geraten. So scheint es mir auch 
hier bei diesem Programm zu sein. Der Streit kon-
zentriert sich in der Hauptsache auf die Frage, ob 
die Maßnahmen bei der Bundesbahn ausreichend 
sind — ich hoffe, daß ich das heute etwas aufhel-
len konnte —, und auf die Maßnahmen im Bereich 
des Straßengüterfernverkehrs, nämlich die Steuern 
und die Verbotsliste. 

Meine Damen und Herren, das Programm ist ein 
Ganzes! Das heißt, wenn die Einschnitte bei der 
Eisenbahn nicht zusammen mit ebenso klaren Ein-
schnitten im Straßengüterverkehr erfolgen, gerät 
die Eisenbahn trotz aller Modernisierungsmaßnah-
men in einen immer tieferen Strudel der Unwirt-
schaftlichkeit, wie es bei der Kohle geschehen ist, 
und unser Volk müßte sich darauf einrichten, stän-
dig mit wachsenden Defiziten bei der Eisenbahn 
zu leben. Oder man müßte sich, weil man auf der 
Straße nicht zupacken will, praktisch zu einer De-
montage.  der Eisenbahn entschließen. Daran mitzu-
wirken habe ich persönlich keine Veranlassung. 
Vor dieser großen Entscheidung stehen wir in Wirk-
lichkeit. 

Herr Kollege Müller-Hermann, ich darf mir er-
lauben, Sie an diesem Punkt persönlich anzuspre-
chen. Sie haben am 9. Juli 1954 in der Debatte um 
die Verkehrspolitik folgende Ausführungen ge-
macht, die ich mit der freundlichen Erlaubnis des 
Herrn Präsidenten zitieren darf. Sie haben damals 
gesagt: 

Noch ein dritter Tatbestand hat zu der heutigen 
Situation auf dem Gebiete des Verkehrs mit 
beigetragen. Das sind die Auswirkungen, aber 
zum Teil auch die Fehler der Verkehrs-, Steuer- 
und Tarifpolitik der letzten Jahre. Ich frage 
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mich, meine Damen und Herren, warum wir 
eigentlich nicht, bevor wir jetzt so einschnei-
dende, starre Maßnahmen wie eine Verbotsge-
setzgebung ergreifen, zuerst einmal daran 
gehen, den Versuch zu machen, durch eine Be-
richtigung der bisher falschen Steuer-, Tarif- und 
Verkehrspolitik das gleiche Ziel zu erreichen, 
und erst, wenn das nicht möglich ist, als Ultima 
ratio den Versuch machen — wenn es dann noch 
notwendig sein sollte —, mit Verbotsmaßnah-
men zu arbeiten, die einfach nicht in unsere 
allgemeine politische und wirtschaftspolitische 
Landschaft passen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Heute noch gül-
tig!) 

Ich hoffe, ich habe korrekt zitiert, Herr Kollege 
Müller-Hermann. 

Der jetzige Vorsitzende der SPD-Fraktion, ich 
sehe ihn leider nicht hier sitzen, der Herr Kollege 
Helmut Schmidt, hat in der damaligen Debatte die 
gleiche Auffassung vertreten wie Sie. Meine Herren, 
ich verhehle Ihnen nicht, ich habe Ihnen Beifall ge-
zollt, denn ich habe diese Auffassung damals auch 
für richtig gehalten. In der Zwischenzeit, meine Da-
men und Herren, sind 14 Jahre vergangen, in denen 
versucht worden ist, mit marktadäquaten Mitteln das 
Verkehrswesen in Ordnung zu bringen. Die Bilanz 
ist diese: 

1954 waren auf unseren Straßen 53 000 Fernlast-
züge, ihre Zahl stieg auf 105 000 im Jahre 1967. 
1954 waren auf unseren Straßen 1,4 Millionen Per-
sonenkraftwagen, Ende des Jahres 1967 waren es 
einschließlich der kleinen Kombiwagen 11,3 Mil-
lionen. 

Die Leistungen des Bundes an die Adresse der 
Deutschen Bundesbahn betrugen 1954 500 Millionen 
DM, 1967 waren es 3095 Millionen DM. Versechs-
facht! 

Herr Kollege Müller-Hermann,' Sie haben ge-
sagt: den Versuch machen, es  so  in Ordnung zu 
bringen. Ich muß Sie bitten, meine Herren, Herr 
Kollege Müller-Hermann, mir zu gestatten, daß ich 
hier in aller Freundschaft folgendes frage: Wollen 
wir weiter prinzipientreu, wie wir Deutschen nun 
einmal sind, mit marktadäquaten Versuchen das 
Problem so groß werden lassen, bis sich nachher, 
wie bei der Kohle jetzt, niemand mehr auch nur 
darüber unterhält, welche Mittel angewendet wer-
den? 

Ich frage weiter Herrn Kollegen Schmidt und 
Herrn Kollegen Müller-Hermann: Ist jetzt die 
Stunde da, in der wir — um mit Ihren Worten von 
damals zu reden — zur damals noch verweigerten 
Ultima ratio, nämlich zu härteren Mitteln, greifen 
müssen, oder Sie der Meinung, daß wir es weiter 
ohne diese Mittel versuchen müssen, bis wir — wie 
im Kohlebergbau — die große Eisenbahnkrise vor 
uns haben, bei der dann niemand mehr fragt, ob 
wir marktadäquate Mittel einsetzen oder dirigi-
stisch handeln? 

Heute sind die gleichen Leute im Kohlebergbau 
— ich habe das auch in diesem Hohen Hause erlebt,  

die sich 1958/59, als die damalige Regierung über-
legte, ob sie schärfer eingreifen solle oder nicht, 
gegen dirigistische Eingriffe gewehrt haben, bereit, 
den Kohlebergbau mit Mann und Roß und Wagen 
zu sozialisieren. Danach fragt kein Mensch mehr. 
Den Zustand werden wir auch im Verkehr bekom-
men, wenn wir jetzt nicht den Mut haben, einzu-
greifen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es ist noch Zeit. 

Ich bin froh darüber, ,daß wir über die anzustre-
benden Ziele keine Meinungsverschiedenheiten 
haben. Es ist auch gar nicht schlecht, wenn mehrere 
Schützen das gleiche Ziel anvisieren. Dann ist die 
Wahrscheinlichkeit, .daß es getroffen wird, um so 
größer. Gestatten Sie mir  bei diesem Bild nur eine 
kleine Anmerkung: Wenn unter den  vielen Schüt-
zen, .die es .da gibt, auch solche sein sollten, die 
unterschiedlich viel Pulver in ihren Patronen haben, 
dann knallt das zwar .genauso; aber  auch dann, 
wenn sie in die richtige Richtung zielen und der 
Knall laut hörbar ist, wird die Kugel nie ihr Ziel er-
reichen, weil nicht genug Pulver dahinter war. 

Ich war 1951 einmal auf einem Kongreß; damals 
ging das mit .der Stenographie noch nicht so gut, 

 und ,da .sagte ein Redner: Meine Damen und Herren, 
wenn ich so zurückblicke, dann muß sich sagen, wir 
sind Sünder .allzumal; ich persönlich müßte an meine 
Brust klopfen und sagen: Mea culpa, mea culpa, 
mea maxima culpa! Der Stenograph hatte das falsch 
verstanden, und im Protokoll hieß es dann: Mehr 
Pulver, mehr Pulver, mehr Pulver! 

(Heiterkeit.) 

Ich glaube, über dieses nette Erlebnis sollten wir 
alle gemeinsam einmal nachdenken. Es muß genü-
gend Pulver hinter  den  Maßnahmen sein, sonst tref-
fen sie nicht ihr Ziel. 

Im übrigen: Wir werden .ein Programm, wenn es 
helfen soll, nicht zustande bringen, ohne uns mit 
harten widerstreitenden Interessen auseinanderzu-
setzen. Dieses Parlament muß souverän seine Ent-
scheidungen treffen. Ich bin nicht dafür, .daß wir den 
Versuch machen, auf einem Korb voll frisch geleg-
ter Interessenteneier zu tanzen, ohne eines dabei 
kaputtzumachen. 

(Heiterkeit.) 

Ich darf wiederholen: über die Wege zu den all-
seitig anerkannten Zielen können wir uns in den 
Ausschüssen noch unterhalten. Sie müssen aber tat-
sächlich zu den Zielen führen. 

Wir haben bisher versucht, ,die Propaganda-
aktionen großer und mächtiger Gegenkräfte mit Ge-
lassenheit durchzustelien. Dieser Strom  der  Beein-
flussung, meine Damen und Herren, wird sich von 
jetzt ab bis zu einer Flut in die Postfächer der Ab-
geordneten verstärken. Der Aufruf, in  jeder Ver-
sammlung die Abgeordneten zu stellen, ist bereits 
öffentlich ergangen. So legitim das  alles in der De-
mokratie ist — wenn das nicht sein dürfte, müßten 
wir uns dafür einsetzen, daß es erlaubt ist, daß man 
es uns unbequem macht —: unser Volk verlangt 
aber ieine klare politische Führung. Da sind wir an- 
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gesprochen. Wir werden alle miteinander in den 
nächsten Monaten viel Kraft nötig haben, wenn wir 
bei unseren Entscheidungen nicht von Pressionen 
hin- und hergeschüttelt werden wollen. Das werden 
wir auch auf anderen Gebieten noch erleben. Wenn 
diese Regierung und dieses Parlament diese Stand-
festigkeit nicht aufbringen, vermöchten wir gemein-
sam auf keinem Gebiet eine Reform zustande zu 
bringen, die unser Volk  so  dringend nötig hat. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien.) 

Vizepräsident Scheel: Das Wort zur Begrün-
dung der Anträge der Fraktion der CDU/CSU hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Müller-Hermann. 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es 
ist ungewöhnlich, daß dem Hohen Hause zu einer 
Materie zwei so umfassende Vorlagen zur Verfü-
gung stehen. Das ist allerdings bei Verkehrsdebatten 
im Laufe der Jahre wiederholt geschehen, und man 
ist etwas versucht, zu meditieren sowohl über die 
Langlebigkeit von Konzeptionen wie auch über die 
Langlebigkeit bestimmter Auffassungen innerhalb 
bestimmter Ministerien. Ich meine aber, die Tat-
sache, daß wir zwei umfassende Vorlagen zur Ver-
fügung haben, ist zugleich eine Gewähr dafür, daß 
die zweifellos sehr komplizierte Materie bei uns un-
ter allen Aspekten sorgfältig geprüft wird. 

Sehr verehrter Herr Bundesverkehrsminister, Sie 
werden Verständnis dafür haben, daß bei meinen 
Ausführungen auch einige kritische Bemerkungen 
fallen werden, wie das umgekehrt auch geschehen 
ist. Aber gerade deshalb möchte ich am Anfang ein 
ausdrückliches Wort der Anerkennung ausspre-
chen. Was Sie über die Bundesregierung uns zuge-
leitet haben, ist zweifellos ein mutiger Versuch zur 
Lösung der verkehrspolitischen Probleme aus einer 
volkswirtschaftlichen Gesamtschau. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie haben dafür ja auch — was völlig legitim ist — 
das nötige Maß an Publizität eingehandelt. Aber 
Ihre Vorlage, die Vorlage der Bundesregierung, ent-
hebt natürlich uns alle nicht der Pflicht, ebenfalls 
über die Probleme nachzudenken. Das scheint mir 
ohnehin eine der ganz wesentlichen positiven Sei-
ten des sogenannten Leber-Plans zu sein, daß nicht 
nur dieses Haus, sondern auch die breite Öffent-
lichkeit genötigt worden ist, sich mit sehr schwie-
rigen Problemen der Verkehrspolitik gründlich aus-
einanderzusetzen. 

Ich möchte als ein weiteres Positivum ausdrück-
lich festhalten, daß sicherlich dieser Vorstoß auch 
dazu beigetragen hat, die sehr schläfrige gemein-
same Verkehrspolitik auf der EWG-Ebene wieder 
in Schwung zu bringen. 

Schon diese Bemerkungen machen deutlich, meine 
Damen und Herren, daß in den Kreisen meiner Frak-
tion nun nicht etwa der Wunsch bestanden hat, 
Alternativen um jeden Preis zu entwickeln. Im 
Gegenteil: es gibt ja, wie Sie, Herr Minister, es 
selber gesagt haben, weite, weite Teile, in denen  

völlige Übereinstimmung besteht. Ich denke etwa 
an das, was im Regierungsprogramm bezüglich des 
Ausbaus eines einheitlichen Verkehrswegenetzes, 
bezüglich der Luftfahrt, bezüglich der Seeschiffahrt, 
insbesondere auch der Seehäfen, vorgeschlagen ist. 

Auch die Zielsetzung kann man nur bejahen. Wir 
müssen etwas tun, um unsere Bundesbahn auf ein 
gesundes wirtschaftliches Fundament zu stellen, und 
wir müssen etwas tun, um mit den Folgewirkungen 
der Motorisierung auf den deutschen Straßen fertig 
zu werden. 

Unsere Bedenken richten sich einmal gegen die 
Verfahren und Mittel, die Sie anwenden wollen, um 
zu diesen Zielen zu kommen. Zum anderen haben 
wir die Sorge — das wiederhole ich trotz Ihrer sehr 
optimistischen Aussagen, die Sie soeben hier ge-. 
macht haben —, daß die von Ihnen vorgeschlage-
nen Verfahren nicht ausreichen werden, um gerade 
diese von uns gemeinsam vertretenen Ziele wirk-
lich zu erreichen. Es gibt z. B., was die Bundesbahn 
anbetrifft, Zahlenunterlagen, die von dem Unterneh-
men selbst kommen, die praktisch besagen, daß das, 
was der Bundesbahn an Mehrverkehr zuwächst, nicht 
einmal ausreichen wird, um das aufzufangen, was 
sich aus den Personalkostensteigerungen ergibt. Wir 
haben auch — ich glaube, das kann ich freimütig 
sagen — etwas mehr Vertrauen in den Markt-
mechanismus. 

Ich möchte also wiederholen, Herr Bundesver-
kehrsminister: Unsere Bedenken richten sich nicht 
gegen Herrn Leber — völlig ohne persönliche Vor-
urteile, im Gegenteil, außerordentlicher Respekt! —, 
sondern sie richten sich gegen eine Regierungsvor-
lage. Ich wiederhole auch, was Sie von mir bereits 
gehört haben: Wir bedauern es etwas, daß die -Bun-
desregierung in der neunmonatigen Zeit der Vor-
bereitung keine Gelegenheit gesucht hat, sich mit 
den beiden Koalitionsfraktionen und dem Parlament 
vorbereitend abzustimmen. Ich frage mich auch: 
Wozu besteht eigentlich ein wissenschaftlicher Bei-
rat bei einem Ministerium, wenn er bei einer so 
schwierigen Materie nicht einmal vorher gehört 
wird? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir fühlen uns in der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
hier völlig frei, unsere Meinung zu sagen, und es 
gibt ja auch sehr bemerkenswerte Aussprüche unse-
res Kollegen Helmut Schmidt von der SPD, der 
einmal gesagt hat: „Wir wollen durchaus nicht alles 
widerspruchslos schlucken, was die Herren in der 
Bundesregierung unter sich ausmachen", und: „Die 
Regierung hat zu tun, was das Parlament beschließt." 

Um es kurz zu machen: Ich glaube, es ist gut 
gerade auch unter politischen Gesichtspunkten und 
in den Zeiten der Großen Koalition, daß dieses 
Hohe Haus deutlich macht, wie sehr es sich selbst 
legitimiert und auch qualifiziert fühlt, eigene Vor-
stellungen zu entwickeln, wo das im Interesse der 
Sache not tut. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU.) 

Unser Wunsch ist aber, die Bundesregierung bei der 
Lösung der Probleme zu unterstützen, ihr dabei 
zu helfen. 
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Auch eine kurze Bemerkung an die Adresse des 

Bundesrates, der sich natürlich immer in einer 
schwierigen Situation befindet, wenn er sich in einer 
sehr knappen Zeit mit einem solchen Paket von Pro-
blemen beschäftigen muß. Ich habe etwas die Sorge, 
daß durch die Anregungen der Länder im Grund 
schon Ihre Konzeption, Herr Bundesverkehrsmini-
ster, wesentlich durchlöchert worden ist und man bei 
einigen Ländern unter der Parole: „rette sich, wer 
kann!" jeden Bonbon aufgegriffen hat in der Hoff-
nung, dabei noch einige eigene Interessen wahren 
zu können. 

Ich sagte, Herr Bundesminister, wir müssen auch 
wechselseitig Kritik gelten lassen, und ich komme 
einfach nicht daran vorbei, eine gewisse Wider-
sprüchlichkeit hinsichtlich der Zielsetzung der Bun-
desregierung festzuhalten. Es ist natürlich peinlich, 
wenn der Herr Bundeswirtschaftsminister etwa bei 
der Eröffnung der Automobilausstellung im ver-
gangenen Herbst sagt: „Keine Steuererhöhungen!" 
und wenn zwei Tage später bekannt wird, was 
der Herr Bundesverkehrsminister der Wirtschaft an 
Zusatzbelastung zumutet. 

(Zuruf von der FDP: Konzertierte Aktion!) 

Auch bei dem, was Sie, Herr Bundesverkehrs-
minister, über die mittelfristige Finanzplanung und 
die Orientierung an dieser Finanzplanung gesagt 
haben, sollen wir doch das eine festhalten: Sie ist 
ja, so gut sie in ihrer Tendenz ist, kein unabänder-
liches, fixes Datum, sondern sie soll und muß Jahr 
für Jahr den veränderten Verhältnissen angepaßt 
werden. Ich glaube, es besteht schon heute völlige 
Klarheit darüber, daß weder Ihre Pläne noch das, 
was wir uns als Gesundung der Bundesbahn vor-
stellen, mit dem, was in der mittelfristigen Finanz-
planung an Zahlenangaben enthalten ist, zurecht-
kommen können. Es ist doch gar kein Zweifel, 
Herr Verkehrsminister, daß die Ziele der Bundes-
regierung, Wachstum und Stabilität zu gewährlei-
sten, mit dem Verkehrspolitischen Programm in Kol-
lision geraten. Ich warne auch davor, zu sagen: 
Was sich nach Ihren Vorstellungen und wahrschein-
lich auch nach anderen Vorstellungen an Zusatzbela-
stungen für das einzelne Produkt ergibt, bedeutet 
nur einen Bruchteil von Prozenten. Man muß natür-
lich auch die vorausgegangenen indirekten Trans-
portkosten mit in die Rechnung einbeziehen, und 
dann kommen eben doch auch für das einzelne 
Produkt sehr hohe Prozentzahlen hinzu. 

Wir sind uns — sicherlich mit der Regierung — 
auch darüber im klaren, daß unsere Wirtschaft 
Ruhe für langfristige Dispositionen braucht. Das ist 
mit ein Grund, weswegen wir sicherlich sehr bald 
Klarheit über das schaffen müssen, was auf dem 
Gebiete der Verkehrspolitik zu tun nötig ist.  Was 
uns aber natürlich ganz besonders Sorgen macht, ist, 
daß die Zielsetzungen des Verkehrspolitischen Pro-
gramms in einen ganz entschiedenen Widerspruch 
zu dem, was die Bundesregierung selbst auf dem 
Gebiete der Regionalpolitik und der Raumordnung 
anstrebt, geraten. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir können nicht auf der einen Seite alles tun, 
um die wirtschaftlich schwachen und revierfernen 
Gebiete „aufzurüsten" und „aufzuforsten", und 
diese Gebiete auf der anderen Seite dadurch, daß 
die Bundesbahn sich zweifellos in diesen Gebieten 
in besonderem Maße zurückziehen muß, über eine 
Verteuerung der Straßentransporte schlechter be-
dienen als in der Vergangenheit. 

In diesem Zusammenhang müssen wir auch die 
Probleme sehen, die sich für die Agrarstruktur und 
die durch die EWG-Marktordnung gebundenen 
Preise im Agrarbereich ergeben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Unsere 
Überlegungen gehen davon aus, daß man für die 
Verkehrspolitik und für die Lösung der verkehrs-
politischen Probleme nicht länger eine eigene Ver-
kehrsphilosophie entwickeln darf. Das hat uns 
schon allzu lange — über Jahrzehnte, möchte ich sa-
gen — in die Irre geführt. Verkehrspolitik ist ein 
Teil dier Wirtschaftspolitik. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Verkehrspolitik und Wirtschaftspolitik müssen in 
Zielen und Mitteln harmonisieren. Das Verkehrs-
wesen ist im Grunde ein Teil der Wirtschaft, nicht 
nur ein Diener, wie das so lange gemeint wurde, 
dem sich alles unterzuordnen hat. Es ist ein Teil 
der Wirtschaft, und es müssen auch im Verkehrs-
wesen grundsätzlich ökonomische Maßstäbe gelten. 
Dazu steht nicht im Widerspruch, daß auch nach 
unserer Auffassung in bestimmten Bereichen gesell-
schaftspolitische, raumordnungspolitische, sozialpo-
litische Erwägungen über den ökonomischen Dingen 
zu stehen haben. Aber auch dort, wo Verkehrslei-
stungen unter besonderen Umständen angeboten 
werden, müssen ökonomische Kriterien walten, und 
die öffentliche Hand, die Politik müssen mit allen 
Folgen die Verantwortung übernehmen, wo preis-
lich und in der Qualität im Widerspruch zur Eigen-
wirschaftlichkeit Angebote gemacht werden sollen. 

Sie ersehen daraus schon, daß der Ausgangspunkt 
aller unserer Überlegungen leine gesamtwirtschaft-
liche Betrachtungsweise ist, abseits aller Spezial- 
und Sonderinteressen. Meine Damen und Herren, 
wir müssen damit rechnen, daß unsere Wirtschaft, 
die sich heute schon in einem harten internationalen 
Wettbewerb befindet, sich auf einen weiter ver-
stärkten internationalen Wettbewerb wird einrich-
ten müssen, einen Wettbewerb, der noch mehr als 
bisher weltweites Ausmaß annehmen wird. Denken 
Sie etwa an die immer größer werdenden Schiffs-
typen, die heute zu billigsten Preisen Güter über 
den Atlantik transportieren, die früher als Kon-
kurrenzangebot auf dem europäischen Kontinent 
gar nicht in Erscheinung treten konnten. Auch dier 
Luftverkehr wird hier noch zusätzliche große Ver-
änderungen hervorrufen. Wir werden uns also auf 
nationaler, EWG- und Weltebene auf eine Intensi-
vierung der Arbeitsteilung einrichten müssen. 

Meine Damen und Herren, ein Zweites kommt 
hinzu. Unsere Wirtschaft stellt sich mehr und mehr 
auf eine verringerte Lagerhaltung um, weil jede 
Lagerhaltung natürlich das knappe Kapital in un- 
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produktiver Weise bindet. Sehen wir aber diese 
Zusammenhänge, dann werden eben die Transport-
kosten ein immer entscheidenderer Kostenfaktor für 
unsere ganze Wirtschaft. Auch die Ansprüche an die 
Qualität der Verkehrsbedienung werden ständig 
wachsen. Schnelligkeit, Pünktlichkeit, Zuverlässig-
keit, Vermeidung von Umladungen sind Anforde-
rungen, die in ständig wachsendem Maße an das 
Verkehrswesen gestellt werden. 

Herr Bundesverkehrsminister, Sie sagen in Ihren 
Ausführungen selber, man müsse es erreichen, daß 
Straßenferntransporte ohne staatliche Zwangsmittel  
über weite Strecken auf die Schiene gebracht wer-
den können. Dem können wir sehr gut zustimmen. 
Dann verstehen wir nur nicht, warum Sie für Ihre 
Zielsetzungen nun das Mittel von Transportverboten 
einsetzen wollen. Wir müssen natürlich alles daran-
setzen, daß aus Kostenersparnisgründen Umladun-
gen vermieden werden. Daher auch jede mögliche 
Förderung für den Container-Verkehr, Behälterver-
kehr, Haus-Haus-Verkehr, für Gleisanschlüsse, kom-
binierten Verkehr und Kooperation der Verkehrs-
träger. Aber gerade aus dieser Sicht kommen wir 
nicht an der Feststellung vorbei, daß der sogenannte 
Leber-Plan in der Praxis zu einer Verschlechterung 
und auch zu einer Verteuerung .der Verkehrsbedie-
nung führen muß. 

Ich weiß nicht, Herr Bundesverkehrsminister, ob 
der Mut ganz legitimiert ist,  mit dem Sie hier aus-
sprechen, daß bei der Durchführung ,der Beförde-
rungsverbote und unter Anwendung der prohibitiv 
gedachten Beförderungsteuer die Bundesbahn bei 
durchgerechneten Tarifen zu gleichen Preisen anbie-
ten kann, wie es heute der Straßenverkehr tun kann, 
— wenn Sie unterstellen, daß zweifache Umladungen 
in der Regel damit verbunden sein müssen. 

Wir müssen zunächst einmal davon ausgehen, daß 
mit  den  Beförderungsverboten der Zwang zu Umla-
dungen gegeben ist, zu mehrfachen Umstellungen, 
daß wirtschaftlich unsinnige Umwege gemacht wer-
den müssen. Heute schon spricht man davon, daß 
Fernverkehrsunternehmer oder Unternehmen, die 
auf Fernverkehr eingerichtet sind,  mit Zwischensta-
tionen sich nun auf Nahverkehr umstellen, um Ihre 
Verbotsliste und die prohibitiven Steuern zu um-
gehen. Das alles spricht doch dafür, daß wir Gefahr 
laufen, bei der Durchsetzung Ihres Programms — 
volkswirtschaftlich gesehen — in  erheblichem Um-
fange Fehlinvestitionen in  die  Wege zu leiten und 
Produktivkräfte fehlzuleiten. Alle diese Folgerungen 
müssen sich meines Erachtens zwangsläufig mit be-
sonderer Härte für die wirtschaftlich schwachen und 
revierfernen Gebiete ergeben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sie haben selber mit Recht auf 'die Vergleichbar-
keit Verkehr /Bundesbahn und die Situation der 
Kohle hingewiesen. Aber, Herr Bundesverkehrsmi-
nister, ich würde den Vorwurf, daß dieser Struktur 
wandel zu spät angepackt worden ist, nicht an die 
Adresse der Kräfte des Marktes richten. Vielmehr 
müssen wir uns in diesem Hohen Hause — aber nicht 
nur hier — allesamt ,an die Brust schlagen und be-
kennen, daß wir den dynamischen Kräften des  Mark

-tes und der Wirtschaft immer wieder in die Quere 
gekommen sind, 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

sowohl auf dem Gebiete der Energiepolitik als auch 
auf dem Gebiete der Verkehrspolitik. Das ist die 
Ursache dafür, daß dieser Strukturanpassungsprozeß 
sich so zögernd und in ungenügender Weise ent-
wickelt hat. 

Ich glaube, daß wir, Herr Bundesverkehrsminister, 
im Grunde auch völlig übereinstimmen: wenn wir 
der deutschen Wirtschaft, dem Verkehrswesen und 
der Bundesbahn helfen wollen, dann dürfen wir nicht 
konservieren, was durch ,die technische Entwicklung 
überholt ist, sondern wir müssen die Anpassungsvor-
gänge fördern, damit sie sich möglichst organisch 
schnell und reibungslos vollziehen. 

Bei der Bundesbahn selbst dürfte mittlerweile auch 
die Einsicht gewachsen sein, daß die vielfältigen 
Abschirmungsversuche, die man im Laufe der letzten 
Jahre oder Jahrzehnte unternommen hat, .ihr selbst 
gar nicht geholfen haben. Im Gegenteil, die Bundes-
bahn ist viel zu lange gefesselt gewesen und ge-
hindert gewesen, sich im Wettbewerb durchzusetzen, 
ein kaufmännisches Management zu entwickeln und 
dort ihre volle Leistungsüberlegenheit zur Geltung 
zu bringen, wo sie kraft ihrer Struktur sowohl der 
Binnenschiffahrt als auch dem Güterkraftverkehr 
überlegen ist. 

Ich bedaure etwas — aber das ist auch ein Vor-
wurf, den wir an uns selbst richten müssen —, daß 
die vielfältigen sehr konstruktiven Vorschläge, die 
schon 1960 mit dem Brand-Bericht und 1966 von der 
Deutschen Revisions- und Treuhand-AG der Bundes-
bahn und uns vorgelegt worden sind, allzu lange 
unberücksichtigt geblieben sind. Heute erleben wir 
— eine Erfahrung, die auf dem Energiesektor ge-
nauso gemacht werden mußte —, daß sich eben dort 
im Konjunkturrückschwung all die Strukturprobleme 
besonders bemerkbar machen, die wir allzu lange 
vor uns hergeschoben haben. Also Grundtendenz: 
die Lösung der Anpassungsprobleme auch im Be-
reich des Verkehrs nicht aufhalten, sondern sie im 
Gegenteil fördern. 

Nun kann man sich natürlich — das ist jetzt an 
unseren Koalitionspartner gerichtet, aber auch an 
die neue Opposition — müßigerweise über Fehler 
und Versäumnisse der Vergangenheit unterhalten. 
Ich glaube, daß ich mir ebenso wie der Kollege 
Schmidt (Hamburg) zugute halten kann, hier oft wie 
ein Rufer in der Wüste dagestanden zu haben. Aber 
lassen wir das; sprechen wir nicht über die Vergan-
genheit, sondern richten wir unseren Blick nach 
vorn! 

Ich bin Ihnen sehr dankbar, Herr Bundesverkehrs-
minister, daß Sie bei Ihren heutigen Ausführungen 
über die Zukunft der Bundesbahn doch etwas kon-
kreter gewesen sind, als das zunächst im Verkehrs-
politischen Programm der Fall war. Wir sehen, 
sicherlich in völliger Übereinstimmung auch mit der 
Bundesregierung, die Bundesbahn als die tragende, 
ausgleichende und verbindende Mitte des Gesamt-
verkehrs an, und das wird sie auch in Zukunft 
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bleiben. Aber die Bahn der Zukunft wird eben an-
ders aussehen müssen als die heutige Bundesbahn, 
deren Schienennetz zum Teil noch aus dem vorigen 
Jahrhundert stammt. 

Wir müssen anerkennen — mit einem ausdrück-
lichen Lob an die Bediensteten der Bundesbahn, das 
ja in diesem Hause wiederholt ausgesprochen wor-
den ist —, daß erhebliche Anstrengungen zur Mo-
dernisierung und zum Personalabbau gemacht wor-
den sind. Aber wir kommen eben leider auch nicht 
an der Feststellung vorbei, daß alle bisherigen An-
strengungen nicht ausgereicht haben. Man darf das 
nicht allein auf die Konkurrenzsituation zurückfüh-
ren, obwohl das sicherlich auch ein Problem ist dem 
wir nicht ausweichen dürfen, sondern es liegt eben 
auch viel an dem, was bei der Bundesbahn selbst 
gemacht oder nicht gemacht worden ist. Die Zahlen 
etwa über die Personalkostenentwicklung im Ver-
hältnis zur Produktionsentwicklung sind angesichts 
der umfangreichen Investitionen, die über lange 
Jahre getätigt worden sind, nicht gerade beruhigend, 
sondern im Grunde deprimierend. Auch die Ver-
schuldung der Bundesbahn mit einem jährlichen Til-
gungsbedarf von anderthalb Milliarden DM ist im 
Grunde für uns eine sehr ernste Mahnung, uns über 
dieses Problem Gedanken zu machen. 

Aber wir helfen der. Bundesbahn und ihren Be-
diensteten nicht damit, daß wir ihnen zum Munde 
reden und so tun, als ob nichts zu tun wäre. Viel-
mehr müssen wir die Dinge beim Namen nennen 
und den Fakten Rechnung tragen, d. h. wir müssen 
auch sehen, daß sich die Änderung in der allgemei-
nen Wirtschaftsstruktur leider sehr stark zu Lasten 
der Bundesbahn entwickelt hat und voraussichtlich 
auch teilweise zu ihren Lasten weitergehen wird. 
Daraus ist der Bundesbahn kein Vorwurf zu machen. 
Ich denke etwa an die Entwicklung der Verkehrs-
ströme, an die Folgen der Teilung Deutschlands, an 
den natürlichen Rückgang des Massengutverkehrs 
als Folge der Kohleentwicklung, der Umstellung auf 
Pipelines und der Verstromung. Es bleibt eben nichts 
anderes übrig, als daß sich die Bundesbahn der sich 
verändernden Nachfrage und der auf sie zukommen-
den Veränderung der Marktlage anpaßt; denn es 
geht ja nicht, daß sich die Marktlage den Interessen 
der Bundesbahn anpaßt. Das wäre illusorisch. 

Ich bin Ihnen deshalb sehr dankbar, Herr Bundes-
verkehrsminister, daß Sie so deutlich ausgespro-
chen haben, wie sehr sich das Verwaltungsdenken 
der Bundesbahn, das leider immer noch in bestimm-
ten Bereichen vorherrscht, umwandeln muß in kauf-
männisches Management. Wenn sich die Bundes-
bahn im Wettbewerb behaupten will, muß sie ihre 
Dienstleistung verkaufen, muß sie sich bemühen, 
daß sie ihre Ware — sprich: Dienstleistung — auf 
dem Markt los wird.  

Aber auch hier ein Wort zugunsten der Bundes-
bahn: Sie ist bis heute für diesen Umstellungspro-
zeß weder in der Institution noch in ihrer kapital-
mäßigen Situation genügend ausgerüstet; im Gegen-
teil, sie ist durch die Politik bisher weitgehend be-
hindert worden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nach 
unseren Auffassungen hat eine Sanierung der Bun-
desbahn zwei wesentliche Voraussetzungen. Einmal 
muß der Eigentümer, das ist der Bund, selbst wissen 
und der Bundesbahn sagen: Wie soll denn nun 
eigentlich dieses Unternehmen in zehn, fünfzehn 
oder zwanzig Jahren aussehen? Auf welche Nach-
frage nach Verkehrsleistungen — soweit das über-
haupt vorauskalkulierbar ist — soll sich dieses 
Unternehmen einstellen? Die Bundesregierung als 
der Repräsentant des Eigentümers hat der Bundes-
bahn zunächst einmal ganz klare Ziele zu setzen. 

Und das zweite, meine Damen und Herren: Der 
Bund muß sich selbst in Pflicht nehmen, der Bund, 
repräsentiert durch die Bundesregierung, den Bun-
desrat und den Bundestag; denn nur durch ein 
starkes politisches Engagement werden wir diesen 
längst fälligen Anpassungs- und Strukturverbesse-
rungsprozeß über die Bühne ziehen, weil allent-
halben, sowohl innerhalb des Betriebes als auch in 
der Öffentlichkeit, meine Damen und Herren, 
menschlich verständliche, aber eben sehr partielle 
Widerstände sich dem Nötigen entgegenstellen. 

Herr Bundesverkehrsminister, wir wollen bei un-
seren Zielvorstellungen — und ich hoffe, daß wir 
da zu einer gewissen Übereinstimmung kommen — 
erreichen, daß man in Zukunft bei der Bundesbahn 
zwischen dem Wettbewerbsbereich, in dem die Bun-
desbahn Anspruch auf gleiche Startbedingungen hat, 
und dem Bereich, in dem die Bundesbahn öffent-
liche Dienste anbietet, etwa im Personenverkehr 
oder bei der Aufrechterhaltung von Strecken in 
Aufbaugebieten und Zonenrandgebieten, unterschei-
det. 

Zum anderen muß sich die Bundesbahn meines 
Erachtens auf den Knotenpunktverkehr konzentrie-
ren. Wie groß die Zahl der Knoten ist — Sie haben 
vorhin einige Zahlen genannt —, was volkswirt-
schaftlich vernünftig ist, darüber muß man sich 
unterhalten, denn dieser Knotenpunktverkehr hat 
natürlich nur dann einen Sinn, wenn diese Knoten 
auch technisch so ausgestattet sind, daß dort eine 
kostensparende Umladung möglich ist, und wenn 
durch eine Neuorganisation des Flächenverkehrs so-
wohl für den Personen- als auch für den Güterver-
kehr und den Kleingutverkehr vorgesorgt ist, da-
mit die betroffenen Flächengebiete in ihrer Ver-
kehrsversorgung nicht schlechter, sondern eher bes-
ser als bisher gestellt sind. 

Dazu gehört dann aber auch, Herr Bundesver-
kehrsminister, eine auf die Produktivitätssteigerung 
ausgerichtete Investitionsplanung. Ich weiß eben 
nicht, ob wir ganz klug daran tun, ob auch Sie der 
Sache wirklich einen Dienst erweisen, wenn wir uns 
immer wieder in den engen Rahmen der mittelfristi-
gen Finanzplanung einpressen lassen und so tun, 
als ob da überhaupt kein Spielraum mehr wäre. Wir 
wissen, daß die mittelfristige Finanzplanung in der 
jetzigen Form Korrekturen erforderlich machen 
wird, und wir wissen auch, daß die für die Bundes-
bahn benötigten Finanzmittel eben nicht nur aus 
dem öffentlichen Haushalt kommen können, sondern 
daß wir sie zu einem großen Teil auf dem Kapital-
markt beschaffen müssen. Wir bekommen aber auf 
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dem Kapitalmarkt Gelder für diese Sanierung, die 
die Bundesbahn braucht, nur dann, wenn wir zugleich 
eine Gewähr dafür bieten können, daß die einge-
setzten Mittel auch wirklich zu einer Verbesserung 
der Produktivität und Rentabilität des Unterneh-
mens beitragen. 

Meine Damen und Herren, ich glaube auch, daß 
wir durch eine Novelle zum Bundesbahngesetz eine 
gewisse institutionelle Sicherung dafür treffen müs-
sen, daß die kaufmännische Geschäftsführung wie 
ein Management arbeiten kann. Nach unseren Vor-
stellungen soll eben der Vorstand der Bundesbahn, 
ähnlich wie ein Vorstand in einem Handelsunter-
nehmen, ausschließlich nach eigenwirtschaftlichen 
Gesichtspunkten arbeiten, und nur dort, wo die 
öffentliche Hand aus übergeordneten Gründen von 
der Bahn Leistungen verlangt, die dem Prinzip der 
Eigenwirtschaftlichkeit entgegenstehen, hat sie einen 
Anspruch auf Abgeltung, wenn ihr vom Bund dem-
entsprechende Auflagen gemacht werden. Dazu ge-
hört natürlich dann auch eine sehr eindeutige so-
genannte Normalisierung der Kosten, und es gehört 
nach unseren Vorstellungen auch ein Schiedsver-
fahren dazu, das rechtsgültig entscheidet, wenn zwi-
schen dem Eigentümer Bund und der Unternehmens-
leitung Bundesbahn über die Abgeltung unterschied-
liche Meinungen bestehen. 

Wir hoffen jedenfalls, Herr Bundesverkehrsmini-
ster, daß wir im Zuge der Ausschußberatungen von 
Ihnen auf Grund unseres Wunsches, daß die Bundes-
regierung drei aufeinander abgestimmte Vierjahres-
pläne entwickeln möge, die nötigen Auskünfte be-
kommen, die uns in die Lage versetzen, der Bundes-
bahn die Hilfe zu geben, die sie politisch braucht, 
wenn sie wirtschaftlich zurechtkommen will. 

Natürlich, Herr Bundesverkehrsminister, entste-
hen bei der Bundesbahn auch eine Fülle von sozia-
len Problemen. Aber man löst auch sie nicht da-
durch, daß man sie totschweigt, sondern wir müs-
sen uns ihnen stellen. Soziale Probleme ergeben 
sich gerade nach Ihren Vorstellungen ja nicht nur 
für die Eisenbahner, auch nicht nur für einige selb-
ständige Unternehmer. Mit den Existenzvernichtun-
gen, die sich etwa als Folge der  Verbotsliste erge-
ben, werden auch eine Reihe von sozialen Proble-
men für Arbeitnehmer und Abhängige oder für 
ganze Familien erwachsen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Ich weiß ohnehin nicht, Herr Bundesverkehrsmini-
ster, ob es ganz glücklich ist, wenn man den zwangs-
läufig bei der Bundesbahn notwendigen Personal-
abbau, .der ja ohne soziale Härten vor sich gehen 
soll und möglichst auf dem Wege des natürlichen 
Abgangs, auf eine Ebene mit  der  Vernichtung selb-
ständiger Existenzen stellt, für die eben kein Netz 
besteht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP.) 

Ich glaube auch, daß wir bei allem Bemühen, die 
bei der Bundesbahn notwendigen Personaleinspa-
rungen auf dem Wege des natürlichen Abgangs und 
ohne soziale Härten durchzusetzen, auch den Eisen-
bahnern die einer modernen Industriegesellschaft 
adäquate Mobilität abverlangen müssen. 

Nun haben wir uns nach unseren Vorstellungen 
natürlich auch Gedanken darüber. gemacht, ob wir 
Vorschläge machen sollten, die eine Änderung des 
Rechtsstatus der Bundesbahn zur Folge haben. Wir 
haben dies bewußt nicht getan. Ich würde auch vor 
der Meinung warnen, die von großen Organen der 
Wirtschaft oder auch in diesem Hohen Hause ver-
treten werden könnte, daß man mit rein institutio-
nellen Vorschlägen die aktuellen Probleme der Bun-
desbahn einer Lösung zuführen könnte. Alles zu 
seiner Zeit! Auch über diese Frage kann man zum 
geeigneten Zeitpunkt sprechen. 

Ich bin auch sicher, daß die Bundesbahn kraft 
ihrer Größe und Bedeutung eine natürliche Sonder-
stellung im Verkehrswesen behalten wird. Aber sie 
darf natürlich umgekehrt im Wettbewerbsbereich 
nicht für sich eine Sonderstellung in Anspruch neh-
men wollen. Wir sind jedenfalls der Überzeugung, 
daß durch die Vielzahl der Vorschläge, die aus 
unserer Fraktion gemacht worden sind, der  bei der 
Bundesbahn notwendige Strukturwandel leichter 
durchgezogen werden kann und die Position der 
Bundesbahn im Wettbewerb gestärkt wird. 

Der nächste Punkt, zu dem ich etwas sagen 
möchte, ist die Frage der gleichen Startbedingungen 
im Wettbewerb. Wir gehen in unseren Überlegun-
gen auf einen möglichst starken Wettbewerb aus. 
Aber Wettbewerb hat natürlich angenäherte Start-
bedingungen zur Voraussetzung. Das betrifft zu-
nächst einmal das Verhältnis zwischen Schiene und 
Straße. Da kommen wir einfach an der Feststellung 
nicht vorbei, daß der deutsche Straßenverkehr schon 
heute innerhalb der EWG die höchste Steuerlast 
trägt. Alle Maßnahmen, die darauf abgestimmt wä-
ren, der deutschen Kraftverkehrswirtschaft zusätz-
liche Steuerlasten aufzubürden, ohne daß ihre inter-
nationale Straßenkonkurrenz in gleicher Weise be-
troffen würde, würden nur zu Lasten der gesamten 
deutschen Verkehrs- und Volkswirtschaft gehen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Mit Recht haben Sie gesagt, Herr Bundesver-
kehrsminister: Der Ausgangspunkt für die Anglei-
chung der Startbedingungen ist das Wegekosten-
problem. Hier muß ich .ein sehr offenes Wort spre-
chen. Das Thema ist so interessant — und offen-
sichtlich werden die Gutachten, die  dafür nötig sind, 
auch so gut honoriert —, daß wir noch eine ganze 
Weile warten können, bis hier konkrete Arbeits-
ergebnisse vorliegen, die es 'den Politikern erlau-
ben, daraus Schlußfolgerungen zu ziehen. Deshalb 
bleibt gar nichts anderes übrig, als hier eine poli-
tische Entscheidungen zu treffen, von der man wis-
sen muß: Sie ist nicht ideal; sie ist auch nicht das 
letzte Wort; sie ist korrekturfähig und muß natür-
lich vor allem angepaßt werden, wenn auf EWG- 
Ebene Entscheidungen getroffen werden. 

Herr Bundesverkehrsminister, Sie haben nicht 
ganz zu Unrecht gesagt, daß unser Vorschlag einer 
Straßenbenutzungsgebühr auch seine verfassungs-
rechtliche Problematik hat. Aber ich gebe das gleich 
retour. Ihre Beförderungsteuer ist natürlich sowohl 
steuersystemwidrig als auch EWG-widrig und wird 
— davon bin ich fest überzeugt —, zumindest was 
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den Werkverkehr anlangt, beim Bundesverfassungs-
oder Bundesverwaltungsgericht enden. Wir haben 
uns aus allen diesen Gründen — diese Operation 
war nicht ganz leicht — auf eine Straßenbenutzungs-
gebühr für schwere Lastwagen verständigt. Ich 
glaube, sie ist auch sehr systemklar. Sie betrifft den 
Nah- und den Fernverkehr, sie betrifft die In- und 
die Ausländer, und sie kommt meines Erachtens 
dem EWG-Vorschlag einer Sättigungsabgabe in der 
Konzeption sehr nahe. 

Ich habe eben die Sorge, daß gerade durch die 
Folgewirkung Ihrer Beförderungsteuer, Herr Bundes-
verkehrsminister, der Straßenentlastungseffekt sehr 
gering sein wird, im Gegenteil, daß gerade in den 
Ballungsgebieten eine Straßenzusatzbelastung pro-
voziert werden dürfte. Wir schlagen vor — was sich 
mit dem Charakter einer Gebühr durchaus verträgt, 
ja fast folgerichtig ist —, daß die Einnahmen aus 
den Gebühren von Bund und Ländern — wir können 
nur für den Bund entscheiden — für Straßenver-
kehrsinvestitionen zur Engpaßbeseitigung eingesetzt 
werden. 

Hier kann ich mir auch eine kleine Bemerkung 
nicht verkneifen, Herr Bundesverkehrsminister. 
Nach Ihren Berechnungen werden sich aus der Be-
förderungsteuer Mehreinnahmen von rund 400 Mil-
lionen DM ergeben. Aus unseren Vorschlägen wird 
sich bei der Straßenbenutzungsgebühr — nach den 
Feststellungen und Rechnungen des Bundesfinanz-
ministeriums — ein Aufkommen von rund 250 Mil-
lionen DM und aus der Lizenzierungsgebühr für den 
Werkverkehr, über die noch zu sprechen sein 
wird, ein Aufkommen von rund 125 oder 130 Mil-
lionen DM ergeben. Das heißt, daß die gesamte Zu-
satzbelastung bei uns — man muß sagen: ohne Trä-
nen geht das Ganze nicht ab — nicht sehr viel 
geringer ist als bei Ihnen. Aber wir vermeiden unter 
allen Umständen die Beförderungsverbote, die eben 
durch die Umladungszwänge eine unnötige und 
meines Erachtens auch unzumutbare Belastung für 
die Volkswirtschaft darstellen. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zum Werkfernver-
kehr sagen. Wenn man bei Unternehmern der ge-
werblichen Verkehrswirtschaft, bei der Binnenschiff-
fahrt oder bei der Bundesbahn spricht und auf den 
Werkfernverkehr schimpft, dann ist man  des  Bei-
falls des Publikums sicher. Hier besteht eine selt-
same Solidarität mit sehr vielen Vorurteilen. Wenn 
der Werkfernverkehr sich auch in der Zeit, als er 
die von Herrn Leber jetzt wieder geforderte höchste 
Last der Beförderungsteuer getragen hat, so ausge-
weitet hat, dann doch nicht deshalb, weil einige Un-
ternehmer aus der Industrie oder aus dem Handel 
ihre Fahrzeuge auf den deutschen Straßen spazieren-
fahren lassen wollen, sondern einfach, weil die Qua-
lität und die preisliche Elastizität der öffentlichen 
Verkehre den Bedürfnissen der Wirtschaft nicht 
adäquat waren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Darüber müssen wir uns im klaren sein: die fahren 
weiter im Werkfernverkehr, wenn wir nicht in die-
sen Punkten — Qualität und Elastizität — etwas 
ändern; und das, was dem Werkfernverkehr an Zu

-

satzbelastung aufgeknallt wird, geht mit Sicherheit 
irgendwo in den Preisen weiter. 

Ich darf hier, Herr Bundesverkehrsminister, auch 
einmal die EWG-Stellungnahme zitieren, wo es 
heißt: „unter keinen Umständen eine ungleiche Be-
handlung des gewerblichen und des Werkverkehrs." 
Bei Ihnen wird eine fünffache Steuerbelastung für 
Teile des Werkfernverkehrs abverlangt. 

Wir möchten durch unsere Vorschläge auch zu 
einer Eindämmung des Werkfernverkehrs kommen, 
aber auf eine organische Weise, mit einer Lizenzie-
rung nach einer Verhandlung am runden Tisch, mit 
der man in den Niederlanden durchaus gute Erfah-
rungen gemacht hat, und durch eine Verbesserung 
des Leistungsangebots bei den gewerblichen und 
öffentlichen Verkehren, einmal durch eine Teilbar-
keit der Tonnage beim gewerblichen Güterfern-
verkehr und die Ermöglichung von Sonderabma-
chungen bei Bahn- und Güterkraftverkehr und durch 
Branchentarifabkommen bei der Binnenschiffahrt. 

Dazu kommt eine Lizenzierungsgebühr. Sie haben 
nicht ganz zu Unrecht verfassungsmäßige Zweifel 
angemeldet, wenn diese Gebühr jährlich wieder er-
hoben wird. Wir beziehen uns auf ein Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts, daß bei einer solchen 
Gebühr auch die Interessen des Veranlassers mit 
berücksichtigt werden können. Wenn diese Gebühr 
nach der Meinung mancher Leute relativ niedrig ist, 
dann vergessen sie leider dabei, daß die Straßenbe-
nutzungsgebühren nach unseren Vorstellungen auch 
für Leerfahrten erhoben werden. Da der Werkfern-
verkehr in der Regel ohne Rückfrachten fährt, wer-
den diese Unternehmen in der Regel mit der Stra-
ßenbenutzungsgebühr doppelt belastet sein. 

Einige Worte zur Binnenschiffahrt. Die Ursachen 
für den ruinösen Wettbewerb liegen auch hier im 
Strukturwandel, dem man sich nicht angepaßt hat, 
und in den Überkapazitäten. Es ist ja irgendwie 
kurios, daß wir jahrelang den Bau von Binnen-
schiffen steuerlich gefördert haben und jetzt wieder 
das Abwracken steuerlich fördern und daneben noch 
zu gleicher Zeit auch heute noch über das Berlin-
hilfegesetz die Anlage neuer Schiffstonnage steuer-
lich fördern. Hier muß ja einmal eine klare Linie 
hereingebracht werden. Wir glauben auch, daß 
dieses Problem nicht allein auf nationaler Ebene 
lösbar sein wird. Man muß sicherstellen, daß die 
Abwrackaktion international durchgeführt wird, zu-
mindest gemeinsam von den Niederländern und den 
Deutschen, die über 80 % der Rheintonnage ver-
fügen, und daß die stillgelegte Tonnage auch tat-
sächlich verschrottet und nicht wieder auf Umwegen 
auf den Markt gebracht wird. Wir wollen auch ver-
suchen, eine Vorfinanzierung der Abwrackaktion 
durch die Einschaltung privater Kreditinstitute 
sicherzustellen. Mir scheint, daß da ein Weg ist, der 
zu einer beschleunigten Anpassung des Angebots an 
die Nachfrage führen kann. 

Ein paar Worte zu dem Thema Straßenentlastung. 
Es besteht sicherlich völlige Übereinstimmung in 
diesem Hohen Hause, daß auch in der Verkehrs-
politik der Mensch im Mittelpunkt aller Überle-
gungen steht und daß uns das Thema Unfalltote, 
Unfallverletzte ständig beschäftigt. Ich würde auch 
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 meinen, es lohnte sich, wenn wir einmal in diesem 
Hohen Hause in einer besonderen Debatte oder be-
sonderen Sitzung uns dieses Themas annehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber meines Erachtens ist das Problem wirklich zu 
ernst, als daß man den Versuch machen sollte, es 
mit Emotionen oder Illusionen einer Lösung zuzu-
führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir wollen auch nicht so tun, meine Damen und 
Herren, als ob die Straßenbelastung und die Unfall-
situation ausschließlich oder auch nur vorrangig ein 
Lkw-Problem wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Bundesverkehrsminister, bestenfalls, was ich 
aber noch anzweifle, wird durch Ihre Verbotsliste 
und die Beförderungsteuer bis 1975 die Zahl der 
Lastwagen um 10 000 Einheiten verringert werden, 
während sich in der gleichen Zeit die Zahl der Per-
sonenkraftwagen um mindestens 5 Millionen erhö-
hen wird. 

„Der Gedanke der Straßenentlastung durch Ver-
bote ist schon im Ansatz falsch." Dieser Satz stammt 
nicht von mir, sondern von Helmut Schmidt aus dem 
Jahre 1957. Aber er ist meines Erachtens auch heute 
noch so wahr wie gestern. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Leider ist die Unfallhäufigkeit, — — Herr Kollege 
Schmidt, ich habe Sie gerade zitiert. Aber das ist 
nicht das erstemal heute. Sie geben so gute Bonmots 
von sich, Herr Kollege Schmidt, daß man sie sehr 
häufig zitieren kann. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Die Unfallhäufigkeit ist weitgehend ein Problem 
des Individualverkehrs, d. h. ein Problem des 
menschlichen Versagens. Der Pkw-Verkehr wächst 
eben überproportional, während sich der Lkw-Ver-
kehr in den Zuwachsraten sehr, sehr vorsichtig ver-
hält. Wir haben aus all diesen Überlegungen auch 
in unserem Gesetzgebungskatalog oder Vorschlags-
katalog unser Augenmerk sehr stark auf den inner-
städtischen Verkehr gerichtet. Ich will das hier nicht 
vertiefen. Wir werden  uns damit noch intensiv zu 
beschäftigen haben. 

Wir stehen einfach vor dem Problem, meine Da-
men und Herren, wie wir zur gleichen Zeit auch im 
innerstädtischen Bereich sowohl ,die freie Wahl des 
Verkehrsmittels aufrechterhalten wollen als auch die 
Lebens- und Funktionsfähigkeit unserer Städte. Die-
ses Problem ist auch des Schweißes der Edlen wert, 
und wir werden bei anderer Gelegenheit darauf zu 
sprechen kommen. 

Wir meinen, daß man zu einer Straßenentlastung 
im Fernverkehr nur kommen kann, indem man den 
Straßenbau intensiviert und den Verkehrsfluß ver-
bessert. Wir hoffen, durch die Zweckbindung der 
Straßenbenutzungsgebühr dazu auch einen Beitrag 
zu leisten. Wir wollen, daß man  den  Autobahnaus-
bau in Zukunft sechsspurig plant und durchführt. 
Wir hoffen auch durch die Ausweitung des Sonntags-
fahrverbots auf Samstag, 13 Uhr, im Wochenendver-

kehr zu einer Entlastung der Straßen kommen zu 
können. Im übrigen, meine ich, soll man auch nicht 
unterschätzen, daß die  von uns vorgeschlagene, nach 
dem Achsdruck und der Jahresfahrleistung bernes-
sene Straßenbenutzungsgebühr ein Anreiz für eine 
straßenschonende Bauweise und zur Vermeidung 
von Leerfahrten sein wird. Da die Leerfahrten eben 
auch gebührlich erfaßt werden, wird allein diese  Tat-
sache zu einer natürlichen Reduzierung des Lkw

-

Verkehrs beitragen. 

Nun zum Abschluß noch ein Wort zu der Stellung-
nahme der EWG-Kommission. Sehr verehrter Herr 
Bundesverkehrsminister, ich will  es  hier ausspre-
chen, obwohl es im Grunde selbstverständlich 'ist. 
Diese Stellungnahme ist für uns  in  keiner Weise 
etwa Anlaß zu irgendwelcher Schadenfreude. Diese 
Stellungnahme muß auch bei den  Beratungen in den 
Ausschüssen ihren gebührenden Platz haben. Aber, 
Sie haben es auch angedeutet — ich kann, da  ich 
nicht Regierungsmitglied bin, eis vielleicht noch et-
was deutlicher aussprechen —: Selbstverständlich 
stecken zum Teil hinter der Stellungnahme der 
EWG-Kommission sehr eindeutige nationale Inter-
essen anderer Mitgliedstaaten, die mit im Spiel sind. 
Das ist legitim. 

(Zuruf von der SPD: Vorwiegend!) 

Aber wenn man uns, der Bundesrepublik, auch im 
Zusammenhang mit Ihren Vorschlägen, den  Vorwurf 
von Diskriminierungen macht, nicht laut, aber sehr 
deutlich, dann heißt das  leider in vielen Fällen eben 
auch, daß man sich anderenorts bemüht, bestehende 
Diskriminierungen zu deutschen Lasten aufrechtzu-
erhalten. Die Bundesregierung, auch Sie selbst, dür-
fen sich der vollen Unterstützung meiner Fraktion 
bewußt sein, wenn Sie sich entschieden darum be-
mühen, bestehende, zu unseren Lasten gehende Dis-
kriminierungen abzustellen. Ich halte es auch für 
völlig legitim, daß man nationale Vorstöße unter-
nimmt, wenn die EWG selbst mit ihren Organen 
Lösungen verzögert oder mit  ihnen nicht zu Rande 
kommt. Wir haben uns aber, darauf lege ich ebenso 
Wert, bei den Überlegungen in  meiner Fraktion sehr 
bewußt darum bemüht, bei unseren Vorschlägen in 
Übereinstimmung mit Geist und Inhalt des Vertrages 
zu bleiben und in allen Fällen unter Aufrechterhal-
tung der freien Konsumwahl dem Gedanken eines 
redlichen Wettbewerbs Rechnung zu tragen. 

Ich habe an  die  Bundesregierung nur die Empfeh-
lung zu geben, daß sie die Stellungnahme der EWG- 
Kommission unter keinen Umständen nur zu einer 
reinen Rechtsfrage machen sollte. Wir haben einige 
Beispiele aus diesem Hohen Hause gehabt, wo Ini-
tiativen aus dem Kollegenkreis Maßnahmen vor-
schlagen wollten, die in den EWG-Bereich hineinrei-
chen, wo ihnen von seiten der Regierung gesagt 
wurde: Abwarten, wir müssen EWG-konform blei-
ben.  

Vizepräsident Scheel: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage von Herrn Abgeord-
neten Schmidt? 

Dr. Müller-Hermann: (CDU/CSU) : Muß das 
sein? 
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Vizepräsident Scheel 
— Das haben Sie zu entscheiden, Herr Abgeordne-
ter. 

Dr. Müller -Hermann (CDU/CSU) : Aber natür-
lich! Ich kann ihm ja nicht widerstehen. 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Herr Müller-Her-
mann, nachdem Sie  von Initiativen aus dem Kolle-
genkreise sprechen, igeben Sie mir nun doch noch 
einmal das Stichwort, wenn auch spät, wie ich zu-
gebe, in Frageform zu replizieren. Ich kann mich 
nämlich auch erinnern an 15, 16 Jahre zurück. Da 
gab es auch schon Initiativen aus dem Kollegen-
kreis der CDU/CSU, und ihr Name stand auch schon 
darunter. Würden Sie  mir zustimmen — das ist jetzt 
ganz ernst —, daß bei einer Lage, die durch 13jäh-
rige Vernachlässigung durch dien Gesetzgeber sich 
wesentlich verschlechtert hat, man 13 Jahre später 
die entsprechend veränderte Lage mit anderen Mit-
teln anfassen muß, als. man im Jahre 1955 für 
zweckmäßig gehalten hat? 

Dr. Müller -Hermann (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Schmidt, ich verstehe, was Sie meinen. Selbstver-
ständlich ist niemandem die Korrektur eines Irr

-turns vorbehalten, auch in unserem Kreise. Aber ich 
glaube eben nicht, daß die Situation so unterschied-
lich ist gegenüber der, die wir 1954 gehabt haben. 
Es  isst alles eine Frage ,der Relation. Die Probleme 
sind die gleichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich habe vorhin gesagt, wir müssen alle vor unserer 
eigenen Tür kehren, unsere nicht ausgenommen, 
daß wir, wie bei der Energie und' bei der Kohle, auch 
im Bereich des Verkehrs die Strukturprobleme viel 
zu spät •angepackt haben. Aber wir lösen diese 
Probleme auch 'heute nicht dadurch, daß wir un-
wirtschaftlich gewordene Tatbestände zu konser-
vieren versuchen, sondern nur, indem wir mutig 
nach vorn Anpassungspolitik betreiben. 

(Beifall bei ,der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Scheel: Herr Kollege Müller

-

Hermann, gestatten Sie noch eine Zwischenfrage 
von Herrn Schmidt? 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Bitte! 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Darf ich aus der Tat-
sache, daß Sie Ihre eigenen Gesetzentwürfe aus diem 

 Jahre 1954 nicht unverändert wieder vorgelegt 
haben, sondern wesentlich andere, schließen, daß 
auch Sie im Grunde mir zustimmen, daß 'die Lage 
eine völlig andere geworden ist? 

Dr. Müller -Hermann (CDU/CSU) : Nein, das 
würde ich nicht sagen. Natürlich lernen wir in dem 
Einsatz der Mittel ständig zu, Herr Kollege Schmidt. 
Vieles von dem, was wir z. B. mit der Novelle zum 
Bundesbahngesetz heute vorschlagen, habe ich da-
mals in meiner eigenen Fraktion noch nicht als Frak-
tionsiniative durchbringen können. Aber die Grund-
tendenz ist die gleiche wie damals. 

Schmidt (Hamburg) (SPD) : Verstehe ich Sie rich-
tig, daß Sie meinen, daß die Lage jedenfalls inso-
fern besser ist,  als die CDU/CSU-Fraktion als ganze 
inzwischen an verkehrspolitischem Sachverstand zu-
genommen hat und damit Hoffnung besteht? 

(Heiterkeit.) 

Dr. Müller -Hermann (CDU/CSU) : Also, Herr 
Kollege Schmidt, wenn Sie das auf das ganze Haus 
beziehen, will ich natürlich meine Fraktion mit ein-
schließen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Sehen Sie, meine Damen und Herren, bei der 
EWG ist die Situation wie folgt. Herr Bundesver-
kehrsminister, Sie nehmen mir das nicht übel; wir 
sprechen ja hier frank und frei. Bei Ihnen war noch 
am 25. Januar und ist im Grunde auch heute ge-
sagt worden: Die großen verkehrspolitischen Pro-
bleme sind mit den Mitteln der Marktwirtschaft 
nicht zu lösen, verkehrslenkende Maßnahmen sind 
nicht zu umgehen, und bei der EWG heißt es — 
meines Erachtens mit Fug und Recht —: Verkehrs-
teilung durch Behörden ist mit den wesentlichen 
Grundsätzen der gemeinsamen Verkehrspolitik 
nicht vereinbar. 

(Bundesverkehrsminister Leber: Wo steht 
denn das bei der EWG? Nur weil ein Kom

-

missar uns mal einen Brief schreibt? Wo 
sind die Beschlüsse der EWG?) 

— Das steht in der Stellungnahme der EWG. 

Vizepräsident Scheel: Herr Bundesminister, es 
ist in diesem Hause nicht üblich, daß von der Regie-
rungsbank Zurufe gemacht werden. 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Herr Bundes-
verkehrsminister, Sie waren so freundlich, auch den 
Papst mit seiner Enzyklika „Popularum progressio” 
zu zitieren. 

(Zurufe: Populorum! — Abg. Niederalt: 
Maskulinum!) 

— Populorum; Entschuldigung. Alter Lateiner! Man 
sollte Lateinisch besser sprechen als lesen. 

(Abg. Niederalt: Einem Humanisten tut das 
weh!) 

— Mir auch, ich bin auch Humanist. 

Da heißt es, wie Sie richtig zitieren: 

Man muß einfach zugeben: In diesem Bereich 
wird ein Grundprinzip des sogenannten Libera-
lismus als Regel des Handelns überaus frag-
würdig. Eine Verkehrswirtschaft kann nicht mehr 
allein auf die Gesetze des freien und ungezügel-
ten Wettbewerbs gegründet sein ... 

Das kann man hundertprozentig unterschreiben. Das 
will auch niemand von uns. Aber ich glaube, daß 
eine Verkehrsteilung immer noch besser über den 
Markt vor sich geht als durch behördliche Reglemen-
tierung. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 



7972 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 155. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 13. Februar 1968 

Dr. Müller-Hermann 
Hier scheinen noch gewisse Unterschiede in der Auf-
fassung zu bestehen, die wir irgendwie abklären 
müssen. 

Wenn es dann in dieser Verlautbarung der Bun-
desregierung vom 25. Januar noch heißt: „Die jüng-
ste Brüsseler Entwicklung hat seiner Konzeption" — 
der  von Leber — „vollauf recht gegeben", dann muß 
ich allerdings meinen, daß irgendwie die Unterrich-
tung in Ihrem Hause nicht ganz geklappt hat. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU.) 

Zum Schluß, meine Damen und Herren, eine kurze 
Bemerkung. Die Scheinwerfer der Öffentlichkeit sind 
darauf gerichtet, ob diese Große Koalition — — 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Herr Müller

-

Hermann, die fehlen! Das Fernsehen war 
heute nicht da! — Zuruf: Die sind bei 

Dutschke!) 

— Trotzdem; dann setze ich die Scheinwerfer in An-
führungsstriche, Herr Schmitt-Vockenhausen. — Die 
Scheinwerfer der Öffentlichkeit sind auf die großen 
Reformwerke der Großen Koalition gerichtet. Es gibt 
sicherlich im Land auch manche Leute, denen daran 
gelegen ist, daß diese Reformwerke nicht konkreti-
siert werden. Ich möchte gar keinen Zweifel daran 
lassen: Wir werden uns von meiner Fraktion aus 
sicherlich allem Hasten und aller falschen und über-
triebenen Eilbedürftigkeit widersetzen, auch jedem 
Herauspicken von Einzelmaßnahmen, wo der Ge-
samtzusammenhang aus den Augen verloren wird 
und wo die Schwerpunkte nicht mehr richtig gesetzt 
werden. Aber ich möchte Ihnen, Herr Bundesver-
kehrsminister, und diesem Hohen Hause versichern: 
Wir werden unsere Kraft daran setzen, daß noch in 
diesem Jahr die Weichen für die Verkehrspolitik 
der Zukunft gestellt werden. Lassen Sie uns, Herr 
Bundesverkehrsminister, Bundestag und Bundes-
regierung, gemeinsam an die Arbeit gehen! 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Scheel: Meine Damen und Her-
ren, wir haben die Beratung von Punkt 8 mit dieser 
Debatte verbunden. Wünscht einer der Antragsteller 
zu Punkt 8 das Wort zur Begründung? — Herr 
Haage, bitte sehr! 

Haage (München) (SPD) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren Kollegen! Ich 
möchte den Herrn Präsidenten bitten, begründen zu 
dürfen, warum ich den Antrag nicht mündlich be-
gründen werde. Ich glaube, daß es sich heute um 
eine Grundsatzdebatte handelt und daß mein Antrag 
mit der schriftlichen Begründung, die ich Ihnen dann 
übergeben darf, dementsprechend im Protokoll ver-
merkt werden sollte *). Außerdem bin ich der Mei-
nung, daß auch die CDU/CSU-Fraktion einem An-
hörverfahren zustimmen wird, so daß wir im 
Ausschuß Gelegenheit haben werden, über diesen 
Antrag noch zu sprechen. 

*) Siehe Anlage 2 

Vizepräsident Scheel: Damit sind die  Begrün-
dungen abgeschlossen. Wir haben eine verbundene 
Debatte der Punkte 6, 7 und 8. Das Wo rt  zur Aus-
sprache wird gewünscht. 

Ich eröffnet die Aussprache. Als erster Redner hat 
Herr Abgeordneter Dr. Imle um das Wort gebeten. 

Dr. Imle (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich, weil 
das heute anscheinend zur Debatte gehört, auch mit 
einem Kompliment an den Herrn Bundesverkehrs-
minister beginnen. Ich muß Ihnen sagen, Herr Mini-
ster, Sie haben das von Anfang an psychologisch 
ganz geschickt verkauft, und zwar in einer Weise, 
daß zunächst einmal alle oder ein großer Teil Hosi-
anna geschrien haben. Aber als man dann anfing, 
zu überlegen, da wurde man immer kleiner, und 
jetzt verfängt das nicht mehr. Auch das müssen Sie 
mir gestatten, zu sagen: Sie haben einen bestimmten 
Teil Ihrer Ausführungen auf die Auseinanderset-
zung mit den Interessenten verwandt, wobei Sie, 
glaube ich, gezielt bestimmte Wirtschaftszweige ge-
meint haben. Ich meine, in der Verkehrspolitik sind 
wir alle Interessenten, weil es sich nämlich um 
jeden handelt und weil jeder davon berührt wird. 
Und wenn Sie den Güterverkehr gemeint haben, 
dann wird der Güterverkehr vielleicht meinen, daß 
Sie der Interessent der Bundesbahn sind, weil Sie 
sich hier so sehr darauf versteifen. So kann man 
das auch einmal zurückgeben. 

In Ihren Ausführungen — und darum geht es 
ja wohl in der Hauptsache — sagen Sie: 

Der Streit konzentriert sich in der Hauptsache 
auf die Frage, ob die Maßnahmen bei der Bun-
desbahn ausreichend sind, und auf die Maßnah-
men im Bereich des Straßengüterfernverkehrs, 
die Steuer und die Verbotsliste. 

Ich bin mit Ihnen völlig einig; das ist völlig klar 
erkannt. Es erhebt sich die Frage, ob man damit auch 
alles erfaßt, was nun getan werden sollte. 

Die Regierung sagt in der Begründung der Druck-
sache, Ziel der Verkehrspolitik sei es, die Nach-
frage der Bevölkerung und der Wirtschaft nach 
Verkehrsleistungen zu angemessenen Bedingungen 
zu erfüllen. Mit dieser Zielsetzung gehen wir natür-
lich völlig einig. Die späteren Maßnahmen scheinen 
mir allerdings damit nicht ganz in Einklang zu 
stehen. Es wird gesagt: Die wirtschaftliche Lage der 
drei Binnenverkehrsträger ist so zu verbessern, daß 
sie auf eigenen Füßen stehen können. Wenn ich 
mir die von Ihnen hier in Aussicht genommenen 
Maßnahmen einmal bis zum Ende durchdenke, kann 
ich mich des Eindrucks nicht erwehren, als ob 
gerade bestimmte Verkehrsträger dann nicht mehr 
auf eigenen Füßen stehen könnten, wenn der dritte 
Verkehrsträger, die Bundesbahn, auch nicht auf 
beide Beine gekommen ist. 

Aber wie ist denn die Situation? Es wird gesagt 
— das steht auch in der Begründung —, daß einer 
übermäßigen Beanspruchung des Straßennetzes ein 
nicht ausgelastetes Eisenbahnnetz gegenübersteht. 
Das ist sicherlich zutreffend, aber das liegt auch in 
der ganzen Entwicklung unserer Wirtschaft, die 
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wir in den letzten Jahren gehabt haben. Wenn Sie 
dann auf Seite 2 Ihrer Darlegungen sagen, daß die 
Bahn von Jahr zu Jahr an Verkehr verloren hat, 
dann stimmt das nicht so ganz, denn die Produktivi-
tätsentwicklung lautet wie folgt: 1955: 40,5 Milliar-
den Tonnenkilometer und 1966, also elf Jahre später, 
49,4 Milliarden Tonnenkilometer; also immerhin 
eine Zunahme um 22 %. 

Aber Sie haben natürlich recht, wenn Sie sagen, 
wir müssen zu einer anderen, oder: zu einer kosten-
gerechteren, oder: zu einer besseren Ausnutzung 
kommen, wenn 1967 die Leistungen des Bundes für 
die Bundesbahn 2,5 Milliarden DM betragen und 
1972 5 Milliarden DM betragen sollen. Es ist auch 
von unserer Seite aus durchaus zu begrüßen, daß 
diese Schere geschlossen werden soll. Wir sind aber 
der Meinung, daß es dazu einer genauen Analyse 
bedarf. Man darf das meines Erachtens nicht bloß 
aus der Sicht des Güterfernverkehrs und der Binnen-
schiffahrt betrachten, sondern muß sich auch einmal 
die Dinge selbst ansehen. Wenn es zutrifft, daß die 
Betriebserträge der Bundesbahn sich 1966 auf 
7,9 Milliarden DM und allein die Personalkosten auf 
7,4 Milliarden DM beliefen, also lediglich ein Plus 
von 500 Millionen DM vorhanden ist, dann ist ganz 
klar, daß die notwendigen Investitionen und Ratio-
nalisierungsmaßnahmen nicht vorgenommen wer-
den können. Also das müßte dann auch irgendwie 
überprüft werden. Ich glaube allerdings nicht, daß 
mit einer Personalverringerung um 82 000, wie Sie 
meinen, bereits eine bessere Situation herbeigeführt 
werden könnte. 

Wir wollen nicht vergessen: 1961 hatte die Bun-
desbahn nur lein Minus von 17 Millionen DM, und 
damals trug sie noch die gesamten politischen La-
sten, die ihr ja heute zum größten Teil abgenom-
men  sind. Das Defizit muß also andere Gründe ha-
ben. 

Dann werden als Grund für die Verschlechterung 
der Situation der Bundesbahn die Strukturverände-
rungen angeführt. Es ist wohl richtig, daß der Koh-
lentransport sich in den Jahren von 1963 bis 1966 
um 23 Millionen t verringert hat. Das muß sich na-
türlich auch in den Einnahmen auswirken. Dafür hat 
die Bundesbahn keinen Ausgleich bekommen. Aber 
wenn wir insgesamt bei einer Umstrukturierung der 
Wirtschaft sind, dahin gehend, daß wir anstatt 
Kohle Gas und Erdöl verbrauchen, und das Erdöl 
zum größten Teil durch die Pipelines befördert wird, 
kann man es natürlich nicht den anderen Verkehrs-
trägern zur Last legen, daß diese Bundesbahntrans-
porte zurückgehen. 

Aber wo liegen denn nun die Hauptdefizitquel-
len? Zunächst einmal im Personenzugverkehr, der 
jährlich mit einer Milliarde DM im Minus steht. Ich 
muß bedauern, daß in bezug auf die Behebung die-
ses Defizits weder die Vorschläge der Regierung 
noch die der CDU/CSU sehr Wesentliches sagen. 
Alles konzentriert sich eben auf den Güterfernver-
kehr. Darf ich aber — mit Genehmigung des Herrn 
Präsidenten — eine Bemerkung von Herrn Professor 
Hamm aus der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
vom 25. September 1967 zitieren, also drei Tage  

nachdem Sie, Herr Minister, damals so liebenswür-
dig waren, den Verkehrsausschuß zu sich ins Mini-
sterium zu bitten. Herr Professor Hamm sagt: 

Ein Konzept, wie den Hauptdefizitquellen der 
Bundesbahn, nämlich dem Personenzugverkehr 
und dem Stückgutverkehr, beizukommen ist, 
fehlt. Würden diese beiden Leistungsbereiche 
saniert, wären die harten Schläge gegen den 
Güterfernverkehr überflüssig, was im Interesse 
dier Kunden an einem guten und billigen Lei-
stungsangebot entschieden zu begrüßen wäre. 

Wenn wir dann noch hinzunehmen, daß auch der 
Stückgutverkehr mit 500 Millionen DM im Minus 
steht und der Gepäckverkehr — also wenn jemand 
seinen Koffer aufgibt — immerhin noch mit 70 Mil-
lionen DM, dann schließt sich der Kreis, zumal wenn 
man noch hinzunimmt, daß ja auch jährlich Zinszah-
lungen in Höhe von 1,3 Milliarden DM zu leisten 
sind. Denn Sie haben uns ja vorhin gesagt, daß die 
Verschuldung inzwischen bei 18,5 Milliarden DM 
angelangt sei — immerhin eine bedeutende Summe. 

Sie  haben dann dargelegt, man müßte die Bundes-
bahn attraktiver machen. Gegen dieses Attraktiv

-

machen hat niemand etwas. Wenn aber diese 
Attraktivität noch mehr Kosten macht, die Erträge 
aber unter den Selbstkosten bleiben, dann haben 
wir dagegen erhebliche Bedenken. Ich darf hier 
z. B. an den Gepäckverkehr anschließen. Die Er-
träge des Gepäckverkehrs — wenn ich also mein 
Gepäck selber zum Bahnhof bringe und es von 
Hamburg etwa nach München schicke — liegen 
heute schon mit 70 Millionen DM unter den Selbst-
kosten. Wenn man jetzt noch den  Haus-Haus-Ver-
kehr hinzunehmen will— wenn ich also in Ham-
burg anrufen kann: holen Sie meinen Koffer zum 
Zug 3002 bei mir ab, und wenn der andere anrufen 
kann: bringen Sie den Koffer da und da hin —, 
dann wird hier wohl ein weiteres Minus eintreten. 
Ich glaube, das muß man einmal genau überprüfen. 

(Abg. Stücklen: Kundendienst!) 

-- Aber ein Kundendienst, den ich dann auch be-
zahlen muß! Dann ist es in Ordnung, aber nicht 
Kundendienst auf Kosten der Bundesbahn, damit 
sie noch weiter ins Minus kommt! Im übrigen, Herr 
Kollege Stücklen, Sie werden es doch wahrschein-
lich so machen, wenn Sie verreisen und den Koffer 
aufgeben: Sie setzen sich entweder in ein Taxi und 
nehmen dien Koffer mit, oder Sie nehmen Ihren 
Wagen und fahren ihn vorher zum Bahnhof. Ich 
meine, das Ziel muß hier sein, daß die Kostenlast 
dem Ertrag angepaßt wird. 

Was ist nun zu tun? Hier steht im Vordergrund 
— und Sie haben sehr eingehend darüber gespro-
chen— die geplante Rationalisierung durch Abbau 
von 6500 km Strecke. Das Treuhandgutachten spricht 
zwar von 10 000 km, und ich meine, man wird sich 
sehr ernsthaft damit befassen müssen, ob die 6500 
km ausreichen, wobei natürlich auch dem Personal-
bestand besondere Aufmerksamkeit gewidmet wer-
den muß. Ich glaube, wir sind uns darüber einig 
— und da stimme ich Ihnen zu, Herr Minister —, 
daß hier soziale Schwierigkeiten überbrückt werden 
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müssen. Aber wenn Sie sagen, man könne ruhig 
10 000 Fuhrunternehmern eine Belastung zumuten, 
dann darf ich dazu sagen: An diesen 10 000 Fuhr-
unternehmern hängen noch einmal rund 70 000 bis 
80 000 andere Beschäftigte : Fahrer, Bürokräfte usw., 
und an die muß man dann auch denken und darf 
das nicht einfach hinwegwischen. 

In Ihren Ausführungen, in denen Sie kurz auf 
unsere Vorschläge vom November 1967 eingegan

-

gen sind, haben Sie dann gesagt, wir sähen nur in 
der Angleichung der Tarife an die Kostenentwick-
lung bei der Bundesbahn und der Umwandlung der 
Bundesbahn in eine unabhängige Körperschaft des 
öffentlichen Rechts eine Möglichkeit, zu einer Ände-
rung zu gelangen. Herr Kollege Müller-Hermann 
hat hierzu bereits etwas gesagt, und wir sind mit 
ihm einer Meinung. Es ist von uns auch gar nicht 
so gedacht, als ob das übermorgen geschehen müßte, 
sondern das ist ein Ziel auf Zeit, auf das man aber 
hinarbeiten muß. Ich glaube, wenn man das im 
Auge hat, wird man hier auch zu Ergebnissen kom-
men. 

Man muß also — da sind wir uns wohl alle einig 
— der kaufmännischen Betriebsführung in weit stär-
kerem Maße als bisher zum Durchbruch verhelfen. 
Insoweit sind auch die Vorschläge zu begrüßen, die 
zur Reorganisation, Konzentration und Rationalisie-
rung führen. Bei einem solchen Umbau der Bundes-
bahn sollte man sich nicht so sehr darüber streiten, 
ob das ein Vorstand oder ob das ein Management 
macht, sondern es geht darum, daß die Dinge ge-
macht werden, und dazu gehören dann eben die 
Tüchtigsten an die Spitze, dann wird man sich hier 
auch einigen. 

In den letzten Tagen ist besonders die Frage des 
Containerverkehrs und des Huckepackverkehrs her-
ausgestellt worden. Ich kann hierzu nur sagen, wir 
begrüßen es, daß es soweit gekommen ist; denn es 
handelt sich hier um alte Vorschläge der FDP. Zu-
sätzlich hatten wir damals schon beantragt und ge-
fordert, daß für den Huckepackverkehr die Kfz

-

Steuer erlassen wird. 

(Zuruf von der SPD: Nach dem Motto: Die 
FDP will immer etwas dabei sein!) 

— Ja natürlich, aber wir sind immer etwas eher da-
bei als Sie. Das ist der Unterschied. 

(Beifall bei der FDP.) 

Noch eine Bemerkung zur Beseitigung des Defizits 
im Stückgut- und Expreßgutverkehr. Wir sind der 
Meinung, daß man hier in Zusammenarbeit mit dem 
Speditionsgewerbe, indem nämlich Bundesbahn, 
Speditionsgewerbe und Güterfernverkehrsgewerbe 
enger zusammenarbeiten, zu einer Herabsetzung des 
Defizits kommen sollte. Auch hier ist die Meinung 
des Kollegen Müller-Hermann durchaus akzeptabel, 
daß man in solchen Gebieten, wo der Stückgutver-
kehr immer defizitär ist, die Beförderungspflicht auf-
hebt. Das sind alles Dinge, über die man natürlich 
reden muß. Es ist insoweit ein begrüßenswerter Vor-
schlag. 

Was nun schließlich den Verlustausgleich angeht, 
so sind wir der Meinung, daß man von einem glo-

balen Verlustausgleich bei der Bundesbahn weg-
kommen muß. Man sollte nur einen Ausgleichsan-
spruch für auferlegte gemeinwirtschaftliche Ver-
pflichtungen und auch für politische Lasten zubilli-
gen. Nur dann wird man auch zu einer genauen 
Durchleuchtung der ganzen Situation der Bundes-
bahn kommen. Es ist ein altes Anliegen von uns, 
daß auch endlich einmal die Bilanz der Bundesbahn 
offengelegt wird, damit man hineinsteigen und sehen 
kann, was nun eigentlich anliegt und wo die Dinge 
besonders schwierig sind. 

Nach den Vorstellungen der Bundesregierung 
reichen die vorgesehenen Maßnahmen, die bei der 
Bundesbahn durchgeführt werden sollen, nicht aus, 
um die Bundesbahn zu sanieren. Daher sucht man 
sich einen oder auch gleich zwei Prügelknaben, näm-
lich einmal den gewerblichen Güterfernverkehr und 
dann den Werkfernverkehr. Wie ist aber hier die 
Situation? Wir hatten Ende 1967 in der Bundesrepu-
blik noch einen Lkw-Bestand von 882 000; das ist 
gegenüber 1966 ein Rückgang um 9000. Davon fah-
ren 20 000 im Güterfernverkehr — 24 000 Fernver-
kehrsgenehmigungen gibt es — und 77 000 im 
Werkfernverkehr. 

Da auf der  Straße heute 10 Millionen Pkws fah-
ren, haben Sie es  den  Pkw-Fahrern sehr schmack-
haft machen wollen, indem Sie damals gesagt 
haben: Mehr Sicherheit auf den Straßen und weg 
mit den Brummern von der Straße! Bezüglich der 
Sicherheit des Verkehrs ist dazu zu sagen, daß die 
Lkws nur an 3,3% der Unfälle beteiligt sind und 
daß, wenn sich die Zahl der Pkws in den nächsten 
Jahren bis 1975 oder 1977 auf 20 Millionen verdop-
pelt und die Zahl .der Lkws sich dann lediglich um 
10 000 verringert hat, sich keine Momente ergeben, 
die für zukünftige Sicherheit besonders ins Gewicht 
fallen. Bei uns wird immer darauf hingewiesen, daß 
zu viel Lkws auf der Straße sind. Von den eben 
angegebenen 880 000 fahren rund 790 000 im Nah-
verkehr. Das macht die Belastung  der  Straße aus, 
nicht der Fernverkehr. 

Wir wollen auch nicht vergessen, daß die Haupt-
belastung auf der Strecke Ruhrgebiet—Mannheim 
liegt und daß es unbedingt notwendig ist, auf die-
sem Gebiet zur Entlastung zu kommen, indem näm-
lich die Autobahn linksrheinisch von Düsseldorf—
Neuß bis Ludwigshafen und auf der anderen Seite 
die Autobahn von Dortmund über Hagen und Sie-
gen nach Frankfurt zügig durchgeführt wird. Dann 
wird sich auf diesem Weg sicherlich eine erhebliche 
Entlastung zeigen. 

Daß wir in der Bundesrepublik — umgerechnet 
auf die Einwohnerzahl — noch sehr wenig mit 
Lkws gesegnet sind, ergibt sich daraus, daß in den 
Vereinigten Staaten auf einen Lkw 13 Einwohner 
kommen, während es in Frankreich die doppelte 
Zahl ist, nämlich 27, in  England 33; in den Nieder-
landen ist es schon konzentrierter: 47, und bei uns 
kommen 61 Einwohner auf einen Lkw. Man kann 
also in cumulo hieraus nicht herleiten, daß wir mit 
Lkws schon übermäßig gesegnet seien. 

Was soll nun geschehen, um trotzdem ein Heil-
mittel zu finden, das der Bundesbahn hilft? Es geht 
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um die beiden Probleme, die Sie auch angesprochen 
haben: erstens das Beförderungsverbot, das  schon 
einmal gestorben ist, und zweitens die Sonderbe-
steuerung des Güterfern- und Werkfernverkehrs, 
die eventuell durch eine Straßenbenutzungsgebühr 
ersetzt werden soll. Herr Minister, Sie haben kein 
Wort dazu gesagt, aber: sind Sie sich einmal über 
die  Konsequenzen klargeworden, die  das  eventuell 
auf unseren Berlin-Verkehr hat, wenn das so durch-
geführt wird? Das sollten Sie sich noch einmal durch 
den Kopf gehen lassen. Ich möchte es nicht weiter 
ausführen, um nicht von hier aus die Dinge zu 
komplizieren. 

Dann haben Sie im Zusammenhang mit der Beför-
derung auf der Straße hier darauf hingewiesen, daß 
so viel Sand und so viel Kies über die Straßen ge-
fahren werde; da tropfe dann Wasser heraus, und 
im Winter friere das usw. Da könnte man ja andere 
Maßnahmen ergreifen. Man könnte verlangen — 
durch Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs-
Ordnung —, ,daß solche Güter nur in dichten Lkws 
befördert werden. Da braucht man sie nicht gleich 
von der Straße zu treiben. Es kommt hinzu, daß sol-
ches Material auf der  Autobahn nicht auf Hunderten 
von Kilometern befördert wird. Ihr Hinweis auf 
Carrara-Marmor und auf ,das Langholz, das unten 
in Bayern umgeladen wird, betrifft sicherlich nur 
Ausnahmen; eine Nachprüfung würde das ergeben. 

Ferner haben Sie vorhin dargetan, Herr Minister, 
Sie hätten eine Strecke stillgelegt, auf der pro Tag 
nur sechs Waggons Tonerde verfrachtet worden 

 seien. Nun gehört Tonerde — wenn Ton gleich Ton 
ist — ja auch zu ihrer Verbotsliste, und daher 
dürfte er auch nicht mehr auf der Straße befördert 
werden. Natürlich werden Sie sagen: Da muß ich 
gleich eine Ausnahmegenehmigung erteilen. Das ist 
überhaupt eine Frage mit den Ausnahmegenehmi-
gungen. Wie Sie aber dann, wenn Sie z. B. den Be-
ton von der Straße verbannen, noch eine Autobahn-
brücke bauen wollen, ist mir einfach unverständlich. 
Es ist doch klar, daß Beton laufend geschüttet wer-
den muß. Wenn ich eine Autobahnbrücke baue, kann 
ich nicht erst umladen: erst auf die Bundesbahn, 
dann transportieren, dann von der Bundesbahn her-
unter und wieder auf den Lkw. Da sollte man den 
Spezialfahrzeugen durchaus ihr Leben lassen. 

Die Verbotsliste verstößt aber auch gegen den 
Grundsatz der freien Wahl der Verkehrsträger, der 
in den Grundsätzen der Internationalen Handels-
kammer festgelegt worden ist. 

Wir sind der Meinung — das haben wir auch in 
unserer Verkehrs-Alternative niedergelegt —, daß 
die Grundlage jeder Verkehrspolitik die Chancen

-

gleichheit im Wettbewerb zwischen den privaten 
und öffentlichen Verkehrsträgern sein muß. 

In diesem Zusammenhang lehnen wir auch die 
Sonderbesteuerung ab. 

(Zuruf von der SPD: Ablehner!) 

— Natürlich, weil das nämlich nichts bringt. 

(Zuruf links: Machen Sie doch was Be sse

-

res!) 

— Wir befinden uns hier in einer sehr guten Ge-
sellschaft. Wie vorhin schon ausgeführt worden ist, 
hat nämlich auch die EWG-Kommission sowohl das 
Beförderungsverbot als auch die Besteuerung als un-
vereinbar mit den EWG-Verträgen erklärt. 

Es wird sicherlich nicht einfach sein, hier eine 
andere Regelung zu finden. Insbesondere die Frage 
der Wegekosten ist überhaupt nicht geklärt. Würde 
man heute die Lkw-Besteuerung so durchführen, wie 
das hier gedacht ist, so würde im Endergebnis bei 
der Bundesbahn hierfür lediglich ein Plus von 250 
Millionen DM herauskommen. Man würde also 
bestimmte Verkehrsträger erheblich beschneiden, 
ohne damit etwas für die Bundesbahn zu erreichen. 

Nun haben Sie gesagt, Herr Minister, man müsse 
die Belastung der Wirtschaft bei diesem gebroche-
nen Verkehr genauso hoch oder so niedrig halten, 
wie das jetzt bei der Beförderung allein auf der Straße 
der Fall sei. Ich glaube, da muß noch einmal genau 
nachgerechnet werden. Dazu einige Zahlen. Neh-
men wir einen 20-t-Zug von Flensburg nach Köln. 
Der kostet im Straßengüterverkehr 1030 DM und 
im Werkfernverkehr 1080 DM. Mit der Bundesbahn 
kostet das nur 980 DM. Wenn aber dann das Zu- und 
Abrollen hinzukommt, erhöht sich der Betrag um 
500 DM. Das macht 1480 DM. Das sind die offiziel-
len Auskünfte der Bundesbahn, Herr Minister. Sie 
hat sich dann natürlich bereit erklärt, nachzugeben. 
Aber wenn die Bundesbahn immer nachgibt, dann 
gerät sie ständig weiter ins Minus, wie das schon 
durch die Tarifsenkung von 1964 geschehen ist. Da-
mals hat sie Tarifsenkungen von 25 bis 60% vorge-
nommen und ist dadurch natürlich ins Minus ge-
kommen. 

In Frankreich hat man eine andere Besteuerung 
eingeführt: die Achslast-Steuer. Bei einem Vergleich 
müssen wir sagen, daß wir heute bei uns schon weit 
über der Besteuerung in Frankreich liegen. Daraus 
ergibt sich im internationalen Wettbewerb doch eine 
Benachteiligung unserer Wirtschaft. In Frankreich 
wird nämlich bis zu 10 t Achslast nur die Mineralöl-
steuer erhoben, die 35 Pf pro Liter beträgt. Bei uns 
sind es 36 Pf nämlich 33 Pf Mineralölsteuer plus 
3 Pf für die Gemeinden, so daß man hier etwa von 
dem gleichen ausgehen könnte. Beim 32-t-Zug be-
trägt die Besteuerung in Frankreich Mineralölsteuer 
plus 560 DM, hier in Deutschland zur Zeit Mineral-
ölsteuer plus 5100 DM. Wenn man Ihre Besteue-
rungsgrundsätze zugrunde legt bei einer jährlichen 
Fahrtstrecke von 100 000 km, kommen insgesamt 
Mineralölsteuer plus 15 000 DM heraus, also 
10 000 DM mehr als bisher. Bei den Vorschlägen der 
CDU sind es 3100 DM mehr, nämlich insgesamt 
8200 DM. Wir sind deshalb der Meinung, daß man 
unserer Wirtschaft, nachdem wir heute schon auf 
dem Kontinent mit unserer Belastung des Güter-
transportverkehrs an der Spitze liegen, diese zu-
sätzlichen Belastungen nicht aufoktroyieren sollte. 

Nun will man das der Wirtschaft dadurch schmack-
haft machen, daß man in den Entwurf des Güter-
kraftverkehrsgesetzes Ausnahmebestimmungen hin-
einnimmt. Ich meine: wenn man Möglichkeiten gibt, 
die Verbotsliste durch Ausnahmebestimmungen wie- 
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der zu durchlöchern, sollte man von vornherein gar 
keine Verbotsliste aufstellen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wie soll das überhaupt durchgeführt werden? 

(Zuruf von der SPD: Nennen Sie einmal 
eine Regel ohne Ausnahme!) 

— Wenn man eine Regel trifft, braucht man über-
haupt keine Ausnahme zu machen. 

Nach dem Entwurf können die obersten Landes-
verkehrsbehörden für bestimmte Einzelfälle oder 
allgemein befristet für bestimmte Antragsteller 
Ausnahmen von dem Verbot genehmigen, „wenn 
es einem Unternehmen der verladenden Wirtschaft 
ohne Gefährdung seiner wirtschaftlichen Existenz 
nicht möglich ist, seine Güter anders als mit einem 
Kraftfahrzeug zu befördern". Nun frage ich Sie: Wer 
entscheidet das, wer trifft die Feststellungen, ob das 
ohne Gefährdung der Existenz •möglich ist? Da 
müssen Bilanzen eingereicht werden und was weiß 
ich alles. Das gibt doch wirklich einen Dirigismus, 
der über das erträgliche Maß hinausgeht. Wir glau-
ben, daß man das nicht tun sollte. 

 (Abg. Schmitt-Vockenhausen: Sondern? Er
-zählen Sie mal, was Sie tun wollen!) 

Wenn dann die Länder bei ihren Stellungnahmen 
angeregt haben, man sollte auch diese Möglichkeit 
an die unteren Stellen, Regierungspräsidenten oder 
Landräte, weitergeben, weil die Landesregierungen 
sonst überlastet würden, dann können Sie allein 
daraus ersehen, Herr Minister, welche Antragsflut 
auf die Landesbehörden zukommt, wenn das hier 
Gesetz werden sollte. 

Nun stehen aber auch noch zwei Dinge im Raum, 
gegen die wir erhebliche Bedenken haben. Das eine 
ist die Bescheinigung für die Zulassung im Werk-
verkehr, die nach Anhörung der anderen Verkehrs-
träger ausgestellt werden soll. Man will hier eine 
Lizenzierung einführen. Ob •das in der Praxis so 
möglich sein wird, erscheint mir fraglich. Wenn ich 
mir aber den Antrag, der vorhin noch gestellt und 
dann zu Protokoll gegeben worden ist, ansehe, kann 
ich nur sagen, daß es sich da um vollendeten Diri-
gismus handelt. Denn wenn für den gesamten Werk-
verkehr — das sind rund 700 000 Fahrzeuge — alle 
zwei Jahre eine neue Genehmigung eingeholt und 
dargelegt werden soll, daß die Beförderung nur im 
Werkverkehr möglich ist, was gibt das für eine neue 
Bürokratie, die prüfen soll, ob das Fahrzeug zuge-
lassen werden soll! Wenn die bisherig Werk-
verkehr treibenden Unternehmen eine zusätzliche 
Frist von einem Jahr haben sollen, dann kommen 
diese ganzen — sagen wir: — 600 000 Anträge auf 
die Bürokratie zu, und ich kann mir vorstellen, daß 
wir dann keinen Abbau der Verwaltung haben wer-
den, sondern daß hier erneut aufgebaut werden 
muß. Wir meinen also, daß das so nicht in Ordnung 
ist. 

Ein Zweites: In beiden Vorschlägen der Regierung 
und der CDU/CSU wird von Sonderabmachungen 
gesprochen, die sowohl der Bundesbahn als auch 
dem Güterverkehr zugebilligt werden sollen, und  

zwar insbesondere mit Rücksicht darauf, daß es 
eben in besonderen Fällen notwendig sei, beson-
dere Tarife auszuhandeln. Ob es richtig ist, hier bei 
der ganzen prekären Situation der Bundesbahn noch 
einmal Sonderabmachungen zuzulassen, erscheint 
schon zweifelhaft. Wenn man dem aber überhaupt 
nachgehen sollte, sind wir der Meinung, daß man 
es dann nicht dem Bundesverkehrsminister überlas-
sen sollte, solche Sonderabmachungen zu genehmi-
gen, sondern daß man die Bundesanstalt für den 
Güterfernverkehr entsprechend ausbauen sollte, um 
hier einer unabhängigen Institution die Möglichkeit 
zu geben, entsprechende Genehmigungen auszuspre-
chen. Bei unseren Besprechungen im Verkehrsaus-
schuß werden wir darüber sehr eingehend zu reden 
haben. 

Wir sind überhaupt darüber hinaus der Meinung, 
daß die Bundesanstalt für den Güterfernverkehr in 
ein Tarifamt für Tarif- und Transportwesen — im 
Sinne einer unabhängigen Anstalt — umgewandelt 
werden sollte, in dem neben dem Güterkraftver-
kehr auch die Bundesbahn, die Binnenschiffahrt, die 
Spediteure, die verladende Wirtschaft und das Per-
sonenbeförderungsgewerbe vertreten sein sollten. 
Hier sollte es sich dann nicht nur um die Tarifbe-
stimmungen handeln, sondern von dort aus sollte 
auch die Überwachung der Tarife erfolgen. 

Ein Wort  zur Nahverkehrszone. Wir sind nicht der 
Meinung, daß die Nahverkehrszone ausgedehnt 
werden sollte, sondern wir sind der Meinung, daß 
man den betreffenden § 6 ändern sollte, so daß die 
Wahl eines fiktiven Standortes auch dort zulässig 
wird, wo verkehrsungünstig gelegene Gebiete vor-
handen sind, damit dort die Wirtschaft besser ver-
sorgt werden kann. Wir sind ferner der Meinung, 
daß auch die Nahverkehrszone für die Luftfracht 
zum nächstgelegenen Flughafen entsprechend er-
weitert werden sollte. 

Mit Bestürzung haben wir vernommen, daß Sie, 
Herr Minister, sich gegen Ihre ursprüngliche Kon-
zeption beim Personenverkehr auf die Regional-
konzession eingelassen haben. Wir sind der Mei-
nung, daß sich hierdurch eine Verschiebung der 
Wettbewerbsverhältnisse ergibt, daß insbesondere 
die Möglichkeit geschaffen wird, den privaten Per-
sonenbeförderer aus dem Wettbewerb auszuschal-
ten, indem ihm noch ein Linienverkehr oktroyiert 
wird, den er nachher aus Kostengründen nicht mehr 
verkraften kann. Wir meinen, das sollte noch einmal 
sehr genau überlegt werden. Dabei wissen wir 
natürlich, welches Geschäft Sie damit eingehandelt 
haben. Aber wenn Sie weiterhin grundsätzlich dieser 
Meinung sind, glaube ich, daß wir hier zu einer 
Regelung kommen werden. 

Bezüglich der Binnenschiffahrt stimmen wir Ihrer 
Auffassung zu. Bloß meinen wir, daß es nicht bei 
der Abwrackaktion als solcher bleiben sollte, son-
dern daß man auch die Frachttarife überprüfen 
müßte. 

Da ich gerade bei der Schiffahrt bin, noch ein Wort 
zu der Frage der Freistellung von der Güterfern

-

verkehrsteuer bei den Transporten zu und von den 
Seehäfen über 170 km hinaus. Das hört sich für 
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unsere Seehäfen Hamburg, Bremen, Bremerhaven 
usw. natürlich sehr schön an. Es trifft dort auf großes 
Verständnis und wird auch begrüßt. Aber ich meine, 
hier müßte noch geprüft werden, ob nicht die Wirt-
schaft benachteiligt wird, die innerhalb dieser 170-
km-Zone gelegen ist; wer dann nämlich mit dem 
Import über den Hafen in der 170-km-Zone bleibt, 
bleibt steuerfrei, während die deutsche Wirtschaft, 
die in diesen Raum transportiert, Steuern zahlen 
muß. Das wird man von dieser Seite her sicherlich 
noch einmal überprüfen müssen. 

Was nun die vorgelegten umfangreichen Gesetz-
entwürfe angeht, so sind wir der Meinung, daß alles 
in . seiner Auswirkung genau überprüft werden 
muß und daß auch nichts übereilt beschlossen werden 
sollte. Man sollte nichts übers Knie brechen. Denn 
wenn wir hier in die Dinge einsteigen, wird man 
wieder einmal zu der Auffassung kommen, daß der 
Teufel im Detail liegt. Der Ausschuß wird sicherlich 
einige Zeit brauchen. Aber wir werden auch nicht 
umhin kommen — wir werden Entsprechendes im 
Ausschuß beantragen —, nicht wenige Sachverstän-
dige aus der Wissenschaft und der betroffenen 
Wirtschaft anzuhören, damit wir uns ein vollstän-
diges Bild darüber machen können, wie sich die 
einzelnen Maßnahmen auf die verladende Wirt-
schaft auswirken. 

Es kommt nicht darauf an — ich glaube, da sind 
wir einig: Sie haben es vorhin auch gesagt —, daß 
bestimmte Vorstellungen eines irgendwie vorge-
sehenen Programms verwirklicht werden, sondern 
darauf, Maßstäbe für die Zukunft zu setzen, ohne 
daß die Wettbewerbsfähigkeit eines Verkehrsträ-
gers durch besondere Maßnahmen — auch nicht 
'zeitweise — beeinträchtigt wird. Wenn wir das er-
reichen, haben Sie uns auf Ihrer Seite. 

(Beifall bei der FDP.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Seifriz. 

Seifriz (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Hier haben es wahrscheinlich alle mit einem 
Kummer zu tun, nämlich dem, daß sie nicht mehr un-
schuldige Kinder sind, die mit den uns vom Güter-
fernverkehr Weihnachten zugeschickten Spielzeug

-

Lkws „überfüllte Autobahn" spielen und im übrigen 
das Problem, um das es hier geht, ungelöst lassen 
können. Wir müssen es als erwachsene Politiker, 
als verantwortliche Politiker lösen. Die Debatte hat 
bereits gezeigt, daß es sich hier durchaus um eines 
der wesentlichen Probleme der Großen Koalition zur 
Lösung von Aufgaben der deutschen Innenpolitik 
handelt. 
Meine Damen und Herren! Die Diskussion um 

die künftige Verkehrspolitik in unserem Lande ist 
in den letzten Monaten fast ausschließlich von 
denen geführt worden, die am Verkehrswesen un-
mittelbar wirtschaftlich interessiert sind. Unter den 
mehr oder minder ausführlichen Stellungnahmen 
der Verbände, die wir bekommen haben, befindet 
sich z. B. eine des Deutschen Industrie- und Handels-
tages. Es verwundert mich, daß er im Namen aller 
Kammern spricht, während wir dann hinterher er-

fahren, daß die norddeutschen Kammern in bestimm-
ten sehr wesentlichen Fragen eine ganz andere Auf-
fassung vertreten als die, die der Deutsche In-
dustrie- und Handelstag der deutschen Offentlich-
keit mitteilt. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das ist das 
Schicksal des Industrie- und Handelstages!) 

— Sicher ist das das Schicksal der Verbände, nicht 
immer zu wissen, was die Mitglieder meinen. Ich 
frage mich auch, ob die Stellungnahmen des Ver-
bandes der deutschen Automobilindustrie sich im-
mer mit der Auffassung aller seiner Mitglieder 
decken, z. B. der Auffassung derer, die Personen-
kraftwagen herstellen 

Sobald nun Stimmen aus anderen Bereichen laut 
werden, aus Bereichen, die nicht unmittelbar wirt-
schaftlich am Verkehrswesen interessiert sind, dann 
werden sie nicht selten diffamiert als unfachlich, 
gefühlsbetont oder ressentimentsbeladen. Wenn da-
gegen ein Verkehrspolitiker völlig legitim auch auf 
die Interessen der Pkw-Fahrer hinweist, dann er-
klären wiederum die Interessenten, das sei lediglich 
gefühlsbetonte Schwarzmalerei und habe mit den 
Tatsachen nichts zu tun. Mir scheint, wir müssen 
alle zusammen versuchen, den goldenen Mittelweg 
zu finden und zu einer Sachberatung zurückzufin-
den. Dabei können uns die Stellungnahmen der Ver-
bände sicherlich weiterhelfen, wenn wir wissen 
wollen, was an verkehrspolitischen Gedanken zur 
Zeit in unserem Lande gedacht wird; die Lösung aber 
müssen wir finden, und wir müssen sie hier finden. 

Nun ist das Verkehrswesen ebensowenig wie je-
der andere Dienstleistungsbetrieb um seiner selbst 
willen da. Es soll vielmehr Verbindungen schaffen, 
Kommunikationen fördern. Es soll und muß mehr als 
zu jeder früheren Zeit das Zusammenleben in einer 
untereinander immer mehr abhängig werdenden Ge-
sellschaft möglich machen. Wenn wir für die Zukunft 
mit enorm ansteigenden Transportaufgaben im natio-
nalen und internationalen Bereich rechnen, wenn 
weiter abzusehen ist, daß auch forcierter Straßenbau 
nicht ausreichenden Raum für ungehemmt einflie-
ßenden Lkw- und Pkw-Verkehr läßt, dann sind wir 
Politiker meines Erachtens verpflichtet, lenkend ein-
zugreifen, um die Straßen zu entlasten zugunsten 
von Verkehrswegen, die noch ,enorme Kapazitäten 
aufnehmen können. Von einem Interessenverband 
erwarte ich nicht, daß er in erster Linie solche über-
geordneten Gesichtspunkte akzeptiert. Es ist viel-
mehr sein gutes Recht — ich will das, was hier dazu 
gesagt wurde, nur noch einmal unterstreichen —, 
erst einmal an die Interessen seiner Mitglieder zu 
denken. Vom Deutschen Bundestag aber kann unser 
Volk  mit  Recht erwarten, daß auch bei der  Lösung 
von Verkehrsproblemen das Gesamtinteresse, das 
Gemeinwohl im Vordergrund steht. 

Meine Fraktion hat in den vergangenen Jahren 
wiederholt und immer dringlicher .auf die Notwen-
digkeit hingewiesen, die Bundesbahn wieder stärker 
in die Bewältigung von Verkehrsleistungen einzu-
schalten. Ich selber habe im Mai  1966 vor dem Hohen 
Hause von ,dem Erfordernis der Verlagerung von bis-
lang auf der Straße beförderten Fernverkehrskapazi- 
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täten auf die Schiene gesprochen und dabei deutlich 
ausgeführt, daß die Wettbewerbsfreiheit, wo es nicht 
anders geht, ihre Grenze dort hat, wo übergeord-
nete volkswirtschaftliche und gemeinschaftliche Inter-
essen auf dem Spiel .  stehen. Wir meinen, daß man un-
ter diesem Gesichtspunkt das Problem angehen muß. 
Herr Dr. Müller-Hermann, das ist nicht etwa eine 
unterschiedliche Akzentuierung zum Prinzip der 
freien Marktwirtschaft, sofern diese freie Marktwirt-
schaft praktiziert werden kann. 

Es ist auf absehbare Zeit nicht vorstellbar, alle 
Güter auf der Straße, auf dem Wasser, in der Luft 
oder per Pipeline unter Verzicht auf die Schiene zu 
befördern. Es ist ebenso richtig, daß die Transport-
konzentration auf der Schiene bisher von keinem 
anderen Beförderungsmittel übertroffen worden ist. 
Wenn wir diese Tatbestände nicht ausschließlich un-
ter privat-ökonomischen Gesichtspunkten betrachten, 
sondern allgemein-volkswirtschaftliche Interessen 
hinzufügen, kommen wir zu jenen Relationen, die es 
auch zumutbar machen, dem privaten Verkehrs-
wesen vorübergehend mehr Opfer zuzumuten, als 
das vielleicht in der Vergangenheit notwendig war. 

Für uns bleibt vorerst die Bahn das Rückgrat des 
Verkehrs. Weil wir ,das wissen,treten wir seit Jah-
ren dafür ein, daß diese unsere Bundesbahn fifge-
macht wird für einen Wettbewerb, bei dem sie ihr 
spezifisches Leistungsangebot voll zur Geltung brin-
gen kann. 

Wie Sie wissen, meine Damen und Herren, hat 
die SPD-Fraktion nach sehr eingehenden Beratungen 
dem Verkehrspolitischen Programm der Bundes-
regierung auch hinsichtlich seiner Hauptschwer-
punkte zugestimmt. Ich will daher nicht im einzelnen 
und erschöpfend wiederholen, was der Herr Bundes-
verkehrsminister zu diesem seinem Programm hier 
in der Begründung ausgeführt hat. Ich möchte aber 
hinzufügen, diese Haltung entbindet uns nicht von 
der Pflicht, jede der vorgesehenen Einzelmaßnahmen 
zu prüfen und zu wägen. Die Änderungsvorschläge 
der CDU/CSU-Fraktion, die Vorlage von Mitgliedern 
meiner Fraktion und vielleicht noch die eine oder 
andere Idee, die uns oder anderen während der Aus-
schußberatungen kommt — ich habe den Eindruck, 
in den letzten 30 Minuten ist eine solche Idee hier 
im Hause nicht ausgesprochen worden —, geben uns 
hinreichend Gelegenheit, In diese Sachprüfung ge-
meinsam einzutreten. 

Aber, meine Damen und Herren, wir werden am 
Ende nur einem Programm zustimmen können, das 
eine wirksame Straßenentlastung einleitet, eine 
volkswirtschaftlich sinnvolle Aufteilung des Ver-
kehrsaufkommens auf die jeweils geeigneten Ver-
kehrsträger erleichtert und es nach einer Übergangs-
zeit weitgehend ermöglicht, auf die Anwendung 
nicht markftkonformer Mittel zu verzichten. 

Der Leber-Plan wird natürlich nicht alle Blüten-
träume reifen lassen. Hier sollen nicht ständig die 
Versäumnisse der Vergangenheit wiederholt wer-
den; aber es muß doch festgestellt werden, daß die 
Sanierung der Deutschen Bundesbahn eben nicht 

stattgefunden hat zu einer Zeit, als die Kasse des 
Bundes im Vergleich zu heute wohlgefüllt war. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich meine, daß mein Kollege, Herr Helmut Schmidt, 
1954 durchaus recht haben konnte, wenn er dafür 
eintrat, vor der Anwendung von Transportverboten 
zuerst einmal den Versuch zu machen, mit elegante-
ner Methoden unser Verkehrswesen in Ordnung zu 
bringen. — Meine Damen und Herren, ich habe 
Ihnen damit zugleich bewiesen, daß auch ich die 
Debatte von 1954 sehr genau nachgelesen habe. Das 
haben wir anscheinend alle getan. 

(Heiterkeit.) 

Statt dessen sind die Schulden der Deutschen Bun-
desbahn besorgniserregend angestiegen, und gleich-
zeitig sind infolge von Maßnahmen des Gesetz-
gebers Güter von der Schiene auf die Straße abge-
wandert. 

Wir müssen davon ausgehen, daß es in den sieb-
ziger Jahren irgendwann einen gemeinsamen euro-
päischen Verkehrsmarkt geben wird — Herr Dr. 
Müller-Hermann, die Hoffnung habe ich noch nicht 
aufgegeben, Sie wahrscheinlich auch noch nicht —, 
in dem unsere Verkehrsbetriebe nämlich voll dem 
Wettbewerb mit der internationalen Konkurrenz, 
hier mit der europäischen Konkurrenz, ausgesetzt 
sind. 

Was früher mit eleganteren und weicheren Metho-
den bei uns in Ordnung, d. h. in eine akzeptable, 
faire Wettbewerbsordnung hätte gebracht werden 
können, muß nunmehr in wesentlich kürzerer Zeit 
mit sicherlich drastischeren Mitteln vor sich gehen. 
Das ist das Problem, vor dem wir aktuell stehen. 

Zudem muß ,die Bundesregierung nach dem Willen 
des Hohen Hauses davon ausgehen-, daß die  gerade 
eben verabschiedete mittelfristige Finanzplanung 
nicht sogleich um mehrere Milliarden DM in ihren 
Schwerpunkten veränderbar ist.  Dabei gebe ich 
Ihnen, Herr Dr. Müller-Hermann, durchaus recht, 
daß nicht alles das, was wir beschlossen haben, auf 
alle Zeiten tabu sein muß. Wir wissen ja auch, daß 
unsere Beschlüsse Revisionsklauseln haben. Wir 
müssen uns ja von Zeit zu Zeit ,die Dinge neu anse-
hen. Aber wir wissen ebenso, daß es bei den  Be-
trägen, die wir benötigen würden, wenn wir allein 
oder hauptsächlich durch eine Sanierung der  Deut-
schen Bundesbahn die Verkehrsmisere lösen wollen, 
um viele Milliarden geht. Um solche Beträge wer-
den wir zur Zeit vergeblich streiten. 

Das ist der Standpunkt, von dem wir ausgehen 
müssen, wenn  wir für eine Übergangszeit auch dra-
stischeren Maßnahmen, auch verkehrslenkenden 
Maßnahmen in anderen Verkehrsbereichen zustim-
men müssen. Das bezieht sich auch auf die Möglich-
keiten der Entschuldung der Bundesbahn, der Ab-
nahme aller politischen Lasten, der  Investitionspoli-
tik, also aller finanziell wirksamen Maßnahmen des 
Bundes gegenüber der Deutschen Bundesbahn. 

Ihre Fraktion, Herr Dr. Müller-Hermann, hat  in 
 Ihrer Vorlage viele notwendige Maßnahmen bei der 

Bundesbahn, wie sie im Leber-Plan enthalten sind, 
wiederholt, einige hinzugefügt, die Frage nach der 
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Finanzierung des Investitionsprogramms der Bun-
desbahn aber getrost der Bundesregierung überlas-
sen. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Aber ich habe nicht die  Hoffnung, daß Sie uns  in 
 einigen Tagen oder Wochen, falls uns die Regierung 

darauf keine Antwort geben kann, sagen können, 
durch welche Art von Verschiebung diese Milliarden 
dann aufgebracht werden können. Sollten Sie  diese 

 Hoffnung 'dennoch begründet hegen, wäre ich sehr 
froh. Dann wäre sozusagen eine neue Situation da. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Darüber werden 
wir sprechen!) 

Mir scheint, vorläufig jedenfalls, daß Minister Leber 
angesichts der nach wie vor angespannten Haus-
haltssituation des Bundes ,die realistischere  Konzep-
tion vorgelegt hat. Im übrigen linde ich es amü-
sant, Herr Kollege Dr. Müller-Hermann, wie Sie 
uns  mit  ,einer Häufung von Programmen überra-
schen. Man kann nur sagen:  So ändern sich die Zei-
ten! 

Es ist auch ganz interessant, festzustellen — woll-
te man dazu als Parlamentarier ein Wort sagen, 
dann das, daß es Sie ehrt —, daß Sie, wenn ,ich mich 
erinnere und wenn 'ich es verfolge, auch als Nicht-
mitglied dieses Hauses in  früheren Zeiten offenbar 
der ,ständige Opponent bei allen Bundesregierungen 
gegenüber der jeweils offiziellen Verkehrspolitik 
waren und immer dafür ,gesorgt haben, daß Sie dann 
einen entsprechenden Wirbel hatten, der uns dazu 
Veranlassung gegeben hat, neue Methoden und 
neue Möglichkeiten auszusuchen. Das soll durchaus 
als ein Kompliment aufgefaßt wenden. 

(Abg. Dr.  Miller-Hermann:  Ich habe die 
Dinge sehr früh erkannt, früher als ihr viel

-

leicht!) 

Wir wollen vielmehr nicht über die sprechen,  die 
 heute nicht mehr hier ,anwesend sein können. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das würde ich 
auch meinen!) 

Ob es im Prinzip der Leitung — damit komme ich 
kurz auf ein anderes angesprochenes Problem des 
Staatsunternehmens Bundesbahn und damit auch 
des Verhältnisses der Bahn zum Bund — Änderun-
gen geben muß, sollten wir zunächst abwarten. Ich 
habe den Eindruck, daß der Vorstand der Deutschen 
Bundesbahn, nachdem der Bundesverkehrsminister 
in bestimmten Bereichen grünes Licht gegeben hat, 
im Sinne eines unter scharfem Wettbewerbsdruck 
stehenden Managements erstaunliche Leistungs- und 
Konzeptionsreserven im Unternehmen freigesetzt 
hat. Ich glaube, daß ich hier durchaus als einen Kron-
zeugen den anwesenden Herrn Verkehrssenator 
des Landes Bremen anführen kann, der weiß, wie 
etwa im Bereich des Containerverkehrs die Deutsche 
Bundesbahn in den letzten Monaten Anstrengungen 
unternommen hat, die wir alle zusammen ursprüng-
lich nicht für möglich gehalten hätten. Ich meine, das 
läßt uns hoffen. Lassen Sie mich allerdings auch 
hinzufügen: Die geltende Struktur der Bundesbahn-
spitze ist für uns nicht die einzig denkbare, falls sich 
herausstellen sollte, daß wichtige Leistungen künftig  

durch die jetzige Konstruktion nicht oder zu schlep-
pend zustande kommen. 

Für meine Fraktion möchte ich an dieser Stelle und 
bei dieser Gelegenheit den Bundesbahnern und 
ihren Gewerkschaften dafür danken, daß sie ange-
sichts vieler Maßnahmen, die in die Arbeits- und 
Lebensverhältnise Tausender bei der Bahn Beschäf-
tigter oft sehr hart eingreifen oder bereits eingegrif-
fen haben, nicht den Aufstand proben, sondern statt 
dessen die Ärmel hochkrempeln und uns helfen, die 
Karre wieder aus dem Dreck zu ziehen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die verkehrspolitischen Vorschläge der CDU/ 
CSU-Fraktion enthalten eine Reihe diskutabler An-
regungen zur Vervollständigung des Regierungs-
programms, und sie enthalten außerdem zwei Alter-
nativen. Ich will hier nicht meinerseits die Frage der 
Änderung des Grundgesetzes bei Einführung der 
Straßenbenutzungsgebühr strapazieren. Die CDU/ 
CSU möchte mit ihrem Vorschlag der Lösung des 
Wegekostenproblems mindestens vom Prinzip her 
einen Schritt näherkommen, indem sie die Gebühr 
nach der Achslast, allerdings gekoppelt mit der 
Jahresfahrleistung, bemißt. Dazu ist meines Erach-
tens zu sagen: Wir können uns darüber unterhalten, 
ob wir tatsächlich an die Lösung des Wegekosten

-problems herangehen wollen. Es gibt darüber seit 
vielen Jahren eine ganze Reihe Untersuchungen. Es 
fragt sich, ob wir durch weitere und neu anzuset-
zende Untersuchungen noch wesentliche neue Er-
kenntnisse erringen werden. Das bleibt abzuwar-
ten. Ich meine, wir werden nicht mehr allzuviel 
Zeit haben, wenn wir in eine vernünftige Diskussion 
mit der Kommission der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft eintreten wollen, wenn wir ihr mit 
vernünftigen Argumenten gegenübertreten wollen. 
Ich meine, wir haben uns in absehbarer Zeit zu fra-
gen, ob wir allesamt jetzt oder in naher Zukunft zu 
einer politischen Lösung dieses Problems bereit 
wären. 

Ich bin überzeugt davon, die Wissenschaftler wer-
den uns nicht dabei helfen, am Schluß die absolut 
richtige Zahl zu finden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir werden eben doch eine politische Entscheidung 
treffen müssen. 

(Abg. Niederalt: Beim Notstand ist es ähn

-

lich!) 

— Auch beim Notstand können uns die Wissen-
schaftler nicht alle Entscheidungen abnehmen. Da 
haben Sie vollkommen recht. Das ist eben die 
Schwierigkeit und gleichzeitig die Ehre, in der ein 
Politiker steht, der seiner Verantwortung vor dem 
deutschen Volke gerecht werden will. 

Meine Damen und Herren, ich gehe nach dem 
Stand der Untersuchungen, die uns bisher vorliegen, 
allerdings davon aus, daß der Schwerstlastwagen 
zur Zeit nur etwa 10 % der Kosten bezahlt, die er 
verursacht. Wenn wir diese Zahl auch ein wenig 
variieren, bleibt dennoch die Frage an die deutsche 
Verkehrswirtschaft, insbesondere die Straßenver-
kehrswirtschaft: Wollen sie eine Lösung des Wege- 
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kostenproblems in naher Zukunft? Ich fürchte, daß 
in jedem Falle eine wesentlich härtere fiskalische 
Belastung auf sie zukommt als jene, die entweder 
Herr Dr. Müller-Hermann oder Herr Leber vorge-
sehen haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und die Nach

-

barländer? Was machen die dann?) 

-- Mit den Nachbarländern werden wir uns über 
die Lösung des Wegekostenproblems in der EWG 
zu unterhalten haben, damit wir möglichst zu einer 
einheitlichen Lösung kommen. Das ist ein weiterer 
Grund, warum wir hier die Steuer bevorzugen und 
nicht ein Prinzip, das schon in Richtung Wegekosten 
geht. Es ist jedenfalls unsere Meinung, daß der ge-
genwärtige desolate Zustand unseres Verkehrswe-
sens eine solche Radikalkur auch nicht annähernd 
zuläßt, daß andererseits aber die von der CDU/CSU 
vorgeschlagenen Gebührensätze, auch wenn teil-
weise eine Lizenzgebühr hinzukommt, so niedrig 
sind, daß sie den von der Regierung und von uns 
beabsichtigten verkehrsordnenden Effekt nicht an-
nähernd erreichen werden. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Sie bringen 
doch das gleiche auf wie die Regierungs

-
vorschläge!) 

Das heißt, die mit der Gebühr belasteten Kapazitäten 
blieben fast restlos auf der Straße, und die Wirkung 
wären lediglich höhere Tarife und Preise. 

Die Beförderungsteuer ist dagegen unserer Mei-
nung nach ihrer Höhe und ihrer progressiven Wir-
kung nach eher geeignet, Massen- und Schwergüter 
teilweise auf die Schiene zurückzuverlagern. Wir 
wollen eben diese Wirkung, auch und nicht zuletzt 
im Interesse der Verkehrssicherheit auf unseren 
Fernverkehrsstraßen. Wir meinen, daß wir diese 
Wirkung unter allen Umständen erreichen müssen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es ist auch ganz in unserem Sinne, daß der Werk-
verkehr stärker belastet wird als der gewerbliche 
Fernverkehr, der nämlich von seinem Gewerbe leben 
muß. Ich muß sagen, daß ich deshalb auch die Ini-
tiative meines Fraktionskollegen Hermann Haage 
begrüße, durch Gesetz verbindlicher als nach dem 
CDU/CSU-Vorschlag die Beförderung von Gütern 
im Werkverkehr genehmigungspflichtig zu machen, 
wobei diese Genehmigung für die Gesamttonnage 
nur dann erteilt werden soll, wenn kein anderer 
Verkehrsträger gleiche Leistungen anbieten kann. 

Wir werden genau prüfen, ob und inwieweit die 
fiskalischen Belastungen für den gesamten Güter-
fernverkehr und den Werkverkehr plus unter Um-
ständen Erlaubnisverfahren für den Werkverkehr 
geeignet sind, die gewünschte Straßenentlastung zu 
erreichen. In diesem Licht sehen wir auch das Ver-
bot von Transporten bestimmter Güter ab 1970. Die-
ses Transportverbot wird ein Kernstück des Pro-
gramms bleiben müssen, sofern alle anderen Maß-
nahmen nicht mindestens zu den gleichen Ergebnis-
sen führen. 

Lassen Sie mich bei dieser Gelegenheit gleich sa-
gen, daß wir gleichermaßen allen Maßnahmen kri-

tisch gegenüberstehen, die auf eine stärkere Bela-
stung des gewerblichen Straßengüternahverkehrs ab-
zielen, da es für Transporte auf Nahstrecken im 
wesentlichen keine Alternative zur Straße gibt. 

Ein kurzes Wort zur Binnenschiffahrt. Sie hat 
ihrerseits den sie betreffenden Teil des Verkehrs-
politischen Programms grundsätzlich begrüßt. Wir 
haben wiederholt erklärt, daß im Zuge der allgemei-
nen Rationalisierung die Partikulierschiffahrt nur 
dann förderungswürdig ist, wenn sie zur Zusammen-
arbeit und zum Zusammenschluß bereit ist. Ich be-
grüße deshalb im Interesse der Binnenschiffahrt 
ausdrücklich, daß auch die CDU/CSU diese Auffas-
sung teilt, wie aus einem Ihrer Anträge hervorgeht. 

Der Herr Bundesverkehrsminister hat uns bereits 
erklärt, daß die vorgesehene Abwrackaktion für un-
wirtschaftlichen Schiffsraum zügig durchgeführt wer-
den soll. Die Schiffsbanken haben bei verschiedenen 
Gelegenheiten ihre Bereitschaft zur Vorfinanzierung 
dieser Aktion geäußert. Das Bundesverkehrsmini-
sterium geht offenbar bisher davon aus, daß eine 
Vorfinanzierung aus privaten Geldmitteln nicht er-
forderlich sei. Dazu hätten wir gern recht bald ein 
verbindliches Wort seitens der Regierung, damit 
eine zügig abzuwickelnde Abwrackaktion nicht un-
versehens in finanzielle Engpässe gerät. 

Lassen Sie mich nur ein ganz kurzes Wort zum 
Thema Luftverkehr sagen. Wir begrüßen die Ab-
sicht der Regierung, den Ausbau der Flugsicherung 
den modernsten Erfordernissen anzupassen. Der 
Verkehrsausschuß wird sich mit diesem und dem 
allgemeinen Problem der Flugsicherheit in abseh-
barer Zeit erneut ausführlich beschäftigen, und ich 
bin sicher, daß sich daraus die Hilfe des Parlaments 
für alle Maßnahmen ergeben wird, die das Fliegen 
womöglich noch sicherer machen werden. Wir wer-
den insbesondere darauf zu achten haben, daß es 
keinerlei Diskrepanzen zwischen ziviler und mili-
tärischer Flugsicherung gibt. Dabei werden wir un-
voreingenommen prüfen, ob es nicht künftig in der 
Bundesrepublik eine einheitliche Flugsicherung ge-
ben kann. 

Die Frage des Seeverkehrs schließlich sollten wir 
gelegentlich einmal wieder gesondert behandeln. 
Neue Schiffsgrößen und -typen und dann natürlich 
die heute schon vielgenannte große Blechkiste, ge-
nannt Container, werden meiner Ansicht nach künf-
tig auch Art und Umfang der Bundesmaßnahmen 
für die  deutsche Seeschiffahrt bestimmen. Damit 
meine ich nicht,' daß größere Behälter auch größere 
finanzielle Hilfe zur Folge haben müssen; aber es 
könnte durchaus die eine oder andere Umschichtung 
im Rahmen des laufenden Förderungsprogramms 
erwogen werden, um den heutigen Erfordernissen 
der stürmischen Entwicklung auf See und in den 
Häfen besser gerecht werden zu können. 

Das Verkehrsprogramm sieht eine Reihe von 
Maßnahmen zum Ausbau der Straßeninfrastruktur 
vor. Sie kennen das Stichwort der Erarbeitung eines 
Verkehrswegeprogramms, das sicherlich von uns 
allen begrüßt wird; Herr Dr. Müller-Hermann hat 
es bereits erwähnt. Wir halten es für realistisch, daß 
der Bundesverkehrsminister der Versuchung wider- 
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standen hat, alle notwendigen und wünschenswer-
ten Maßnahmen erneut aufzuzählen, die der Bericht 
der Sachverständigenkommission über eine Unter-
suchung von Maßnahmen zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse der Gemeinden enthält. Wir 
sollten nur an die Dinge herangehen, die wir 
zur Zeit  bewältigen können. Wir möchten an-
sonsten natürlich zum Beispiel erreichen helfen, daß 
Straßenbahnen in den Hauptverkehrszeiten nicht 
mehr Sardinenbüchsen gleichen. Die Art und Weise, 
wie heute in unseren Städten Tausende von Mit-
bürgern von und zur Arbeitsstelle befördert werden, 
halte ich jedenfalls geradezu für menschenunwürdig. 
Weil aber die knappen Haushalte von Bund, 

Ländern und Gemeinden jetzt noch nicht die Durch-
führung aller wesentlichen Maßnahmen zulassen, 
die uns von den Sachverständigen vorgeschlagen 
wurden — und der Sachverständigenbericht lag zu 
einer Zeit vor, als die Bundeskasse wesentlich bes-
ser gefüllt war, und da ist nichts geschehen — oder 
die wir auch selber in unseren eigenen Programmen 
stehen haben, die wir auch nicht haben durchführen 
können, haben wir es begrüßt, daß Minister Leber 
das von den Sozialdemokraten seit 1965 immer wie-
der geforderte Sofortprogramm zur Verbesserung 
der Verkehrsverhältnisse in  den Gemeinden durch-
gesetzt hat, damit wenigstens vordringliche Ver-
kehrsbauten, vor allem in Ballungszentren, durch-
geführt werden können. Ich warne in diesem Zu-
sammenhang davor, die zur Verfügung stehenden 
Mittel für dieses Programm vorzeitig zu verzetteln. 
Es ist, wie gesagt, vieles wünschbar, es gibt aber 
besondere Dringlichkeiten wie den U-Bahn-Bau oder 
ebenso wichtige Vorhaben in Großstädten und Bal-
lungsräumen, die den Vorrang vor wichtigen an-
deren Maßnahmen haben müssen, solange nicht 
mehr Geld verfügbar gemacht werden kann. Kurz-
fristige radikale Änderungen sind, wie gesagt, zur 
Zeit nicht möglich. Bei der Finanzreform allerdings 
muß die Sanierung der Verkehrsverhältnisse in den 
Gemeinden einen hohen Rang einnehmen, und ich 
hoffe, daß uns auch möglichst viele Kollegen, die 
der Verkehrspolitik nicht unmittelbar verhaftet 
sind, in diesem Bestreben dann entsprechend bei-
stehen, wenn wir darüber hier im Hohen Hause 
verhandeln. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir sind der Meinung, daß bei der Sanierung der 
Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden auf lange 
Zeit der öffentliche Personennahverkehr einen 
hohen Vorrang genießen muß. Deshalb lassen Sie 
mich sagen: Trotz der unbefriedigenden — wieder-
holt hier beschworenen — Haushaltssituation, unter 
der wir zur Zeit zu leiden haben, sollten wir jeden-
falls erneut ernsthaft prüfen — das ist auch eine 
Bitte an die Kollegen im Haushaltsausschuß —, in-
wieweit dieser öffentliche Personennahverkehr von 
öffentlichen Steuern und Abgaben befreit werden 
kann, schon bevor wir die Finanzreform durchsetzen 
können. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Abg. 
Wendelborn: Nach Bremer Muster!) 

Meine Damen und Herren, diese erste Lesung soll 
nicht die Fachberatung in den zuständigen Aus-

schössen ersetzen. Ich kann und will daher hier und 
heute nicht auf alle Aspekte der künftigen Ver-
kehrspolitik eingehen. Ich möchte aber namens mei-
ner Fraktion nachdrücklich den Ausführungen von 
Minister Leber zu den Empfehlungen der Kommis-
sion der Europäischen Gemeinschaften zustimmen. 

Ich habe sechs Jahre lang dem Verkehrsausschuß 
des Europäischen Parlaments angehört und mich seit-
dem mit anderen Kollegen intensiv für eine prak-
tikable und weiterhelfende Konzeption einer ge-
meinsamen europäischen Verkehrspolitik eingesetzt. 
Die Bundesregierung hat in all diesen Jahren wie 
das Kaninchen auf die Schlange gen Brüssel geblickt 
und peinlich zu vermeiden versucht, in wensentliche 
Diskrepanzen zu den jeweils in Brüssel vertretenen 
verkehrspolitischen Thesen zu kommen. 

(Zustimmung bei der SPD.) 

Auch in diesem Tatbestand ist eine wichtige Ur-
sache für jahrelangen verkehrspolitischen Stillstand 
bei uns zu suchen. In dieser Zeit, meine Damen und 
Herren, haben andere Länder der Gemeinschaft 
ihr Verkehrswesen in Ordnung gebracht. Das müs-
sen wir jetzt, so gut es geht, nachholen. 

Ich kenne die Verkehrspolitik EWG-Europas nicht, 
gegen die wir zur Zeit schon real verstoßen könn-
ten. Wir können nur alle zusammen hoffen, daß es 
nach Ablauf des Verkehrspolitischen Programms 
1972 eine gemeinsame europäische Verkehrspolitik 
auf der Grundlage der Harmonisierung des Wett-
bewerbs gibt. Wir können schon jetzt sagen, daß 
wir uns an die Regeln dieser Politik halten werden. 
In der Zwischenzeit aber nehmen wir für uns das 
Recht in Anspruch, uns auf den größeren Wettbe-
werb angemessen vorzubereiten. 

Daß die Bundesregierung in der Verfolgung die-
ses Zieles nicht zulassen will, daß unsere Seehäfen 
und unsere Binnenschiffahrt gegenüber ausländi-
schen Wettbewerbern benachteiligt wird, das hal-
ten wir für selbstverständlich. Die vorgesehenen 
Maßnahmen werden daher von uns ausdrücklich be-
grüßt. 

Hierher paßt, glaube ich, ein offenes Wort auch 
seitens des Parlaments an unsere holländischen 
Freunde und Nachbarn. Wir haben wiederholt fest-
stellen können — ich habe es auch als Europäer in 
Brüssel, Straßburg und Luxemburg feststellen kön-
nen —, wie gerade sie es fertiggebracht haben, ihre 
europäische Überzeugung immer wieder mit ihren 
eigenen Interessen in Einklang zu bringen. Wir 
haben in der Vergangenheit diese Fähigkeit bei un-
serer Bundesregierung manchmal schmerzlich ver-
mißt, ich kann wohl sagen: quer durch die Frak-
tionen, die sich da in Straßburg wiederfanden. Es ist 
das etwa die Fähigkeit der Hessen, ihre eigenen In-
teressen geltend zu machen, ohne deshalb schlechte 
Mitglieder unseres Bundesstaates zu sein. 

Aus den Niederlanden sind gegenüber dem Ver-
kehrspolitischen Programm und dem Minister, der 
dieses Programm vorgelegt hat, besonders unfreund-
liche Kommentare gekommen, die sich leider nicht 
immer auf den Bereich der Verkehrspolitik be-
schränkt haben. Ich möchte deshalb hier ganz aus-
drücklich sagen, daß wir großen Respekt vor den 
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Leistungen unseres holländischen Nachbarn beson-
ders im Bereich des Verkehrswesens haben, daß wir 
den Mut und die Leistung bewundern, die Rotter-
dam zum größten Hafen der Welt gemacht haben. 
Diese Leistungen und Tatbestände können und 
wollen wir nicht antasten. Wohl aber ist es unsere 
Pflicht, die ebenso tüchtigen und fleißigen Ver-
kehrstreibenden in der Bundesrepublik Deutschland 
in die Lage zu versetzen, mit fairen Mitteln am 
Wettbewerb teilzunehmen. 

Es scheint uns außerdem legitim, solange ent-
sprechende Konzeptionen auf der europäischen 
Ebene fehlen — ich meine hier: verbindliche Kon-
zeptionen, beschlossene Konzeptionen —, verkehrs-  
und wettbewerbsordnende Maßnahmen durchzu-
führen, die geeignet sind, unnötig volkswirtschaft-
liche Verluste zu vermeiden, wie das z. B. mit der 
Beförderungsteuer und dem Transportverbot ange-
strebt wird. Daß inzwischen die Franzosen und die 
Engländer ebenfalls Maßnahmen einleiten wollen, 
die zu einer wirksamen Straßenentlastung führen 
sollen, beweist, daß es sich hier eben nicht mehr 
um ein rein deutsches Problem handelt. 

Meine Damen und Herren, Kritiker des Verkehrs-
politischen Programms der Bundesregierung haben 
gemeint, ,die vorgeschlagenen Maßnahmen reichten 
nicht aus, um .das Ziel der Klasse zu erreichen. Wir 
meinen, es wäre schon viel erreicht, wenn die 
Belastung der Straßen nicht im bisherigen Tempo 
zunimmt, zumal man ja die teilweise Verlagerung 
von Verkehrsströmen zusammensehen muß mit ,der 
vorgesehenen Forcierung des Autobahn- und Fern-
straßenbaues. Damit ist besserer Verkehrsfluß und 
mehr Sicherheit zu erreichen. 

Eine höchst wirksame Maßnahme, nämlich die 
Eindämmung des Pkw -Verkehrs auf unseren Fern-
straßen, verbietet sich leider aus einsichtigen Grün-
den. Die Pkw-Industrie hat sich zu einer Schlüssel-
industrie entwickelt, zu einem Barometer unserer 
Gesamtwirtschaft. Jede Maßnahme zu Lasten des 
Personenkraftwagens beeinträchtigt die Nachfrage 
und damit die Produktion. Würde aber die Pkw-Pro-
duktion insgesamt in ernsthafte Schwierigkeiten 
kommen, dann wäre das ein Alarmzeichen für un-
sere Gesamtwirtschaft und damit auch für das Ge-
samtwohl. Außerdem: Der  Personenkraftwagen ist 
nicht mehr das Luxusgefährt für vermögende Leute, 
sondern ist das individuelle Gebrauchsfahrzeug auch 
der breiten Schichten unseres Volkes geworden. Für 
viele ist in einer Zeit, 'die von jedem andauernd 
Anpassung und Einordnung verlangt, das Auto zu 
einem Mittel persönlicher freier Lebensentfaltung 
geworden. Das ist heutzutage ein hohes Gut, das 
nach unserer Meinung nicht ohne Not preisgegeben 
werden darf. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich zum 
Schluß kommen und wiederholen, daß meine Frak-
tion dem Verkehrspolitischen Programm der Bun-
desregierung zustimmt, aber dessen ungeachtet auf-
geschlossen an die Beratung aller Vorlagen heran-
geht, die eine zweckmäßige Konzipierung der neuen 
Verkehrspolitik ermöglichen. Über viele Einzelfra-
gen läßt sieh reden. Ich möchte hinzufügen: Über 
viele Einzelfragen und über das ,Gesamtprogramm  

läßt sich nach unserer Meinung allerdings nicht 
mehr allzu lange reden. Wir sind sehr für eine sorg-
fältige Beratung, sind aber auch für eine zügige Be-
ratung und erwarten, daß das Programm spätestens 
vor den Sommerferien verabschiedet wird, weil wir 
meinen, daß wir nicht zulassen dürfen, daß die 
Misere des deutschen Verkehrswesens noch größer 
wird, als sie ohnehin schon ist. Ich gehe davon aus, 
daß wir alle den guten Willen und auch die nötige 
Tatkraft mitbringen, um dieses Ziel zu erreichen, 
und ich nehme an, daß wir uns nicht alles das in 
den Ausschüssen noch einmal werden sagen lassen 
müssen, was wir aus den vielen Schriften schon 
gebührend haben zur Kenntnis nehmen dürfen, die 
uns in den letzten Wochen und Monaten zugegangen 
sind. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich beabsichtige auch nicht, dem Verkehrsausschuß 
des Deutschen Bundestages vorzuschlagen, mit dem 
Mittel der öffentlichen Anhörung eine große Schau 
zu veranstalten, sondern wir wollen das hören, was 
wir möglicherweise noch nicht wissen, damit wir 
wirklich mit unseren Beratungen ein Stück weiter-
kommen. 

Wir werden, das möchte ich noch hinzufügen, 
natürlich auch korrigierende Vorstellungen aller 
anderen Gruppen, die uns erreichen, sorgfältig 
daraufhin prüfen, inwieweit sie geeignet sind, das 
Programm der Regierung zu verbessern — dazu 
gehören z. B. Vorstellungen der Gewerkschaft der 
Eisenbahner Deutschlands zu geplanten Auflösun-
gen von Bundesbahndirektionen —, aber immer 
unter den Gesichtspunkten der Ziele, die das Pro-
gramm aufzeigt und die wir billigen. 

Der Herr Bundesverkehrsminister hat mit der 
Entwicklung des Programms, dem der Volksmund 
bereits seinen Namen gegeben hat, eine große 
innenpolitische Aufgabe formuliert. Sie, Herr Mini-
ster, versetzen damit die Große Koalition in die 
Lage, eine neue Verkehrspolitik anzuvisieren,  die 
nicht lediglich von einzelnen einflußreichen Inter-
essenten, sondern vom Gemeinwohl bestimmt wird. 
Zu dieser Politik gehört Mut, und den haben Sie 
schon bisher bewiesen. Die sozialdemokratische Bun-
destagsfraktion wird Ihnen und der Bundesregierung 
helfen, diese neue Verkehrspolitik bald durchzuset-
zen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Abgeordnete Lemmrich. 

Lemmrich (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Eine sektorale 
Betrachtung der Gesamtpolitik ist nicht mehr mög-
lich. Früher hatte sich dieses Haus das noch erlau-
ben können. Die mittelfristige Finanzplanung hat 
deutlich gemacht, daß das heute nicht mehr geht. 
Wir haben uns gerade im Verkehrsbereich mit der 
SPD, als wir noch nicht mit ihr in der Regierung 
waren, über dieses Problem auseinandersetzen müs-
sen. Es ist aber auch in der Verkehrspolitik eine 
sektorale Betrachtung nicht mehr möglich. Des-
wegen begrüßen wir es außerordentlich, daß der 
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Herr Bundesminister für Verkehr ein Programm auf 
den Tisch gelegt hat, in dem weitgehend die Pro-
bleme der Verkehrspolitik angesprochen sind. 

In den Zielen des Verkehrspolitischen Programms 
sind wir einig. Die entscheidende Frage ist und 
bleibt jedoch, ob mit den vorgesehenen Mitteln die 
angestrebten Ziele erreicht werden können und 
welche Auswirkungen sich vor allen Dingen auf die 
Strukturpolitik in unseren Randgebieten ergeben. 
Es ist der Wille der Fraktion der CDU/CSU, das 
Programm der Regierung effektiv zu gestalten und 
die nachteiligen Auswirkungen insbesondere auf 
unsere Randgebiete so gering wie möglich zu halten. 
Bei den Auswirkungen auf die Randgebiete unseres 
Landes geht es entscheidend auch darum, dort die 
Arbeitsplätze der Arbeiter und Angestellten zu 
sichern. Die Zahlen, die gerade über die Arbeits-
losigkeit z. B. im Bayerischen Wald vorliegen, 
machen deutlich, daß es sich tatsächlich um ein 
außerordentlich aktuelles Problem handelt. 

Bei den Lösungen, die wir anvisieren, ist es unser 
Anliegen, zu Lösungen zu kommen, die nicht inner-
halb von kurzer Zeit — vielleicht auf Grund von 
EWG-Vereinbarungen — wieder umgeworfen wer-
den. Es war sicher keine gute Sache, daß man die 
Lastzüge einmal schwerer, einmal leichter, einmal 
länger, einmal kürzer machte. Solch ein Hin und Her 
sollten wir verhindern. Wir sollten also auch hier 
auf Kontinuität schauen. Unter diesen Aspekten 
haben wir unsere Vorschläge gemacht. 

Die Verkehrswirtschaft steht genauso in einem 
Strukturwandel wie der Bergbau und die Landwirt-
schaft. Die Gründe dafür sind in einer rasanten 
technischen Entwicklung zu sehen. Ich bin sicher, 
daß dieser Strukturwandel im Verkehrswesen vor-
erst einmal eine Dauererscheinung darstellen wird. 
Was sich bereits am Horizont abzeichnet, wird die 
Probleme sicherlich nicht leichter machen. Denken 
Sie an die Großraumflugzeuge, mit denen 300 bis 
400 Personen oder 50 t Fracht befördert werden 
können. Das bringt neue Bewegung, neue Struktur-
probleme. Sie werden nur bewältigt werden können, 
wenn ein hohes Maß an Anpassungsfähigkeit bei 
allen Betroffenen vorhanden ist. 

Das Verkehrspolitische Programm der Bundes-
regierung hat viele Menschen in unserem Lande 
bewegt. Der Herr Bundesminister für Verkehr hatte 
es ja auch ganz besonders auf die Popularisierung 
seines Programms angelegt. Es ist erfreulich, daß 
auf diese Weise verkehrspolitische Zusammenhänge 
in das Bewußtsein vieler Bürger eingedrungen sind. 
Viele Bürger machen sich wegen der Überlastung 
der Straßen Sorgen. Wer mit seinem Auto unter-
wegs ist, will am Abend wieder gesund nach Hause 
kommen. Andere wollen auf der Straße noch schnel-
ler fahren. Wieder andere noch sicherer fahren. 
Aus einem anderen Blickwinkel sehen der Arbeiter 
und die Angestellten im Bayerischen Wald oder in 
der Eifel oder in der Rhön des Problem. Sie haben 
Angst, durch die Verkehrsverbote könnte vielleicht 
ihr Betrieb auf die Idee kommen, seinen Standort 
zu wechseln, und sie würden in ihrer angestammten 
Heimat nicht mehr die Arbeit finden, der sie dort  

bisher nachgehen konnten. Diese ihre Sorge wird 
verstärkt, wenn sie die Zeitung aufschlagen und 
eine große Annonce lesen, in der eine rheinland-
pfälzische Stadt wirbt: „mit Schienen- und Wasser-
straßenanschluß" und sie dann in Klammern als be-
sondere Empfehlung weiter lesen: „Vorsicht Leber-
plan!" Das macht diese Menschen besorgt. 

Wir denken bei diesem Programm auch an die 
vielen Eisenbahner, die meinen, sie würden jetzt 
vielleicht ihren Arbeitsplatz verlieren. Wir wollen 
ausdrücklich feststellen, daß die Stelleneinsparun-
gen wie bisher vorgenommen werden, wobei letzt-
lich kein im Dienst stehender Eisenbahner seinen 
Arbeitsplatz verlor. Durch den natürlichen Abgang 
sind bisher ungefähr 120 000 Stellen — ich sage das 
betont so — eingespart worden. Ich weiß sehr wohl, 
in welch hohem Maß gerade die Eisenbahner mit 
ihrem Unternehmen verbunden sind. Ich halte das 
für einen der ganz großen Aktivposten, die wir bei 
der Bewältigung der anstehenden Probleme der 
Bundesbahn dringend benötigen. 

Sorgen bereitet das Verkehrspolitische Programm 
auch den Nahverkehrsunternehmern, die heute keine 
hohen Erträge aus ihrem Gewerbe zu erwarten 
haben. Sie stehen in einer sehr harten Konkurrenz 
und sehen mit Sorge, daß die Lastwagen, die im 
Fernverkehr ausgesondert werden, nun noch zu-
sätzlich auf diesen stark übersetzten Markt treffen. 
Ich glaube, alle, die wir hier sind, nehmen die Sor-
gen dieser Bürger ernst, wie auch die der 900 000 
Lkw-Fahrer, die nicht zu Schwarzen Schafen auf der 
Straße gestempelt werden wollen. Sie fahren ihre 
Lkws deshalb, weil es für sie der Broterwerb ist. 

Lassen Sie mich nun einige Einzelprobleme an-
sprechen. Der Bundesminister für Verkehr hat seine 
Maßnahmen weitgehend damit begründet, es gehe 
um die Entlastung der Straßen. Es ist vorgesehen — 
so  konnte man bisher lesen —, daß 6000 Lastkraft-
wagen aus dem Fernverkehr ausgeschieden werden 
sollen. Man kann rechnen, daß im Werkfernver-
kehr einige dazukommen, so daß vielleicht mit 
zehntausend Fahrzeugen gerechnet werden kann. 
Mitte 1967 gab es in der Bundesrepublik Deutsch-
land 882 000 Lkws. Davon fahren 780 000 im Nah-
verkehr. Vielen unserer Bürger, die sich über die 
Lastwagen ärgern, weil sie sie vielleicht beim 
Überholen hindern, ist es meistens gar nicht geläu-
fig, daß es Nahverkehr und Fernverkehr gibt. Bei 
dem Problem Straßenentlastung handelt es sich um 
ein regional sehr differenziertes Problem. Auf der 
Autobahn Ruhrgebiet — Frankfurt — Karlsruhe, wo 
eine Überlastung vorhanden ist, sind bei der Ver-
kehrszählung 1965 am Meßpunkt Leverkusen in 24 
Stunden 68 600 Fahrzeuge gezählt worden. In Köln 
waren es 43 800, in Limburg 26 000 und in Frank-
furt wieder 43 800. Wenn Sie die Verkehrsmengen

-

karten betrachten, wird Ihnen deutlich, wie stark 
gerade die Straßen in den Ballungsgebieten bela-
stet sind und welch eine Rolle dabei der Güternah-
verkehr spielt. In den Randgebieten wäre mancher 
Bürger froh, wenn ein Lkw oder ein Lastzug mehr 
auf der Straße wäre, weil ihm das ein Zeichen einer 
stärkeren Belebung der Wirtschaft ist. Eine diffe-
renzierte Betrachtung ist unerläßlich. Eine falsche 
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Diagnose führt zu einer falschen Behandlung des 
Problems. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Allerdings wird es eine sehr bedeutende Entlastung 
der Autobahn vom Ruhrgebiet über Frankfurt nach 
Mannheim geben, wenn die Parallelautobahn, die 
Sauerlandlinie, im Jahre 1971 und die Parellellinie 
von Frankfurt nach Mannheim im Jahre 1970 fertig-
gestellt sein werden. Dennoch meinen wir, daß auch 
der Ausbau stark belasteter Autobahnen auf insge-
samt sechs Fahrspuren notwendig ist, um einen 
flüssigeren Verkehr zu erreichen 

Wird die vorgesehene Straßenentlastung durch 
das Verkehrsprogramm spürbar sein? Von Mitte 
1966 bis 1967 sind durch den wirtschaftlichen Ab-
schwung ungefähr 6100 Lastkraftwagen über 5 t, 
also mit Sicherheit die schweren Lkw, stillgelegt 
worden. Ich habe aber nirgends gehört, daß auf der 
Straße eine 'Entlastung spürbar wurde. Deshalb 
meine ich, man sollte mit dem Argument der Stra-
ßenentlastung vorsichtig umgehen und keine fal-
schen Hoffnungen erwecken, 

(Zustimmung in der Mitte) 

damit man, wenn dieser Effekt nicht in  dem vom 
Bürger erwarteten Ausmaß eintritt, uns nicht den 
Vorwurf macht, wir hätten etwas versprochen, von 
dem wir gewußt hätten, daß es nicht zu verwirk-
lichen sei. 

(Beifall in der Mitte.) 

Es wird dann auch argumentiert, die Lastwagen 
würden die Verkehrssicherheit besonders stark ge-
fährden. Als gewissenhafter Mann habe ich mir ein-
mal das Statistische Jahrbuch des Jahres .1967 ange-
sehen. Daraus ergibt sich, daß bei Unfällen mit 
Personenschäden im Jahre 1960 266 000 Pkws betei-
ligt waren. Im Jahre 1966 waren es 392 0010. Dem 
steht allerdings eine Erhöhung der Zahl der Kraft-
fahrzeuge von über 100 % gegenüber. Bei den Last-
kraftwagen ergeben sich folgende Zahlen: 1960 
waren 60 000 Lkws an Unfällen mit Personenschäden 
beteiligt; im Jahre 1966 waren es 51 000, also 9000 
weniger. Ich meine: angesichts solcher Zahlen sollte 
man dieses Argument nicht benutzen. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Das Problem der Verkehrsunfälle sollte näher be-
leuchtet werden. Das ist eine der weißen Stellen im 
Verkehrspolitischen Programm. Immerhin ist es be-
sorgniserregend, daß über 40 %  der tödlichen Un-
fälle durch zu schnelles Fahren verursacht worden 
sind. 

Ich möchte den Herrn Bundesminister für Verkehr 
bitten, uns Vorschläge zu unterbreiten, wie dieses 
Problem gezielt angegangen werden soll. Ebenso 
kann der Herr Bundesminister für Verkehr sicherlich 
nicht das Problem des Alkoholeinflusses bei Unfällen 
übersehen. Auch hier ist die Zahl derer, die da be-
troffen sind, sehr groß. 

Die größten Bedenken hat meine Fraktion gegen 
die vorgesehenen Verkehrsverbote. Wenn ich aller-
dings die erste Ausfertigung Ihres Programms lese, 
Herr Minister, und dann sehe, was daraus geworden 
ist, muß ich sagen, daß Sie in puncto Verkehrsver-

boten selbst eine außergewöhnlich große Aushöhlung 
vorgenommen haben. Es wird eine schwierige Frage 
sein, wie festgestellt werden soll, inwieweit z. B. ein 
Betrieb eine Existenzgefährdung erleidet, wenn er 
gewisse Verkehre nicht durchführen kann. Ich möchte 
meinen, daß man wohl schon in  Anbetracht der von 
mir gerade geschilderten Tatsache die Frage der Ver-
kehrsverbote mit etwas geringerer Lautstärke ver-
treten sollte, als es  heute hier geschehen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine verehrten Damen und Herren, die Verkehrs 
verbote treffen in der Hauptsache die wirtschaftich 
schwachen Randgebiete. Das ist von zahlreichen 
Wissenschaftlern, die sicherlich nicht als Interessen-
ten zu deklarieren sind, festgestellt worden. Im Re-
gierungsbezirk Oberfranken zählen z. B. 60 % der 
erzeugten Güter zu jenen Verbotsgütern. Das DIVO- 
Institut in Frankfurt hat eine Untersuchung über 
Empfang und Versand von in dier Verbotsliste vor-
gesehenen Gütern vorgenommen. Dabei sind beson-
ders betroffen das nördliche Westfalen, Oberbayern 
und das nördliche und mittlere Heissen. Nun, da ist 
ja der Parlamentarische Staatssekretär Börner zu 
Hause, dier wird es dort sicher ausfechten. 

Meine verehrten Damen und Herren, jetzt möchte 
ich noch die finanzielle Größenordnung ansprechen, 
um die es bei dier Verbotsliste geht, nämlich die Er-
träge, die der Bundesbahn zusätzlich zufließen sollen. 
Man kann davon ausgehen — dieser Zahl ist eigent-
lich nie widersprochen worden —, daß mit einem 
Mehrertrag von 150 bis 200 Millionen DM gerechnet 
werden kann. Da muß ich fragen, ob dies die tief-
greifende Veränderung der Einnahmesituation der 
Deutschen Bundesbahn sein soll. Das ist ein Betrag, 
der ungefähr dais ausmacht, was die Deutsche Bun-
desbahn selbst für die Unterhaltung von schienen-
gleichen Bahnübergängen für Kreuzungen mit Staats- 
und Kreisstraßen aufbringen muß, nämlich ca. 
175 Millionen DM. Leider wurde die Angelegenheit 
beim Eisenbahnkreuzungsgesetz nicht geregelt. Ich 
möchte es hier heute nochmals ausdrücklich be-
dauern, daß uns das damals nicht gelungen ist. Es ist 
wichtig, deutlich zu machen, um welche finanziellen 
Größenordnungen es geht, mit denen durch das Ver-
kehrsverbot der Bundesbahn geholfen werden soll. 

Bei unseren Überlegungen geht es darum, der 
Bundesbahn so weit wie nur möglich zu helfen, die 
raumpolitischen Auswirkungen des Programms in 
das richtige Gleichgewicht zu bringen. In beiden 
Fällen geht es um Menschen, die sich Sorgen um 
ihre Arbeitsplätze machen. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang sagen, daß 
ich die Ausführungen, die Herr Minister Leber 
heute hier gemacht hat, die Bundesbahn müsse nach 
den Vorschlägen Dr. Müller-Hermanns weitere 
100 000 Eisenbahner freisetzen, entschieden zurück-
weisen muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir wissen sehr genau, daß der Umstrukturierungs-
prozeß bei der Deutschen Bundesbahn bisher sozial 
abgefedert war und auch in Zukunft sozial abge-
federt bleiben muß. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Wir sind stets dafür eingetreten, daß die hierfür 
notwendigen Mittel auch bereitgestellt werden. 

(Zuruf von der Mitte: Ravensburger Ente!) 

Ich möchte ein weiteres Problem erwähnen, das 
wir sehen, wenn wir an die raumpolitischen Aus-
wirkungen denken. Es handelt sich um die Trans-
porte für landwirtschaftliche Güter, die der Agrar-
marktordnung der EWG unterworfen sind. Hier 
gibt es nicht mehr Erzeugerpreise, die ab Erzeugungs-
ort gelten, sondern Richtpreise, in denen auch die 
Transportkosten enthalten sind. Wir sehen das als 
ein bedeutendes und sehr entscheidendes Problem 
an und bitten alle Kollegen, dem Problem im Aus-
schuß besondere Aufmerksamkeit zu schenken. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Eine raumpolitische Auswirkung des Programms 
möchte ich nicht unerwähnt lassen, weil sie einen 
echten Fortschritt darstellt. Das sind die Vorschläge 
für Regionalkonzessionen im Personenverkehr. Wir 
haben hier noch einige Ergänzungsvorschläge unter-
breitet, damit die Sache auch finanziell ins richtige 
Lot kommt. Wir werden hier sicherlich eine Einigung 
erzielen. 

Meine verehrten Damen und Herren, bei der 
Deutschen Bundesbahn haben wir in den letzten 
Jahren einen sehr erfreulichen Wandel zum wirt-
schaftlichen Denken feststellen können. Gerade 
wer wie ich aus der Wirtschaft kommt, kann das 
immer wieder erfreulicherweise — ich betone das — 
erleben. Es ist vielleicht auch recht gut, wenn man 
feststellen kann, daß das Geld bei der Bundesbahn 
nicht nur in der Hauptverwaltung verdient wird, 
sondern daß auch bei den unteren Organen der ganz 
ernste Wille da ist, wirtschaftlich zu handeln. Aber 
es wird auch notwendig sein, entsprechende Ent-
scheidungsbefugnisse etwas nach unten zu verla-
gern, 

(Beifall in der Mitte) 

damit nicht am Ende wegen jeder Kleinigkeit eine 
Entscheidung bei der Hauptverwaltung der Deut-
schen Bundesbahn gefällt werden muß. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Ich mußte beispielsweise in meinem Wahlkreis 
erfahren, als es um die Frage ging, ob eine Bahn-
steigbedachung, die baufällig geworden war, abge-
rissen werden sollte oder nicht, daß insgesamt fünf 
Kommissionen anreisen mußten. Das ist nicht gerade 
sinnvoll. Aber ich bin sicher, daß das jetzt abgestellt 
ist. 

Wir wollen, meine Damen und Herren, den Um-
stellungsprozeß der Deutschen Bundesbahn durch 
den Vorschlag absichern, den wir zum Wegekosten-
problem gemacht haben, aber auch durch das, was 
wir als flankierende Maßnahmen beim Werkfern-
verkehr bezeichnen. Wir sind allerdings der Mei-
nung, daß wir die Einwände, die von der EWG-
Kommission gekommen sind, mit aller Sorgfalt prü-
fen müssen. 

Letztlich wird eine totale Abschirmung der Deut-
schen Bundesbahn ihr nicht helfen, die anstehenden 
Probleme zu lösen; das  würde die Lösung der Pro-

bleme nur auf einen späteren Zeitpunkt verschie-
ben. 

Die Maßnahmen, die die Bundesregierung bei der 
Bundesbahn im einzelnen vorgeschlagen hat — es 
sind keineswegs nur populäre Maßnahmen —, fin-
den unsere Unterstützung. Jedes einzelne Mitglied 
des Deutschen Bundestages wird noch die Proble-
matik und die Schwierigkeit dieser Maßnahmen zu 
spüren bekommen. Ich darf Ihnen aber versichern, 
Herr Minister, Sie werden uns an Ihrer Seite finden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir begrüßen es sehr, daß in der mittelfristigen 
Finanzplanung erstmals Mittel für die positive 
Rationalisierung der Deutschen Bundesbahn in der 
Größenordnung von 2,2 Milliarden DM ausgewiesen 
sind. Das ist ein erster Schritt auf einem Wege, den 
wir alle gern schon eher gegangen wären. Herr 
Kollege Seifriz, Sie haben vorhin gesagt, daß in der 
Zeit, als die Kassen voll waren, diese Gelder leider 
nicht zur Verfügung standen. 

(Zuruf von der SPD: Da hatten wir keinen 
Leber-Plan!) 

Ich glaube, Herr Kollege Seifriz, Ansprüche anderer 
an den Inhalt dieser Kassen sind nicht nur in unse-
rer, sondern auch in Ihrer Fraktion vertreten wor-
den. 

Meine Sorge ist, daß die Investitionen, für die 
Mittel zur Verfügung gestellt werden, auch tatsäch-
lich sinnvoll erfolgen. Wenn ich z. B. an Eisenbahn

-

stillegungen in meinem Wahlkreis denke und hören 
muß, daß diese Strecken vor nicht allzu langer Zeit 
erneuert worden sind, dann frage ich mich, ob man 
sich das alles richtig überlegt hat. 

Ich habe mit großer Genugtuung gelesen, daß Sie, 
sehr geehrter Herr Minister, in einem Brief an den 
Vorstand der Deutschen Bundesbahn gefordert ha-
ben, daß bezüglich der Investitionen, die im Zuge 
der Haushaltspläne der Bundesbahn vorgenommen 
werden, auch entsprechende Wirtschaftlichkeitsbe-
rechnungen vorzulegen sind. Ich möchte Ihre For-
derung ausdrücklich begrüßen. Sie macht deutlich, 
daß meine Besorgnisse nicht unberechtigt sind. 

In diesem Zusammenhang möchte ich allerdings 
ein Problem nicht verschweigen. Die öffentliche 
Hand hat durch gezielte Maßnahmen die Bundes-
bahn aus einigen Verkehrsmärkten verdrängt. Was 
meine ich damit? Ich meine hier z. B. die Kanalisie-
rung der Mosel, die mit Sicherheit zu Lasten des 
Verkehrsaufkommens der Deutschen Bundesbahn 
gegangen ist. 

(Zuruf von der Mitte : Rhein-Main-Donau

-

Kanal!) 

Ich war damals das einzige Mitglied im Haushalts-
ausschuß, das bei der Frage des Nord -Süd-Kanals 
auch die Auswirkungen auf die Bundesbahn zur 
Sprache gebracht hat. Ich glaube, daß wir diese Pro-
bleme nicht ganz übersehen können, vor allen Din-
gen dann nicht, wenn man betrachten muß, daß die 
Kosten für diese Wege nicht von den Benützern in 
vollem Maße getragen werden. 
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Lemmrich 
Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, unter 

diesem Aspekt halte ich die Aufstellung eines Ge-
samtwegeprogramms für eine unerläßliche Notwen-
digkeit. In diesem Programm müssen die Verkehrs-
investitionen ihrer Dringlichkeit nach geordnet wer-
den. Allein dieser Punkt im Programm der Bundes-
regierung erscheint mir außerordentlich schwer-
wiegend, und ich nehme an, daß es darüber noch 
zahlreiche Auseinandersetzungen geben wird. Aber 
wir dürfen diesen Auseinandersetzungen nicht aus-
weichen, wenn wir Fehlinvestitionen verhindern 
wollen. Unter diesem Aspekt sehen wir auch — — 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Haar? 
— Bitte, Herr Haar! 

Haar (Stuttgart) .(SPD) : Herr Kollege, darf man 
Ihren letzten Ausführungen entnehmen, daß Sie 
Investitionen im Kanalbau volkswirtschaftlich für 
nicht sinnvoll halten, auch in bezug auf weitere Ent-
scheidungen?  

Lemmrich (CDU/CSU) : Herr Kollege, das habe 
ich damit generell nicht sagen wollen. Das muß von 
Fall zu Fall untersucht werden. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Kollege, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ramms? 
— Bitte, Herr Ramms! 

Ramms (FDP) : Gilt das, was Sie für den Nord-
Süd-Kanal gesagt haben, in gleicher Weise für den 
Rhein-Main-Donau-Kanal? 

Lemmrich (CDU/CSU) : Herr Kollege Ramms, es 
gilt sicherlich auch dort, daß die Dinge auf ihre Wirt-
schaftlichkeit zu untersuchen sind und wir unsere 
Investitionen nach der Dringlichkeit und der Mög-
lichkeit unserer Finanzierungsdecke ausrichten müs-
sen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ganz 
kurz ein Wort zum innerstädtischen Verkehr. Das ist 
ja eines der Probleme, deren sich meine Fraktion 
intensiv angenommen hat. 

(Zuruf von der SPD: Unsere auch!) 

Wir haben für eine Finanzierungsmöglichkeit ge-
kämpft, nämlich um die Erhöhung der Mineralöl-
steuer um drei Pfennig, als unser jetziger Koalitions-
partner hier noch etwas anderer Meinung war. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das  ist heute 
schon vergessen!) 

Ich möchte auch sagen, daß wir natürlich selbst 
unsere Kümmernisse mit unserem damaligen Koali-
tionspartner hatten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die haben es auch 
vergessen!) 

Es wird hier eben sehr deutlich, daß jeder mit jedem 
seine Kümmernisse hat. 

Wir meinen, daß dem Problem des innerstädti-
schen Verkehrs im Verkehrspolitischen Programm  

der Bundesregierung ein größerer Platz eingeräumt 
werden muß, als es momentan der Fall ist. Wir wer-
den im Zuge der Beratungen entsprechende Vor-
schläge machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Denn hier geht es auch in hohem Maße um Straßen-
entlastung. 

Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen, ich 
möchte meinen, daß das Programm der Bundesregie-
rung und unsere Ergänzungs- und Abänderungsvor-
schläge letztlich keine unüberbrückbaren Gegensätze 
enthalten. Wir werden uns sicherlich in sachlicher 
Weise auseinandersetzen. Auch wir sind an einer 
zügigen Beratung interessiert, allerdings auch an 
einer sorgfältigen Beratung. Denn auch hier gilt — 
und ich darf den Kollegen Schmidt hier noch einmal 
anführen —, daß sich der Deutsche Bundestag eben 
nicht immer von der Regierung unter Zeitdruck set-
zen lassen sollte. Wir wollen unsere Vorschläge 
sachgerecht vertreten, und wir sind der Meinung, 
daß eine gute, sachgerechte Lösung auch eine gute 
politische Lösung darstellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Meine Damen 
und Herren, ehe ich das Wort weitergebe, darf ich 
Sie mit der Rednerliste bekannt machen. Ich habe 
14 Redner hier eingeschrieben: 2 von der SPD-Frak-
tion, 3 von der FDP-Fraktion, 9 von der CDU/CSU- 
Fraktion. Machen Sie sich also auf eine recht lange 
Sitzung gefaßt. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Seibert. 

Seibert (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Öffentlichkeit erwartet, daß der 
Deutsche Bundestag angesichts der in fast allen Be-
reichen der Verkehrswirtschaft feststellbaren Krisen-
situation eine Neuordnung des gesamten Transport-
wesens einleitet. Ob das Verkehrspolitische Pro-
gramm, das heute in der ersten Lesung steht, ein 
Schritt auf diesem Wege sein wird, hängt davon ab, 
wie dieses Programm nach den Beratungen aussehen 
wird. Die heutigen Beiträge, die bis jetzt gehalten 
wurden und die noch kommen, lassen den Schluß 
zu, daß wohl sehr starke Absichten zu erkennen 
sind, eine Verwässerung vorzunehmen, auch bei 
allen Beteuerungen, die man glaubt geben zu müs-
sen. Die Bestrebungen und die Kräfte zur Verwässe-
rung sind rege und vielseitig. 

Ich möchte in der ersten Lesung zum Verkehrs-
politischen Programm zu den Einzelheiten nicht viel 
sagen und behalte mir vor, das in den Beratungen 
zu tun. Ich möchte aber die erste Beratung benutzen, 
um mich mit einigen Behauptungen auseinanderzu-
setzen oder, wie der Antrag des Kollegen Müller

-

Hermann besagt, eine nüchterne Analyse der ge-
gebenen Tatsachen vorzunehmen. Ich möchte Ihrem 
Wunsch gern entsprechen, Herr Kollege Müller

-

Hermann, daß das Vergangene vergessen sein soll 
und man sich gegenseitig keine Vorwürfe machen 
möchte. Ich glaube, gegenseitige Vorwürfe können 
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wir uns sowieso keine machen, weil die Verantwor

-

tung in der Vergangenheit nur auf einer Seite lag. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Irrtum!) 

Wir haben ein Verkehrspolitisches Programm, das 
demnächst diskutiert wird. Aber seit zwanzig Jah-
ren haben wir mindestens ein Dutzend Gutachten, 
Programme und Berichte kennengelernt. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Und keines be

-

achtet!) 

Zwei wurden heute zitiert: 1958 der Brand-Bericht, 
der 1960 ins Parlament kam, und 1966 das Treuhand

-

Gutachten. Wie schon gesagt: Manche guten Vor-
schläge, die darin standen, haben keine Entschei-
dung gefunden. Es wurde hinausgezögert. Das  Er-
gebnis dieser zwanzig Jahre, so sagen Experten, ist 
ein Scherbenhaufen im Verkehr. Die Bundesbahn 
sei total verschuldet, wird gesagt, die Zinsenlast 
erdrücke sie fast. Das trifft zu. Die Deutsche Bun-
desbahn hat zur Zeit 16 Milliarden Schulden. Sie 
zahlt im Jahr 900 Millionen an Zinsen. Das sind am 
Tage 2,4 Millionen, stündlich 100 000 DM, und wäh-
rend der Diskussion um dieses Programm, die nun 
mehrere Stunden dauert, hat die Bundesbahn 1 Mil-
lion verdienen müssen, um die Zinsen zu zahlen, 
die auf Grund der Belastungen entstanden sind. Die 
Deutsche Bundesbahn zahlt Zinsen in Höhe von 10 % 
ihrer Betriebseinnahmen. Sie werden nicht in der 
Lage sein, mir eine Firma, ein Unternehmen in der 
Bundesrepublik nennen, das eine gleich hohe Zins-
belastung ohne Schwierigkeiten vertragen könnte. 
In der Industrie beträgt die Zinslast bekanntlich 
etwa 3 bis 4 %. 

Die Frage steht nun im Raum: Wieso die Zinsen? 
Wieso die Belastung der Deutschen Bundesbahn? 
Es wäre sehr interessant gewesen, dazu einmal 
einiges mehr zu hören, damit der Öffentlichkeit auch 
einmal dargelegt wird, wieso die Deutsche Bundes-
bahn diese Verschuldung hat auf sich nehmen müs-
sen. Lag es an ihr selbst? Lag es an den parlamen-
tarischen Entscheidungen? Lag es an der Leitung der 
Deutschen Bundesbahn oder an ihrem Personal? 
Die Antwort darauf hat bei allen wohlwollenden 
Erklärungen und-  gewissen Belobigungen für das 
Personal, die ich sehr gern entgegengenommen 
habe, doch gefehlt. 

Ich möchte die Antwort darin sehen, daß die 
Schuldenlast der Deutschen Bundesbahn in erster 
Linie das Ergebnis der Verkehrs- und Finanzpolitik 
der letzten 20 Jahre ist. Die Bahn wurde 20 Jahre 
vernachlässigt. Ich will nicht die Vergangenheit 
heraufbeschwören, wie es 1945 mit den vielen Zer-
störungen war: 34 000 km Gleise, 2500 Brücken, 
810 000 Waggons und 24 500 Lokomotiven. Das 
muß man aber wissen. Die Bahn war völlig zer-
stört. Während die Wirtschaft Gewinne verzeich-
nete, die sehr beachtlich in die Höhe schnellten, hat 
die Deutsche Bundesbahn eben nicht die Möglich-
keit gehabt, über den Preis zu finanzieren. Die 
Deutsche Bundesbahn mußte ihre Preise sogar nie-
drig halten, und zwar auf Grund von Wünschen der 
Bundesregierung. Die Deutsche Bundesbahn hat 
jahrelang ihre politischen Lasten allein getragen. 

Notwendige Investitionen, die man seit einigen Jah-
ren so groß schreibt, hat die Deutsche Bundesbahn 
— auch für ihre Fahrwiege — mit Kredit finanzieren 
müssen. Bis 1965 waren es 32 Milliarden DM, da-
von 14 Milliarden DM für den Fahrweg. 

Die Kriegsschäden — meine Damen und Herren, 
auch das muß heute gesagt werden, es muß immer 
wieder gesagt werden — wurden der Bahn nur 
teilweise ersetzt, obwohl ein Gutachten — wieder 
ein Gutachten! — zu diesem Zweck erstellt wurde, 
nämlich das Gutachten des Beyer-Ausschusses von 
1957. Die Schlußfolgerung, die die Regierung dar-
aus zog, war gleich Null. In anderen Staaten der 
EWG dagegen wurden den Bahnen ihre Kriegs-
schäden praktisch voll abgegolten. 

Zur Zeit hat also die Deutsche Bundesbahn die 
hohe Verschuldung, die hohe Zinslast, womit sie 
fortgesetzt in Schwierigkeiten gerät. Ich möchte mit 
Erlaubnis des Herrn Präsidenten zitieren. Am 
14. September 1966 sagte der Herr Bundesverkehrs-
minister Seebohm, daß die Mehrzahl der Schwierig-
keiten bei der Deutschen Bundesbahn viel weniger 
in der ungenügenden Ertragskraft der Bahn als viel-
mehr darin begründet ist, daß uns für die Fremd-
finanzierung der Investitionen in den letzten Jah-
ren zu einem Großteil nur solche Mittel zur Ver-
fügung standen, deren Laufzeit wesentlich zu gering 
war, um sich ordnungsmäßig entsprechend der Le-
bensdauer der dafür beschafften Anlagen zu amor-
tisieren. Das hört sich ganz anders an. Bedauer-
licherweise wurde es  nur nicht bei ernsthaften Ge-
sprächen angewandt. 

Die Deutsche Bundesbahn ist in den vergangenen 
20 Jahren nicht nur vernachlässigt, sondern auch 
benachteiligt worden. Ich muß das sagen, meine 
Damen und Herren, weil es in Vergessenheit gerät 
und weil man allzu gern die Gründe woanders 
sucht. Andere Staaten der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft haben rechtzeitig Regelungen für die 
Abgeltung betriebsfremder und gemeinwirtschaft-
licher Lasten getroffen. Die belgische Staatsbahn 
z. B. erhält dafür 350 Millionen, die Franzosen er-
halten 1750 Millionen und die Italiener 650 Millio-
nen. Auch ein neues Gutachten, das sogenannte 
Wetzler-Gutachten aus dem Jahre 1955, für die 
Bundesregierung erstellt, hat keine Schlußfolgerung 
gefunden. Erst im Jahre 1959 hat die Deutsche Bun-
desbahn lediglich eine Ausgleichszahlung von 
300 Millionen DM bekommen. Das sind Sünden der 
Vergangenheit, die genannt werden müssen. Im 
gleichen Zeitraum hat die französische Staatsbahn 
kraft Gesetzes 60 % der Wegekosten erhalten, 
die Deutsche Bundesbahn dagegen nichts, meine 
Damen und Herren. So oft ist man geneigt — auch 
bei unseren Europäern —, die französische Staats-
bahn, die SNCF, als Beispiel hinzustellen, wenn es 
um Tonnenkilometer und Leistungen geht. Ich 
würde es begrüßen, wenn auch einmal das Beispiel 
mit den 60 % Wegekostenfinanzierung, das ich 
vorhin genannt habe, für die Deutsche Bundesbahn 
in die Diskussion einbezogen würde. 

Auch heute habe ich wieder vernommen, die 
Deutsche Bundesbahn solle sich kaufmännisch ver- 
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halten. Meine Damen und Herren, das ist richtig. 
Aber wenn man das sagt, dann muß man wissen, 
daß die Deutsche Bundesbahn seit eh und je in 
Fesseln gelegt war und daß sie 20 Jahre lang in der 
Preispolitik behindert wurde. Nennen Sie mir ein 
Unternehmen, das draußen marktwirtschaftlich ar-
beiten soll, das in der Wirtschaft nach Angebot und 
Nachfrage arbeiten soll und muß, das in der Preis-
politik von Staats wegen behindert wird, das in der 
Kalkulation Eingriffe hinnehmen muß. Sie werden 
mir keines nennen können. Bei der Deutschen Bun-
desbahn, das muß man wissen, konnten die Tarife 
nicht nach der Betriebslage orientiert werden, son-
dern sie mußten den Bedürfnissen der Binnenschiff-
fahrt, den Bedürfnissen des Güterkraftverkehrs und 
den Bedürfnissen der Wirtschaft angepaßt werden. 
Die Tarife, die die Deutsche Bundesbahn einführen 
wollte, mußten vor Einreichung mit eben diesen 
Verkehrsträgern erst einmal abgestimmt werden. 
Kamen die Anträge nach Bonn, dann dauerte es 
mitunter 20 Monate, bis  ein solcher Tarif genehmigt 
wurde. Meine Damen und Herren, das ist undenkbar 
für ,ein Unternehmen, von dessen Leitung man eine 
kaufmännische Geschäftsführung fordert. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das haben Sie 
 doch jahrelang auch für schön gehalten!) 

— Aber nein, Herr Dr. Müller-Hermann, ich glaube, 
diese Feststellung darf ich eher mit Ihrer Person 
verknüpfen. 
Ich möchte noch . folgendes sagen: Selbst wenn 

Änderungsanträge für Tarife  in  Bonn eingereicht 
wurden, hat es auf Grund von Einwendungen Zu-
rückweisungen gegeben. Anpassungen mußten vor-
genommen werden auf Grund von Anpassungsauf-
trägen, ja sogar das Wirtschaftsministerium hat die 
Zurückstellung solcher Anträge gefordert und auch 
erreicht. In allen Fällen, 'in denen die Deutsche  Bun-
desbahn mit  Tarifanträgen kam, um den kaufmänni-
schen Forderungen Rechnung zu tragen, wurden 
diese Anträge abgelehnt, wenn es ein sogenannter 
unbilliger  Wettbewerb war. 

(Zuruf des Abg. Ramms.) 

— Ich kann eine Menge Beispiele in  Verbindung mit 
der Binnenschiffahrt nennen, Herr Ramms. Ich 'denke 
hier an den AT 3 P 1; damals ging es um Bims. Das 
war genau das, was ich meine. Aber Sie wollen eine 
Frage stellen? — Bitte! 

Vizepräsident Dr. Mommer: Eine Zwischen-
frage von Herrn Ramms. 

Ramms (FDP) : Ist Ihnen bekannt, daß die Deut-
sche Bundesbahn seit 1. August 1961 bis heute über 
560 Ausnahmetarif-Anträge gestellt hat und daß 
davon 536 genehmigt worden sind? 

Seibert (SPD) : Das ist mir bekannt, Herr Ramms. 
Ich spreche auch von 20 Jahren, nicht von den letz-
ten drei Jahren. 
Und auf der anderen Seite darf ich darauf hin-

weisen, daß es eine ganze Reihe von Anträgen gibt, 
die nicht genehmigt wurden. Da will ich Ihnen ein 
ganz neues Beispiel sagen. Sehen Sie, die Deutsche 

Bundesbahn hatte doch die Altersgrenze für die 
Schülerfahrkarten auf 28 Jahre festgesetzt. Ein-
stimmig hat das Parlament damals gewünscht, daß 
diese Grenze wieder aufgehoben wurde. Der Bun-
desverkehrsminister hat daraufhin dem Vorstand der 
Bundesbahn nahegelegt, die Altersgrenze wieder 
aufzuheben. Das ist geschehen, aber ohne Ausgleich 
des Verlustes. Ein typisches Beispiel. Und so kann 
ich Ihnen Dutzende von Beispielen nennen, meine 
Damen und Herren. 

Es wurde heute so viel von Strukturveränderun-
gen gesprochen, die für die Einnahmen der Deut-
schen Bundesbahn entscheidend waren. Aber über-
sehen Sie doch bitte nicht, daß wir seit 20 Jahren 
der Bahn durch das Parlament oder durch das Kabi-
nett, durch den Verkehrsminister Entscheidungen 
auferlegt haben und die Bahn damit bewußt um 
Einnahmen brachten. Ich werde Ihnen Beispiele da-
für liefern. Die Maße der Lkws wurden von 16 auf 
18 m, die Gewichte der Lastkraftwagen wurden von 
32 auf 38 t erhöht. Die Aufstockung der Kontingente 
der Güterfernverkehrsfahrzeuge ist noch in guter 
Erinnerung; sie betrug 8 Va.  Außerdem hatten wir 
eine Senkung der Werkfernverkehrsteuer von 5 auf 
3 Pfennig entgegenzunehmen, obwohl derselbe 
Werkfernverkehr sich damals auf dem Margareten-
hof mit der Beförderungsteuer einverstanden erklärt 
hatte, weil er sich damit der beabsichtigten Kontin-
gentierung entziehen konnte. Das war damals die 
Diskussion: Kontingentierung des Werkfernver-
kehrs oder Beförderungsteuer? Das Ergebnis war: 
Beförderungsteuer mit Zustimmung des Werkfern-
verkehrs. Das will er heute nicht mehr wissen. 

Diese Maßnahmen, die ich eben genannt habe und 
die die Einnahmen der Deutschen Bundesbahn prak-
tisch zusammenstrichen, — — 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: So was nennt 
man Erpressung!) 

— Bitte? — Ich dachte, Sie hätten etwas gefragt, 
Herr  Dr. Müller. Ihren Zwischenruf habe ich nicht 
verstanden, ich kann deshalb nicht darauf eingehen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Gott sei Dank; 
ich sprach von Erpressung!) 

— Sie sprachen von Erpressung; schön. 

Die Maßnahmen, die ich vorhin genannt habe, 
haben der Deutschen Bundesbahn einen Einnahme-
verlust von 400 Millionen DM verursacht. Das ist 
keine Behauptung von mir; das wurde am 12. Fe-
bruar 1964 hier in diesem Hause von dem damaligen 
Bundesverkehrsminister bestätigt. Sehen Sie, meine 
Damen und Herren: mit all diesen Maßnahmen, 
die ich jetzt aufzeichnete, zeigte sich doch, daß alle 
Bemühungen der Deutschen Bundesbahn mit Ratio-
nalisierungen umsonst sind. Hunderttausend Leute 
wurden eingespart; d. h. mehr als hunderttausend; 
120 000 wurden eingespart seit dem Brand-Gutach-
ten, das heute mehrmals genannt wurde. 82 000 sol-
len noch eingespart werden. Gewiß wird die wei-
tere Rationalisierung im Bereich der Deutschen 
Bundesbahn weitere Kräfte einsparen. Aber ich 
möchte in aller Deutlichkeit sagen:  diese Einspa- 
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rungen werden keine entscheidende Maßnahme für 
eine Sanierung sein. 

Zwei Punkte dürfen nicht übersehen werden. 

Erstens. Im Jahre 1967, in dem Jahr, in dem wir 
bereits den Leber-Plan diskutiert haben, hat die 
Deutsche Bundesbahn schon auf der Grundlage 
dieser Überlegungen 22 000 Kräfte eingespart. Sie 
können also gar nicht mehr mit 82 000 rechnen. 

(Zuruf.) 

— Im vergangenen Jahr 1967, Herr Kollege, hat die 
Deutsche Bundesbahn schon im Hinblick auf die 
über den Leber-Plan angestrebten Ziele durch ver-
stärkte Rationalisierung 22 000 Kräfte eingespart. 
Die müssen Sie jetzt schon im Geiste absetzen. Sie 
dürfen also mit 82 000 gar nicht mehr rechnen. Ich 
sage das heute bereits; nicht daß Sie in einigen 
Jahren kommen und vorrechnen: „Wo sind die 
82 000?" Die sind mit 22 000 schon passé, die sind 
schon weg. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Was der Minister dazu sagt, fragen Sie, Herr 
Erhard. Nun, die Frage habe ich noch nicht an ihn 
gestellt. Aber er wird das genau wissen, und er 
wird es auch so sehen. 

Ich darf Sie außerdem darauf hinweisen, Herr 
Erhard, daß der Vorschlag der Deutschen Bundes-
bahn, 82 000 im Rahmen der Mifrifi einzusparen, 
ohne Berücksichtigung der Auswirkungen der Ar-
beitszeitverkürzungen gemacht worden ist. Arbeits-
zeitverkürzungen, die im Laufe dieses Zeitraums 
durchgeführt werden, müssen Sie dabei auch noch 
einmal korrigierend berücksichtigen. — Bitte, Herr 
Dr. Müller-Hermann! 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Seibert, wollen Sie uns denn nun nicht einmal auch 
von Ihrer Seite aus verraten, wie Sie sich eine 
Sanierung der Bundesbahn vorstellen außer über 
die Abwürgung der Konkurrenz der Bahn? 

Seibert (SPD) : Seien Sie nicht so ungeduldig! Ich 
habe Ihnen eine Dreiviertelstunde zugehört, da wer-
den Sie mir mal eine Viertelstunde zuhören. Ich bin 
auch nicht ungeduldig geworden, ich habe Sie nicht 
einmal unterbrochen, obwohl es eine Menge Gele-
genheit dazu gegeben hätte, weil ich mir sage: wir 
haben ja die Gelegenheit in den Ausschüssen; wir 
sollten einander die Zeit hier nicht nehmen, zumal 
noch so viele sprechen wollen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Ich schweige 
von jetzt ab! — Heiterkeit.) 

Aber  Sie reagieren empfindlich, Sie wollen anschei-
nend nicht hören, was ich Ihnen vorhalte. Ich meine, 
das ist doch so, das können Sie doch nicht von der 
Hand weisen, und ich kann doch nicht dafür, daß 
Ihr Name mit dieser Politik in den vergangenen 
Jahren so stark verbunden gewesen ist. — 

Ich darf aber den Punkt 2 zu Ende führen, und 
dabei bitte ich Sie um Ihre besondere Aufmerk-
samkeit. Bei der Bahn wird eine 44- bis 54stündige 
Arbeitszeit geleistet. Ich wünschte, Herr Dr. Müller- 

Hermann, daß Sie Ihre Aktivität auf dem Personal-
sektor, Ihre Vorstellungen über das Attraktivma-
chen des Berufes bei der Deutschen Bundesbahn ein-
mal genauso aktiv verwendeten bei den Vorstel-
lungen des Personals, eine Verkürzung der Arbeits-
zeit zu bekommen. Ich wäre Ihnen sehr dankbar, 
wenn Sie die Bemühungen des Personals, von einer 
Arbeitszeit von 44 bis 54 Stunden möglichst bald 
und entscheidend herunterzukommen, aktiv unter-
stützen würden, so daß wir auch ein Ergebnis be-
kämen. Bislang haben wir das leider vermißt, wenn 
es darum ging, Entscheidungen zu treffen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das ist Sache 
der Tarifpartner, nicht Sache des Parla

-

ments!) 

— Sie übersehen, daß es hier auch einen großen Teil 
Personal gibt, dessen Arbeitszeit parlamentarisch 
geregelt werden muß. In dieser Frage spreche ich 
Sie an, in Tariffragen spreche ich Sie überhaupt 
nicht an. Der § 72 des Beamtengesetzes muß geän-
dert werden, wenn Sie die Arbeitszeit ändern wol-
len, und das ist Sache des Parlaments. Verzeihen 
Sie, wenn ich Ihnen das sagen mußte. Aber man 
kann ja nicht alles wissen. 

(Heiterkeit. — Abg. Niederalt: Wir sind 
froh, daß es einige gibt, die alles wissen!) 

— Dazu gehöre ich nicht, Herr Niederalt, dazu 
möchte ich auch nicht gehören, das wäre zu strapa-
ziös. — Ich möchte Sie also bitten, das Personal 
der Deutschen Bundesbahn im Gleichklang mit der 
weiteren Rationalisierung teilnehmen zu lassen an 
dem sozialen Fortschritt, wie er sich allgemein ein-
stellt, und auch teilnehmen zu lassen an der Ver-
kürzung der Arbeitszeit. Denn mit welchem Recht, 
Herr Niederalt, sollen z. B. bei der Bahn zehn Stun-
den mehr gearbeitet werden bei einer Bezahlung 
von 44 Stunden, bei Nachtarbeit, Feiertagsarbeit und 
Auswärtsarbeit? Mit welchem Recht hat z. B. Herr 
Dr. Müller-Hermann in seinem Änderungsantrag die 
Frage angeschnitten — und ich möchte sie komplett 
ansprechen —, daß der Personalabbau noch gestei-
gert werden soll? Sie sprechen nicht von Personalab-
bau, Sie sprechen von Personalintensität. Mit wel-
chem Recht fordern Sie das, wenn es wirklich Ihr 
Anliegen ist, — — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist ja ganz 
etwas anderes! Um sie rentabel zu ma

-

chen!) 

So einfach kann man sich das wirklich nicht machen, 
so einfach geht es nicht. Ich habe Ihnen vorhin auf-
gezeigt, wo die Gründe liegen. Wenn Sie wirklich 
den Beruf bei der Bahn attraktiv machen wollen, 
Herr Dr. Müller-Hermann, dann brauchen wir weder 
Prämien, wie vorschlagen, — — 

Vizepräsident Dr. Mommer: Herr Abgeord-
neter, gestatten Sie eine Frage des Herrn Abgeord-
neten Niederalt? — 

Niederalt (CDU/CSU) : Ich wollte Sie  nur fragen, 
Herr Kollege: Sie sind doch mit mir der Auffassung, 
daß die Intensität nicht nur durch Arbeitszeitverlän-
gerung gesteigert werden kann, sondern auch durch 
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andere Methoden, von denen uns heute der Herr 
Bundesverkehrsminister einige ganz plastische Bei-
spiele vorgetragen hat? 

Seibert (SPD) : Sehr richtig! Ohne das wäre das 
auch nicht möglich, ohne das kämen die Zahlen auch 
nicht zustande. Ich habe auch nichts gegen die Zah-
len gesagt, sondern gegen die darüber hinaus gefor-
derte Steigerung der Personalintensität, wie sie 
hier von Herrn Dr. Müller-Hermann angesprochen 
worden ist. Ich bitte, das doch auseinanderzuhalten; 
das sind zweierlei Stiefel. 

Ich habe vorhin gesagt, wenn wir den Beruf bei 
der Deutschen Bundesbahn attraktiv machen wollen, 
dann brauchen wir weder Prämien für die Vermitt-
lung in die Privatwirtschaft, wie Sie vorgeschlagen 
haben, noch brauchen wir speziell eine Bundesper-
sonalausgleichsstelle. Was wir brauchen, meine 
Damen und Herren, ist ein Votum, das neben einer 
Arbeitszeitverkürzung die  Dienstdauervorschrif ten  
bei der Deutschen Bundesbahn beseitigt, wonach 
54stündige Arbeitszeiten verlangt und geleistet wer-
den. Ich bin der Meinung — und ich hoffe, mich 
da in Übereinstimmung mit vielen Damen und Her-
ren dieses Hauses zu befinden —, daß eine Wochen-
arbeitszeit von maximal 54 Stunden dieses sozialen 
Rechtsstaates unwürdig ist. Die Große Koalition, 
wie ich sie mir vorstelle, wurde doch nicht gebildet, 
um soziale Verzerrungen zu stabilisieren oder sie 
durch verkehrspolitische Fehlentscheidungen gar 
noch zu verschlimmern, sondern meiner Meinung 
nach ist die Große Koalition gebildet worden, um 
auch auf dem Gebiet des sozialen Fortschritts und 
der Notwendigkeiten, bezüglich derer für die Be-
schäftigten eine Regelung gefunden werden muß, 
eine fortschrittliche Einstellung zu haben. 

Ich möchte mir vorbehalten, auf die einzelnen 
Vorschläge zur Reorganisation, die hier dargelegt 
worden sind — Verwaltung, Betrieb, Streckenstille-
gungen —, während der Beratungen in den Aus-
schüssen näher einzugehen. Ich möchte den heutigen 
Tag dazu nicht benutzen. Ich hoffe aber, daß bei den 
Beratungen auch das Problem der Wegekosten, das 
vorhin angesprochen wurde, im Sinne der EWG- 
Kommission einer Lösung zugeführt wird. Meine 
Damen und Herren, die Diskussion über die Wege-
kosten wird uns in ihren Einzelheiten zeigen, wie 
wichtig dieses Problem für eine Verkehrsordnung 
ist. Nur wenn es gelingt, die Straße zu entlasten, das 
Massengut zum Teil auf die Bahn zurückzuführen, 
die Bahn zu entschulden, die Wettbewerbsverzerrun-
gen insbesondere bei den Wegekosten zu besei-
tigen, und wenn alle Verkehrsträger dazu einen 
Beitrag leisten, kann es eine sinnvolle Verkehrs-
ordnung geben. 

Ich hoffe, daß die Diskussions um das Verkehrspo-
litische Programm der Bundesregierung zu einem 
Ergebnis führt, das nicht verwässert und zerredet 
wird. Ich hoffe, daß die Entscheidungen nicht hinaus-
geschoben werden, sondern daß dieser erste Schritt 
von vielen Schritten, die folgen müssen, um zu 
einem Ergebnis zu kommen, möglichst bald getan 
wird. Mögen die Damen und Herren dieses Hauses  

bereit sein, recht bald entsprechende Entscheidungen 
zu treffen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Mommer: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Weiland. 

Weiland (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Mein Wunsch 
ist es, mich mit dem Teil des Verkehrspolitischen 
Programms der Bundesregierung für die Jahre 1968 
bis 1972 zu beschäftigen, der die Deutsche Bundes-
bahn betrifft, und zwar vornehmlich unter betriebs-
wirtschaftlichen Gesichtspunkten. Da die Zeit schon 
sehr fortgeschritten ist, bin ich von meinen Kol-
legen gebeten worden, mich möglichst kurz zu fas-
sen. Ich will deshalb nur einige Gedanken vortragen. 

Die wirtschaftliche Lage der Deutschen Bundes-
bahn gibt wirklich zu ernster Sorge Anlaß. Die jähr-
liche Erfolgsrechnung zeigt von Jahr zu Jahr trotz 
steigender Erstattungen für betriebsfremde Lasten 
durch den Bund höhere Verluste. Während 1960 
noch ein in etwa ausgeglichenes Jahresergebnis vor-
gelegt werden konnte, stiegen die Verluste 1966 be-
reits auf 1100 Millionen DM bei erfolgswirksamen 
Abgeltungsleistungen des Bundes von rund 800 Mil-
lionen DM. 1967 betrug dieser Verlust bei der Bahn 
bereits 1600 Millionen DM bei Erhalt von Abgel-
tungsleistungen in Höhe von 1100 Millionen DM. 

Vizepräsident Dr. Mommer: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage, Herr Abgeordneter? 

Weiland (CDU/CSU) : Gern, Herr Kollege Sei-
bert.  

Seibert (SPD) : Sie haben vorher das Jahr 1960 
und die folgenden Jahre genannt und festgestellt, 
daß die Verluste der Bahn gestiegen sind. Glauben 
Sie nicht auch, daß diese Tatsache mit den Verkehrs-
novellen, die 1961 wirksam wurden und die den 
Anfang dieser Entwicklung, die Sie mit Recht kriti-
sieren, bedeuten, in Verbindung zu bringen ist? 

Weiland (CDU/CSU) : Herr Kollege Seibert, ich 
sehe die Bilanz der Bundesbahn hauptsächlich unter 
strukturellen Gesichtspunkten. Gerade die Struktur-
veränderungen haben dazu geführt, daß diese Ver-
luste bei der Deutschen Bundesbahn in Erscheinung 
treten konnten, 

(Zustimmung in der Mitte) 

denn der Massengutverkehr, von dem hier sehr 
viele Kollegen sprechen, ist gar nicht mehr vor-
handen. Die Massen sind abgewandert; sie sind gar 
nicht mehr vorhanden. Ich erinnere an das, was 
mein Kollege Dr. Müller-Hermann vorhin erwähnt 
hat: daß die traditionellen Kohlentransporte, die 
einen erheblichen Umfang bei der Deutschen Bun-
desbahn hatten, nicht mehr erfolgen, weil die Kohle 
an Ort und Stelle in elektrischen Strom umgewan-
delt und über elektrische Leitungen transportiert 
wird. Darüber hinaus haben wir noch die starken 
Transportverluste bei Mineralöl zu Lasten der Deut- 
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schen Bundesbahn zu verzeichnen. Auch das ist ein 
wichtiger Grund für die wirtschaftliche Lage der 
Bahn. 

Wie Sie wissen, befürchtet die Bundesbahn, daß 
die zu Lasten des Bundes zu erbringenden Leistun-
gen einschließlich der vom Bund zu zahlenden Er-
stattungsbeträge 1972 die 5-Milliarden-DM-Grenze 
übersteigen könnten. Welche Auswirkungen das auf 
die Haushaltslage des Bundes haben würde, kön-
nen Sie sich alle ganz allein denken. Deshalb ist es 
notwendig, Maßnahmen zu ergreifen, die die Defi-
zite der Bundesbahn nachhaltig zurückführen. 

Last not least — Herr Kollege Seibert, das sage 
ich besonders zu Ihnen als Vertreter der vielen Be-
diensteten der Deutschen Bundesbahn — gilt es 
auch, die Aufgabe zu lösen, gerade den Mitarbei-
tern, die sich nach meiner Kenntnis durch Pflicht-
bewußtsein und durch sehr beachtliche Fachkennt-
nisse auszeichnen, die schwere seelische Belastung 
zu nehmen, bei einem Unternehmen tätig sein zu 
müssen, dessen Existenz aus eigener Kraft nicht ge-
sichert ist. 

Wie konnte es zu einer solchen Entwicklung bei 
der Bundesbahn kommen? Die Gründe sind viel-
fältig. Bei der Bahn führten sowohl äußere als auch 
innere Ursachen zu dieser negativen Entwicklung. 

Auf die Einflüsse von außen habe ich schon vorab 
hingewiesen, als Sie mich auf die strukturellen Um-
stellungen in der Grundstoffindustrie ansprachen; 
ich habe darauf hingewiesen, daß die Nachfrage 
nach Transportleistungen im Massengutverkehr im-
mer mehr zurückgeht. In diesem Zusammenhang 
braucht nur auf die Umwandlung der Kohlen-
transporte in Elektrizitätstransporte hingewiesen zu 
werden. 

Die laufend steigende Motorisierung auf der 
Straße führt zu einem wachsenden Anteil des Güter-
kraftverkehrs am gesamten Transportvolumen. Sie 
bewirkt ferner eine starke Abwanderung von der 
Schiene zum individuellen Verkehr mit dem Pkw. 
Letztens ermöglicht der Ausbau des Straßennetzes 
in der Bundesrepublik Deutschland eine wesentliche 
Verkürzung der Transportzeiten im Straßenverkehr 
und führt dadurch laufend zur besseren Kapazitäts-
ausnutzung der Straßentransportmittel. Als innerer 
Einfluß wirkt insbesondere auf die Bundesbahn ein, 
daß sie in erheblichem Maße personalintensiv ist 
und bisher auch auf Grund der vorgegebenen Be-
triebsabläufe sein mußte. 

Die Situation auf den Verkehrsmärkten ist von 
unterschiedlichen Tendenzen gezeichnet. Im Gesamt-
güterverkehr sieht man seit Jahren eine steigende 
Transportleistung. Dagegen ist festzustellen, daß 
der Anteil am Güterverkehr bei der Bahn langsam 
aber stetig rückläufig ist. Hier zeigt sich die Bevor-
zugung der Motorisierung bei den Transporten. 
Ferner wirkt es sich aus, daß der Massengutver-
kehr insgesamt rückläufig ist. Der gleiche Rückgang 
ist, wenn auch bescheidener, beim Personenverkehr 
der Deutschen Bundesbahn festzustellen. Dennoch 
hat die Bundesbahn spezifische Vorteile. Die spezifi-
schen Vorteile der Bahn liegen im Transport großer 
Massen, sie liegen im Transport über weite Entfer-

nungen, und sie wirken sich überproportional mit 
der Verdichtung der Zugfolge aus. 

(Vorsitz: Vizepräsident Schoettle.) 

Das verkehrspolitische Leitbild für die Deutsche 
Bundesbahn sieht für ihre Unternehmensleitung 
völlig anders aus als für die Bundesregierung und 
für den Bundestag. Die Unternehmensleitung sollte 
sich stets an einer optimalen kaufmännischen Kon-
zeption orientieren. Sie muß in der Deutschen Bun-
desbahn einen konkurrierenden Wirtschaftsbetrieb 
sehen, den sie nur nach marktwirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten führen darf. Der Preis — der Erlös für 
die verkauften Verkehrsleistungen — soll in vollem 
Umfange das alleinige Regulativ sein. Eine Führung 
der Geschäfte der Deutschen Bundesbahn kann nur 
von der Unternehmensleitung verantwortet wer-
den, wenn sie allein unter dem Gesichtspunkt der 
Eigenwirtschaftlichkeit geführt werden. 

Die unternehmerische Maxime steht aber nicht 
in Einklang mit einer verantwortungsbewußten, der 
Öffentlichkeit verpflichteten Verkehrspolitik durch 
Bundestag und Bundesregierung. Sie kann es auch 
gar nicht, denn feststehender Grundsatz der deut-
schen Verkehrspolitik ist es, volkswirtschaftlich 
übergeordnete Gesichtspunkte zu berücksichtigen, 
alle Zweige der Wirtschaft und auch der Landwirt-
schaft zu fördern, zu  einer gesunden Raumordnung 
beizutragen, die Interessen unserer Sicherheit zu 
wahren und noch viele sonstige politische Ziele er-
füllen zu helfen. 

Die Vorschläge, die die Bundesregierung in ihrer 
Vorlage macht, sind Ihnen allen ausreichend be-
kannt. Sie sind das Ergebnis langjähriger Über-
legungen, Untersuchungen und Arbeiten sowohl bei 
der Deutschen Bundesbahn als auch im Bundesver-
kehrsministerium. Diese vorgeschlagenen Maßnah-
men lassen die Absicht erkennen, das Angebot von 
Verkehrsleistungen durch die Deutsche Bundesbahn 
dem Markt anzupassen, also die bereitstehende Ka-
pazität zu verringern. Ich glaube aber, darauf hin-
weisen zu müssen, daß man ganz besonders darüber 
nachdenken sollte, welche vertrieblichen Maßnah-
men sich anbieten, um eine Umsatzausweitung bei 
der Deutschen Bundesbahn zu erzielen. Der Herr 
Bundesverkehrsminister hat z. B. vor kurzem im 
Personenverkehr erhebliche Fahrpreisermäßigungen 
in betriebsschwachen Zeiten für ältere Menschen zu-
gelassen. Ich halte das für eine gute Maßnahme, die 
auf eine bessere Kapazitätsauslastung hinzielt. 

Obwohl die Aufzählung der zu ergreifenden Ra-
tionalisierungs-, Modernisierungs- und sonstigen 
Organisationsmaßnahmen wirklich umfangreich ist, 
scheinen mir dennoch Ergänzungen sinnvoll zu sein. 
Zu welchen Ergebnissen würde denn das jetzt vor-
liegende Verkehrspolitische Programm bei der Deut-
schen Bundesbahn führen, wenn die entsprechen-
den wirtschaftlichen Daten berücksichtigt werden? 
Die uns zugegangenen Äußerungen des Vorstandes 
der Deutschen Bundesbahn geben darüber Auskunft. 

Der Vorstand der Deutschen Bundesbahn hat zwei 
Prognosen aufgestellt, eine auf der Basis einer 
17%igen Lohnerhöhung und die zweite auf der Ba- 
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sis einer 25%igen Lohnerhöhung. Nach der Pro-
gnose 1 würden sich die Jahresverluste von 1400 
Millionen DM in 1968 auf 1 Milliarde DM in 1972 
ermäßigen. Die erfolgswirksamen Bundesleistungen 
müßten von 1600 Millionen DM in 1968 auf 2100 
Millionen DM in 1972 steigen. Jahr für Jahr wären 
für Verluste und Ausgleichsleistungen rund 3 Mil-
liarden DM aufzubringen. 

Nach der Prognose 2 würden sich die Verluste 
1968 auf 1500 Millionen DM stellen und bis 1972 
auf 1400 Millionen DM fallen. Die Ausgleichslei-
stungen betrügen 1968 1700 Millionen DM. Sie stie-
gen bis 1972 auf 2200 Millionen DM. Insgesamt 
wären für die Jahre 1968 bis 1972 Leistungen zwi-
schen 3100 und 3600 Millionen DM zu erbringen. Die 
Frage ist: Sind diese Wirkungen für den Bundestag 
als ausreichend anzusehen? 

Die Bundesbahn beabsichtigt, ihren Personal-
bestand bis zum Jahre 1972 um weitere 82 000 Mit-
arbeiter zu senken. 

(Abg. Fellermaier: Das ist ganz neu!) 

— Nein, das ist nicht neu; aber ich muß ja minde-
stens einen Anknüpfungspunkt haben, um das zu 
sagen, was ich sagen will. Sonst müßte ich nur in 
Thesen sprechen, und das ist, soweit ich weiß, in 
diesem Hause nicht üblich. 

(Abg. Fellermaier: Können Sie uns nicht 
das Konzept geben?) 

— Das könnte ich auch. Aber vielleicht sind Sie so 
gütig und hören mir genauso liebenswürdig zu, wie 
ich das vorhin Ihnen gegenüber getan habe. 

Es kommt jedoch nicht allein auf die Senkung des 
Personalbestandes an, sondern auf eine wesentliche 
Herabsetzung des Verhältnisses der Personalkosten 
zum Ertrag. Die Personalkosten machten 1958 70 % 
des Ertrages aus. Sie liegen 1966 immer noch bei 
70 %, obwohl in der Zwischenzeit mehr als 100 000 
Mitarbeiter ausgeschieden sind. Wenn hier z. B. ge-
sagt worden ist, man denke daran, weitere 100 000 
Mitarbeiter der Deutschen Bundesbahn ausscheiden 
zu lassen, so ist das keine Überlegung, die ich an-
stellen möchte. Ich möchte vielmehr erreichen, daß 
wir mit den Mitteln der Marktanalyse, mit den 
Mitteln der Prognosen Wege finden, die zu einer 
Umsatzausweitung bei der Deutschen Bundsebahn 
führen. Dann könnten wir auch erreichen, daß der 
Anteil der Personalkosten — im Verhältnis zum Er-
trag — sich ohne weiteres senkt. 

Ferner beabsichtigt die Bundesbahn, dm großen 
Rahmen Strecken stillzulegen. Eine solche Maß-
nahme führt betriebswirtschaftlich dazu, daß minde-
stens die ortsfesten Anlagen bis auf Null abge-
schrieben werden müssen. Sollte man eine solche 
Abschreibung nicht sofort vornehmen? Man käme 
dann nämlich bereits im Jahre 1968 zu anderen Er-
gebnissen in der Kostenträgerrechnung und in der 
Betriebsabrechnung. Es könnte dann sein, daß sol-
che Dienstleistungen von auslaufenden Diensten 
durchaus noch einen Beitrag zur Steigerung der 
jährlichen Rentabilität leisten. 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Frage, Herr Abgeordneter? 

Fellermaier (SPD) : Herr Kollege Weiland, darf 
ich mal in aller Freundschaft fragen, ob Sie nicht auch 
meinen, daß diese Auslassungen im Detail eigent-
lich Ausschußberatungen vorbehalten sein sollten 
und die Grundsatzaussprache über das Verkehrs-
programm der Bundesregierung hier sicher spren-
gen? 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP.) 

Weiland (CDU/CSU) : Ich finde es außerordent-
lich liebenswürdig, besonders liebenswürdig von 
Ihnen, daß Sie mir diesen Hinweis bei meiner er-
sten Rede im Deutschen Bundestag geben. Ich 
werde mich bemühen, mich mehr den Usancen des 
Hauses anzupassen. Ich danke Ihnen. 

Ich darf noch ein Wort zu der Verbotsliste sagen, 
die diesem Hohen Hause vorliegt. Sie soll sicherlich 
auch dazu dienen, daß das Transportvolumen an 
Massengütern bei der Bahn erhöht wird. Nach An-
gaben der Deutschen Bundesbahn erwartet sie von 
der Verbotsliste maximal einen Mehrverkehr von 
25 Millionen t. Da die Verbotsgüter eine mittlere 
Versandweite von 200 km aufweisen, ergäbe sich 
die stolze Zahl von zusätzlichen 5 Milliarden Tarif-
kilometern. Die Deutsche Bundesbahn will aber die 
von den Kunden verlangte Haus-Haus-Bedienung 
zu einem Preis anbieten, „der an den entsprechen-
den Frachtsätzen des RKT orientiert ist". Das ist 
genau dasselbe, was Herr Minister Leber uns heute 
in seinem Referat gesagt hat. Die Bahn hätte aber 
immer im gebrochenen Verkehr zwei Umladungen 
mehr zu bewältigen als der Güterkraftverkehr. 
Würde sie sich an den Frachtsätzen des RKT orien-
tieren, dann ist es leicht, sich auszurechnen, daß 
dies ein Geschäft ist, das der Bahn neue Verluste 
in Höhe von leicht 100 Millionen bringen wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
ich gratuliere Ihnen zu Ihrer Jungfernrede, aber 
mit einem etwas schlechten Gewissen; denn Sie 
haben in flagranter Weise gegen den § 37 unserer 
Geschäftsordnung verstoßen. Sie haben Ihre Rede 
beinahe — ich glaube sogar: wörtlich — vorgelesen. 
Das ist nach der Geschäftsordnung nicht üblich, zu-
mal Sie diem Präsidenten nicht mitgeteilt haben, 
daß Sie vorzulesen beabsichtigen. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Außerdem haben Sie länger geredet, als Ihre Zu-
sage war; aber das kommt vor, das will ich nicht 
als besonders gravierend ansehen. 

(Abg. Weiland: Ich bitte um Entschuldi

-

gung!) 

Das Wort hat der Abgeordnete Riedel. Er ver-
sprach, nur zehn Minuten zu reden. 

Riedel (Frankfurt) (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Einer Hohen Regierung 
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und auch ihren Mitgliedern steht es wohl an, Ideen 
zu haben und Initiativen zu entfalten. Im Falle des 
Herrn Bundesverkehrsministers ist festzustellen, 
daß er zwei Grundmotive für das Vorbringen seiner 
Vorlagen hat. 

Einmal geht es um die lastende Verantwortung 
für das Geschehen auf unseren Straßen. Die Neuzu-
lassung von Kraftwagen stieg sogar im vorigen 
Jahr noch um 700 000 Einheiten an, obwohl es ein 
Jahr wirtschaftlicher Rezession war. Mit der Zu-
nahme der Verkehrsdichte steigen leider auch die 
Zahlen der Verkehrstoten. Über 17 000 Verkehrstote 
zwingen Regierung, Volksvertretung, abler auch 
alle Verkehrsteilnehmer, auf Auswege und Abhilfe 
zu sinnen. 

Zum zweiten stehen wir innerhalb der EWG vor 
dem großen Gemeinsamen Markt ab 1. Juli 1968. 
Seit 1965/66 ist die Verwirklichung einer gemeinsa-
men Verkehrspolitik der EWG durch die politische 
Lustlosigkeit des Ministerrats ins Stocken geraten. 
Zum Gemeinsamen Markt gehört eben mehr als 
abgebaute Zölle und aufgehende Schlagbäume; vor 
allem eine wettbewerbsgleiche Plattform für den 
Warenstrom ist da vonnöten. Aus der augenschein-
lichen Konzeptionslosigkeit im Europa der EWG ist 
es wohl zu erklären, daß die von Herrn Bundesmini-
ster Leber entwickelten Vorstellungen im EWG- 
Bereich wie eine Initialzündung gewirkt haben. 

So weit, so gut. Aber hier beginnen die Aufgaben 
des Parlaments und auch meine Pflicht. 

Zunächst möchte ich einmal ausdrücken, daß mit 
diesen Regierungsvorlagen eine Aufgabe angefaßt 
wird, die in etwa gelöst werden muß, wollen wir 
als Regierung und Parlament nicht vor der wachsen-
den Beanspruchung unserer Straßen und Verkehrs-
einrichtungen kapitulieren. Darum vergeben sich 
auch weder die Regierung noch das Parlament et-
was, wenn nicht jeder Antrag zum Zuge kommt, der 
zu behandeln ist. Wichtig ist, daß wir verhältnis-
mäßig rasch zu ersprießlichen Lösungen kommen. 
Dazu helfen weder Prestigegedanken noch Recht-
haberei. Die Dinge sind kompliziert genug und er-
fordern ein gründliches Nachdenken und die richti-
gen Schlußfolgerungen. 

Zu Beginn meiner Ausführungen wies ich auf die 
jährlich steigende Zunahme des Pkw-Verkehrs hin. 
Wenn ich der Pkw-Zunahme von über 700 000 im 
Jahre 1967 die Abnahme von 9 000 Lastwagen gegen-
überstelle, dann isst es zumindest des Nachdenkens 
wert, ob das Heil für eine vernünftige Entwicklung 
des Verkehrs nur in einer Beschränkung und Dirigie-
rung des Lkw-Verkehrs zu finden ist. 

Wir sind uns wohl alle bewußt, daß die Sicher-
heit von Menschenleben im Verkehr oberstes ver-
pflichtendes Gebot ist.  Die  Verkehrssicherheit ist ein 
ebensolches Politikum wie die Tatsache, daß wir auf 
dem Wege sind,  ein Volk von Kraftfahrern zu wer-
den. Der Sättigungsgrad des Pkw-Besatzes ist in der 
Bundesrepublik noch nicht abzusehen. Das darf uns 
aber nicht die  Sicht dafür versperren, daß alle Ver-
kehrsteilnehmer zur Erreichung dieses Ziels beitra-
gen müssen. Es ist ebenso bequem wie nutzlos, eine  

bestimmte Fahrzeuggröße zum Verkehrssünder Nr. 1 
zu erklären und Übersteigerungen im Individualver-
kehr bis zum kriminellen Leichtsinn bei Pkw-Fahrern 
übersehen zu wollen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Wenn wir nicht solche Verwilderungen einfangen 
und eindämmen, weil wir den Wunsch von uns allen 
nach dem Auto ,als Politikum aufbauen und „Straße 
frei!" nur für den Pkw rufen, dann sind wir als Volk 
drauf und dran, den Wohlstand zu unser aller Plage 
werden zu lassen, — um mit dem klassischen Schil-
ler zu sprechen. 

Die Entwicklung des Güterverkehrs auf den Stra-
ßen vollzog sich nach der alten Erfahrung, daß das 
Bessere ides  Guten Feind ist. Die Verbreitung des 
direkten Haus-Haus-Verkehrs hat unstreitig zu Lei-
stungssteigerungen unserer Volkswirtschaft beige-
tragen und die Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirt-
schaft im internationalen Güteraustausch erhöht. 

Gestatten Sie mir bitte als Mitglied des Europäi-
schen Parlaments den  Hinweis, daß der Beginn des 
Gemeinsamen Markts innerhalb der Sechsergemein-
schaft am 1. Juli 1968 unsere Wirtschaft vor Anfor-
derungen im Wettbewerb stellt, für die wir optimale 
Voraussetzungen in der Kapazität, Mobilität und 
Kostengestaltung des Verkehrsangebots nötig haben. 

Dann muß auf einige Tatsachen eingegangen wer-
den, die, wenn sie nicht Berücksichtigung finden, ne-
ben den Kosten, höheren Preisen und Kapitalaufwen-
dungen auch zu Buche schlagende Kapitalverluste 
durch Entwertung und Preisgabe von Wirtschafts-
kapital zur Folge haben. 

Der Verkehrssektor ist aus seinen Strukturen und 
Kostenelementen zur Zeit nur bedingt mit den Mit-
teln des Wettbewerbs gestaltbar. Aber ,die vorherige 
Harmonisierung der Startbedingungen, die unsere 
Fraktion seit 1961 vergeblich von der Bundesregie-
rung gefordert hat, wäre die erste und wichtigste 
Aufgabe, die ,es im Verkehrssektor zu lösen gäbe. 
Die Maßnahmen, die der Minister Leber ins Auge 
faßt, dienen jedoch nicht der Harmonisierung der 
Startbedingungen, sondern vergrößern eher die Ver-
kehrsverzerrungen. Abgesehen davon, daß bei den 
vom Verkehrsministerium geplanten Maßnahmen 
die Vernichtung von Investitionskapital und  die  Ge-
fährdung von wirtschaftlichen Familienexistenzen zu 
befürchten sind, stelle ich fest, daß die beabsichtigten 
Regierungsmaßnahmen lediglich eine Verlagerung 
von Verkehren aus der Fern- in die Nahzone bewir-
ken werden und damit die Straßenbelastung dort 
vergrößern, wo sie ohnehin schon am größten ist: in 
den Ballungsgebieten. 

Lassen Sie mich etwas Grundsätzliches zu neural-
gischen Punkten der Regierungsvorlage sagen. Die 
prohibitive Besteuerung des Schwerlastverkehrs 
steht allen volkswirtschaftlichen und betriebsökono-
mischen Erfordernissen entgegen. Zum anderen 
widerspricht die Wiedereinführung der Beförderung-
steuer der Systematik der Umsatzsteuerreform. Die 
Beförderungsteuer ist weitgehend prohibitiv ge-
dacht. Minister Leber spricht vom Umlenken der 
Wirkung. Aber sie widerspricht nicht zuletzt der 



7994 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 155. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 13. Februar 1968 

Riedel (Frankfurt) 

EWG-Konzeption. Die Kostensteigerungen auf 
Grund der vorgesehenen Besteuerung erreichen 
schätzungsweise einen Betrag von mehr als einer 
Milliarde DM. Die Folge dürfte ein allgemeiner 
Preisauftrieb auf dem Verkehrssektor sein. Durch 
steigende Preise entsteht ein zusätzliches Preis-
gefälle innerhalb der EWG zuungunsten der Bun-
desrepublik im Bereich des Verkehrswesens. 

Eine nach Tonnenkilometern bemessene Beförde-
rungsteuer verschlechtert die Wettbewerbsposition 
der Seehäfen, da die Transporte aus vielen wirt-
schaftlichen Ballungsgebieten der Bundesrepublik. 
zu den Rheinmündungs- und Mittelmeerhäfen bis 
zur Landesgrenze eine kürzere Entfernung haben 
als zu den deutschen Seehäfen. 

Die Besteuerung des gewerblichen Güterfernver-
kehrs bedeutet für viele mittelständische Unter-
nehmen eine außerordentlich harte Belastung, die 
in vielen Fällen ihre wirtschaftliche Existenz in 
Frage stellt, worauf ich eingangs schon hingewiesen 
habe. 

Zusatzsteuern im Lkw- und Werkfernverkehr sind 
nur zur Deckung von Wegekosten des Schwerlasten-
wagenverkehrs vertretbar. Prohibitive Steuer-
belastungen als Wettbewerbsschutz für die Bundes-
bahn aber wirken wirtschaftsfeindlich. Wenn die 
Wegekosten kein bloßer Vorwand sind, dann sind 
die Bezugsgrößen für Steuern oder Abgaben anders 
zu wählen. 

Hier weisen die Vorschläge meines Fraktionskol-
legen Müller-Hermann in die gebotene wettbe-
werbsneutrale Richtung. Zur Wirtschaftspolitik aus 
einem Guß gehört die wettbewerbsfördernde Chan-
cengleichheit im Verkehrssektor, keinesfalls ein 
dirigitisches Eindämmen oder das mit Hilfe der 
Fiskalpolitik erzwungene Umdrehen des Verkehrs-
flusses, das obendrein noch ein Mehr an Wagen-
besatz auf die Straßen im Nahverkehr bringen 
würde. Mit unökonomischen Überlegungen kann 
keine sinnvolle Ordnung bewirkt werden, zumal die 
Verknotung der Straßen- und Wirtschaftsprobleme 
im Kosten- wie Preiseffekt ihre Anerkennung 
heischt. Der Weg der Sanierung über die Steuer-
schraube führt unweigerlich zu schlechteren und 
teueren Verkehrsleistungen. 

Die deutsche Verkehrswirtschaft und die Last-
wagenindustrie sind innerhalb weniger Jahre be-
reits mehrfach strapaziert worden. Die Einstellung 
auf den 24-Tonnen-Zug und die Erhöhung von 
32 auf 38 Tonnen brachten erhebliche Verluste. Das 
Heraufsetzen des Leistungs-Gewichts-Verhältnisses 
von 6 auf 8 PS ist als politische Forderung zu begrü-
ßen, nach Meinung der Betroffenen aber zu kurzfri-
stig angesetzt. Ein Fahrzeug ist in der Regel erst 
nach etwa sechs Jahren Fahrzeit amortisiert. Die 
Grenze des Zumutbaren für die einzelnen Unterneh-
mer und die einschlägigen Wirtschaftszweige wird 
durch die zu kurze Terminsetzung überschritten. 

Warum hat das Bundesverkehrsministerium z. B. 
das Spediteur-Preisgesetz wieder fallengelassen? 
Die Konzeption eines solchen Gesetzes hätte die 
Lage im Kleingutverkehr sinnvoll ordnen können. 
Auch hier schafft der offene Wettbewerb die Pro-

bleme nicht aus der Welt. Hier muß der Rückzug 
der Bahn aus dem Flächenverkehr organisch erfol-
gen, wobei ein nahtloses Ineinandergreifen von 
Schiene und Straße gewährleistet bleiben muß. 

Der zweite neuralgische Punkt ist die Verbotsliste. 
Ein generelles Transportverbot für bestimmte Gü-
ter ist ein grober Keil aus dem Arsenal des Wirt-
schaftsdirigismus. Dieser Keil ist schlimmer als der 
Dirigismus in allen Spielarten der Notstandsgesetz-
gebung. Wenn wir, wie immer vom Bundeswirt-
schaftsminister vorgegeben, wachstumsorientierte 
Wirtschaftspolitik betreiben wollen, dann müssen 
wir die Ordnungsversuche marktkonform ansetzen, 
sonst erreichen wir weder die Sanierung der Bun-
desbahn aus ihrer Verkehrsleistung heraus, noch 
entwickeln wir einen wettbewerbsstarken Güter-
verkehr. In der durch die Verbotsliste erzwungenen 
gebrochenen Verkehrsbedienung über die Nahzone 
hinaus wird sozusagen regierungsamtlich eine neue 
Wettbewerbserschwerung der mittelständischen 
Wirtschaft durch Verteuerung und Verzögerung der 
Verkehrsdienste aufgebürdet. Der Verbotsliste 
würde sich, wenn sie jemals Gesetz würde, ein Rat-
tenschwanz von Maßnahmen zur Kapazitätsanpas-
sung in den betroffenen Verkehrsbereichen anschlie-
ßen müssen. 

Wir kennen die Bereinigung aus anderen natür-
lichen Struktureinbrüchen, aber hier schaffen wir 
die Tatbestände selbst mit all den Zumutungen für 
die Betroffenen und der Deklassierung wettbewerbs-
williger und wettbewerbsfähiger Personen durch 
eine verordnete Liquidierung von Wirtschaftsunter-
nehmen. Die Unerfreulichkeiten der Kapazitätsan-
passung in der Binnenschiffahrt werden wir also 
noch um die im Straßenverkehr vermehren. Darüber 
hinaus wird aber auch die Wirtschaft insgesamt in 
Mitleidenschaft gezogen sein. Am problematischsten 
wird es auf der Distanz bis zu 200 km werden, wo 
es durch den gebrochenen Verkehr auf alle Fälle 
zu längeren Transportzeiten, Transport- und  Lager-
kosten kommen wird, von der Verstärkung des Ver-
kehrsaufkommens in den mittleren Entfernungen 
ganz zu schweigen. 

Mit der Verfemung des Güterfernverkehrs wird 
die Entlastung der Straßen am falschen Ende ange-
faßt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist schon 
gesagt worden!) 

25 000 schweren Zügen stehen 790 000 Lastzüge ge-
genüber, die sowieso  im Nahverkehr fahren. Allen 
Lastfahrzeugen — nimmt man die 77 000 Werkfern-
verkehrsfahrzeuge dazu — stehen über 11 Millionen 
Pkw gegenüber. Es zeigt sich schon aus den Zah-
len, daß die Lösung des Rätsels in anderer Richtung 
gesucht und gefunden werden muß. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

Dabei sind die Lösungsversuche, die Müller-Hermann 
und unsere Fraktion vorgezogen haben, in den Aus-
schußberatungen heranzuziehen und die Regierungs-
vorschläge sinnvoll zu ergänzen. 

Inzwischen, meine Damen und Herren, haben wir 
die Antworten der EWG-Kommission auf die Fragen 
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der Bundesregierung erhalten. So sinnvoll und so 
begrüßenswert es war, daß der Vorstoß von Mini-
ster Leber die europäische Verkehrspolitik angeregt 
hat, so sollten wir uns aber im Deutschen Bundes-
tag bemühen, durch die jetzt zur Beratung stehenden 
Vorlagen dazu beizutragen, daß wir die Gemein-
samkeit der europäischen Verkehrskonzeption in-
nerhalb und durch den EWG-Vertrag fördern. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
ich kann Sie leider nicht ohne Tadel von hier oben 
entlassen. Sie haben Ihre Redezeit, die Sie selber 
angekündigt haben, um mehr als 50% überschritten 
und außerdem vorgelesen. 

(Unruhe.) 

Darf ich vielleicht eine kleine Zwischenbilanz 
machen. Meine Damen und Herren, nach den vor-
liegenden Meldungen haben wir noch über einein-
halb Stunden Arbeit. 

Das Wort hat der Abgeordnete Ramms. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ohne Protokoll 
nach vorn!) 

Ramms (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich glaube, über die bei-
den Pläne kann man wirklich diskutieren. Nur ist es 
für uns als Opposition interessant, daß der eine 
Plan von der Regierung im Kabinett einstimmig ver-
abschiedet worden ist 

(Zuruf von der CDU/CSU: Einmütig!) 

— na, sagen wir, einmütig — und der Gegenplan 
ausgerechnet von der größeren Koalitionspartei 
kommt. 

(Zuruf von der FDP: Der Leber-Hermann

-

Plan! — Zuruf von der CDU/CSU: Hermann

-

Leber-Plan!) 

Ein Zweites möchte ich sagen. Ich hätte hier auf 
der Tribüne, auf der Ministerbank, ganz gern auch 
den Herrn Innenminister gesehen, da es ja, glaube 
ich, seiner Initiative zu verdanken ist, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das stimmt aller-
dings!) 

daß das Personenbeförderungsgesetz geändert wor-
den ist und hier die regionalen Konzeptionen mehr 
zum Zuge kommen sollten. Ich glaube, wir müssen 
uns im Ausschuß über diese Dinge und über die 
Regionalkonzeption noch unterhalten; denn hier 
werden sowohl die Belange der Bahn als vor allen 
Dingen auch der Besitzstand des privaten Gewer-
bes angeschnitten. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, ich will bewußt hier 
nicht mehr in alle Einzelheiten gehen. Aber eine 
Zwischenfrage von Herrn Seibert veranlaßt mich 
doch, hier einmal die Frage aufzuwerfen: Woher 
kommt die ganze Misere im Verkehrsgewerbe? Sie 
haben festgestellt, was wir haben. Sie haben fest-
gestellt, daß wir eine defizitäre Bundesbahn haben, 
daß wir eine Binnenschiffahrt haben, die nicht mehr 
rentabel arbeitet, und daß auch das Güterkraftver-

kehrsgewerbe langsam, aber sicher angeschlagen 
wird. Aber die Frage, Herr Minister, woher das 
kommt, ist hier im Hause heute nicht beantwortet 
worden. Und hier möchte ich noch einmal darauf 
hinweisen, daß mit den Verkehrsnovellen vom 
1. August 1961 das Defizit der Deutschen Bundes-
bahn ständig gewachsen ist. Ich möchte mich etwas 
verbessern; ich möchte sagen: die öffentlichen Zu-
wendungen an  die Deutsche Bundesbahn ständig ge-
wachsen sind. Ich darf auch daran erinnern, daß die 
Deutsche Bundesbahn 1955 ein Defizit von 500 Mil-
lionen DM gehabt hat. Das ist bis 1960 auf rund 
16 Millionen DM abgebaut worden und 1961 leicht 
angewachsen auf 23 Millionen DM. Wie kommt es, 
daß die Deutsche Bundesbahn an öffentlichen - Zu-
wendungen heute rund 3,2 Milliarden DM braucht? 
Der Grund muß herausgesucht werden und muß 
gefunden werden, wenn wir wieder zu einer Ord-
nung des Verkehrs kommen wollen; 

(Beifall bei der FDP) 

denn sonst werden wir in Zukunft weiter aus öffent

-

lichen Steuermitteln zuschießen. D i e Antwort hätte 
ich gern einmal gesehen. Ich darf sagen, daß der 
Zuwachs bei der Deutschen Bundesbahn von 1961 
bis heute im Güterverkehr immerhin noch 9 % be-
tragen hat. Trotzdem ist die Schere größer gewor-
den. Aber wenn ich dabei bedenke, daß auf den 
Kopf des aktiven Personals die Indexzahl 1955 = 
100, der Lohn 1955 = 5 100 DM im Durchschnitt be-
trug und heute die Bezüge bei der Bundesbahn im 
Durchschnitt bei  11 600 DM, also bei einem Index 
von 231 liegen und daß die Schere bei den Kosten 
immer weiter auseinandergegangen ist, dann darf 
ich sagen, daß sich bei der Bundesbahn die anstei-
genden Personalkosten in den Tarifen nicht wider-
spiegeln. 

Und eine zweite offene Frage hätte ich gern ein-
mal beantwortet: Haben die Verkehrsträger nicht 
Anspruch auf ein kostenorientiertes Entgelt? Sie 
sprechen hier dauernd von marktgerechten Entgel-
ten. Marktgerechte Entgelte von welcher Seite aus? 
Von seiten der Verladerschaft oder von seiten der 
Verkehrsunternehmer? Um den Verkehr in die libe-
rale Marktwirtschaft zu überführen, fehlen dem 
Verkehr doch einige Komponenten. Ich darf Ihnen 
vor allen Dingen das eine sagen: Im Verkehr gibt 
es kein Horten und kein Stapeln, um die Preise zu 
regulieren, denn Sie haben den Auftrag in dem 
Augenblick durchzuführen, in dem Sie ihn erhal-
ten, egal, ob draußen auf der Straße Glatteis ist 
oder ob auf dem Rhein Kleinwasser ist. Bei Klein-
wasser sind bekanntlich die Tarife und die Fracht-
erlöse höher, als wenn ich bei gutem Wasser fahre. 
Und hier soll mir jemand einmal die Frage nach 
den kostenorientierten Tarifen beantworten. Des-
halb unsere Forderung nach der Gründung einer 
Bundesanstalt für das Tarif- und Transportwesen, 
die wir vor drei Jahren schon einmal gestellt haben. 
Wenn wir nicht zu einer Ordnung im Verkehr kom-
men, dann werden die Zahlen, genauso wie es 
Minister Leber einmal angedeutet hat, 1975 bei der 
Deutschen Bundesbahn bei 5,8 Milliarden DM lie-
gen, und die anderen Verkehrsträger liegen dann 
auch im argen. Und ,daß man von draußen her Inter- 
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esse hat, unsere Verkehrsträger zu stören, das 
brauche ich Ihnen nicht zu sagen. Von  den  EWG- 
Staaten kann man natürlich nichts anderes verlan-
gen, als daß sie zunächst ihre eigenen Interessen 
vertreten. Aber wenn unsere verladende Wirtschaft 
im Laufe der Zeit nicht einsieht, daß sie die kosten-
orientierten Entgelte zu bezahlen hat, darf sie sich 
später nicht wundern, wenn die deutschen Ver-
kehrsträger am Ende sind, daß sie von auslän-
dischen Verkehrsträgern unter Druck gesetzt wer-
den und dann Preise zahlen müssen, die weit höher 
liegen als unsere Preise heute. 

Herr Minister, Sie haben in Ihrer Rede unseren 
früheren Parteikollegen Rechenberg angesprochen, 
der hier eine sehr vernünftige Rede gehalten haben 
soll oder, ich möchte beinahe sagen, gehalten hat, 
vielleicht in später Nachtstunde, noch viel später als 
heute, und vielleicht vor einer Besetzung, die noch 
schlechter gewesen ist. Er hat hier vielleicht eine 
Gelegenheit gesehen, dann mit gewissen Ausfüh-
rungen auch dazu beizutragen, daß die Lange der 
Lkws nicht ins Uferlose wächst, und er hat dazu 
beigetragen, daß die Länge der Lkws beschränkt. 
wurde. Am nächsten Tag hat er gesagt: Das habe 
ich nicht auf Grund einer Sachkenntnis gemacht, 
sondern ich habe es getan aus gewissen emotiona-
len Gründen, denn ich habe mich manchmal auf der 
Autobahn darüber geärgert, daß diese großen Brum-
mer auf der Straße waren. 

Hier operieren Sie auch damit, daß die Lkws weg-
kommen sollen. Beide Ziele sind gut, sowohl die 
Sanierung der Deutschen Bundesbahn wie die Ent

-

lastung der Straße. Aber Sie werden beide Ziele 
nicht mit den Vorschlägen erreichen, die Sie uns 
hier genannt haben. Sie selber geben zu, daß Sie 
von allen zugelassenen Lkws maximal 10% treffen. 
Sie geben zu, daß auf die Deutsche Bundesbahn 
maximal 15 bis 20 Millionen DM, also 10 % — — 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

— Insgesamt zugelassen haben wir 890 000 Fahr-
zeuge. Wenn davon 90 000 Fahrzeuge betroffen 
werden, sind das nach meiner Rechnung 10 %, oder 
ich kann nicht mehr rechnen. Wenn es bloß 1 % 
wäre, wären es knapp 9000 Fahrzeuge. — Aber Sie 
erreichen die Entlastung der Straße nicht. Denn in 
vielen Fällen wird die Steuer in Kauf genommen 
werden. 

Und was bringt sie ein? Sie bringt 'insgesamt 
210 Millionen DM ein. Und wofür soll sie verwen-
det werden? Man sagt: Wir wollen sie zweckge-
bunden für den Straßenbau nehmen. Ich bin noch 
nicht sicher, ob nicht der Finanzminister dann beim 
nächstenmal aus der Mineralölsteuer weitere 
210 Millionen DM nimmt, um damit den Gesamt-
umfang des Vierjahresplans wiederherzustellen. 

Aber lassen Sie mich zum Schluß noch ein Wort 
an Sie sagen, Herr Seibert. Sie haben die Benach-
teiligungen der Deutschen Bundesbahn aufgezählt, 
zum Teil auch zu Recht aufgezählt. Sie hätten die 
Bevorzugung der Deutschen Bundesbahn gegenüber 
den privaten Verkehrsträgern dagegenstellen müs-
sen. Die Deutsche Bundesbahn zahlt keine Gewerbe-
steuer. Was glauben Sie wohl, wenn die Deutsche 

Bundesbahn bei 18 Milliarden DM Kredit und 
830 Millionen DM Zinsen Gewerbeertragsteuer und 
Gewerbekapitalsteuer zahlen müßte, wie sie dann 
aussähe! Ich glaube, dann sähen die Zahlen bei der 
Deutschen Bundesbahn noch anders aus. 

Ich hoffe, daß aus diesen beiden Kontrastprogram-
men, die uns heute vorliegen, und aus dem, was 
wir dazu beitragen können, bei den Ausschußsit-
zungen am Ende etwas herauskommt, nicht allein 
zum Wohl unserer Verkehrsträger, sondern zum 
Wohl unserer gesamten Wirtschaft. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
,der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Schoettle: Der Herr Abgeord-
nete ist zu loben. Er hat seine Redezeit nicht nur 
nicht ausgenutzt, er hat sie um fast 50 % unter-
schritten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er hat auch 
etwas gesagt!) 

Herr Abgeordneter Schmidt (Braunschweig) hat 
das Wort. 

Schmidt (Braunschweig) (SPD) : Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich hatte 
ursprünglich die Absicht, zur Lage der Binnenschiff-
fahrt als eines unserer wichtigsten Verkehrsträger 
sowie auch über die Berücksichtigung im Verkehrs-
politischen Programm einiges zu sagen. Mit Rück-
sicht auf die sehr vorgeschrittene Zeit will ich jedoch 
darauf verzichten und werde meine beabsichtigten 
Ausführungen zu Protokoll geben *). 

(Beifall.) 

Ich würde mich freuen, wenn der eine oder andere 
der noch reden wollenden Kollegen sich dazu ent-
schließen könnte, meinem Beispiel zu folgen. 

(Erneuter Beifall.) 

Vizepräsident Schoettle: Danke schön. — Das 
Wort hat der Herr Abgeordnete Zoglmann. 

Zoglmann (FDP) : Sehr verehrter Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Kollegen! So kurz wie mein 
Herr Vorredner kann ich es leider nicht machen. 
Aber vielleicht kann ich es unterhaltsam machen — 
dann ist es vielleicht auch erträglich — und so zehn 
Minuten Unterhaltung einschalten. 

Das erste Wort, das ich von hier aus spreche, 
möchte ich an den Herrn Verkehrsminister richten. 
Ich möchte ihm sagen, daß er ohne Zweifel Schlag-
zeilen gemacht hat. Das, was er vielleicht nicht von 
sich aus als „Leber-Plan" verkauft hat, aber was 
jetzt als „Leber-Plan" gehandelt wird, hat Leber 
wirklich populär gemacht. Daran ist gar kein Zwei-
fel. Man hat den Eindruck, daß das eigentlich die 
Hauptüberlegungen bei der ganzen Vorlage war, 
nicht etwa nur deshalb, weil das der erste spekta-
kuläre oder erkennbare Beitrag der SPD in dieser 
Bundesregierung ist. Denn wo ist sonst ein Beitrag 
sichtbar? Ich sehe ihn nicht. Hier ist er sichtbar. 

*) Siehe Anlage 3 
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Sie wissen, daß ich in meinem Privatberuf Werbe-

mann bin. Ich muß dem Kollegen Leber bestätigen: 
Es hätte kein Chef einer Werbeagentur, Herr Kol-
lege Leber, besser machen können, als Sie es ge-
macht haben. Es ist Ihnen gelungen, in diesen drei, 
vier Monaten bei Millionen von Menschen in 
Deutschland den Eindruck zu erwecken, daß jetzt 
zum erstenmal jemand aufgestanden ist, der die 
großen Brummer von den Straßen wegbringt, die 
Autobahnen für den Personenverkehr frei macht 

(Zurufe: So ist es! und Beifall bei der SPD) 

und.  so nebenbei im Vorbeigehen auch noch die 
Bundesbahn saniert. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Das ist natürlich eine ganz tolle Geschichte. 

Herr Kollege Leber, wenn es jetzt nicht schon 
21.05 Uhr wäre, würde ich an Hand Ihrer Ausfüh-
rungen, die Sie heute hier gemacht haben, Stück für 
Stück zerpflücken, was in dieser unterschichtigen 
Aussage enthalten ist. Der Extrakt des Leber-Plans 
ist doch das, was ich hier dargestellt habe. Stück 
für Stück könnte ich diese unterschichtige Darstel-
lung zerlegen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wie 
ist es wirklich? Nach Aussage des Präsidenten der 
Deutschen Bundesbahn, Herrn Oeftering, selbst, soll 
ja nicht die Bundesbahn damit saniert werden. 
Effektiv ist es doch so, daß 250 Millionen DM, 
wenn das alles zutrifft, was man an optimistischen 
Erwartungen hegt, zusätzlich einkommen. Aber wir 
alle wissen: 3000 Millionen DM — ich darf einmal 
diese Zahl so ausdrücken und nicht nur sagen: 
3 Milliarden, denn das verringert das ja alles ein 
bißchen, man muß sagen: 3000 Millionen, in Paren-
these: gegenüber 250 Millionen —, 3000 Millionen 
DM sind jährlich erforderlich! In Ihrer Darstellung 
sprechen Sie ja geschickt — sehr geschickt — nicht 
von einer Defizitdeckung, sondern Sie sagen: Lei-
stungen des Bundes an die Bundesbahn. So kann 
man es auch sagen. Das ist die berühmte Geschichte 
mit dem Glas halb voll oder halb leer. Im Effekt ist 
es das gleiche. Der Optimist sagt: halb voll, der an-
dere sagt: halb leer. Sie sagen nicht: Defizit, sondern 
Sie sagen: Leistungen an die Bundesbahn und geben 
dem Ganzen ein positives Vorzeichen. 

Effektiv ist es so, Herr Kollege Leber: Sie müssen 
jetzt 3000 Millionen DM bezahlen, und Sie erwarten 
sich in Zukunft 250 Millionen DM mehr — ob 
es stimmt, wird man ja sehen —, und es bleiben 
2750 Millionen DM übrig. Ich stelle an Sie die 
schlichte und einfache Frage: Wie wollen Sie die 
decken? Wie wollen Sie aus dieser Kalamität her-
auskommen? Darüber sagt der Leber-Plan: Null. 

(Beifall bei der FDP.) 

Zweitens. Sie sagen:  Wir wollen die Brummer 
von den Straßen weg haben. Hier wird von fach-
männischer Seite erklärt, daß maximal 10 000, viel-
leicht 15 000 oder 20 000 von diesen großen Fahr-
zeugen von der Straße heruntergehen werden. Aber 
Sie sagen selbst in Ihrer Passage über die Situation 
in der Lastkraftfahrzeugindustrie: Ihr braucht euch 
ja gar nicht aufzuregen, das ist ja gar nicht so  

schlimm, was euch da passiert, denn sicher werden 
zwar die großen Brummer nicht mehr gebaut wer-
den, aber dafür werden viel mehr Vier- und Fünf-
tonner gebaut. 

Ja, wenn Sie das sagen, wenn Sie das den Daim-
ler-Leuten und sonstigen Leuten sagen: Habt keine 
Angst, es werden ja viel mehr Lastwagen in Zu-
kunft notwendig sein, dann kann ich Ihnen doch 
als schlichter Straßenverkehrsbenutzer nur die Frage 
vorlegen: Wie wollen Sie denn dann die Straßen 
etwas flüssiger machen, wenn Sie statt eines gro-
ßen Lastzuges, der 40 oder 50 Meter in Anspruch 
nimmt, in Zukunft vier oder fünf kleinere Fahr-
zeuge haben, die natürlich genauso eine Belastung 
des Verkehrs sind? 

Ich könnte Ihnen, Herr Kollege Leber — an Hand 
dieser kleinen Dinge habe ich es ja deutlich ge-
macht —, nun Zug um Zug Ihre 65 Seiten, die Sie 
heute hier vorgetragen haben, im einzelnen zer-
pflücken. Was würde im Effekt aus diesem Plan her-
auskommen? Ich will ruhig sagen: Leber-Plan. Blei-
ben wir bei der Bezeichnung, Sie haben ihn mit der 
Prämisse eines Markenetiketts gestartet, und es 
bleibt Ihnen belassen, Herr Kollege Leber; darauf 
bleiben Sie kleben, auf diesem Etikett, das behalten 
Sie ruhig. An Hand dieses Etiketts werden wir 
Ihnen in den nächsten Wochen und Monaten deut-
lich machen, daß Sie schon hier in diesem Haus nicht 
über die Runden kommen. Bei der Einstellung der 
doch immerhin noch größten Fraktion im Haus und 
bei ein bißchen Schützenhilfe in manchen Dingen 
von uns können Sie sich ja vorstellen, wie die 
Mehrheiten aussehen werden. Das ist das eine. 

Das zweite, Herr Kollege Leber: ich unterstelle, 
daß der bundesdeutsche Normalverbraucher viel-
leicht schon im Laufe der nächsten eineinhalb Jahre 
darauf kommt, daß das, was ihm heute hier als eine 
SPD-Qualitätsmilch angeboten wird, nichts weiter ist 
als eine abgerahmte Magersuppe, die Sie dann im 
Herbst des nächsten Jahres servieren können. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Haase [Kas

-

sel] : Herr Zoglmann, es  heißt: „entrahmte 
Frischmilch" !) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Lenz. 

Dr.  Lenz (Bergstraße) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich weiß . nicht, ob 
ich Ihnen so viel Heiterkeit bieten kann wie mein 
Vorredner. Ich will aber vorsichtshalber, damit alles 
gut geht, Herr Präsident, außerdem noch um Erlaub-
nis bitten, zu zitieren; ich weiß nicht, ob ich es tun 
werde, aber ich will alles schön in der Ordnung 
halten. 

Lassen Sie mich einige Worte zu den EWG-Aspek-
ten des Leber-Plans sagen. Ich glaube, das muß man 
hier einmal sagen: Daten spielen dabei eine be-
deutsame Rolle. Der Leber-Plan wurde zuerst der 
Öffentlichkeit vorgelegt, dann dem Kabinett und 
dann der Brüsseler Kommission. Unmittelbar bei der 
Mitteilung an die Brüsseler Kommission hat dann 
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der Bundeswirtschaftsminister Schiller im Euro-
päischen Parlament die Konsultation der Brüsseler 
Kommission verkündet, offenbar um in dem Kollo-
quium zwischen dem Parlament und den Räten eine 
Demonstration europäischer Überzeugung abzulegen. 

Mit den Konsultationen selbst hatte es die Bun-
desregierung dann weniger eilig. Die Frist ist etwas 
verlängert worden, und zwar bis zum 18. Februar 
dieses Jahres, und es hätte ganz gut passieren kön-
nen, daß dieses Haus heute beraten hätte, ohne die 
Stellungnahme der Brüsseler Kommision zu kennen. 
Einige meiner Freunde und ich haben deshalb eine 
Kleine Anfrage eingebracht, und die Bundesregie-
rung hat uns dann dankenswerterweise das Doku-
ment übermittelt. 

(Zuruf von der SPD: Am selben Tage!) 

— Herr Kollege Seifriz, wir wollen über die Einzel-
heiten hier nicht reden. Es wäre hochinteressant, 
aber das wollen wir wirklich jetzt in dieser Stunde 
nicht mehr tun. 

Das Ergebnis dieser Konsultation muß für die 
Bundesregierung eine gewisse Überraschung bedeu-
tet haben; denn noch am 19. Januar hatte der Parla-
mentarische Staatssekretär des Bundesministers für 
Verkehr ausgeführt, die jüngste Brüsseler Entwick-
lung habe die Konzeption von Minister Leber voll 
bestätigt. Wieso er das hat sagen können, ist mir 
persönlich ein Rätsel; denn damals war ja schon 
das Ergebnis der Konsultation vom 10./11. Januar 
bekannt, wo sich alle Mitgliedstaaten plus Kom-
mission sehr zurückhaltend — ich will es mal so 
sagen — 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: vornehm!) 

geäußert hatten. 

Die Stellungnahme der anderen Partnerländer 
würde ich nicht überbewerten. Es scheint mir selbst-
verständlich zu sein, daß die Minister unserer Part-
nerländer von den Interessen ihrer Verkehrswirt-
schaften geprägt sind. Aber man sollte uns da nicht 
nur einige freundliche Bemerkungen von ihren Stel-
lungnahmen übermitteln, sondern uns, wenn man 
schon überhaupt davon redet, die ganze Geschichte 
sagen. 

Wesentlicher als die Meinungen der Minister ist 
mir die Stellungnahme der Kommission. Die Kom-
mission ist nach dem EWG-Vertrag Hüterin des Ver-
trages, sie hat die Pflicht, die verschiedenen Interes-
sen der Mitgliedstaaten und Verkehrsträger auf 
einen Nenner zu bringen, so wie der Bundesminister 
für Verkehr die verschiedenen deutschen Verkehrs-
interessen auf einen Nenner zu bringen hat. Die 
Kommission übt ihre Tätigkeit in voller Unabhän-
gigkeit zum allgemeinen Wohl der Gemeinschaften 
aus. Die Mitglieder geben bei Beginn ihrer Tätig-
keit ein feierliches Versprechen dieser Art ab. Ich 
nehme an, Herr Bundesminister für Verkehr, daß sie 
dieses Versprechen genauso ernst nehmen wie Sie 
Ihren Eid, und ich glaube nicht, daß man mit dem 
Hinweis auf nationale Interessen die Stellungnahme 
der EWG-Kommission hier in Zweifel zu ziehen ver-
suchen kann. Diese Stellungnahme verdient unsere 
volle Aufmerksamkeit. Daran ändert auch die Stelle  

nichts, Herr Minister, die Sie vorhin in Ihrer Rede 
hier im Hause zitiert haben. In Ihrem eigenen Pro-
gramm finden sich reichlich Stellen dieser Art. Ich 
will sie nicht alle vorlesen, — nur eine als Beispiel 
auf Seite XIX: 

Die begrenzten Mittel des Bundes müssen so 
wirksam wie möglich eingesetzt werden. Bei 
der Auswahl der durchzuführenden Vorhaben 
sind strenge Maßstäbe an die Wirtschaftlich-
keit zu legen. 

Weiß Gott, um das zu wissen, brauchten wir kein 
Verkehrspolitisches Programm. 

Die uns vorliegende Empfehlung der Kommission 
gibt darüber Aufschluß, welche Probleme die im 
Leber-Plan enthaltenen gesetzgeberischen Maßnah-
men im Rahmen der EWG aufwerfen. Nach meiner 
Auffassung hätte die nunmehr entstandene Lage 
vermieden werden können, wenn die Bundesregie-
rung bei ihren Vorarbeiten genau die umgekehrte 
Reihenfolge eingehalten hätte, wenn sie nämlich 
zunächst ihre Vorstellungen mit der Kommission 
beraten, dann das Programm im Kabinett verab-
schiedet und es erst dann der Öffentlichkeit über-
geben hätte. Dann wäre es vielleicht, ja, sogar 
wahrscheinlich möglich gewesen, wie die Kommis-
sion sagt, der Lage, welcher sich die deutsche Regie-
rung gegenübersieht, mit Lösungen abzuhelfen, die 
sich in den Rahmen der gemeinsamen Verkehrs-
politik einfügen. Ich möchte hoffen und wünschen, 
daß die Ausschußberatungen in Zusammenarbeit 
zwischen Parlament und Regierung zu Lösungen 
führen werden, die diesem Erfordernis entsprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Freiherr von Gemmingen. 

Freiherr von Gemmingen (FDP) : Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
hoffe, daß ich den Unwillen darüber, daß ich zu 
Ihnen noch etwas über landwirtschaftliche Probleme 
sprechen muß, dadurch abfangen kann, daß ich mich 
kurz fasse. Ich möchte mir auch nicht bei meiner 
ersten Rede einen Tadel von dem Herrn Präsidenten 
zuziehen, daß ich meine Redezeit überschritten 
hätte. 

Herr Minister, ich glaube nicht, daß unsere Raum-
planer über Ihre Planung sehr glücklich sein wer-
den; denn ich bin der Meinung, daß gerade durch 
Ihre Planung die ländlichen und von Natur aus 
benachteiligten Gebiete wieder neue Nachteile zu-
gunsten der Ballungsräume erfahren. Denn wie 
wollen wir Industrie ansiedeln, wie wollen wir 
diese Räume beleben, wenn die an und für sich 
schon sehr dünnen Schienenstränge noch weiter 
reduziert werden? 

Lassen Sie mich ein Wort zu dem Transport von 
Getreide sagen. Die Getreidepreise sind wie die an-
deren Preise der EWG harmonisiert worden. Es 
folgen in diesem Jahre noch mehr Marktordnun-
gen. Man sollte aber doch einsehen, daß gerade 
die Preisharmonisierungen Hand in Hand gehen 
müssen mit der Beseitigung von Wettbewerbsvers 
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zerrungen. Das haben wir immer gefordert; aber 
wir fürchten, daß sie durch den sogenannten Leber-
Plan noch vergrößert werden. Denn wenn ich höre, 
daß bei einer Transportbesteuerung von 0,01 DM 
je Tonne Getreide und je Kilometer eine Zahl von 
1,5 Millionen DM herauskommt, dann bekomme ich 
gewisse Bedenken. Ich glaube doch sagen zu kön-
nen, daß dies eine eindeutige Benachteiligung der 
deutschen Getreidebauern ist. Und in den Haupt-
gebieten der Getreideerzeugung ist ja auch das 
Schienennetz sehr dünn. Wenn .nun auch dieses 
Schienennetz im Zuge Ihrer Maßnahmen noch redu-
ziert wird, wie sollen dann die Landwirte das Ge-
treide zu den getreidelagernden und -verarbeiten-
den Betrieben bringen? Daß das im Container-Ver-
kehr möglicht ist, glaube ich nicht, zumal die meisten 
dieser getreideverarbeitenden Betriebe keinen Gleis-
anschluß haben. 

Eine besonders unangenehme Situation entsteht 
bei dem Transport von Obst und Gemüse. Unsere 
süddeutschen und südwestdeutschen Obst- und Ge-
müsebauern sind stark benachteiligt gegen den 
Druck von Belgien und Holland, und deswegen 
wäre eine Besteuerung oder ein Transportverbot 
für diese Produkte ganz unmöglich. 

Deichbau- und Meliorationsmaßnahmen gehören 
auch in den Bereich der Landwirtschaft. Hier muß 
man doch klar und deutlich sagen, daß diese durch 
die Bahn unmöglich so pünktlich beliefert werden 
können, wie dies durch den Lastwagenverkehr bis-
her der Fall gewesen ist. Denn bisher war es doch 
so, daß Beton, Bitumen und Holz pünktlich an der 
Baustelle gewesen sind, wann und wo sie gebraucht 
wurden. Ich glaube nicht, daß wir das im gebroche-
nen Verkehr erreichen werden. 

Bei dem Totfleischversand ergibt sich auch ein 
ganz großes Problem. Ich kann mir nicht vorstellen, 
daß dieser Versand statt wie bisher durch Lastwa-
gen durch Container durchgeführt werden kann. 
Ich kann mir gar nicht denken, daß aus den Schläch-
tereien das geschlachtete Fleisch an die Bahn ge-
bracht wird, wo es nicht immer in sehr sauberer und 
hygienischer Umgebung in Container geladen wird, 
und dann nachher umgekehrt wieder an der Bahn 
aus den Containern in die Autos der Betriebe, die 
das Fleisch brauchen, ausgeladen wird. Wir können 
doch in einer Großstadt mit diesen Containern un-
möglich von Betrieb zu Betrieb fahren, wo dann je-
weils ein Teil des Fleisches, das gerade benötigt 
wird, herausgenommen wird. Es gibt sehr wenig 
Schlächtereibetriebe, die den ganzen Inhalt eines 
Containers an Totfleisch benötigen. 

Eine ganz besondere Schwierigkeit ergibt sich auf 
dem Gebiet der Forstwirtschaft. Hier habe ich große 
 Bedenken. Zur Zeit ist es und bisher war es so, daß 
das geschlagene Holz an Wege gebracht wird, wo 
es auf Autos verladen werden kann. Herr Minister, 
ich kann mir nicht vorstellen, wie wir Stammholz, 
Gruben- und Faserholz in einem gebrochenen Ver-
kehr über die Bahn bis zu den Sägewerken oder 
bis zu den verarbeitenden Betrieben bringen kön-
nen. Bei Stammholz wäre es bei Vorhandensein von 
geeigneten Verladeeinrichtungen vielleicht noch  

möglich. Aber stellen Sie sich einmal vor, was es 
für einen Mehraufwand an Arbeit und an Kosten 
bedeutet, wenn wir das Gruben- und das Faserholz 
im gebrochenen Verkehr an den Zielort bringen. 

Zum Schluß möchte ich eines sagen. Ich möchte 
davor warnen, die Landwirtschaft mit so großen 
Mehrkosten zu belasten. Ich meine, daß die Mehr-
belastung beim Transport von Getreide von rund 
26 Millionen DM und beim Transport von Holz 
von rund 102 Millionen DM der Landwirtschaft ein-
fach nicht mehr zugemutet werden kann. Deswegen 
geht meine sehr herzliche Bitte an Sie, Herr Mini-
ster, alle diese Probleme aus der Sicht der Land-
wirtschaft noch einmal genau zu überprüfen. Ich 
stelle namens meiner Fraktion den Antrag, die 
Vorlagen zur Mitberatung an den Ausschuß für Er-
nährung zu überweisen. 

(Beifall.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Erhard (Bad Schwalbach). 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Ich möchte zu-
nächst einige ketzerische Dinge sagen. 

(Abg. Zoglmann: Der Minister hat vorhin 
den Papst zitiert!) 

— Herr Zoglmann, ich weiß nicht, warum Sie  mir 
deswegen mit dem Finger drohen. 

(Zurufe von der FDP und  der  CDU/CSU.) 

Wir gehen davon aus, daß wir die gleichen Ziele 
haben,  und  wir gehen — mindestens den Worten 
nach — weitgehend von gleichen Voraussetzungen 
aus. Wir sprechen vom Wettbewerb, von der freien 
Konsumwahl, vom Markt. Ich bin der Meinung, daß 
jede Maßnahme, die wir von der öffentlichen Hand 
her vornehmen, eine neue, nicht von den Verkehrs-
nutzern und auch nicht von den Verkehrsträgern 
verursachte Veränderung in den Voraussetzungen 
des Marktes bedeutet. Jede Maßnahme der Infra-
struktur hat sofort Veränderungen im gesamten 
Marktgefüge zur Folge. Wir greifen mit allen mög-
lichen Dingen ein.  Jede Konzessionierung, jede Be-
schränkung dies  Zugangs zum Beruf — bei der Bin-
nenschiffahrt, beim Güterfernverkehr usw. — sind 
Eingriffe in das Vormarktgeschehen. Wenn wir dann 
noch Tarifordnungen haben, schalten wir die Markt-
funktion sogar weitgehend aus. Wir können uns auf 
die Dauer also sicherlich nicht damit über die Run-
den retten, daß wir vom Markt und von der freien 
Konsumwahl reden, ohne uns hierüber mindestens 
in dien Grundlagen und im Begriffsinhalt klar und 
einig zu sein. 

Ein Zweites. Wir sprechen von den möglichst ge-
meinsamen Zielen, in  der Formulierung wohl auch. 
Aber, Herr Minister, da fängt es, glaube ich, schon 
an: Was ist das z. B., worüber wir uns in den optimal 
zu erreichenden Zielen einig sind? Etwa nur die Ver-
ringerung der Zahl der schweren Lastkraftwagen auf 
der Autobahn oder nur die Verteuerung des Güter-
kraftverkehrs generell, um ein Gefällte von der 
Straße zur Schiene zu schaffen? Ist das der Inhalt 
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der gemeinsamen Überzeugung? Reicht das? Oder 
wie ist das mit der schönen Formulierung, die wir 
bei Ihnen, Herr Minister Leber, nachlesen können: 
„Jeder Pkw-Fahrer soll grünes Licht und freie Fahrt 
haben" ? Wo soll (er das haben? Sie können das im 
Bulletin nachlesen; es geht dort um  die  Verkündung 
Ihreres Programms. Ich habe es da wörtlich abge-
schrieben. Der Herr Kollege Seifriz hat eben auch 
gesagt: Hände weg vom Personenwagen! Daran soll 
man nicht rühren. — Sie, Herr Minister,  sagen: Der 

-Pkw ist ein Wohlstandsbarometer, ein Konjunktur-
barometer. Der Kollege  Seifriz sagt: Das ist die 
Schlüsselindustrie, die (dahintersteht, !die dürfen wir 
nicht tangieren. — Wie wollen Sie  denn dem Tod auf 
der Straße begegnen, wenn Sie den Pkw-Verkehr 
aus der ganzen Betrachtung ausklammern? 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Wie wollen Sie, Herr Minister — bei den von Ihnen 
angegebenen Zahlen über  den  zunehmend auf un-
seren Straßen sich bewegenden Pkw-Verkehr —, den 
Verkehr vor allem in den Ballungsräumen so dirigie-
ren und lenken, daß ein Verkehr auf der Straße über-
haupt noch vorhanden ist und nicht alles steht und 
die Menschen durch die Auspuffgase und all das 
Schlechte, was an Bleibeimischungen da ist, schweren 
Schaden an ihrer Gesundheit leiden? Wo ist in Ihrem 
Programm ein Lösungsvorschlag für diese brennende 
Frage, die wir sowohl im Individualverkehr bei den 
Personen als auch bei der Bundesbahn haben? Denn 
wir haben im Personennahverkehr bei der Bundes-
bahn das große Defizit von ungefähr einer Milliarde 
im Jahr. Hier liegen die schwersten Probleme, und 
denen können Sie  und dürfen Sie meines Erachtens, 
wenn wir uns richtig verstehen und gemeinsam 
Verkehrspolitik machen sollen, nicht dadurch aus-
weichen, daß Sie den Pkw-Fahrer 'als Rückenstärkung 
nehmen, weil das nun einmal zehn oder elf oder 
zwölf Millionen Leute sind. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU. — Zuruf 
rechts: Wegen der Meinungsumfragen!) 

Hier muß Klarheit sein, und die muß geschaffen 
werden. Darüber müssen Sie sich für die Regie-
rung Lind persönlich äußern, und Sie können um die-
ses Problem nicht herumgehen. 

Sie haben noch im April des Jahres 1967 jeden 
vorsichtigen Angriff auf eine Veränderung in der 
Benutzung des Pkws, in der Besteuerung und in 
ähnlichen Dingen abgelehnt mit der deutlichen Be-
gründung: EWG und Konjunkturlage gebieten kei-
nerlei Veränderung auf diesem Gebiet. In der Zeit 
haben Sie, wie die Zeitungsveröffentlichungen aus 
der gleichen Zeit nachweisen, schon recht konkrete 
Vorstellungen über Ihr Verkehrspolitisches Pro-
gramm gehabt. Sie wußten, daß Sie eingreifen müß-
ten. Sie haben dann im September — wenige Mo-
nate später — nun auch das Programm bekanntge-
geben. Nun kann ja wohl der stärkste Packträger 
nicht behaupten, daß hier nicht in den Bestand und 
in die Vorstellungen und in die technischen und 
sonstigen Bedingungen der Automobilindustrie er-
heblich eingegriffen würde. Teilweise durchaus zu 
Recht, aber, Herr Minister — und das ist das, was 
ich Ihnen damit sagen will —, wir müssen unterein-

ander und auch vor der Öffentlichkeit unabhängig 
von dem augenblicklich taktisch klug oder zweck-
mäßig erscheinenden Zeitpunkt das, was wir für 
richtig halten, auch sagen. Dann werden wir uns 
glänzend verstehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir kommen um dieses Problem nicht herum. Das 
Problem des Personennahverkehrs, des Individual-
verkehrs und des anderen auf der Schiene muß ge-
löst werden. Es kann nicht dadurch gelöst werden, 
daß wir sagen: Baut tüchtig Pkws, laßt sie fahren, 
wohin sie wollen! Dann kommt ohnehin später die 
Ernüchterung. Wenn nämlich in den Ballungsräu-
men und in den Städten die Pkws nicht mehr fahren 
können, dann wird sie .keiner mehr kaufen wollen. 
Dann ist es zuspät. Wir haben die Aufgabe, zu-
sammen mit der Raumordnung und vor allem mit 
dem Lebendigerhalten und mit dem Funktions-
fähigerhalten der Stadtkerne jetzt schon dafür zu 
sorgen, daß jeder auch dort noch fahren kann, auch 
mit seinem Pkw. Dazu müssen wir die nötigen Maß-
nahmen ergreifen. Was die Amerikaner gekonnt 
haben, müssen wir auch können, auch wenn es dem 
einen oder anderen im Portemonnaie etwas weh tut. 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Reinhard. 

Dr. Reinhard (CDU/CSU) : Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr von Gemmingen 
hat die Lage der Landwirtschaft im Hinblick auf 
diese Vorlagen schon dargestellt. Ich möchte von 
meinem Kollegen Fellermaier nicht moniert wer-
den, daß ich zu sehr ins einzelne gehe. 

(Lachen bei der SPD.) 

Deswegen werde ich mich sehr kurz fassen. 

Albrecht Thaer, der Begründer der Landwirt-
schaftswissenschaft, hat im vorigen Jahrhundert 
schon die Landwirtschaft als ein „Verkehrsgewerbe 
wider Willen" charakterisiert. Er wollte damit sagen, 
daß die Rentabilität der Landwirtschaft von der 
inneren und äußeren Verkehrslage abhängig ist. 
Wenn das damals gegolten hat, so gilt das heute 
noch viel mehr; denn die Produktionsmengen haben 
sich vervielfacht. Hinzu gekommen ist, daß die Land-
wirtschaft heute sehr viele Betriebsmittel kaufen 
muß: Kunstdünger, nichtwirtschaftseigene Futter-
mittel, Treibstoff usw. Ferner ist zu berücksichtigen, 
daß der Verbraucher viel höhere Ansprüche an die 
Qualität stellt und der Transport viel schonender 
und schneller vor sich gehen muß. 

Vor 20 Jahren war das Haupttransportmittel die 
Bundesbahn. Seit dieser Zeit hat sich viel geändert. 
Zwei Millionen Arbeitskräfte sind aus der Land

-

wirtschaft abgewandert. Die Zahl der Zugkraftein-
heiten ist sehr zusammengeschrumpft. Heute muß 
die Landwirtschaft Verkehrsmittler haben, ,die den 

 Transport schnell und billig abwickeln. Die Land-
wirtschaft kann sich nicht mehr selbst mit dem Ab-
transport befassen, und da nun die Masse der land-
wirtschaftlichen Betriebe in Gebieten liegt, wo die 
Verkehrsaufschließung nicht gut ist und da sich jetzt 
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die Bundesbahn aus der Fläche zurückziehen will, 
besteht die Tendenz — und sie ist nicht rückläufig 
zu machen — der Verlagerung der landwirtschaft-
lichen Transporte von der Schiene auf den Lkw und 
zunehmend dabei auf den Güterfernverkehr. 

Deshalb muß ich sagen: das Transportverbot für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse, insbesondere Ge-
treide, ist ein Anachronismus und sollte überprüft 
werden. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

In seiner Einbringungsrede hat der Herr Minister 
angedeutet, daß man über die Verbotsliste noch ein-
mal sprechen könnte. So habe ich ihn jedenfalls ver-
standen. Dagegen hat Herr Kollege Seifriz gesagt, 
die Verbotsliste sei das Kernstück dieser Gesetzes-
vorlage. Nun, wir müssen sehen. 

Ein Wort zur Beförderungsteuer. Wir haben nicht 
mehr unsere nationale Agrarmarktordnung, sondern 
EWG-Marktordnungen. Diesen EWG-Marktordnun-
gen werden am Ende des Jahres fast alle Agrar-
erzeugnisse unterliegen. Es steht auch fest, daß wir 
die höchsten Verkehrstarife haben. Unsere Tarife 
sind erheblich höher als die unserer Partner. 

(Sehr wahr! in der Mitte.) 

Hinzu kommt, daß die Erzeugerpreise harmonisiert 
worden sind. Sie sind nach den Gebieten des Haupt-
verbrauches ausgerichtet, und je weiter der Erzeu-
ger vom Hauptverbrauchsort entfernt ist, um so 
größer ist der Abschlag. Deshalb befindet sich der 
deutsche Landwirt gegenüber den Partnern im 
Nachteil. Wenn jetzt noch die Beförderungsteuer 
hinzukommt, wird der schon bestehende Wettbe-
werbsnachteil noch vergrößert werden. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Bedenken Sie bitte, daß jetzt in einer Zeit, wo alles 
darangesetzt werden müßte, eine Harmonisierung 
der Verkehrswirtschaft in der EWG herbeizuführen, 
etwas getan werden soll, was einer Harmonisierung 
der Verkehrswirtschaft diametral entgegenläuft. Ich 
glaube, das müßten wir uns doch überlegen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Der Vorschlag meiner Fraktion, der von Herrn 
Müller-Hermann und seinen Mitarbeitern erarbei-
tet worden ist, bringt einen Fortschritt. Damit soll 
den Belangen der Landwirtschaft mehr Rechnung 
getragen werden. 

Nicht alle Giftzähne sind ausgezogen. Das ging 
aber auch in der Fixigkeit nicht. Der § 2 des Gesetz-
entwurfs für die Erhebung einer Straßenbenutzungs-
gebühr sieht eine Befreiungsliste vor. Danach sind 
Milch und Milcherzeugnisse sowie lebende Tiere 
ausgenommen. Betroffen werden insbesondere Ge-
treide, Fleisch, Zuckerrüben, Eier und Geflügel und 
selbstverständlich auch die Erzeugnisse der Forst-
wirtschaft, also das Holz. Wir müssen uns ein-
gehend überlegen, wie wir eine Lösung finden, bei 
der die Landwirtschaft im Wettbewerb nicht un-
günstiger gestellt wird als die anderen EWG-Part-
nern. Deshalb unterstütze 'ich Ihren Antrag, Herr 
von Gemmingen, die Vorlagen dem Ausschuß für 

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zur Mitbe-
ratung zu überweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Glüsing. 

Glüsing (Dithmarschen) (CDU/CSU) : Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Ich möchte im 
Rahmen einer 3-Minuten-Rede 

(Beifall) 

ein regionales Programm ansprechen; ich meine zu-
nächst einmal die Zonenrand - und Frachthilfegebiete. 
Der Herr Bundesminister für Verkehr hat in seiner 
Einbringungsrede — und der Plan der CDU/CSU- 
Fraktion beinhaltet dasselbe — gesagt, daß für 
diese genannten Gebiete praktisch eine Halbierung 
der Belastung kommen soll. 

(Zuruf von der Mitte: Sehr notwendig!) 

Das ist sicher eine gute Sache und findet auch bei 
der Verabschiedung mit Bestimmtheit die Zustim-
mung des gesamten Hauses. 

Aber eine gute Sache kann natürlich auch einmal 
ihre Schattenseiten haben. Ich denke hier an ein 
Gebiet, das zu meiner engeren Heimat in Schleswig-
Holstein gehört. Es sind die fünf Landkreise an der 
Westküste. Ich meine, es gibt in der Tat keine Ver-
gleichsmöglichkeiten. Sehen Sie, diese fünf Land-
kreise in Schleswig-Holstein haben einmal als 
Grenze die Nordsee. Bei der Schmalheit unseres 
Landes werden Sie, wenn Sie nach Osten fahren, 
sofort auf eine begünstigte Konkurrenz stoßen. Das 
gilt nicht in dem Maße für jene Gebiete, die auch 
die Nordsee als Grenze oder eine Ländergrenze 
haben, weil sie zum Inland hin nicht auf eine be-
günstigte Konkurrenz stoßen. Wir haben außerdem 
im Norden das Land Dänemark. Nach beiden Vor-
lagen soll zwar der grenzüberschreitende Verkehr 
auch in Zukunft belastet werden; wir wissen aber 
alle, daß die Dänen ihren Dieselkraftstoff heute noch 
für 18 Pf, 20 Pf pro Liter kaufen, während wir 50 Pf 
und mehr zahlen müssen. 

(Abg. Dr. Imle: Sie doch auch!) 

— Es handelt sich hier nicht um den landwirtschaft-
lichen Verkehr, lieber Kollege Imle, sondern ich 
meine den gewerblichen Verkehr, der für uns auch 
von ausschlaggebender Bedeutung ist. 

(Abg. Wendelborn: So ist es!) 

Wir haben im Süden die Elbe, und wir alle an der 
Westküste haben mit Genugtuung festgestellt, daß 
der Herr Bundesminister für Verkehr praktisch grü-
nes Licht für die Privatinitiative eines Brückenschla-
ges über die Elbe gegeben hat. Und, Herr Bundes-
minister, nachdem schon ein Bundesminister und ein 
Landesminister Mitglied dieses besagten Brücken-
bauvereins sind, wäre es für uns vielleicht ganz gut, 
wenn auch Sie eines Tages Mitglied werden könn-
ten. Aber noch ist es nicht soweit. 

Wir bemühen uns, einen Fährverkehr über die 
Elbe einzurichten, damit die überschüssige Ware 
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dieser Westküstenkreise schnellstmöglich in das 
Verbrauchergebiet gebracht werden kann. Wir hof-
fen aber — und ich richte hier den dringenden 
Appell an den Herrn Bundesminister für Verkehr 
und an die Mitglieder des Verkehrsausschusses —, 
doch bei den Beratungen die besondere Notlage die-
ser Westküstenkreise zu erkennen. Es handelt sich 
um ein schwachstrukturiertes Gebiet, wo noch viele 
Menschen in einen Arbeitsplatz eingegliedert wer-
den müssen. Dabei könnten uns bessere Verkehrs-
bedingungen eine gute Hilfe sein. 

Ein Letztes. Sie haben mit Recht von den Begun-
stigungen der Seehäfen gesprochen. Aber, Herr Bun-
desminister, wir haben seit bald mehr als 100 Jah-
ren das berühmte Seehafenprivileg im Lande Schles-
wig-Holstein. Das konnte nun durch die Einführung 
der Mehrwertsteuer abgeschafft werden; nun wird 
es auf Umwegen wieder eingeführt. Das bedeutet 
also, daß das Holz, das aus den skandinavischen 
Ländern zum Verbrauch angelandet wird, im Lande 
praktisch steuerfrei gefahren werden kann, während 
das einheimische Holz eine neue Belastung erfährt. 
Auch das ist keine gute Sache. Darf ich also noch 
einmal an Sie appellieren. Ich möchte eigentlich mit 
einem heimatlichen Sprichwort schließen, das bei 
uns noch großen Anklang findet. Beachten Sie bei 
Ihren Entscheidungen und Beschlüssen das alte 
schleswig-holsteinische Sprichwort: „Up ewig un-
gedeelt." 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Dr. Schwörer. 

Dr. Schwörer (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte nur 
noch zu einem Punkt etwas sagen, über den heute 
kaum gesprochen wurde. Das ist die verfassungs-
rechtliche Situation. 

Sie wissen, daß sich das Bundesverfassungsgericht 
im Jahre 1963 mit der Situation dieser Sondersteuer 
beschäftigt hat. Im Urteil vom 22. Mai 1963 hat es 
Ausführungen zu der Berechtigung dieser Steuer 
gemacht. Bei dieser Steuer, für die uns jetzt ein Ent-
wurf vorliegt, ist zunächst einmal die Frage zu 
stellen, ob nicht ein verfassungswidriger Formmiß-
brauch vorliegt. Nicht in der Begründung, Herr 
Minister Leber, aber in Ihren Äußerungen in der 
Öffentlichkeit haben Sie davon gesprochen, daß der 
Sinn dieses Gesetzes am besten erreicht würde, 
wenn das Steueraufkommen gleich Null wäre. Dazu 
sagt das Bundesverfassungsgericht — ich darf wört-
lich zitieren, Herr Präsident — — 

Vizepräsident Schoettle: Ich kann Sie nicht 
hindern, Herr Kollege. 

Dr. Schwörer (CDU/CSU): Da heißt es: 
Handelt ein Steuergesetz seinem ihm begrifflich 
zukommenden Zweck, Steuereinnahmen zu er-
zielen, geradezu zuwider, indem es ersichtlich 
darauf ausgeht, die Erfüllung des Steuertatbe-
standes praktisch unmöglich zu machen, also 

in diesem Sinne eine erdrosselnde Wirkung 
auszuüben .. . 

Dann liegt nach Ansicht des Bundesverfassungs

-

gerichts ein verfassungswidriger Formmißbrauch vor. 

Herr Minister, Sie sind sich  darüber klar, daß 
diese Steuer nach wie vor Einnahmen bringen wird. 
Darin liegt ja gerade die Ungerechtigkeit, weil die 
revierfernen Gebiete die Spezialtransporte, die 
Schnellverkehre empfindlicher und verderblicher 
Waren weiterhin auf der Straße abwickeln müssen. 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Genscher (FDP) : Herr Kollege Schwörer, ist 
Ihnen als Mitglied einer Regierungspartei eigentlich 
schon klargeworden, wer in dieser Regierung die 
Steuerpolitik macht? 

(Heiterkeit bei der FDP.) 

Dr.  Schwörer (CDU/CSU) : Das  ist ja nicht als 
Steuergesetz, sondern als Verkehrslenkungsgesetz 
eingebracht. 

Vizepräsident Schoettle: Gestatten Sie eine 
zweite Zwischenfrage? 

Genscher (FDP) : Würden Sie mir zustimmen, 
Herr Kollege, wenn ich hier feststelle, daß in dieser 
Regierung offenbar jedes Ressort von sich aus eine 
bestimmte Steuerpolitik betreibt? 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Dr. Schwörer (CDU/CSU) : Ich habe Ihnen schon 
gesagt, daß es von der Regierung nicht als Steuer-
gesetz, sondern als Verkehrslenkungsgesetz ange-
sehen wird. Insofern ist der Bundesverkehrsminister 
dafür zuständig. 

Meine Herren, ich wollte sagen, daß sich der Herr 
Bundesverkehrsminister sehr wohl darüber im 
klaren ist, daß hier mehr Beförderungsteuer auf-
kommt. Aber diese Beförderungsteuer kommt ge-
rade von denen auf, die bisher schon durch diese 
vorhin angeführtene Tatsachen benachteiligt sind. 
Sie werden durch dieses Gesetz weiterhin benach-
teiligt. 

Deshalb meine ich, daß für eine sachliche Prüfung 
einer möglichen neuen Verfassungsklage ernsthaft 
geprüft werden muß, ob die Gründe, die im Jahre 
1963 für dieses Urteil maßgebend waren, auch noch 
in der Zukunft gelten werden. Sie wissen, daß da-
mals Verletzungen des Art. 12 — freie Berufsaus-
übung — und des Art. 3 des Grundgesetzes — 
Gleichheit vor dem Gesetz - gerügt wurden und 
daß das Bundesverfassungsgericht diese Klage abge-
wiesen hat, weil es gesagt hat: Wenn wichtige 
Gemeinschaftsinteressen vorliegen — und hier sind 
die Gemeinschaftsinteressen: Sanierung der Bahn 
und Entlastung der Straßen gemeint gewesen —, 
wenn die Eignung und die Verhältnismäßigkeit des 
Mittels gegeben sind und wenn der Eingriff zumut-
bar ist, dann kann auch in dieser Situation ein 
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solcher Eingriff erfolgen, und er ist dann nicht ver-
fassungswidrig. Aber durch das ganze Urteil zieht 
sich wie ein roter Faden ein Zweifel daran, ob diese 
Mittel in ihrem Gewicht wirklich so sind, daß sie 
dieser verfassungsmäßigen Prüfung standhalten. Sie 
wissen auch, daß im Urteil bereits eine Revisions-
möglichkeit angedeutet wurde. 

Heute wissen wir, daß diese Hoffnungen von An-
fang an nicht zum Ziele führen konnten. Wir wissen 
noch mehr: daß die Maßnahmen, die Sie jetzt wie-
der einführen wollen, auch in der Zukunft nicht den 
Zweck erfüllen werden, den sie erfüllen sollen, näm-
lich Entlastung der Straßen und Sanierung der Bun-
desbahn. Darüber ist heute schon in vielen Aus-
führungen gesprochen worden, so daß ich nicht 
näher darauf einzugehen brauche. 

Aber angesichts dieser Fakten, Herr Minister 
Leber, kann man, glaube ich, von einer Eignung 
und einer Verhältnismäßigkeit dieses Mittels heute 
nicht mehr sprechen, erst recht nicht von einer Zu-
mutbarkeit, die ja auch vom Verfassungsgericht als 
eine Voraussetzung angesehen wird. Man kann 
deshalb nicht von . einer Zumutbarkeit sprechen, 
weil bekannt ist, daß die Verluste der Bundesbahn, 
die durch andere Ursachen als durch die Konkurrenz 
des Lkw entstehen, wesentlich größer sind; sie ent-
stehen z. B. durch den Wegfall der Kohletransporte 
aus Strukturgründen, durch dien Bau von  Pipelines, 

 durch neue technische Entwicklungen und durch 
Spezialfahrzeuge, die heute zunehmend von der 
Wirtschaft gebraucht werden. Eine Mehrbelastung 
ist deshalb überhaupt nicht mehr zumutbar. 

Herr Minister Leber, auch die Schutzwürdigkeit 
der Bundesbahn in der absoluten Form, wie es in 
dem Urteil dargestellt worden ist, ist fragwürdig 
geworden. Die Gemeinwirtschaftlichkeit ist heute 
weitgehend beseitigt. Meiner Ansicht nach wird 
das Bundesverfassungsgericht nicht an der Tatsache 
vorbeikommen, daß das Gemeinschaftsinteresse —
Sanierung der Bahn durch Behinderung ihrer Kon-
kurrenten — nicht mehr ausreicht, um eine Klage 
gegen diese Steuer mit Erfolg abzuwehren. 

Darüber hinaus gibt es noch eine große Zahl 
schutzwürdiger Gemeinschaftsinteressen, die neu in 
den hier anzusprechenden Rang gekommen sind, wie 
z. B. die Raumordnung, die Strukturänderung, die 
Marktordnung in der EWG oder auch die Konkur-
renzfähigkeit unserer Gesamtwirtschaft, ferner die 
Vollbeschäftigung, die wir im Stabilitätsgesetz als 
eine neue Aufgabe unserer Wirtschaftspolitik ver-
ankert haben. Alle diese Schutzinteressen werden 
mit den Interessen, die Sie hier in Ihrem Plan an-
sprechen, in Karlsruhe konkurrieren. Meiner An-
sicht nach besteht kein Zweifel, daß die gute Aus-
gangssituation, die damals das alte Verkehrsfinanz-
gesetz in Karlsruhe gehabt hat, heute nicht mehr 
gegeben ist. Ich würde es deshalb für gut halten, 
wenn die Regierung aus verfassungsrechtlichen 
Gründen auf die Wiedereinführung der Beförde-
rungsteuer verzichten würde. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Schoettle: Das  Wort hat der 
Abgeordnete Niederalt. 

Niederalt (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mich bewegt in dieser vorge-
rückten Stunde weniger die Frage, ob die Vorlage 
verfassungsrechtlich in jedem Detail hundertprozen-
tig zu vertreten ist. Ich nehme an, daß man im 
Schoße der Bundesregierung diese Fragen doch ge-
prüft hat. Mich bewegt eine, wie ich meine, ernstere 
Frage, Herr Bundesverkehrsminister, das ist die 
Frage: was machen wir überhaupt für eine Gesamt-
politik? Ist diese Maßnahme, die hier vorgeschla-
gen wird, Bestandteil einer geschlossenen, konse-
quent durchgeführten Gesamtpolitik? Das ist für 
mich die entscheidende Frage. 

Vor knapp drei Wochen haben wir hier in die-
sem Hause eine Diskussion über regionale und sek-
torale Wirtschaftspolitik geführt. Wir waren uns in 
diesem Hause einig, wir waren uns auch mit der 
Regierungsbank einig, daß wir alles tun müssen, 
um die regionale und sektorale Wirtschaftspolitik 
zu fördern, um eine ausgewogene gleichmäßige 
Wirtschaftsstruktur zu erreichen. Heute haben wir 
mit Recht gehört: Verkehrspolitik darf nicht allein 
gesehen werden, sie muß im Zusammenhang mit 
der Wirtschaftspolitik gesehen werden. Es ist legi-
tim, bei dieser Vorlage zu fragen: dient die Vor-
lage diesen gesamtwirtschaftspolitischen Vorstellun-
gen der Bundesregierung und dieses Hauses oder 
steht sie dazu im Widerspruch? Dazu muß ich doch 
einiges sagen. 

Wir haben in unserem Grundgesetz einen sehr, 
sehr anspruchsvollen Satz, der lautet: „Die Bundes-
republik Deutschland ist ein sozialer Rechtsstaat." 
Zu einem sozialen Rechtsstaat gehört viel. 

(Zuruf von der SPD: Allerdings!) 

Ich komme aus einem Wahlkreis, aus einer Gegend, 
wo man jetzt wieder teilweise 35, 40 % Arbeitslose 
hat. Ich kann hier bei einer solchen Vorlage nicht 
schweigen, auch wenn die Zeit so weit vorgerückt 
ist. Das sind nicht Wahlkreisprobleme, das sind 
letzte Fragen der Sozialpolitik, der sozialen Rechts-
staatlichkeit überhaupt. Tun wir alles, um diese Zu-
stände zu vermeiden oder zu mildern? 

Meine Damen und Herren, wenn ich von links 
nach rechts in diesem Hause fragte, was Sie als poli-
tische Priorität in einem sozialen Rechtsstaat in 
erster Linie anerkennen würden, wenn ich die Frage 
stellte, ob Sie mit mir der Auffassung sind, daß das 
Recht des Staatsbürgers auf einem Arbeitsplatz auch 
im verkehrsfernen Gebiet, auch im wirtschaftsschwa-
chen Gebiet die politische Priorität Nummer eins 
darstellt, dann bin ich überzeugt, daß Sie mir mit 
Ja antworten würden. Ich bin überzeugt, es gibt 
keinen hier im Hause, der nicht mit Ja antworten 
würde. Wenn dem so ist, dann muß das bei unseren 
praktischen Beschlüssen hier bei unseren Gesetzen 
auch Leitgedanke sein. Ist dieser Leitgedanke hier 
zum Tragen gekommen? 

Herr Bundesverkehrsminister, es ist keine Kritik 
an Ihnen. Sie sind als Bundesverkehrsminister in 
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keiner sehr guten Lage. Sie müssen diese schwieri-
gen verkehrspolitischen Probleme lösen, haben zur 
Lösung dieser Probleme jedoch nur verkehrspoli-
tische Mittel. Trotzdem müssen Sie diese verkehrs-
politischen Mittel in den Dienst der Gesamtpolitik 
stellen. Meine Kritik richtet sich ganz klar gegen 
die gesamte Bundesregierung, daß man bei dieser 
Vorlage diese Priorität Nummer eins nicht genü-
gend berücksichtigt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren, Sie können es wenden, 
wie Sie wollen, die Verbotsliste ist eine außerge-
wöhnliche Benachteiligung der peripheren und wirt-
schaftsschwachen Gebiete. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Lieber verehrter Herr Minister Leber, wir werden 
im Ausschuß noch oft über den gebrochenen Ver-
kehr reden. Es ist Ihnen nachzuweisen, daß dieser 
gebrochene Verkehr keiner Konkurrenz standhal-
ten wird, und wenn Sie noch so schöne Pläne auf 
die Bundesbahn setzen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Völlig richtig!) 

Jetzt kommt etwas ganz Wichtiges. Sie haben in 
Ihrer Vorlage ausschließlich den Fernverkehr mit 
Steuern belegt — den Fernverkehr im Werkfern-
verkehr und im Güterfernverkehr. Wissen Sie, was 
das zur Folge hat? Das hat zur Folge, daß viele 
Betriebe in unseren verkehrsfernen Gebieten, die 
zu 70, 80, 90 Prozent auf den Fernverkehr angewie-
sen sind, 

(Abg. Wendelborn: So ist es!) 

weil ja der Umkreis von 50, 60, 70 km nicht ge-
nügend Möglichkeiten in sich birgt, das Unterneh-
men zu tragen, unbedingt in den Fernverkehr ein-
steigen müssen, wenn sie ihr Unternehmen auf-
rechterhalten wollen. Sie haben mit Ihrer Vorlage 
diesen Fernverkehr belastet im Gegensatz zum Nah-
verkehr. Der gleiche Unternehmer, der diesem Be-
trieb im Bayerischen Wald etwa Konkurrenz macht, 
der gleiche Unternehmer aus einem Ballungsgebiet 
in Frankfurt, in München, wo er auch her sein mag, 
kann seinen Betrieb mittels des nicht höher belaste-
ten Nahverkehrs aufrechterhalten. 

(Abg. Wendelborn: Genau richtig, so ist es!) 

Sie machen also hier mit diesem Vorschlag genau 
das Gegenteil von dem, was wir wenigstens nach 
meiner Vorstellung als Folgerung — wenn ich die 
Priorität Nummer eins, den Arbeitsplatz, anerkenne 
— machen müßten, statt nämlich die natürlichen 
Standortnachteile durch die gesamte Gesetzgebung 
möglichst zu eliminieren, werden diese Standort-
nachteile eher noch vergrößert. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Sehr richtig!) 

Das ist der Hauptvorwurf, den ich dieser Vorlage 
 machen muß. Darüber kann man nicht schweigen. 
Da gibt es keine Loyalität. Da gibt es entweder 
Pflichtauffassung oder keine Pflichtauffassung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren, ich bin mir ganz klar 
über die Problematik, ich mache es mir nicht leicht. 

Herr Kollege Leber, Sie haben es mit Recht betont, 
wenn wir anerkennen, daß das Ziel richtig ist, gibt 
es nicht die  Methode:  Wasch mich und mach mir den 
Pelz nicht naß. Wir müssen da oder dort Opfer 
bringen. 

Herr Kollege Leber, ich hoffe aber doch, Sie im 
Laufe der Beratungen im Verkehrsausschuß über-
zeugen zu können, daß, wenn Sie mit mir die von 
mir benannte Priorität Nr. eins anerkennen, inso-
weit die Vorlage der CDU/CSU-Fraktion unserer 
Tendenz wesentlich mehr entspricht. Ich habe dank-
bar zur Kenntnis genommen, daß Sie heute sagten: 
Ich will nicht rechthaberisch sein. Ich habe auch 
dankbar zur Kenntnis genommen, als der Vorsit-
zende des Verkehrsausschusses, Herr Seifriz, sagte, 
er sei all diesen Themen aufgeschlossen. Ich hoffe 
auf Ihre Aufgeschlossenheit und ich erwarte und 
werde Sie beim Wort nehmen, Herr Bundesver-
kehrsminister, daß Sie nicht rechthaberisch sind, 
daß wir alle der besseren Politik das Ja geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei der FDP.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Burgemeister. 

Burgemeister (CDU/CSU) : Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Ich hatte die Absicht, 
hier jetzt Stellung zu nehmen zu einem Teil der 
Regierungsvorlage, der sich mit dem Ausbau der 
deutschen Flughäfen befaßt. Die vorgeschrittene 
Stunde aber läßt es auch mir ratsam erscheinen, 
nur anzudeuten, worum es mir ging. Es ging mir 
darum, die Bundesregierung davon zu überzeugen, 
daß ihr Vorhaben, aus der Flughafengesellschaft 
Hannover-Langenhagen ausscheiden zu wollen, 
nicht als richtig angesehen werden kann. Ich wollte 
Sie alle davon überzeugen, daß wir uns dafür ein-
setzen sollten, daß Hannover-Langenhagen wegen 
seiner besonderen gesamtwirtschaftlichen wie ge-
samtdeutschen Situation auch der Mitwirkung des 
Bundes bedarf. Ich habe das in einer schriftlichen 
Darlegung ausgeführt, die ich zu Protokoll gebe. *) 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat der 
Abgeordnete Schwabe. 

Schwabe (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die eigenartige Folge der Rednerliste 
heute veranlaßt mich, auch im Namen meiner 
Freunde, zu der ganz ruhigen und sachlichen Be-
merkung, daß natürlich auch wir, alle miteinander, 
versorgt mit wohl beinahe 50 kg Post zur anste-
henden Frage, versorgt mit vielen Anrufen und 
vielen Besprechungen, uns den einzelnen Sachgebie-
ten ebenso ernsthaft verbunden und verpflichtet 
fühlen, daß wir aber glaubten, das hier heute abend 
nicht jeder einzeln vortragen zu müssen. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Abgeordneter, 
das mit den Bestechungen sollte doch hoffentlich 

*) Siehe Anlage 4 
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nur heißen, daß es Bestechungsversuche waren,` und 
zwar erfolglose. 

Schwabe (SPD) : Ich habe diese Vokabel nicht be-
nutzt. Da bin ich mißverstanden worden. 

(Zuruf von der SPD: Besprechungen!) 

Vizepräsident Schoettle: Dann habe ich mich 
verhört. 

Schwabe (SPD) : Ja. Außerdem glaube ich, daß 
wir alle charakterfest genug sind, um uns nicht mit 
Spielzeugautos in unserer Meinung beeinflussen zu 
lassen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Aber nun sollen Sie sicher sein — und das soll 
nur gesagt werden —, daß z. B. mein geplanter 
Beitrag zur Frage der Flughäfen, Flugsicherheit, 
privaten und zivilen Luftfahrt, natürlich auch, und 
auch auf Anregung meiner Freunde, beinhaltet hat, 
daß wir uns etwa mit dem uns übermittelten An-
liegen des Messe- und Berlin-Flughafens Hannover 
sehr sorgfältig befassen wollen, auch mit allen an-
deren Dingen, auch mit Fragen, die uns auf den 
Nägeln brennt und die anscheinend nun eine be-
sondere Wichtigkeit bekommt, die vom Herrn Bun-
desinnenminister Lücke angeregte Frage der Ge-
bietskonzessionen, die ihrerseits die Gefahr in sich 
birgt, daß da einzelne Leute ihre seitherige Linie, 
ihre Arbeit, ihren Betrieb verlieren können. Auch 
das bewegt uns, und wir versuchen, da zu optimalen 
Lösungen zu kommen. Es sollte hier nur vermie-
den werden, daß der falsche Eindruck entsteht, wir 
hätten uns hier heute nicht genügend vorbereitet 
und die Probleme nicht vorher durchdacht. Wir wol-
len alles das, was wir uns erarbeitet haben, um so 
nachhaltiger und um so ernster zum gemeinsamen 
Wohl, so hoffen wir, dann in der Ausschußarbeit 
vortragen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Das Wort hat  der  
Herr Bundesminister für Verkehr. 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Die Zeit ist schon 
sehr vorgerückt. Es wird sicher von niemandem ge-
wünscht, daß ich jetzt auf alle Punkte, die in der 
Diskussion erwähnt worden sind, im einzelnen ein-
gehe, auch wenn sie wichtig waren. Ich habe den 
Eindruck, wir haben in den Ausschußberatungen 
noch genügend Zeit, uns über all das, was hier in 
den Protokollen vermerkt wird, ausgiebig zu unter-
halten. Ich habe in der Tat den Eindruck, daß es — 
das habe ich auch in meiner Rede schon dargestellt 
— eine Fülle von Fragen gibt, die noch im ein-
zelnen zu überlegen sind. 

Ich habe kein Recht, auch wenn ich Abgeordneter 
bin, einen Rat zu erteilen, was nun zu geschehen 
hat. Nur, wir kommen mit viel Professoren nicht 
weiter, meine Herren. Die politische Entscheidung 
muß hier im Haus getroffen werden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.)  

Mit den Geldern, die schon für Gutachten ausgege-
ben worden sind, auch an die Adresse von Männern, 
die hier vielleicht als Unabhängige nachher ihre 
Meinung sagen sollen, kann man nach meiner Auf-
fassung schon einige Existenzen, die Herr Niederalt 
meint, sanieren. Daran sollten wir dabei auch den-
ken. 

(Heiterkeit.) 

Da ist die Frage aufgeworfen worden, ob die Ver-
botsliste nicht Existenzen vernichtet. Ich habe in 
meiner Darstellung vorhin versucht, an einem Mo-
dellfall zu entwickeln, daß wir gerade an die Be-
wahrung der mittelständischen Existenz gedacht 
haben, daß wir gleichzeitig die Straße entlasten und 
der Bahn Gut zuführen wollen. 

In Ihrem Vorschlag mit der Lizenz finde ich 
etwas, das mir gar nicht gefällt. Das gilt in einem 
gewissen Sinne auch für den Vorschlag, der von der 
SPD kommt. Wenn Sie eine Lizenz für den Werk-
verkehr einführen — ich kenne das holländische 
Modell, das praktisch nichts anderes als ein Kaffee-
kränzchen darstellt, ohne jede Wirkung — und 
wenn man eine Wirkung davon haben will, dann 
wird sich das in der Praxis so auswirken: Da sitzt 
ein Beamter bei der Landesregierung oder beim 
Regierungspräsidenten. Wollen Sie mir einmal sa-
gen, meine Damen und Herren, wer den Farben-
fabriken Hoechst, Bayer Leverkusen, Hoesch in 
Dortmund, Mannesmann in Düsseldorf — das sind 
überall die größten Steuerzahler —, welcher Regie-
rungsrat diesen Unternehmen irgendeinen Wunsch 
nach einer Zulassung im Werkverkehr verweigern 
wird? Die bekommen, was sie brauchen. Der mittel-
ständische Gewerbetreibende, der eine braucht — 
und der liegt mir dabei gerade im Sinn —, wird 
von dem Regierungsrat heimgeschickt. Denn dieser 
Antragsteller ist nicht stark genug, sich zu wehren. 

Deshalb kommen wir mit diesem Modell nach 
meiner Auffassung nicht allzuweit. Aber das wird 
sich nachher — — 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Die kalkulieren 
sehr scharf!) 

— Die kalkulieren überhaupt nicht. Der Mann 
kommt dort nicht zum Zuge. Ich weiß doch genau, 
wie das geht, wenn die Großindustrie, die ich hier 
gar nicht allein an die Wand spielen will, so etwas 
braucht. Wenn die Großindustrie so etwas braucht, 
kriegt sie das bei der Gemeinde. Dort ist sie der 
größte Steuerzahler. Sie bekommt das auch bei der 
Landesregierung. Wollen Sie mir sagen, was eine 
Landesregierung macht, wenn das Unternehmen 
sagt: Ich gehe hier weg, wenn ich die Zulassung 
nicht bekomme? Das ist überhaupt nicht zu kontrol-
lieren. Das können Sie mit administrativen Maßnah-
men nicht abgrenzen. Auf der Strecke bleibt der 
. Kleine; denn der kann sich nicht in dem Maße weh-
ren. 

Das wird alles zu besprechen sein. Da wird offen 
miteinander geredet. Hier wird nichts mit Leuko-
plast zugeklebt und nichts mit weißer Salbe ver-
schmiert. Vor der deutschen Öffentlichkeit wird klar, 
was hier jeder einzelne an Beiträgen dazu leistet. 
Das wird durch- und hochgerechnet. Sie können ganz 
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sicher sein, die Späße, die schon mal waren, werden 
nicht wieder passieren. Ich werde jedenfalls meine 
Meinung immer offen sagen, bei aller Kompromiß-
bereitschaft, die dabei im Spiel ist. Denn hier steht 
viel zur Debatte. 

Dann zur EWG. Da möchte ich auf die vielen Ein-
wendungen, ,die gekommen sind, sagen: Wissen Sie, 
es gibt — bei allem Respekt vor der EWG — natio-
nale Europäer, und es gibt europäische Europäer. 
Die Deutschen — das sind „europäische Europa

-

Europäer". Ich möchte einmal gern wissen — das 
kann man leider nicht praktizieren —, was  bei-
spielsweise die französische Regierung machen 
würde, wenn sie eine solche, sich von jedweder . 
anderen Verkehrssituation in  Europa unterschei-
dende Situation in Frankreich hätte. Die franzö-
sische Regierung würde das tun, was im Rahmen 
des geltenden Rechts den französischen Verhältnis-
sen Rechnung trüge. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Ein Irrtum ist 
es, daß Sie unsere Situation als etwas ganz 

Besonderes hinstellen!) 

— Unsere Lage: Wir haben auf den  Kilometer  vier-
mal soviel Kraftfahrzeuge wie die Franzosen. Das 
ist etwas Besonderes. Wir haben doppelt soviel 
tödliche Unfälle wie die Engländer. Wir haben eine 
ganze Reihe anderer Dinge, die uns von ,den Fran-
zosen unterscheiden. Die Franzosen haben sogar auf 
den 70 km Autobahn, die sie haben, eine Autobahn-
gebühr. Es ist fast alles ganz anders als bei uns. 
Frankreich ist ein Land, das  viel größer ist als die 
Bundesrepublik, eine niedrigere Einwohnerzahl hat, 
die Einwohner verteilen sich auf einen größeren 
Raum usw. Das  macht sich stark bemerkbar. Herr 
Kollege Dr. Müller-Hermann, ob Sie mir ,das übel-
nehmen oder nicht: Man muß nicht bei jeder natio-
nalen Auffassung, die man vertritt, sich hinter euro-
päischen Kommissionen verstecken. Das kann man 
hier in dem Hause von Mann zu Mann machen, 
ohne sich hinter Brüsseler Ansichten zu verstecken. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Das haben wir 
doch weiß Gott nicht getan!) 

Ich grabe da nichts aus. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Sie haben uns 
über .die europäische Haltung nicht richtig 

informiert!) 

Ich will Ihnen noch etwas sagen. Ich höre nur 
heraus, wie hier in den Bundestagsprotokollen 
etwas manifest gemacht wird, was in Brüssel über-
haupt nichts bedeutet. Die Europäische Kommission 
beruft sich auf die Brüsseler Politik. Meine Damen 
und Herren, wissen Sie was das ist? Da hat ein 
Mitglied der Kommission — der Betreffende ist 
jetzt gar kein Mitglied mehr — im Frühjahr 1967 
einmal einen Vorschlag gemacht, er hat eine Vor-
lage gemacht. Diese Vorlage ist nicht einmal in 
einer Sitzung behandelt worden. Darauf geht die 
Kommission bei ihrer Antwort auf unser Konsul-
tationsbegehren ein. Das können Sie doch hier 
nicht manifest machen, indem Sie auf eine solche 
Antwort Bezug nehmen. Ich habe schon erlebt, wie 
es ist, wenn man zu treu ist. Wir Deutschen sind 
so treu, wir sind die treuesten Europäer, die es gibt. 

Dafür sind wir auch angeschrieben. Manche halten 
das für ein Stückchen — ich will nur sagen: Beschei-
denheit. Meine Damen und Herren, ich habe auch 
schon Grinsen und Lachen gesehen bei solchen Ge-
legenheiten. 

Ich bin jedenfalls der Auffassung: da gibt es auch 
einmal deutsche Interessen, die man durchstehen 
muß. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Gestatten Sie 
eine Frage?) 

— Bitte sehr! 

Dr. Müller-Hermann (CDU/CSU): Herr Mini-
ster, sind wir uns wenigstens darin einig, ,daß eben-
so, wie Verkehrspolitik und Wirtschaftspolitik har-
monieren müssen, auch Verkehrspolitik und Außen-
politik harmonieren müssen? 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Natürlich, 
ich bin voll dieser Auffassung. Im übrigen, Herr 
Kollege Dr. Müller-Hermann, damit das  nicht falsch 
verstanden wird: Wir haben ja 10 Jahre oder so 
lange, wie es Europa gibt, verkehrspolitisch über-
haupt keinen Anfang bekommen; im Gegenteil, wir 
haben vorliberalisiert in  der Hoffnung, die anderen 
würden damit europäischer werden. In Wirklichkeit 
hat man in der deutschen Vorleistung die Chance 
für ein anständiges Geschäft gesehen. Damit haben 
wir jetzt Schluß gemacht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich bin der Auffassung, in dieser Entwicklung wer-
den wir weiterkommen. Es ist ja in der Tat so; mein 
holländischer Kollege hat mir gesagt — ich sehe 
hier seinen Vertreter auf der Tribüne sitzen, der 
kann Ihnen das bestätigen —: Herr Minister, wenn 
Sie stur bleiben, zwingen Sie uns, von unseren natio-
nalen Standpunkten abzugehen und europäisch zu 
denken. Und so isst der Beschluß zustande gekom-
men, ,den wir miteinander gefaßt haben. 

Ein anderes Kapitel ist die Verfassungsmäßigkeit. 
In Deutschland ist das so üblich: da wird zunächst 
einmal in Grundsätzen gesprochen, und dann wird 
die Verfassungsmäßigkeit angezweifelt. Da kann 
einer machen, was er will, das isst eine deutsche 
Eigenschaft, wir sind halt einmal so gründlich. An-
dere kommen sogar ohne Verfassung aus, und es 
klappt auch gar nicht schlecht. 

(Zuruf: Einige haben sie nicht immer unter 
dem Arm getragen!) 

Ich kann Ihnen nur sagen, wir haben gerade dieses 
vieldiskutierte Urteil lang und breit behandelt. Ich 
bin kein Jurist, Herr Schwörer, aber ich war noch nie 
bei denen, .die Unrecht bekamen. 

(Heiterkeit.) 

Wir haben gerade diese Steuer so  veranschlagt, 
weil wir das Urteil .des Bundesverfassungsgerichtes 
ernst genommen haben. Die seitherige Situation ist 
ja nur deswegen fragwürdig, weil man den Werk

-

verkehr besteuert hat und den  mit  ihm auf dem glei-
chen Verkehrsweg konkurrierenden gewerblichen Gü-
terfernverkehr nicht. Das Gericht schreibt nicht die 
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Höhe der Steuer vor und behauptet nicht, daß sie 
für beide gleich sein müsse. Aber man kann nicht 
einen Verkehrsträger, der mit ,dem anderen auf 
dem gleichen Weg im Wettbewerb ist, besteuern 
und den anderen völlig davon freistellen. Auch das 
ist ein Grund, warum wir dem gewerblichen Güter-
fernverkehr den einen Pfennig auferlegt haben. 

Im übrigen: Sie haben das nicht aus der Sicht des 
Baugewerbes begründet. Das kenne ich nun. Hier ist 
vorhin gesagt worden, der Beton, der im Fernver-
kehr gefahren wird, würde zu teuer. Meine Herren, 
wenn  der im Fernverkehr gefahren werden müßte, 
dann wäre er längst hart.  Das wissen Sie  genau. 

(Heiterkeit.) 

So weit kann man Beton überhaupt nicht fahren. 
Das geht nur in der  Nahzone. 

Im übrigen habe ich mit den Verbänden gespro-
chen, auch mit dem Bundesverband Steine und Erden. 
Ich habe das Gefühl, daß wir einig werden können. 
Da brauchen wir uns keine Sorgen zu machen. 

Ich mache mir auch darüber keine Sorgen, wie das 
dann, wenn die Deutsche Bundesbahn durchgerech-
nete Tarife von Haus zu Haus bietet — das muß sie 
ja im Wettbewerb —, mit ihrer inneren Kostensitua-
tion aussieht. Wenn sie im Wettbewerb beistehen 
will, muß sie sich im Wettbewerb so schlagen, daß 
der Kunde dadurch keinen Nachteil hat. Das ist 
meine Formel. Ich bin froh, daß die Bundesbahn dar-
auf eingeht. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Nicht auf Staats

-

kosten!) 

— Das geht nicht auf Staatskosten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht über Sub

-

ventionen!) 

— Das geht nicht auf Staatskosten, Herr Müller

-

Hermann. Sie sind ja Volkswirt, ich nicht. Ich weiß, 
daß, wenn eine Kapazität nicht leersteht, sondern 
ausgelastet wird — unabhängig davon, ob dabei 
eine hohe oder eine niedrigere Rendite heraus-
kommt —, das allein schon ein wirtschaftliches Er-
gebnis ist. Hier geht .es darum, daß zunächst einmal 
leerstehende Kapazitäten in Anspruch genommen 
werden. Meine Herren, die  Deutsche Bundesbahn 
hatte im März 1967 71 000 Güterwagen leerstehen; im 
Juni waren es noch immer 30 000. Das ist mehr als 
die gesamte Kapazität des gewerblichen Güterfern-
verkehrs. Um diese Größenordnungen handelt es sich 
da. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Eine falsche 
Investition!) 

Die werden natürlich nicht alle voll beschäftigt sein 
 können, weil die Bundesbahn auch eine Vorhalte-

pflicht hat. 

Vizepräsident Schoettle: Herr Minister, ge-
statten Sie eine Frage? 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Natürlich! 

Erhard (Bad Schwalbach) (CDU/CSU) : Ist Ihnen 
nicht bekannt, Herr Minister, daß es auch Situatio-

nen gibt, in denen die Auslastung von Kapazitäten 
mehr kostet als die Stillegung? 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Natürlich 
weiß ich das. 

(Abg. Erhard (Bad Schwalbach) : Wo ist die 
Schere bei der Bundesbahn?) 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Das werden 
wir alles prüfen, wenn wir uns in den Ausschüssen 
damit befassen. Ich will Ihnen sagen, Herr Erhard: 
ich habe nicht die Absicht, die Rolle eines General-
direktors der Deutschen Bundesbahn zu spielen und 
mich mit Signalen zu befassen, wie andere Leute 
das tun. Mir kommt es darauf an, daß die Bundes-
bahn mir beweist, daß sie auf dem richtigen Wege 
ist und im übrigen nach den großen Linien arbeitet, 
die politisch gewollt werden. Das ist meine Aufgabe 
als Verkehrsminister. 

(Beifall.)  

Mit welchen Bremsen sie arbeitet, das überlasse ich 
denen, die dazu mehr Zeit haben. Wenn ich natür-
lich verkehrspolitisch keinen Erfolg hätte, könnte 
es sein, daß ich mich vielleicht auch damit beschäf-
tigen würde. Aber ich wüßte dann vielleicht noch 
etwas Besseres zu tun. 

(Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren, hier ist in bezug auf 
die Binnenschiffahrt der Vorschlag gemacht worden, 
man sollte private Kreditmittel dafür nehmen. Dar-
über können wir uns unterhalten. Der Weg, den wir 
vorgesehen haben, ist meiner Auffassung nach noch 
schneller: der Finanzminister tritt in Vorlage für die 
Umlagebeiträge, die aufgenommen werden müssen, 
und so weiter. 

Zum Schluß noch ein wichtiges Thema. Es ist Herr 
Professor Hamm zitiert worden, den ich natürlich 
auch lese, nicht nur als Pflichtlektüre, sondern gern. 
Ich weiß: dort kumuliert etwas, was auch anderswo 
gesagt wird. Unter „Wirtschaftlichkeit der Eisen-
bahn" verstehen eine ganze Anzahl von Damen und 
Herren, die an der Debatte beteiligt sind, etwas Ver-
schiedenes. Darüber muß man Klarheit schaffen. Da 
heißt es: „Die sozial begünstigten Personentarife 
müssen abgeschafft werden. Das Programm ist nicht 
weit genug gegangen." Ja, mir liegen solche For-
derungen vor; die stecken dahinter! Das Haus wird 
darauf Antwort geben müssen. Die Dinge werden in 
den Ausschüssen hochkommen. Ich habe sicherlich 
— das  werden Sie mir nicht bestreiten — ein biß-
chen Mut aufgebracht. Aber ich lasse mich auch nicht 
in diese Speerwand hineinbringen, wo der Wider-
stand so groß wird, daß man praktisch am Ende 
nicht mehr zu einem Erfolg kommt. 

Dann: Stückgut soll herausgenommen werden, 
weil es nicht wirtschaftlich ist. Ja, wer soll dann 
für die Frau in der Gemeinde X ein Paket auf der 
Eisenbahn befördern? Sie reden alle von regionaler 
Bedienung der Fläche und wollen den Stückgutver-
kehr usw. weghaben. Er bringt natürlich Defizite. 
Hier wird die Frage nach der politischen Belastung 



8008 	Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode — 155. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 13. Februar 1968 

Bundesminister Leber 
der Eisenbahn aufgeworfen. Sie muß beantwortet 
werden. 

Dann noch etwas zu Frankreich! Meine Damen 
und Herren, man kann die Dinge nicht vergleichen. 
Die Franzosen führen eine Achslaststeuer ein und 
haben dabei als ein wichtiges Rechenelement z. B. 
die Dichte des Verkehrs und die soziale Behinde-
rung, die ein neu hinzukommendes Fahrzeug für die 
übrigen darstellt. Wollen Sie mir bitte einmal sa-
gen, was das bei der Dichte des deutschen Verkehrs 
im Verhältnis zu Frankreich ausmacht! Wenn wir 
auf diese Formel eingingen, bekämen wir wahr-
scheinlich ein X-faches der steuerlichen Belastung, 
die Frankreich hat. Das kann man nicht ohne wei-
teres. Und was für mich das Wesentlichste ist: Die 
Tatsache, daß der Verkehr in Frankreich nicht so 
dicht ist wie bei uns, macht es nicht notwendig, dort 
Straßenbau mit derartiger Aufwendigkeit zu betrei-
ben, wie wir es müssen. Bei uns entsteht ein Viel-
faches an Baukosten, weil diese permanenten 
Schlangen schwerer Lastzüge ständig über unsere 
Autobahnen rollen. Wir haben vor 30 Jahren Auto-
bahndecken gebaut, die einen Unterbau von 25 cm 
hatten; heute liegen wir bei 1,10 m, und ich weiß 
nicht, ob das reicht. Ein Kilometer Autobahn im 
Sauerland kostet gegenwärtig im Durchschnitt 10,7 
Millionen DM — ich hoffe, daß die Zahl stimmt. 
Vergleichen Sie das einmal mit den französischen 
Zahlen — für Landstraßen, über die dort auch der 
Fernverkehr geht. Das wächst allmählich ins Astro-
nomische, und wir werden mit der Formel „Mehr 
Straßenbau" unseren Verkehr nicht in Ordnung 
bringen. 

Die andere Forderung: Wir sollen uns allmählich 
auch zum Pkw wenden. Herr Kollege Erhard, ich 
hatte — das möchte ich auch Herrn Kollegen Lemm-
rich und Herrn Kollegen Müller-Hermann sagen — 
ein ganzes Kapitel gemeindlicher Verkehrsprobleme 
in dem Programm, und zwar bis zu dem Tage, an 
dem die Nahost-Krise begann. Ich brauche das nicht 
deutlicher auszuführen; ich hoffe, daß Sie Ihre eige-
nen Schlußfolgerungen daraus ziehen können. Dann 
habe ich es durchgestrichen; in dem Augenblick, als 
die Benzinpreiserhöhung kam, habe ich keine 
Chance mehr gesehen, mich in dem Programm noch 
mit gemeindlichen Verkehrsproblemen zu befassen. 
Das ist nämlich keine Frage, die rhetorisch zu lösen 
ist, sondern da gilt das, was ich heute nachmittag 
sagte: dazu gehört Pulver! Mit Schulaufsätzen und 
Reglements kriegen Sie die Verkehrsprobleme nicht 
hin. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir haben keine 
Schulaufsätze gemacht!) 

— Das habe ich ja gar nicht gemeint. — Wer da 
nicht die Mittel beischafft, damit man die Gemein-
den in den Stand setzen kann, baulich diese Pro-
bleme zu lösen, der wird dieser Aufgabe nicht Herr 
werden. Wir müssen uns miteinander überlegen —
das wird sicher auch im Rahmen der Finanzreform 
eine Rolle spielen —, ob wir den Zugang zu den 
Mitteln bekommen, die erforderlich sein werden. 

Ich glaube, das reicht für heute abend für das, was 
ich als Schlußwort noch zu sagen hätte. 

(Abg. Brück [Köln] : Darf ich noch eine 
Frage stellen?) 

Vizepräsident Schoettle: Ja, bitte, Herr Abge-
ordneter Brück! 

Brück (Köln) (CDU/CSU) : Herr Minister, darf ich 
Sie fragen, ob Sie nicht bereit wären, die heute 
morgen in Ihrem Referat oder Vortrag angekündigte 
Dienstanweisung für Ministerialräte bei der Haupt-
verwaltung zurückzuziehen? Ich meine, man soll 
von Einzelfällen nie auf die Gesamtheit schließen. 
Denn es sind schließlich nur 42 da. 

(Heiterkeit.) 

Leber, Bundesminister für Verkehr: Ich habe 
nicht von einer Dienstanweisung gesprochen, son-
dern habe davon gesprochen, wie ich mir die Rolle 
eines hohen Beamten in der Führung der Deutschen 
Bundesbahn vorstelle, und ich meine, das ist gar 
nicht so falsch. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Schoettle: Es liegen keine wei-
teren Wortmeldungen vor. 

Wir müssen noch die Überweisung an die Aus-
schüsse beschließen. Der Ältestenrat hat Ihnen auf 
der Tagesordnung — ich will das jetzt nicht im ein-
zelnen vortragen — Vorschläge für die Überweisung 
an die Ausschüsse gemacht. In der Debatte ist vor-
geschlagen worden, die Vorlagen — ich nehme an, 
daß Sie alle Vorlagen gemeint haben, oder nur 
einen Teil, Herr Kollege Reinhard? 

(Abg. Dr. Reinhard: Darf ich dazu noch 
etwas sagen!) 

— Lieber nicht! 

(Große Heiterkeit.) 

Entschuldigen Sie, ich mache jetzt einen Vorschlag. 

(Abg. Dr. Reinhard: Zweckmäßigerweise 
nicht alle!) 

— Das habe ich gehofft. 

Meine Damen und Herren, ich schlage vor, daß 
die Vorlagen, die dafür in Frage kommen — es sind 
offenbar nur wenige —, von dem federführenden 
Ausschuß auch dem Ausschuß für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten zur gutachtlichen Äußerung 
vorgelegt werden. Ich glaube, das sollte genügen. 
Wir sollten die Geschichte nicht allzusehr kompli-
zieren. 

(Beifall in der Mitte.) 

Dr. Reinhard (CDU/CSU) : Herr Präsident, ich 
hatte den Antrag gestellt, die Vorlagen auch an den 
Ernährungsausschuß zur Mitberatung zu überweisen. 
Ich lege besonderen Wert auf die Überweisung der 
Vorlagen unter Punkt 3 a der vorläufigen Tagesord-
nung — entsprechend Punkt 6 a der endgültigen 
Tagesordnung —, Punkt 3 c der vorläufigen Tages- 
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Dr. Reinhard 
ordnung — entsprechend Punkt 6 c der endgültigen 
Tagesordnung — und Punkt 4 a . der vorläufigen 
Tagesordnung — entsprechend Punkt 7 a der end-
gültigen Tagesordnung —. Zu der Vorlage unter 
Punkt 3 b der vorläufigen Tagesordnung — entspre-
chend Punkt 6 b der endgültigen Tagesordnung — 
sollte der Ernährungsausschuß gutachtlich gehört 
werden. 

Vizepräsident Schoettle Meine Damen und 
Herren, Sie haben diesen Antrag gehört. 

Ich schlage vor, den Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten gutachtlich zu hören. 

(Zustimmung. — Vereinzelter Widerspruch.) 

— Ich frage das Haus, ob es diesem Vorschlag folgt. 
(Zurufe: Abstimmen!) 

Darf ich um ein Handzeichen bitten! — Das ist offen-
kundig die Mehrheit. Dann wird so verfahren. 
Im übrigen frage ich das Haus, ob es den Über-

weisungsvorschlägen des Ältestenrates im Ganzen 
zustimmen will. 

(Zustimmung.) 

— Dem wird nicht widersprochen; dann ist so be-
schlossen. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am 
Ende der heutigen Sitzung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf Mittwoch, den 14. Februar, 14 Uhr, ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 22.22 Uhr.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete (r) 	beurlaubt bis einschließlich 

a) Beurlaubungen 

Dr. Apel 17. 2. 
Arendt (Wattenscheid) 17. 2. 
Dr. Arndt (Berlin/Köln) 17. 2. 
Auge 18.2. 
Bading * 15.2. 
Bauer (Wasserburg) 16.2. 
Dr. Besold 18. 2. 
Böhm 13. 2. 
Buchstaller 31. 3. 
van Delden 14. 2. 
Dr. Dittrich * 16. 2. 
Dröscher * 14. 2. 
Frau Dr. Elsner 17. 2. 
Eschmann 17. 2. 
Faller 17. 2. 
Felder 13.2. 
Flämig 13.2. 
Frehsee 29. 2. 
Dr. Frey 16.2. 
Gerlach * 13.2. 
Hamacher 6. 4. 
Hölzle 29.2. 
Illerhaus * 13.2. 
Jahn (Marburg)  13. 2. 
Frau Kalinke 17. 2. 
Frau Klee  17. 2. 
Klinker * 14. 2. 
Frau Korspeter 17. 2. 
Kriedemann * 16. 2. 
Krug 14.2. 
Freiherr von Kühlmann-Stumm 29. 2. 
Kunze 1.6. 
Lemper 13.2. 
Lenz (Brühl) 29. 2. 
Lücker (München) * 14.2. 
Mattick 17. 2. 
Mauk* 14.2. 
Meister 13.2. 
Dr. Mende 13. 2. 
Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 13. 2. 
Dr. von Merkatz 17. 2. 
Michels 13.2. 
Missbach 13.2. 
Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 16.2. 
Müller (Aachen-Land) * 16.2. 
Petersen 13.2. 
Pöhler 18.2. 
Dr. Prassler 29. 2. 
Rasner 16. 2. 
Richarts * 14.2. 
Dr. Schulz (Berlin) 17. 2. 
Dr. Starke (Franken) 16. 2. 

* Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro-
päischen Parlaments 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete (r) beurlaubt bis einschließlich 

Stingl 13.2. 
Vogt 13. 2. 
Weigl 17. 2. 
Frau Wessel 18. 2. 
Dr. Wilhelmi 13.2. 
Frau Dr. Wolf 29. 2. 

b) Urlaubsanträge 

Dr. Bardens 25. 2. 
Lemmer 6. 4. 

Anlage 2 

Schriftliche Begründung 

des Abgeordneten Haage (München) (SPD) zu Punkt 8 
der Tagesordnung. 

Das Verkehrspolitische Programm hat sich zum 
Ziel gesetzt, für den Straßengüterverkehr ordnende 
Maßnahmen durch die Beförderungssteuer und das 
Beförderungsverbot zu ergreifen, um weitere Trans-
portverlagerungen von der Schiene auf die Straße 
zu verhindern und nicht unbedingt erforderlichen 
Kapazitätsausweitungen entgegenzuwirken. Die er-
höhten Unfallgefahren durch zunehmende Verkehrs-
dichte und Straßenbelastung zwingen zu verkehrs-
ordnenden Regelungen. 

Im Gegensatz zum gewerblichen Straßengüterfern-
verkehr unterliegt der Werkverkehr keiner Kapazi-
tätsbeschränkung. Die Erfahrungen zeigen, daß die 
im Leber-Plan vorgesehene erhöhte Beförderungs-
steuer alleine nicht verhindern kann, den Werkver-
kehr in Grenzen zu halten. Auch der Vorschlag der 
CDU/CSU-Fraktion, eine Lizenzgebühr und ein An-
hörungsverfahren einzuführen, kann nicht gewähr-
leisten, daß am bereitstehenden Beförderungsange-
bot der öffentlichen und gewerblichen Verkehrs-
träger vorbei zusätzlicher Werkverkehr entsteht, 
der zu einer erhöhten Belastung des Straßennetzes 
führt und nicht im Interesse des Gemeinwohls liegt. 

Der vorliegende Gesetzentwurf, den meine 
Freunde und ich einbringen, hat die Einführung 
eines Genehmigungsverfahrens für den gesamten 
Werkverkehr und damit eine wirkungsvolle Kapazi-
tätsbeschränkung zum Inhalt. Er schließt unseres 
Erachtens eine Lücke im Leber-Plan und bei den 
Vorschlägen der CDU/CSU-Fraktion. Durch dieses 
Gesetz könnte das Verkehrsgeschehen auf unseren 
Straßen geordnet werden, um den Schutz wichtiger 
Gemeinschaftsgüter, wie Leben und Gesundheit von 
Personen und die Erhaltung von vermögenswerten 
Sachen, zu gewährleisten. Der gesamte Straßengüter-
verkehr würde in eine wirkungsvolle Ordnungsfunk-
tion einbezogen. Der Verkehrsmarkt würde über-
schaubarer und in seinen Kapazitäten begrenzt. Es 
würde sichergestellt, daß volkswirtschaftlich notwen-
diger, unabdingbarer Werkverkehr weiterhin be-
stehen bleibt. Die Inanspruchnahme eines gesteiger- 
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ten Leistungsangebotes der Bundesbahn und des ge-
werblichen Güterkraftverkehrs würde dadurch ge-
währleistet, daß die Erlaubnis für den Werkverkehr 
nach zwei Jahren erneuert werden muß. 

Im einzelnen sieht der Gesetzentwurf vor: 

1. Jeder Unternehmer, der Werkverkehr betrei-
ben möchte, bedarf einer Genehmigung, die  für die 
Gesamttonnage erteilt wird. Lastkraftwagen bis zu 
einer Nutzlast von 4 t werden freigestellt. Ein Unter-
nehmen darf jedoch nicht mehr als 50 Lkw der ge-
nehmigungsfreien Nutzlastklasse zur Beförderung 
einsetzen. Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 
der beantragte Werkverkehr mit den vorhandenen 
Verkehrsmitteln befriedigend bedient werden kann. 

2. Zuständig für die Erteilung einer Genehmigung 
ist die obere Landesverkehrsbehörde. Der Antrag 
auf eine Genehmigung muß enthalten: 

— den Nachweis, daß der Antragsteller ein Gewerbe 
betreibt, in dessen Rahmen Werkverkehr betrie-
ben werden soll; 

— die Beschreibung, in welcher Weise Werkverkehr 
betrieben werden soll; 

— die glaubhafte Begründung, warum die Beförde -rung nur über den Werkverkehr möglich er-
scheint. 

3. Bei offensichtlicher Unbegründetheit des An-
trages kann die Genehmigungsbehörde den Antrag 
sofort ablehnen. Das beantragte Beförderungsverlan-
gen ist seinem wesentlichen Inhalt nach den Ver-
kehrsträgern mitzuteilen. 

4. Werden Angebote der Verkehrsträger einge-
reicht, so hat die Landesverkehrsbehörde zu prüfen, 
ob die Angebote in zumutbarer Weise den Erforder-
nissen und Bedürfnissen des Beförderungsverlangens 
gerecht werden. Soweit dies zutrifft, wird der Antrag 
ganz oder teilweise abgelehnt. Sind die abgegebe-
nen Angebote nicht oder nur zum Teil geeignet, oder 
wird kein Angebot abgegeben, wird die Genehmi-
gung ganz oder teilweise erteilt. 

5. Die Erlaubnis zur Beförderung von Gütern im 
Werkverkehr wird für die Dauer von 2 Jahren er-
teilt. 

6. In eilbedürftigen Sonderfällen kann die An-
mietung von Fahrzeugen auf die Dauer von 3 Mo-
naten erlaubt werden. 

7. Zur Wahrung der Besitzstandrechte ist eine 
Übergangsregelung vorgesehen. 

Meine Freunde und ich sind der Auffassung, daß 
dieser Gesetzentwurf über ein Genehmigungsverfah-
ren für den gesamten Werkverkehr geeignet ist, die 
Zielsetzungen des verkehrspolitischen Programms 
wirksam zu unterstützen. Es wird gewährleistet, 
daß von der verladenden Wirtschaft die anderen 
Verkehrsträger als echte Alternative für Beförde-
rungsaufgaben gesehen werden müssen. Der Gesetz-
entwurf ist ein marktkonformes und wirksames Ord-
nungsmittel, das keine zusätzlichen Kosten ver-
ursacht. 

Anlage 3 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Schmidt (Braunschweig) (SPD) zu 
Punkt 6, 7 und 8 der Tagesordnung. 

Meine Fraktion begrüßt die im Rahmen des Ver-
kehrspolitischen Programms für die Binnenschiffahrt 
vorgesehenen Maßnahmen. Mit denselben wird der 
Binnenschiffahrt ihre beachtliche Stellung in der Ver-
kehrswirtschaft bestätigt. Immerhin hat sie ihre Stel-
lung als zweitgrößter Verkehrsträger im Güterfern-
verkehr trotz der im Gange befindlichen strukturel-
len Veränderungen auf dem Verkehrsmarkt bisher 
in vollem Umfange behauptet. 

Ihr Anteil am gesamten Güterverkehr beträgt fast 
30 % Damit ist sie bis zum heutigen Tage ihrer 
Stellung als zweitgrößter Verkehrsträger gerecht ge-
worden. Ich halte es für angebracht, diese hohen 
Verkehrsleistungen der Binnenschiffahrt, die einem 
großen Teil der Öffentlichkeit kaum bekannt sind, 
besonders zu erwähnen. 

Bei der Betrachtung der Bedeutung der Binnen-
schiffahrt ist jedoch nicht zu übersehen, daß aus be-
stehenden Unzulänglichkeiten im tarifpolitischen und 
anderen Bereichen die Ertragslage der gewerblichen 
Wirtschaft auf einem Tiefstand angelangt ist, der es 
aus kaufmännischer Sicht kaum noch verantwortbar 
erscheinen läßt, Binnenschiffahrt als Gewerbe zu be-
treiben. Soweit ist es jedoch noch nicht, und es wird 
auch nicht dahin kommen. 

Solange die Wirtschaft auf billige Transporte ihrer 
Massengüter über größere Entfernungen angewiesen 
ist und der Geschwindigkeitsfaktor des Transports 
keine ausschlaggebende Rolle spielt, wird sie immer 
auf die Binnenschiffahrt zurückgreifen. 

Die Binnenschiffahrt kann auch selbst auf lange 
Sicht durch andere Verkehrsträger kaum ersetzt 
werden. Ihre Transportleistungen erreichen immer-
hin zwei Drittel der Leistungen der Eisenbahn. 

Die Wirtschaft wäre auch niemals bereit, ohne 
weiteres auf einen Verkehrsträger zu verzichten, 
der von ihr so niedrige Transportpreise verlangt 
und der einen so wirkungsvollen Frachtregulator für 
die gesamte Verkehrswirtschaft bildet. 

Gerade dieser letzte Gesichtspunkt, der der Bin-
nenschiffahrt im Zeitalter von Kohle und Stahl zu 
ihrer großen Bedeutung verholfen hat, ist auch heute 
noch von großem Gewicht. 

Binnenschiffahrt und Verladerschaft müssen ihr 
Verhältnis neu überdenken. Die Binnenschiffahrt 
muß alle Möglichkeiten der Rationalisierung in Be-
trieb und Verwaltung ausnutzen. 

Die Wirtschaft muß sich darüber im klaren sein, 
daß das heutige Frachtenniveau aufgebessert wer-
den muß, da man weder von den privaten Kapital-
gebern der Binnenschiffahrt noch von den Steuer-
zahlern erwarten kann, daß sie auf die Dauer den 
Verkehr subventionieren. 

Es wird der Schiffahrt häufig vorgeworfen, daß 
ihr Schiffspark weitgehend überaltert ist und daß 
noch heute Schiffe mit dem Baujahr um die Jahr- 
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hundertwende und davor in Betrieb sind. Diese 
Feststellung ist zum Teil zutreffend. 

Die von mir kurz angedeutete derzeitige schwie-
rige Lage der Binnenschiffahrt berücksichtigt das 
Verkehrspolitische Programm und wird über vor-
gesehene Maßnahmen dazu beitragen, daß auch sie 
für die absehbare Zukunft ein unentbehrlicher Ver-
kehrsträger bleibt. 

Die Entwicklung des Binnenschiffsverkehrs in den 
verschiedenen Strom- und Kanalgebieten ist keines-
falls einheitlich verlaufen. Zwischen 1960 und 1966 
hat der Güterumschlag auf dem Rhein, Main und 
Neckar um 47 %, auf der Mittelweser 41 %, auf der 
Elbe um 39 %, im westdeutschen Kanalgebiet nur 
um 10 % zugenommen. 

Im Jahre 1966 ist der Verkehr auf dem Mittel-
landkanal trotz des bisher von der Binnenschiffahrt 
erreichten Höchststandes zurückgegangen. Ich be-
werte dieses als ein Zeichen dafür, daß das Zonen-
grenzgebiet gegenüber dem Kernstück der EWG mit 
der Hauptverkehrsachse des Rheins stark benach-
teiligt ist. 

Zum Kapazitätsproblem der Binnenschiffahrt ist 
festzustellen, daß auch hier bei der Binnenschiffahrt 
seit langem nicht mehr die Kosten über den Preis 
gedeckt werden. Der Preisverfall ist viel größer als 
alle Rationalisierungserfolge. 

Eine dieser Ursachen ist das Nebeneinander von 
modernen und völlig veralteten Schiffen. Die letzte-
ren werden, da sie von Großverladern nicht mehr 
gefragt sind, in anderen Verkehrsrelationen um 
jeden Preis angeboten und verursachen dadurch im-
mer wieder neue Frachtunterbietungen. Die vor-
dringliche Aufgabe muß daher die oft diskutierte 
Beseitigung des unwirtschaftlichen Schiffsraumes 
sein, eine Maßnahme, die durch Zahlung von Ab-
wrackprämien an die betroffenen Eigentümer durch-
geführt werden sollte. Das Verkehrspolitische Pro-
gramm berücksichtigt diese Notwendigkeit. 

Eine durchschlagende Kapazitätsregelung von 
Dauer kann zwar nur auf internationaler Ebene zum 
vollen Erfolg führen. Da aber solche Vorhaben län-
gere Zeit in Anspruch nehmen, sollte man sich in 
der Bundesrepublik wegen der großen Dringlichkeit 
schnellstens zu nationalen Maßnahmen entschließen. 

Wir unterstützen auch ,die zur Strukturbereini-
gung seitens des Verkehrspolitischen Programms 
vorgesehenen Maßnahmen. 

Unwirtschaftlicher und überalteter Schiffsraum 
ist eine Folge unterlassener Rationalisierung, die 
aber wegen ungenügender Erträge dieser Einhei-
ten insbesondere bei den Partikulierern nicht durch-
geführt werden konnte. 

Da die größeren Reedereien auch über Erträge 
aus anderen Bereichen ihrer Tätigkeit verfügen und 
daher auch ihren Schiffspark weitgehend rationali-
sieren konnten, hat man es fast nur noch mit einer 
überalterten und überschuldeten Partikulierflotte 
zu tun. 

Um nun ,die schwache Marktposition der Partiku-
lierschiffahrt zu stärken, sollten die Schiffer-Be-

triebsverbände nunmehr auch in eigener Regie 
Ladungswerbung betreiben dürfen. 

Außerdem müßte ,den nicht mehr lebensfähigen 
Betrieben die Möglichkeit gegeben werden, sich zu 
wettbewerbsfähigen Betrieben zusammenzuschlie-
ßen, um auch die Wünsche der Verlader zu erfül-
len und auf dem Gebiet der Preisbildung verant-
wortlich mitwirken zu können. 

Auf dem Gebiet der Frachtenbildung sind Sofort-
maßnahmen dringend erforderlich. Die Frachtenaus-
schüsse sollten durch Einführung einer paritätischen 
Besetzung der Schiffahrt und Verladerschaft wieder 
arbeitsfähig gemacht werden, wobei die von ihnen 
festgesetzten Tarife als marktgerecht geltend und 
als verbindlich anerkannt werden sollten. 

Die wiederholt zu verzeichnen gewesenen gegen-
sätzlichen Auffassungen zwischen .dem Bundesver-
kehrsministerium und dem Bundeswirtschaftsmini-
sterium bei diesem Genehmigungsverfahren haben 
sich nicht immer vorteilhaft ausgewirkt und die 
Frachtenausschüsse in letzter Zeit nahezu funktions-
unfähig gemacht. 

Um derartige Schwierigkeiten in Zukunft ausschal-
ten zu können, wäre es naheliegend, dem Bundes-
wirtschaftsministerium zu empfehlen, auf eine Mit-
wirkung in dieser Frage zu verzichten, die es übri-
gens vor 1961 auch nicht ausgeübt hat. 

Voraussetzung für ein Gelingen all dieser Maß-
nahmen sollte eine wirksame Frachtenkontrolle sein, 
die auf Grund bisher gemachter Erfahrungen dann 
aber verstärkt gemacht werden müßte. Wir begrüßen 
daher die in dem verkehrspolitischen Programm vor-
gesehene Einbeziehung der Bundesanstalt für den 
Güterfernverkehr in die Fragen der Frachtenkon-
trolle. 

Alle Anstrengungen der Binnenschiffahrt zur wei-
teren Leistungssteigerung hängen im wesentlichen 
auch von dem Ausbau der Verkehrswege ab. 

Die Rationalisierungsmöglichkeiten können aber 
dann erst voll ausgenutzt werden, wenn auch der 
Güterumschlag an den Wasserstraßen beschleunigt, 
die Liegezeiten der Schiffe in den Häfen verkürzt und 
daher der Schiffsumlauf verbessert werden könnten. 

Hierzu ist aber erforderlich, die Güterumschlags-
vorgänge in den eigentlichen Binnenhäfen zu kon-
zentrieren und .die .seit dem letzten Krieg einge-
setzte, oft verhängnisvolle Dezentralisation durch 
Einrichtung einfacher, zum Teil primitiver Liegestel-
len zu unterbinden. 

Die Verpflichtung der öffentlichen Binnenhäfen 
zum Umschlag aller ihnen angedienten Güter, auch 
solcher, die dafür einen technischen Aufwand erfor-
dern, setzt zwangsläufig auch die Vorhaltung unwirt-
schaftlicher Umschlaganlagen voraus, während pri-
vate Ladestellen mit der Errichtung einfacher, auf 
den besonderen Zweck abgestimmter Geräte aus-
kommen. 

Durch .diese Konkurrenzierung entstehen laufend 
finanzielle Einbußen der öffentlichen Binnenhäfen, 
die dann letztlich seitens der öffentlichen Hand aus-
geglichen werden müssen. 
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Abschließend möchte ich noch einmal betonen, daß 
wir die im Verkehrspolitischen Programm zur Förde-
rung der Binnenschiffahrt vorgeschlagenen Maßnah

-

men begrüßen. Wir sind der Meinung, daß sie ge-
eignet sind, die bestehenden Schwierigkeiten in der 
Binnenschiffahrt wesentlich zu beheben. 

Anlage 4 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Burgemeister (CDU/CSU) zu 
Punkt 6, 7 und 8 der Tagesordnung. 

Ich möchte im Zusammenhang mit unseren Bera-
tungen des „Verkehrspolitischen Programms der 
Bundesregierung für die Jahre 1968 bis 1972" Ihre 
Aufmerksamkeit auf den Teil II Ziffer 2 der Druck-
sache V/2494 lenken. Dieser Teil befaßt sich mit dem 
Ausbau der deutschen Flughäfen. Darin wird aus-
geführt, daß der Bund weiterhin den Ausbau der 
Flughäfen Berlin (Tempelhof und Tegel), Frankfurt 
und Köln-Bonn im Rahmen seiner Gesellschafter-Be

-

teiligung finanziell fördern will und seine Beteili-
gung an den Flughafen-Gesellschaften für Hamburg-
Kaltenkirchen und München 2 anstrebt. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhange fest-
stellen, daß der Bund zur Zeit rechtlich auch noch 
Gesellschafter der Flughafen Hannover-Langenha-
gen GmbH ist, allerdings seit 1964 seine Absicht 
erklärt hat, aus dieser Beteiligung ausscheiden zu 
wollen. Diese Absicht der Bundesregierung hat je-
doch bisher bei den beiden anderen Gesellschaftern 
von Hannover-Langenhagen, nämlich dem Lande 
Niedersachsen und der Landeshauptstadt Hannover, 
keine Zustimmung gefunden, und über die finan-
zielle Abwicklung der aus dieser Aufgabe durch 
den Bund übernommenen Verpflichtungen konnte 
bisher eine Übereinkunft nicht erzielt werden. 

Ich möchte deswegen heute bei der Beratung des 
„Verkehrspolitischen Programms der Bundesregie-
rung" für einen großen Teil meiner Fraktionskolle-
gen — auch der Herr Fraktionsvorsitzende selber 
stimmt dem zu — ankündigen, daß wir bei den Be-
ratungen dieses Programms und der sich daraus er-
gebenen Maßnahmen einen Antrag stellen werden, 
mit welchem die Bundesregierung verpflichtet wer-
den soll, weiterhin Gesellschafter der Flughafen 
Hannover-Langenhagen GmbH zu bleiben und sich 
an den weiteren Ausbau- und Unterhaltungskosten 
dieses Flugplatzes zu beteiligen. Ich darf Sie, meine 
Damen und Herren, schon heute darum bitten, die-
sen unseren Antrag zu unterstützen. 

Wir sind der Auffassung, daß trotz der bestehen-
den finanziellen Sorgen der Bundesregierung eine 
Beteiligung an der Aufbringung der für Hannover

-

Langenhagen erforderlichen Mittel notwendig und 
möglich ist. 
Der Flughafen Hannover-Langenhagen hat nicht 

nur regionale Bedeutung, er hat eine ganz beson-
dere Aufgabe als Ausgangshafen für Flüge nach 
West-Berlin zu erfüllen. Diese Sonderstellung ergibt 
sich aus der Tatsache, daß die Entfernung Langen-
hagen—Berlin die kürzeste gegenüber allen ande-

ren deutschen Flughäfen ist. Sie ist somit auch für 
viele Fluggäste besonders anziehend, weil auf der 
Strecke Hannover—Berlin die geringste Fluggebühr 
zu zahlen ist. Es gibt keinen Zweifel daran, daß der 
größte Teil aller Fluggäste, die von Westdeutsch-
land nach Berlin oder von Berlin nach Westdeutsch-
land fliegen, den Flugplatz Hannover-Langenhagen 
bevorzugen. Somit erfüllt dieser Flugplatz eine be-
sondere gesamtdeutsche Aufgabe. Für die Erhal-
tung dieser günstigsten Berlin-Verbindung sollten 
daher auch Mittel dies Bundes zur Verfügung ge-
stellt werden. Hier hat der Bund Hilfen zu geben, 
die nicht im gleichen Maße für andere Flugplätze 
gelten. 

Neben dieser sehr wichtigen Aufgabe hat Han-
nover-Langenhagen eine besondere Bedeutung wäh-
rend der jährlichen Hannover-Messe. Die Hannover-
Messe ist keine einseitige Angelegenheit des Lan-
des Niedersachsen oder der Stadt Hannover. Sie ist 
eine in der ganzen Welt beachtete und bekannte 
Messe, die sowohl dier Wirtschaft des ganzen Bun-
desgebietes wie auch ausländischen Firmen die 
Möglichkeit gibt, ihren Leistungsstand sichtbar zu 
machen und 'für den Absatz ihrer Produkte zu wer-
ben. Im Hinblick auf die deutschen Aussteller und 
damit auf die gesamte deutsche Wirtschaft ist die 
Hannover-Messe und in Verbindung damit der 
Flughafen Hannover-Langenhagen von ganz beson-
derer Bedeutung für die Wirtschaftspolitik der Bun-
desregierung. Wir als Abgeordnete des Bundesta-
ges, aber auch die Bundesregierung in ihrer Ver-
antwortung für das stetige Wachstum unserer 
Wirtschaft sollten und müssen deswegen auch alles 
tun, was zur Förderung der Hannover-Messe nur 
möglich ist. Dazu gehört aber in der heutigen Zeit 
auch die Bereithaltung moderner Verkehrsmöglich-
keiten. Auch von daher sollte und müßte ein Bun-
desinteresse an der vollen Leistungsfähigkeit des 
Flugplatzes Hannover-Langenhagen bestehen. Die 
Bundesregierung kann diese Bundesaufgabe nicht 
allein dem Lande Niedersachsen und der Stadt Han-
nover überlassen. Diese beiden allein sind nicht in 
der Lage, die Gewährleistung für eine den Verhält-
nissen der Messe angepaßte Luft-Verkehrsleistung 
zu erbringen. 

Mit der Hannover-Messe hängt eine weitere 
ebenfalls für die gesamte Bundesrepublik sehr wich-
tige Schau zusammen, die alle zwei Jahre durchge-
führt wird, die Luftfahrt-Schau. Um diese Schau 
weiterhin in Hannover-Langenhagen durchführen zu 
können, muß dem Flughafen eine entsprechende 
Aufnahmemöglichkeit gegeben werden. Man könnte 
einwenden, daß die Luftfahrt-Schau nicht unbedingt 
in Hannover-Langenhagen durchgeführt werden muß 
und daß dafür andere Flugplätze entsprechende Auf-
nahmemöglichkeit haben. Aber dieser Einwand 
übersieht, daß diese Schau nur dadurch so weltweite 
Bedeutung erlangt hat, daß sie mit der Hannover-
Messe gekoppelt und verbunden ist. Nur in dieser 
Verbindung ist sie in der Lage, ihre Leistungen 
weiterhin zu steigern. Auch hier sehe ich insoweit 
Bundesaufgaben und somit eine durchaus legale Not-
wendigkeit, für den Flughafen Hannover-Langen-
hagen auch Bundesmittel zur Verfügung zu stellen. 
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Die Notwendigkeit für den weiteren Ausbau des 
Flughafens Hannover-Langenhagen ergibt sich aus 
dem Verkehrsaufkommen, das schon jetzt vorhan-
den und für die nächsten Jahre zu erwarten ist. Es 
geht bei diesem Ausbau nicht darum, Hannover

-

Langenhagen zu einem interkontinentalen Flughafen 
auszubauen. Hannover-Langenhagen soll lediglich 
kontinentale Aufgaben erfüllen, Aufgaben aber, die 
aus gesamtdeutscher und gesamtwirtschaftlicher 
Sicht auch in der Verantwortung des Bundes stehen 
und für deren Sicherstellung finanzielle Leistungen 
des Bundes zu erbringen sind. Bereits im Jahre 1966 
hat die Zahl der Fluggäste, die Hannover-Langen-
hagen benutzten, die Millionengrenze überschritten. 
Schon für die Abfertigung dieser Fluggäste reichten 
die Abfertigungsanlagen in Hannover-Langenhagen 
nicht mehr aus. Wenn davon ausgegangen werden 
kann, daß das Verkehrsaufkommen in den nächsten 
Jahren weiter erheblich steigen wird und im Jahre 
1972 mit etwa 2,5 Millionen Fluggästen, 1977 aber 
schon mit etwa 4 1/2 Millionen Fluggästen in Han-
nover-Langenhagen zu rechnen ist, so wird deutlich, 
daß zur reibungslosen Abwicklung derartiger Lei-
stungen, erhebliche Ausbauleistungen zu erbringen 
sind. Es ist überflüssig, zu betonen, daß das Land 
Niedersachsen und die Landeshauptstadt Hannover 
allein nicht in der Lage sind, diese Leistungen aus 
eigener Kraft zu erbringen. Die Mithilfe des Bundes 
ist und bleibt unerläßlich. 

Hannover-Langenhagen muß aus gesamtdeutscher 
Verantwortung auch deswegen gesehen werden, weil 
für den Fall, daß andere Verbindungen nach Berlin 
gestört oder gesperrt werden — was ich keineswegs 
erwarte, was aber, wie die Erfahrung lehrt, jeder-
zeit möglich ist —, Langenhagen der ein Pfeiler der 
Luftbrücke sein wird, die dann zu errichten wäre. 
Selbst wenn dieser Fall hoffentlich nie eintreten 
wird, muß uns die Verantwortung für West-Berlin 
die Pflicht der Vorsorge auferlegen. Diese Vorsorge 
gebietet, den dann am günstigsten liegenden Flug-
hafen, nämlich Hannover-Langenhagen, so auszu-
bauen und vorzubereiten, daß er eine derartige Ver-
sorgungsaufgabe übernehmen könnte. Auch diese 
Aufgabe, die allein in der Verantwortung des Bun-
des liegt, gebietet förmlich, daß die Bundesregierung 
weiterhin Gesellschafter der Flughafengesellschaft 
Hannover-Langenhagen bleibt und sich finanziell an 
der Ausgestaltung beteiligt. 

Ich darf Sie, meine Damen und Herren, daher 
nochmals bitten, unseren Antrag zu unterstützen, 
wenn er im Ausschuß gestellt wird. 

Anlage 5 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 12. Februar 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Dr. Czaja (Drucksache V/2527 Fragen 68 und 69) : 

Ist die Bundesregierung bereit, durch ihre eigene Initiative 
oder Unterstützung anderer Initiativen an der Ausarbeitung von 
Plänen mitzuwirken, die in verstärktem aber sinnvollem Maß 
den Einsatz von Überschüssen an Lebensmitteln und an Ernte-
erträgen zum Kampf gegen den Hunger in der Welt ermöglichen 
und zur Überwindung der Schwierigkeiten beitragen, die dieser 

Absicht wegen der Aufkauf- und Transportkosten sowie der 
Aufbereitung solcher Überschüsse zur sinnvollen Verwendung in 
Hungergebieten derzeit noch gegenüberstehen? 

Ist die Bundesregierung bereit, Überschüsse an Lebensmitteln 
und an Ernteerträgen, deren Vernichtung, Denaturierung oder 
Veräußerung mit erheblichen Verlusten .droht, in Gebiete mit 
Hungersnot nach zweckmäßiger Aufbereitung in Form unmittel-
barer deutscher Hilfen für die Bekämpfung des Hungers in der 
Welt oder im Rahmen einer internationalen Nahrungshilfe zu 
leiten? 

Die Bundesregierung ist nicht nur bereit, eigene 
Initiativen im Sinne Ìhrer Fragestellung zu entwik-
keln, im Gegenteil, sie wirkt bereits mit bei der 
Durchführung von Maßnahmen 

a) auf bilateraler Ebene 

(z. B. Katatrophenfällen) 

b) auf der EWG-Ebene 

(z. B. Nahrungsmittel-Hilfsprogramm im Rahmen 
des Internationalen Getreideabkommens) 

c) auf multilateraler Ebene 

(z. B. Welternährungsprogramm der Vereinten 
Nationen). 

Alle diese Maßnahmen dienen dazu, landwirt-
schaftliche Überschüsse optimal zur Bekämpfung 
des Hungers in der Welt einzusetzen. 

Die Bundesregierung ist an Maßnahmen zur Ver-
nichtung von Überschüssen ,an Lebensmitteln bzw. 
Ernteerträgen nicht beteiligt. Ich habe dies wieder-
holt in der Öffentlichkeit, auch vor dem Deutschen 
Bundestag, zum Ausdruck gebracht. Daß die Bundes-
regierung so handelt, liegt zweifellos auch in Ihrem 
Sinne. 

Der Begriff „Denaturierung" bedeutet keine Ver-
nichtung von Nahrungs- und Lebensmitteln, sondern 
er stellt im Gegenteil ein steuerliches Schutzver-
fahren bei der Umformung von Nahrungsmitteln in 
höhere Veredlungsstoffe (z. B. tierisches Eiweiß) 
dar.  

Die Weitergabe von Nahrungs- und Lebensmit-
teln zur Bekämpfung des Hungers in der Welt ist 
natürlich nicht billiger als das  eben genannte Ver-
fahren. Im übrigen werden  diese Nahrungs- und 
Lebensmittel den Entwicklungsländern kostenlos 
zur Verfügung gestellt. 

Anlage 6 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 12. Februar 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Ertl (Drucksache V/2527 Fragen 70 und 71): 

Trifft es zu, daß der Bundesernährungsminister einen Krisen-
plan für die deutsche Landwirtschaft ausarbeiten läßt? 

Welche Maßnahmen sollen im Rahmen des in Frage 70 er-
wähnten Planes getroffen werden? 

Die Bundesregierung hat nicht die Absicht einen 
Krisenplan für die deutsche Landwirtschaft auszu-
arbeiten. Ich habe jedoch mit den Bundesländern 
Kontakt aufgenommen, um mit diesen gemeinsam 
im Gedankenaustausch konzentrierte regionalwirt- 
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schaftliche, zeitlich begrenzte Maßnahmen in bäuer-
lichen Problemgebieten mit mangelhafter Agrar-
struktur und ungenügender Infrastruktur zu erwä-
gen. Das Wort Krisenplan entstammt einer unzu-
treffenden Pressemitteilung (Zeitungsente). Ich 
selbst pflege eine derartige Ausdrucksweise nicht. 

Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 12. Februar 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Peters (Poppenbüll) (Drucksache V/2527 Fragen 72 
und 73) : 

Glaubt die Bundesregierung, in absehbarer Zeit Mittel für 
einen Krisenplan für die deutsche Landwirtschaft bereitstellen 
zu können? 

Wann ist nach Ansicht der Bundesregierung mit dem Anlaufen 
von Maßnahmen eines solchen in Frage 72 erwähnten Krisen-
planes zu rechnen? 

Die Fragen 72 und 73 decken sich inhaltlich mit 
den Fragen Nr. 70 und 71 des Herrn Abgeordneten 
Ertl. Als Anlage füge ich eine 'Durchschrift der 
Antworten auf die Fragen 70/71 zur gefl. Kenntnis-
nahme bei*). 

Anlage 8 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 9. Februar 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Wächter (Drucksache V/2527, Frage 74, 75 und 76) : 

Trifft es zu, daß bei der Abgabe verbilligter Einlagerungs-
butter an Kinderheime die privaten Kinderheime, in denen sich 
etwa 10 000 Kinder befinden, nicht berücksichtigt wurden? 

Welche Erklärung hat die Bundesregierung für die in Frage 74 
aufgezeigte Handhabung, die vielerorts als eine Diskriminierung 
der privaten Einrichtungen und der in ihnen betreuten Kinder 
angesehen wird? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die privaten 
Kinderheime noch nachträglich mit verbilligter Lagerbutter zu 
beliefern? 

Zu 1.: 

Die Bundesregierung war von der EWG ermäch-
tigt worden, die Abgabe verbilligter Butter als 
Testaktion von 1 1 /2 monatiger Dauer durchzuführen. 
Dabei durften die Empfänger der verbilligten But-
ter ihren normalen Frischbutterbezug nicht ein-
schränken. Die Bundesregierung hat in Brüssel zu 
berichten, wie und mit welchem Ergebnis diese 
Bedingung kontrolliert wurde. 

Es kam darauf an, diese Aktion rasch und kon-
trollfähig durchzuführen. Dazu bot sich die Bundes-
arbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege 
e. V., Bonn, an. Sie hat nicht nur Prüfungsverbände, 
sondern auch eine schlagkräftige Verteilungsorgani-
sation im Wirtschaftsbund Gemeinnütziger Wohl-
fahrtseinrichtungen Deutschlands eGmbH zur Ver-
fügung. 

*) Siehe Anlage 4  

Zu 2.:

Auf der Beantwortung der Frage 1 ergibt sich, 
daß niemand an eine Diskriminierung der privaten 
Einrichtungen gedacht hat. 

Zu 3.:  

Die Bundesregierung wird nach Vorliegen der 
Prüfungsergebnisse in Brüssel Bericht erstatten. Es 
bleibt abzuwarten, ob solche Aktionen bei der 
Schaffung der Gemeinsamen Marktordnung für 
Milch in das allgemeine Programm der Maßnahmen 
zum Absatz der Buttervorräte aufgenommen wer-
den. Die Bundesregierung steht der Frage der Ver-
billigungsaktion auf private Einrichtungen wohl-
wollend gegenüber, vorausgesetzt, daß diese Ein-
richtungen die von den Mitgliedstaaten der EWG 
aufgestellten Bedingungen erfüllen. 

Anlage 9 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 12. Februar 1968 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Peters 
(Poppenbüll) (Drucksache V/2527 Frage 77) : 

Wie erklärt die Bundesregierung den Widerspruch zwischen 
der Erklärung von Bundesminister Höcherl in der 146. Sitzung 
des Bundestages vom 17. Januar 1968, wonach sinkende Rinder-
preise grundsätzlich auch die Schweinefleischpreise nach unten 
drückten, und der einen Tag später veröffentlichten amtlichen 
Stellungnahme des Bundesernährungsministeriums zu den jüng-
sten Viehzählungsergebnissen, in der es heißt, daß 1968 trotz 
wetter rückläufiger Schweinefleischpreise mit einer Verbesserung 
der Durchschnittspreise für Schlachtrinder um 3 % bis 5 % zu 
rechnen sei? 

Meine Erklärung anläßlich der 146. Sitzung des 
Bundestages am 17. Januar 1968 steht mit• der Ver-
lautbarung des Bundesernährungsministeriums über 
das Ergebnis der Viehzählung vom 3. 12. 1967 nicht 
im Widerspruch. 

Die Verbrauchskonkurrenz zwischen Rind- und 
Schweinefleisch ist notorisch. 

Es besteht kein Zweifel, daß mit einer stärkeren 
Verbesserung der Durchschnittspreise für Schlacht-
rinder gerechnet werden könnte, wenn nicht ein 
Überangebot an Schweinefleisch während des gan-
zen Jahres 1968 vorhanden wäre. Trotzdem dürften 
aller Voraussicht nach die Schlachtrinderpreise im 
vor uns liegenden Jahr höher sein als 1967, da mit 
einer Nachfragesteigerung nach Rindfleisch von 
2-2 1/2% gerechnet werden kann. 

Anlage 10 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 12. Februar 1968 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Ehnes 
(Drucksache V/2527 Frage 78) : 

Welche Entlastungsmaßnahmen wird die Bundesregierung im 
Hinblick auf die in der Bundesrepublik regional eingetretene 
Unterschreitung des Grundpreises der EWG-Schweinefleisch-
marktordnung und angesichts des von der EWG-Kommission 
und des Bundesernährungsministeriums erwarteten weiteren 
Preisrückgangs ergreifen und erwirken, um einen Schweinepreis-
verfall rechtzeitig zu vermeiden und regional schwerwiegende 
und ungerechtfertigte Einkommensverluste in landwirtschaft-
lichen Erzeugerbetrieben zu mindern? 
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Die Entwicklung am Schweinemarkt ist gekenn-
zeichnet durch einen absoluten Nachkriegsrekord, 
der in den zu erwartenden Schlachtungen mit ins-
gesamt rd. 27,3 Mill. zum Ausdruck kommt. Dieses 
hohe Angebot an Schlachtschweinen ist bedingt 
durch die steigenden Sauenzulassungen auf Grund 
der sehr guten Preise für Schweinefleisch im Kalen-
derjahr 1966 und Anfang 1967 und wird für das 
ganze Jahr 1968 anhalten. Erschwert wurde die 
Situation auf dem Schlachtschweinemarkt dadurch, 
daß infolge der Rezession 1967 ein rückläufiger Ver-
brauch zu verzeichnen war. Auf Grund der verbes-
serten Wirtschaftslage kann für das laufende Jahr 
mit einer bescheidenen Zunahme des Verbrauchs 
gerechnet werden. 

Die Bundesregierung bleibt im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten bemüht, Entlastungsmaßnahmen 
wirksam werden zu lassen. 

Jeder Fachmann weiß, daß die Einlagerung von 
Schweinehälften sehr schwierig ist, da nach 6 Mo-
naten eine Wälzung erforderlich wird und dies 
naturgemäß erhebliche Kosten verursacht. 

Die Bezüge von Schlachtschweinen aus der SBZ 
sind bereits stark eingeschränkt worden. In Anbe-
tracht der schwierigen Situation wird eine weitere 
Einschränkung der Bezüge z. Z. geprüft. 

Auf meine Veranlassung ist die schwierige Markt-
lage am 8. dieses Monats mit allen beteiligten Wirt-
schaftskreisen beraten worden. Alle Gesprächspart-
ner haben ihre entschiedene Bereitschaft zum Aus-
druck gebracht, während der nächsten Monate in 
fortlaufenden Aktionen gemeinsam mit dem Bun-
desernährungsministerium auf die günstigen Ein

-

kaufsmöglichkeiten hinzuweisen. 

Daneben wird die Einfuhr- und Vorratsstelle 
im Rahmen der normalen Wälzung der staatlichen 
Vorräte in den Monaten Februar bis Mai pro Woche 
etwa 4000 bis 5000 Schweine aufnehmen. Ferner 
sollen durch eine verstärkte Förderung des Exports 
Entlastungen auf dem Schweinemarkt herbeigeführt 
werden. 

Anlage 11 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 9. Februar 1968 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Josten (Drucksache V/2527 Frage 79) : 

In welcher Weise unterstützt die Bundesregierung die Aktion 
vieler Landkreise Ferien auf dem Land?  

Die Aktion Ferien auf dem Lande wird bisher 
seitens meines Hauses finanziell nicht gefördert. 
Dagegen wird von meinem Hause in Verbindung mit 
dem Land- und Hauswirtschaftlichen Auswertungs- 
und Informationsdienst, Bad Godesberg, eine inten-
sive Beratung über Kostenkalkulationen und Ferien-
gästebetreuung für diejenigen Bäuerinnen durchge-
führt, die Fremdenzimmer an Feriengäste vermie-

ten wollen. In den Bundesländern Baden-Württem-
berg, Bayern, Hessen und Nordrhein-Westfalen wer-
den für die Einrichtung von Fremdenzimmern in 
Bauernhöfen Förderungsmittel aus dem jeweiligen 
Landeshaushalt bereitgestellt. 

Anlage 12 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Höcherl vom 5. Februar 1968 
auf die Mündlichen Anfragen des Abgeordneten 
Baier (Drucksache V/2527 Fragen 82 und 83) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Situation des deut-
schen Tabakbaues angesichts der Berichte über den Absatz der 
Inlandsernte 1967? 

Beabsichtigt die Bundesregierung im Interesse des deutschen 
Zigarrengutanbaues die ungleichen Marktverhältnisse gegenüber 
Italien und Frankreich durch geeignete Maßnahmen auszu-
gleichen? 

Der  Absatz der Tabakernte 1967 verlief sehr un-
befriedigend. Nach dem abschließenden Bericht der 
Pflanzerorganisation wurde zwar die gesamte Ernte 
abgesetzt, die Preise lagen aber erheblich unter 
denen des Vorjahres. 

Die Absatzschwierigkeiten wurden zum Teil 
durch eine starke Bevorratung der Verarbeiter aus 
vorjährigen Ernten ausgelöst (insbesondere bei der 
Zigarettenindustrie). Auch qualitative Aspekte wur-
den von den Käufern für ihre geringere Kaufnei-
gung genannt. Nicht zuletzt wirkten sich aber der 
stufenweise Zollabbau im Rahmen des GATT und 
der EWG und die Unsicherheit über eine zukünftige 
EWG-Regelung aus. 

Die Bundesregierung ist trotz der Schwierigkeiten, 
die in diesem Jahr sowohl bei Schneidegut- wie auch 
bei Zigarrenguttabaken bestanden, der Ansicht, daß 
eine Anbaufläche von rund 4000 ha den Marktbe-
dürfnissen entspricht und erhalten werden sollte. 

Eine Ungleichheit der Marktverhältnisse gegen-
über Frankreich und Italien ergibt sich daraus, daß 
in diesen beiden Ländern Monopole bestehen, die 
den Erzeugern vollen Absatz und günstige Preise 
sichern. Demgegenüber besteht in den anderen Mit-
gliedsländern der EWG ein freier Tabakmarkt. Diese 
Märkte wickeln sich aber unabhängig voneinander 
ab. An dem großen Importbedarf der deutschen 
tabakverarbeitenden Industrie haben italienische und 
französische Tabake keinen nennenswerten Anteil. 
Die Bundesregierung hat unter Beteiligung der drei 
Bundesländer, in denen der Anbau von Zigarrengut 
eine Rolle spielt, in den letzten Jahren Förderungs-
beiträge zur Stützung des Zigarrengutabsatzes ge-
zahlt. Sie hat die Absicht, sich an einer solchen För-
derung auch für die Ernte 1967 zu beteiligen, wobei 
nach Ansicht der Bundesregierung die Förderungs-
beiträge höher sein sollten als in den Vorjahren. 
Entsprechende Verhandlungen mit den genannten 
Ländern laufen. 
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Anlage 13 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Dr. Lauritzen vom 8. Februar 
1968 auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Jung (Drucksache V/2527 Frage 142) : 

In welcher Form berücksichtigt die Bundesregierung in ihrer 
Wohnungsbaupolitik das vom Städtebauinstitut bekanntgegebene 
Ergebnis einer Perspektivuntersuchung, wonach 1973 mehr als 
45 % aller Zwei-Personenhaushalte in der Bundesrepublik 
Deutschland Rentnerhaushalte sein werden, bei den Ein-Per-
sonenhaushalten sogar 75 %? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß der Anteil 
der alten Menschen (65 Jahre und älter) an der Ge-
samtbevölkerung sehr schnell wächst. Im Jahre 1939 
war nur jede 14. Person älter als 65 Jahre. 1965 traf 
das schon für jede 10. Person zu. Man rechnet damit, 
daß im Jahre 1970 jede 8. Person und 1975 sogar jede 
7. Person 65 Jahre und älter sein wird. 

Diese Zahlen zeigen deutlich Umfang und Bedeu-
tung des Problems. 

Die alten Menschen wohnten früher, als die Fami-
lien noch allgemein größer waren, bei ihren Kin

-

dern. Die kleine Familie von heute ist meist außer-
stande, die alten Menschen aufzunehmen und zu 
betreuen. 

Die Wohnbedürfnisse dieser alten Menschen wer-
den durch den Bau von altengerechten Wohnungen 
und Wohnheimplätzen im allgemeinen sozialen 
Wohnungsbau berücksichtigt. Dabei wird beson-
derer Wert darauf gelegt, daß diese Wohnungen im 
räumlichen Zusammenhang mit größeren Siedlungen 
— möglichst in zentraler Lage — errichtet werden. 
Den alten Menschen soll auf diese Weise der Kon-
takt mit der Umwelt erleichtert werden. 

Der Bund stellt für den Bau von altengerechten 
Wohnungen und Wohnheimplätzen zusätzliche Mit-
tel nach Maßgabe der Richtlinien vom 23. 10. 1964 
zur Verfügung. Der Bewilligungsrahmen für das 
laufende Jahr beträgt, wie schon in den Jahren 1966 
und 1967, 40 Mio DM. Die mittelfristige Finanz-
planung hält diesen Bewilligungsrahmen auch für 
die nächsten Jahre aufrecht. 

Der Bund hilft mit diesen zusätzlichen Bundes-
mitteln den Ländern nicht unbeachtlich bei der 
Lösung dieses Problems. 

Anlage 14 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Katzer vom 13. Februar 1968 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten 
Bauer (Würzburg) (Drucksache V/2564 Frage 26) : 

Ansprüche auf Sozialversicherungsrenten können 
mit verbindlicher Wirkung regelmäßig nur bei Ge-
nehmigung 'des zuständigen Versicherungsamtes 
abgetreten werden. Wird die Genehmigung erteilt, 
so hat die Abtretung alle Wirkungen, die auch nach 
Bürgerlichem Recht einer wirksamen Abtretung zu-
kommen; es kann insbesondere nur noch an den 
neuen Gläubiger geleistet werden. Solange das Ver-
sicherungsamt die Genehmigung nicht erteilt hat, 
ist die Abtretung unwirksam und eine Leistung an 
denjenigen, dem der Anspruch abgetreten werden 
sollte, scheidet aus. Diese Rechtslage steht in vol-
lem Einklang mit den Grundsätzen des Bürgerlichen 
Rechts. 

Bei der Entscheidung über einen Antrag auf Ge-
nehmigung der Abtretung muß sich das Versiche-
rungsamt vor allem vom wohlverstandenen Inter-
esse des Berechtigten leiten lassen. Es muß dabei 
auch berücksichtigen, daß sich der Berechtigte mög-
licherweise der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung 
aussetzt, wenn er seine Rente ohne Genehmigung 
der zuständigen Stellen seines Landes abtritt. Nur 
eine solche Handhabung durch das Versicherungs-
amt kann dem Ziel dieser Bestimmungen, nämlich 
dem Schutz der Interessen des Versicherten, gerecht 
werden. 

Im übrigen lasse ich den konkreten Fall, der An-
laß zu Ihrer Anfrage, Herr Kollege Bauer, gegeben 
hat, gegenwärtig in meinem Hause prüfen. Über das 
Ergebnis dieser Prüfung werde  ich Sie so schnell 
wie möglich schriftlich unterrichten. 
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